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Vorrede. 



Das wachsende Intmsse, welches der wissensehafÜicheii 
Bearbeitiiiig des 5ffentlicheii Rechtes sich cawendet» hat der 
Lehre von den StaateiiTerhiiidiiiigeii eise erhöhte Bedentang 

gegeben. In dem ganzen Bereich deutscher Staatswiseenschaft : 
in Deutschland, Oesterreich-Ungarn und der Schweiz ist der 
Einheitsstaat nicht die Form , in der sich der staatliche 
Lebensprocess vollzieht. Die Grundfragen des öffentlichen 
Rechtes dieser Staatengebilde hängen innig zusammen mit der 
L5snng, die den schwierigen Problemen gegeben wird, welohe 
die Staatenvereinignngen der Wissenschaft darbieten. 

£bi eindringendes Stiidinm der Verbindnngsfonnen hat 
nioh gelehrt, dass znr KlSrnng des trots itnsgedehnter 
literarischer Bearbeitang noch immer vielfach dunkeln Gebietes 
es unbedingt nöthig sei, nicht, wie es so häufig geschieht, bei 
der einseitigen Betrachtung einer oder mehrerer Formen 
stehen zu bleiben , sondern alle historisch gegebenen Arten 
der Verbindungen eingehend zu untersuchen , um zu sicheren, 
vor dem Desaveu des Lebens so viel als möglich geschätzten 
Resultaten zu gelangen. 

Eine solche um&ssende und zusammenhängende Unter- 
suchung des gansen Gebietes hat bis jetst in der Literatur 
gemangelt. Es ist einzelnen Formen, namentlich dem Staaten* 
band und dem Bundesstaat, grosse Aufmerksamkeit geschenkt 
worden, andere jedoch wurden nur flfichtig behandelt, oder 
gar völlig ignorirt. 
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Dm vorliegende Buch will diese Lücke ausftlllen, ein 
Unternehmen, das bei der Nothwendigkeit fingehender Unter- 
suchungen über das Wesen des Staates einerseits und bei der 
grossen Ausdehnung des rechtshistorisöhen und positiv-reoh't' 
liehen Materi&is andererseits kein leichtes ist. 

Meine principiellen Anschauungen Uber die Bedeutung 
des Ckgenstandes sowie ttber Methode und Ziel der Unter- 
snehung habe ieh im ersten Gapitel der Einleitung dargethan. 
Indem die Resultate soviel als mSglich ans der vergleichenden ' 
Betrachtung des positiven Stoffes gesogen sind, habe ioh 
eine eingehendere Darlegung desselben dort f&r nothwendig 
gehalten, wo die Literatur entweder dürftig ist, oder entgegen- 
gesetzte Anschauungen zum Ausdruck bringt. Bei denjenigen 
Bildungen jedoch, deren Recht vielfache Bearbeitungen mit 
anerkannten Resultaten aufzuweisen hat, habe ich nur die- 
jenigen Punkte hervorgehoben, welche für die Bc^ündung der 
von mir vertretenen Ansichten von Bedeutung sind. 

Für bereitwillige Unterstützung in der Herbeischaffking 
von schwer ea erlangenden, besonders der amerikanisohen 
Literatnr ungehörigen Werken bin ich dem Vorsteher der 
hiesigen Universit&tsbibliothek Herrn Dr. Leithe, für freund- 
liche Berücksichtigung meiner Wünsche ausserdem namentlich 
dem Scriptor an demselben Institute Herrn J. Meyer zum 
Danke verpflichtet. 

Wien, im Februar 1882. 
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Einleitende Untersnehung 



Dr. J«lUa«s, Dto L«hM von 4mi StMtmiveriitndmctB. 



L 



Die Staatenyerbindungen und die Methode des 

öffeatlichea fiechta. 

1. In wenigen Partiell des öffentliohen Bechts herrscht 
eine solche Unklarheit, wie in der Lehre von den Staaten- 
verbindungen. Das Wesen des Staatenbundes und des Bandes- 
staates, die Natur der Realunion, der juristische Charakter 
des Protectorates und der Suzeränetät u. s. w. sind so weit 
von wissenschaftlicher Klärung entfernt, dass sich über maaoke 
dieser Begriffe nicht einmal eine herrschende Meinung heraus- 
gebildet hat und sogar die wisseaschaftliche Berechtigung dea 
ganzen Gebietes noch nicht ansser Frage steht Bald wird 
veranoht, die Staatenverbindangen als juristisch ondefinir- 
bare üebergangszastSnde der Staaten in einem Einigungs- 
oder Enteinigungsprocesse darzustellen, bald von irregulären 
Bildungen gesprochen, dann wieder eine jede neue concrete 
Gestalt als ein Gebilde sut generis aufgefaast und für sie 
eine eigene Theorie zugeschnitten, und schliessiioli die logische 
Möglichkeit der einen oder anderen Yerbindungsform gänzlich 
geleugnet. Aber auch unter Jenen, welche weder leugnen 
noch sweifeln, ist von Einigkeit keine Bede und die mannig- 
faltigen Stimmen, welche sich in der publicistiscben Literatur 
über diese Probleme vernehmen lassen, stellen sieb dem For- 
schenden als ein hSobst unharmonischer Chor dar. 

Dies ist um so befremdender, als die Fragen, um die 
es eich hier handelt, nicht etwa abstracte Schulfragen sind, 
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sondern gegenwärtig zu den praktisch wichtigsten des Staats- 
nnd Völkerradita säklen. Der Einheitsstaat, ai^ dessen Be- 
traohtimg sieh die antike und moderne Staatswissensobaft 
&st anssohliesalieh grossgeaogen hat, bildet heute nicht die 
Kegel im V5lkerleben. Das deutsche Reich, die schweiser 
Eidgenossenschaft, die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
and die nach dem Musterbilde der Union construirten Föde- 
rationen Mexiko'a nnd der Argentinischen Republik ; die unter 
gemeinsamen Herrschern vereinigten Staatengebilde Oesterreich- 
XJnganiiind Schweden Nor wegen; das ottomanische Reich nnd 
der gesammte Orient, f,die clasBische Heimat, sowohl für 
ansammengesetste, als aneh für ▼asallitische Staateabildnn* 
gen^^ bieten ein überreiches Material für das Studium von 
StaateaTeseinigungen dar. Selbst unter den grossen enro- 
pfiisohen isolirten Einheitsstaaten gibt es nur wenige, die 
nicht in anderen Welttheilen die Oberhoheit oder Protection 
über mehr oder minder civilisirte und staatlich geordnete 
Völkersohafteü besässeh, und das leicht geschlungene und ebenso 
leicht geltxste Band der Allianz vereinigt seit Jahrhunderten 
Schon die europäischen Mächte in den verschiedensten Combi- 
' natioaen auf kürzere oder längere Dauer. 

Der Grand, weshalb es der Wissenschaft noch nicht 
gelungen ist, so wichtige vor Augen liegende Erscheinungen 
theoretisch befriedigend au erfasse kann nur in ihr selbst 
liegen ) in falschen oder ungenügenden Theorien, welche sie 
der Untersuchung des realen Stoffes zu Grunde legt. Jede 
lebliafte Meinungsverschiedenheit über ein wissenschaftliches 
Object deutet stets auf Unsicherheit der Principien und der 
Methode hin. Nicht in den Einzelausführungen, sondern 
aumeist in der schlechten Fundirung ist die Ursache zu suchen, 
wenn jeder Schriftsteller sein eigenes System und seine 
eigenen Resultate hat. 

Um daher bei unserer Untersuchung sicher au gehen, 
erseheint es angezeigt, einen prüfenden Blick auf die Grund- 
lagen und die Methode des Staats- und Völkerrechts zu werfen 
denn jeder noch so unbedeutende Fehler in den Prämissen 

V. Kar ti LZ. Zeitschrift S. d. gesammte StaatswiSMASohaft, Bd. XXXil, 

8.568. 
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rächt siph unerbittlich in den Conseqnenzeiii wie der unbe- 
deutendste Irrthum beim Aneati einer Beehmuig das Bemütat 
nothwendig eiiiem falacheD macht. 

S. Unsere publioistische Wissensohaft entstammt leweA 
versobiedenen QneUen. Die obersten Begriffe, welehe aber im 
Systeme die untersten^ d. h. die das ganse Gebäude tragen- v 
den sind, verdanken wir der Rechtsphilosophie. Von den 
Tagen des Naturrechts bis auf die Gegenwart ist es die 
Speculation gewesen, von welcher der Bogriff des Staates und 
die Definitionen seiner Eigenschaften und Functionen ihren 
Ursprung herleiten. Der Staat der Rechtsphilosophie ist nun 
nioht etwa der eoncret vorhandene Staat, sondern ein Abstrae- 
tum, das erst Terwirklicbt werden solL Allerdings ir&gt 
dieser Normalstaat gar ^ele Zfige des wirUiehen, wie denn 
der Mensok seine Ideale nie gans unabhängig von seiner Um* 
gebung sich ausmalen kann, ja es ist im Grunde nur der 
wirkliche Staat, dessen Bild zum Typus hinaufgeläutert wor- 
den ist. Aber im Grossen und Ganzen hat dieser Gedanken- 
staat kein irdisches Dasein, sondern ist eine ideale Norm zur 
Beurtheilung und oft genug Yerurtheilung des Staates in. 
seiner factischen Gestaltung Das ist sowohl der Fall mit dem 
mechanischen Vertragsstaate des Hobbes und Rousseau 
als dem organisoben Staate der modernen Beobtspbilosophie. 
Die Wissenschaft von der Natur und den rechtlichen Eigen- 
schaften dieses Normalstaates ist das allgemeine Staatsrecht. 

Die Detail ausfShrnTigien des (»ffsntUchen Beehts hingegen 
schliessen sich eng dem pDsitiven Materials der Verfassungen, 
Gesetze,. Verträge u. s. w. an. Während bei Feststellung 
der allgemeinen BegriflPe von dem Concreten nur allzu oft 
abgesehen wurde, verfiel man hier nicht selten in den ent« 
gegengesetzten Fehler, indem man kritiklos an dem Gegebenen 
haftete und sich mit einem trägen Gonstatiren des Bestehenden 
begnügte, ohne- auch nur daran zu denken, aus dem Positiven 
höhere Begriffe zu gewinnen. Man glaubte das positiv^ Recht 
SU begreifen, wenn man statistis<^ seine einzelnen Theile 
kennen lernte, und überliess es der rechtspbilosophisohen Specu- 
lation, den Znsammenhang in das Gewirre des Details zu 
bringen. Wenn auch versucht wurde, dasselbe wissenachalt- 
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lieh zu. vertiefen, so trugen diese Versuche doch weniger einen 
juristischen, als einen historischen Charakter, die Forsohnn^ 
war nicht sowohl dem gedanklichen Inhalt, als dem geschiobt- 
lieh«n fintwickelungsprooease des Geltenden zngewendet. 

Die Consequens dieses zwiefaohen Ursprungs des öffent- 
liohen' Rechts ist nun die, dass die abstraoten Begriffe und 
die oonereten Ersefaeinungen des Staatslebens häufig unver- 
mittelt neben einander gestellt werden , ohne dass man die 
Nöthigung empfindet, sie logisch mit einander in Einklang zu 
bringen. Das Ideale ist eben nur die niemals ganz zu ver- 
wirklichende Norm, die sich mit dem Realen nicht zu decken 
braucht, das Positive kann und darf abweichen yon der Regel, 
die für den Musterstaat gilt. 

Das schlagendste Beispiel hiefiir bieten die Ausfübrungea. 
hervorragender Publicisten über den Punkt, der entseheidend 
für die ganze Lehre von den Staatenverbindungen ist. Die 
neuere Staats Wissenschaft bat im Gegensätze asu Montes- 
quieu den bereits von Puffendorf aufgestellten Satz « 
acceptirt, dass bei aller Verschiedenheit und innerlichen Ab- 
grenzung der staatlichen Functionen die Souveränetät eine in 
sich einheitliche und daher untheilbare ist. So erklärt 
Bluntschli: ^Einheit der Souveränetiit ist insofern ein 
Merkmal derselben , als die Einheit des Staate als einer Ge- 
samm^erson auch einer einheitlichen obersten Leitung bedarf. 
Zwei Souverfine mit verschiedenem Willen j ohne auf Einigung 
angewiesen zn sein, würden die Einheit der Staatsberrschaft 
ebenso aufheben, wie zwei Eigentbnmer an derselben Sache 
die Einheit des Privateigenthums, >) "Wenige ZeOen später 
steht jedoch der Satz: „Es kommt sogar eine Doppelsou' 
Veränetät vor in zusammengesetzten Staaten.* Ferner lehrt 
R. V. Mo hl von der Staatsgewalt: „Sie ist ausschli essend 
und also untheilbar. Mehrere obei'ste Gewalten, welchen 
die. Staatsgenossen gleichen Gehorsam schuldig wären, würden 

*) De Jure Naturae et Oentiim VII c IV. § 9 : „Prateimium est, tU oeteHda- 
mui, paHe$ itta§ Mcmm» imperü naturaUUr e»M «nnitM, «f mwiem «alW tM* 
plna»t tif, d ßngvmnat «oruM fiut$dam indtpmtdenUr pmu inmmi, f «omImi 
jMM* «Km mm, rtgutwu forma oMt^Mt»» fUuiA dmimalm.* ef. ib. § 11. 

*) StastovSrtorbuh tob Blnataehli «sd Braterr t. SonvwiMtli. 
Bd. 9, 8. 665. 
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schon dem Begriffe eines Organisnma, d. Ii. der Einheit in 
der Vielheit widersprechen, ansserdem müsste die unver- 
meidliche Verschiedenheit der Befehle zur Verwirrung und 
Auflösung führen." *) Nichtsdestoweniger erklärt er gegen Max 
Seydelf der durch seine Abhandlung übar den Bandesstaats- 
begriff*) anf den Widersinn der Lehre yon der getheilten 
Sonveri&netSt im Bundesstaate hingewiesen und damit den 
Anstoes an einer wissenschaftlich vertieften Eassnng des 
BegrifPes gegeben hat, dessen AnsftUimngen aber Mo Iii 
nicht einmal einer emstlicben Widerlegung werth hält:«) 
»Die menschlichen Zustände liegen nun einmal thatsächlich und 
zwar nicht ganz selten so, dass sich eine Anzahl von Staaten 
eine zweite höchste Gewalt neben und theilweise über sich 
gefallen lassen müssen, ohne dass sie deshalb freiwillig oder 
geawnngen ihr eigenes Dasein ganz aufgeben" % nachdem er 
bereits frfiher .oonstatirt hat, dass im dentsehen Reiche „nn* 
zweifelhaft* eine getheilte Sonverfoiet&t Yorli^ge. 

Solche handgreifliche Widersprüche bei Männern, denen 
die Staatswissenschaft Vieles zu verdanken hat, lassen sich 
nicht etwa auf einen Mangel scharfen logischen Denkens 
zurückführen. Sie sind nur die nothwendige Folge des Umr 
Standes , dass ein einheitliches Gebäude des Öffentlichen 
Brechtes maugelt, dass Deduction aus den Begriffen und In- 
dnCtion aus den Erscheinungen verschiedene Wege einschlagen, 
so dass ein ZusammentrefEen beider unmöglich wird. 

8. Das zweite Uebel, welches der publicistisehen Wissen- 
schaft fast unausgesetzt droht, ist die fortwShrende Ver» 
ndschnug des Politischen mit dem Jnristischen, welche fClr die klare 
£rkenntni88 sowohl des Einen als des Anderen gleich verderblich 
wird. Denn der Staat als Siibject und Object der historischen 
That verhält sich zum Staate der Jurisprudenz wie der 
Mensch in seinem natürlichen und socialen Leben zum Men- 
schen als Krechtspersönlichkeit. Wie man vom Privatrechte 

') Eucyclopädie der Staatswiasenschaften 2. Aufl., S. 118. 

Zeitschrift f. d. g. Staatsw. Bd. XXVIII, S. 155 ff. 
•) „Es ist schade um Mähe uad Scharfsinn; einer ernstllchea Wider- 
legnng bedarf es nicht." Das dentscfae Reichsstaatsrecht. 1873. S. 38, Anm. 
») 1. 0. 
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eine imklkrb, aOe Beobiadetolieit zentSrende Ansohamuig 
erliielte, wenn man ^ SdiSrife der BeehtsbegrifPe zn Gunsten 

der Vorgängö und Ansichten des wirthachaftlichen Lebens 
abstumpfen wollte, so wird auch alles Rechtliche in der Natur 
des Staates und in den Beziehungen der Staaten unterein- 
ander zerstört, wenn man juristische Erkenntniss durch poli- 
tische Erwägungen zu ersetzen sucht. 

Wessen Grundstttok überschuldet iBt, der kann wirth- 
schaffelioh gewies niiüit mehr als Eigentbümer daMlbeir enge- 
■eken werden; welohe Yerwimmg jedoch, walcken IJmstim 
alles Reektdebene wfirde es hervarrnfen, wollte «man jener 
ökonondsohen Ansohatrang irgend welchen Einfluss auf die 
ßeurtheilung der rechtlichen Verhältnisse einräumen! Die 
Ansicht, dass das öffentliche Recht einer engen Verbindung 
mit der Politik nicht entratheu und sich nicht von ihr trennen 
könnte, wie etwa das Privatrecht sich zu einer selbständigen 
Gestaltung gegenüber Ethik und Oekonomik herausgebildet hat» 
kat aar YoraniSBetBiuig die . geringe Acktpng des Rechtes von 
Seiten der Staaten , und war daher einigennaesen berechtigt 
za einer Zeit, wo Verfossiingen und Verträge eohonungfloa 
mit Ffissen getreten wurden. So lange ein Staat nur Politik 
treibt und sich um das Recht überhaupt nicht kümmert, mag 
es eine undankbare Arbeit sein, dieses ewig missachtete Recht 
feststellen und begreifen zu wollen. Aber gerade unser Jahr- 
hundert hat einen gewaltigen Fortschritt im Bewus^ti^eiri der 
Geltung des öffentUohen Hechts hervorgerufen. Der Ver- 
fassungsbruch wird im modernen Staate immer mehr zur seltenen, 
von schweren Ersohüttemngen begleiteten Ausnahme. Gewaltige 
Umwälzungen im Innent der Staaten Tollzieken sieh auf legalem 
Wege. Das Staatsreoht ist nickt mehr todte Form, sondern ent- 
wickelt sich zur geltenden Macht. Die gewaltige Ehitwickelung 
des internationalen Lebens hat auch das Völkerrecht von einer 
idealen Forderung zu einer sichtbar wirkenden Kraft erhoben. 
Internationale Institute wie die Genfer Convention, die inter- 
nationalen f'luascommissionen , der Weltpostvertrag u. s. w. 
«engen von der Realität eines Hechts, dessen Leugnung stets 
nur die doctrinäre Gonaequenz einer Schuldefinition des Hechtes 
ist, in deren Schablone fiir die Rechtsverhältnisse des Völker^ 
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iehem» aioh l^ein Plats tindet. Alletdiuge wird ei stete FUle 

geben, in denen die Staaten wider das von ilinen selbst als 
verbindlich anerkannte Recht liandeln werden. Alles Recht 
hat ja zunächst nur ideale Exiaienz, stellt ein Sollen dar, 
dem die Erscheinungen widersprechen können , es will die 
menschliolien Handlungen regeln, und deshalb ißt die Möglich- 
keit seiner Uebertretnng ecbon mit seinem Begriffe als Norm 
gefasst, inoongraensen der faoiischen Vorg^ge mit den dnroh 
die Beohisordnuig. geforderten sind im StaaiCsleben ebenso rni* 
Termeidlich wie im Privatleben; Aber das Unrecht, wenn es 
nnr nieht die Regel bildet, seretört das Recht niofati sondern 
offenbart vielmehr dessen Werth und Bedeutung. 

4. Bei dem heutigen Zustande des öffentlichen Rechts- 
bewusstseins ist daher die Fordeining wohl begründet, dasa 
Staats- und Völkerrecht als rein juristische Wissen sohaften 
aultreten. Der Vorwurf des SchoJasticismus, der gegen eine 
adlche Richtung erhoben werden mag % trifft sie nichts weil 
das Leben selbst den Anspruch erhebt, uns zu lehren, was 
im Staate und zwischen den Staaten Beohtens sei Ein solcher 
Vorwurf wSre nur -dann begründet, wenn man vorgeben 
wollte, dass die juristische Betrachtungsweise im Stande sei, 
das Wesen des Staates allseitig zu erfassen; das wäre ebenso 
falsch , als wenn man von dem Privatreeht behaupten wollte, 
dass es die Erklärung des Menschen in der Totalität seines 
Seins in liefern vermöge. Bas Recht ist nur eine Seite des 
Staates, den in seinem ganzen Umfang and Inhalt zu er- 
Vorsehen fast alle Wissensehaften mitwirken müssen, weil 
das complicirteste eociale Gebilde zu seiner vollständigen 
Durchdringung die Kenntniss aller physischen und psychischen 
Elemente voraussetzt, die es hervorbringen, bedingen und er« 
halten. Aber innerhalb der Lehre vom Staate, innerhalb 
der Staatswiösenschaft ist dem Rechte eine Position anzu- 
weisen, die so scharf abgegrenzt als möglich ist. Die Grenze 
kann allerdings bei dem inneren Zusammenhange aller Seiten 
des Staates keine mechanische Trennung bedeuten. So wenig 
es eine voraussetzungslose Wissenschaft überhaupt gibt, so 

") Vgl. Gierke, die Grnndbegriffe des Staatsredits und die oeuejüten 
StaartsrechtstheorioD. Zeitschrift f. d. g. StaaUw. Bd. XXX, S. 157. 
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wenig ein Staats- oder Völkerrecht, das nicht bestimmte Vor- 
aussetzungen über das Wesen des Staates, ja sogar einer 
concreten staatlichen Formation mit auf die Welt briogt. 
Aaeh em absolutes Ignoriren der historischen Bewegung, 
welche sich so oft im Widerspruche gegen die Formen des Keehts 
▼olldeht^ ein gttnzlieheB Nichtbeachten der Politik ist mit 
der geforderten Trennung des öffentlichen Reehts von anderen 
Betnu)lit«ngsweisen des Staates nicht gemeint, damit wäre ja 
die Möglichkeit historischer Individoalisirung , welche eine 
nach rein insserlichen Merkmalen verfahrende Ciassificirung 
verhütet, preisgegeben und damit den Disciplinen des öffent- 
lichen Hechts eines der mächtigsten Hilfsmittel zur Erreichung 
ihrer Zwecke geraubt. Durch den Hinblick auf ihre politische 
Bedeutung wird den abstracten Sätzen des öffentlichen Rechtes 
in vielen Fäliec erst ihr tieferes Verständniss zu Theil werden 
können, wie auch die ökonomische und ethische Bedentang 
der Privatrechtsnormen erst ihren ganzen Werth zu enthüllen 
vermag. 

Nicht eine gänzliche Isolirung des Öffentlichen l&echtes 
und dannt eine Verkfimmerang seines theoretischen und prak- 
tischen Gehaltes ist anzustreben, nur vor der Verwefbslung 
der verschiedenen Gebiete, vor der Vermischung und Identi- 
ficirung des bewegten Lebens des Staates mit der ruhenden 
Ordnung desselben muss man sich hüten. 

5« üm die groben Fehler zu vermeiden, welche die Con- 
seqnenz der bisherigen Behandlongsart der Wissenschaft sind, 
wird es vor allem nöthig sein, eine andere, sicherere Metbode 
zur JEirforschnng der Grandbegriffe einznschlagen. Schon der 
alte Pötter hatte erkannt, dass «em Lehrgebäude des 
Staatsrechtes, sobald man es als eine Wissenschaft behandelt, 
wenn es nur irgend den Namen verdienen und brauchbar sein 
soll, ohnp richtig bestimmte aligemeine Grundsätze ganz un- 
möglich ist". ^) 

Diese Methode lässt sieh nnn kurz dahin bestimmen f 
Trennung des Politischen vom Juristischen, nicht in dem 
Sinne, dass die Berechtigung nichtjoristischer fietrachtnngs- 

*) B«grtiise sam teotscIiM StMta- und Fftrttenreelite S. 10. 
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weisen negirt oder das völlige Ignoriren derselben vom Ju- 
risten gefordert werde, sondern dass das Bewusstsein der 
Grenze der rechtliclien gegen andere Auflassungen stets 
gewahrt bleibe; innerlmlb des so geschiedenen Stoffes klare 
jovistiaelie Durchdringmig. der Bechtsbegriffe. Die juristische 
Dnrolibilduiig eines Begriffes kann nar erfolgen, wenn alle 
unter denselben fallenden Erscheinungen sorgföltig geprüft und 
ühre gemeinsamen Merkmale yergUchen und zusanunengefasst 
werden. Die Indnction gilt in demselben Masse für die Fest* 
Stellung der Rechtsbegriffe, wie für alle anderen aas der Er- 
fahrung abstrahirten Begriffe. Auch der Staat und seine .Rechts- 
verhältnisse sind keine jenseits der Erfahrung liegenden Enti- 
täten, zu deren Erkenntniss andere geistige Qualitäten notb» 
wendig sind, als die, mit welchen wir sonst die Dinge zu 
erfassen uns bestreben. Gewiss haftet dem Wesen des Staateft 
Unerklärte» und TJnerklärbares an, gewiss ist ein rein indnctives 
Verfahren im Staats- und Völkerrechte so wenig möglich, wie 
in irgend einer Wissenschaft , gewiss mQssen alle Zweige der 
Staatswissenschaft von nicht weiter reducirbaren Hypothesen 
über die Natur des Staates ausgehen, allein das Unerforsch- 
liche zeigt sich bei jedem Objecte, wenn wir es auf seine letzten 
Elemente hin prüfen. Nur die Complicirtheit der staatlichen 
Verhältnisse, der Umstand, dass der Mensch selbst mit all 
den £äthseln seiner Natur das Molekül des staatlichen Orga- 
nismus bildet, verleiten zu dem Glauben, dass der Staat nur 
erspeculirt aber nicht erforscht werden könne. 

Indessen hat es mit den speculativen Begriffen vora Staate 
dieselbe Bewandtniss wie mit aller Speculation. Wenn sie 
mehr ist als die Ausgeburt eines müasigen Hirns , so ist sie 
eine intuitive Induction oder vielmehr eine Induction, die als 
solche nicht zum Bewusstsein kommt. Ganz richtig hat 
G-neist als das Wesen der Staatsphilosophie erkannt, dass 
man die aus dem eigenen- Lehen abstrahirten Vorstellungen 
und, fügen wir hinzu, Wünsche,, als etwas f&r alle Völker 
und Zeiten Gemeingiltiges ansieht. fi od in und Hobhes 
seiehnen ihren absoluten Herrscher nach dem Vorbilde des 



i>er Hechtsstaat 2. Aufl., S. 26. 
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▼or ihren Augen stoh entwiokelnden nad vollendenden nnmn- 

schränkten Königthums. Locke und Montesquieu erheben 
die Verfassung Englands zur absolut besten, Hegel idea- 
lisirt den prenssischen Staat Friedrich Wilhelm's III., und 
die Rotteckß und Welckera finden den französischen Con- 
stitutionalismnB durch die Idee des Staates gefordert. Und 
nun wird es auch klar^ warum zwischen allgemeinem Staats- 
reobt und philosophischem Völkerreeht anf der einen und den 
betreffenden positiven Diseiplineii auf der anderen Seite eitt 
Widerspruch notbwendig vorbanden «ein mass. Jene intui- 
tive Induction ist nämlieh . auch eine unvollkommene Induc^ 
tion, die weit davon entfernt ißt, den Reichthum der staat- 
lichen Bildungen durchforscht zu haben. Wenn daher eine 
concrete Erscheinung sich den a priori aufgestellten Defini- 
tionen nicht fügen will, so ist sie besten Falles ein Grebilde 
wi ^6rii, meistens aber eine Irregularität, deren Existenz 
man zugeben darf, ohne die Geltung des allgemeinen Begriffes 
zu alteriren. Denn nur das Typische besitst wahren Werth ; 
was die Zage 4e8 Typus nicht an sich tragt, lohnt eine 
ernste wissenschaftlicbe Betrachtang nicht. Dass nicht uur die 
oorreoten Gebilde, sondern auch die Missbildungen einer wissen 
schaftlichen Erfassung fähig sind und diese für die Kenntuiss 
des gesunden Staatslebens dieselbe Bedeutung hat, wie die 
Pathologie für die Physiologie, dieser Gedanke taucht nicht 
einmal vorübergehend auf. Mit der Auffassung einer staat- 
lichen Bildung als einer irregulären ist zugleich der Politik 
die Aufgabe gesetst^ die ünregelmaasigkeit hinwegsuräumen, 
damit die Wirklichkeit zuletst dem Schulb^griffe entsprechend 
gestaltet werde — der Bationalismus der Theorie zieht uner- 
bittlich den Rationalismus der Thät nach sich, das unhisto- 
rieche Denken das geschieh ts widrige Handeln. 

Nirgends zeigen sich die Folgen der Beurtheilung des 
Concreten nach idealen Typen schärfer, als in der Lehre von 
den Staatenverbindungen. Die allgemeinen ßegrifl'e vom Staate 
sind dem Typus des Einheitsstaates entnommen.^^) Natürlich 
lassen sich mit diesen Begriffen die abweichenden Verhältnisse 

G. Meyer, Staatsrechtliche Srörterongen über die dentsche Reichs- 
Torf. 1872, S. 5. Iisbsmd, dst Stastmcht dM dtmtmkn BtielMs I, S. 62. 
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lEiuammengesefteter Staaten niclit in Einklang aetaen. Die 
Dootvin erklfirt die Souveränetät für nntheilbair; in den Be- 
ziehungen des Vasalienstaatee zum oberherrlioheii, dea Glied« 

Staates im Bundesstaate zur Gentralgewalt scheint offenbar 
eine Tlieilung der höohaten staatlichen Macht vorzuliegen. 
Da iöfc nur eine zwiefache Möglichkeit vorhanden. Entweder 
wendet laan sich von doctrinüren Conseqnenzen ab und erklärt, 
um niieht einer unpraktischen Sebolaatik geziehen zu werden, 
die Katar der Soa^ieränet&t in zusammengesetzten Staaten ala 
eine Ananahve von dem aUgameinen Begriffe derselben, oder 
man mrd, wenn man ein Verehrer der Logik ist, geawongen, 
entweder die Existenz dessen an leugnen, was man vor Angen 
sieht, oder die betreffenden staatlichen Bildungen als irreguläre, 
ephemere, transitorische, juristisch unfassbare Erscheinungen 
zu betrachten.**) Aber dieser Ausweg, so bequem er er- 
scheinen mag, verhüllt doch nur äusserst nothdürftig die 
Unfilhigkeit der Erkenntni^s des Wirklichen aus den all- 
gMneinen Begriffen herans. Denn die Aufgabe der Jansprudens 
ist es, niebt nnr stabile, sondern auch vorübergebende Rechts- 
yerbältnisse an erklärm. Wie viele BecbtsyerhSltnisse des 
Privatrechts entstehen nnd vergehen in verschwindend korzer 
Zeit! Nichtsdestoweniger ist ein solohee BechtsverhSltniss 
trotz seiner kurzen Daner einer klaren juristischen Erkenntniss 
fähig. Und es ist überdies eine doctrinäre oder politische 
Voreingenommenheit, wenn man ßildui'gen, wie die hundert- 
jährige nordamerikanisohe Union und die vielhundertjährige 
schweizer Eidgenossenschaft, deren staatliche Gestaltung von 
Constanten sodalen Verhältnissen getragen wird, als üeber- 
gangsstationen im Leben der betreffenden Völker hinstellt. 



Kaltenborn, Einleitung in das Constitutionen« Verfatsangg. 
recht S. 159; r. Held, System des Verftisnngsreclito der nonarebieohea 
StMfcen DentachlABde I, 8. 3(Ne ff. ; OnmdBase dee ellg. SCaateieelite 8. 447 ff«; 
die Yeiftasiuif diu dentsölien Beicbs 8. 29. Aneh Sora ühlt warn Theil 
bielier. Vgl. dM Stealbrecbk dee denteelMii Beiehes L 1880 47: „wo die 
SoiiTerinetill fehlt, iat ein 8tMtt nioht voiliaBdeii. Koeh aidii ao bei den 

halbfbvveitoev Färstenthnm Bulgarien nicht mehr: so Karthago naeh 

dem zweiten paniaehen Kriege^ Polea naoh dea polaieoh-roaiiaoheii Tertrlgen 
▼OQ 1793.* 
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0* Dieses Unvennögen der Theorie, die Wirklichkeit 
sa erkl&ren, kann nur beseitigt werden, wenn für das 5ffnit- 
liehe Recht der Sats des rdmisohen Juristen jnir fiiehtschniir 
erhoben wird, dem das Priyatreoht seine wissensohaftliehe 
Stücke verdankt: wm ex regulajua mmakir, ex Jure, quad 
€si, regula ßat. Zwar wird jeder Forscher von principiellen 
Voraussetzungen über Natur und Zweck des Staates, welche 
ilim durch den Umfang und den Inhalt seiner Bildung ge- 
geben sind, ausgehen, wie auch der Jurist nicht aus dem 
Privatrechte den Begriff' der Persönlichkeit empfängt. Aber 
die a prtori an den Stoff gebrachten Anschauungen müssen 
dnreh den concreten Stoff gelUntert, ans der Vergleichnng 
der historisch gegebenen Staatsformen und Staatsbildongen 
mtlssen die höheren Begriffe berichtigt nnd dabei der Fehler 
vermieden werden, irgend eine concreto Gestaltung mit all 
ihren Zufälligkeiten als das Paradigma zu betrachten, nach 
dem sich alle künftigen derselben Gattung zu richten haben.'*) 
Aus dem Fehler, für die Staatenverbindungen Schablonen auf- 
zustellen, ist es zu erklären, warum die Theorie jeder neuen 
Bildung anfangs rathlos gegenüber steht, wie es mit Oesterreich- 
Ungarn and dem deutschen JEteiche der Fall war. Besonders 
die Dogmengesohiehte der staatlichen Natur des letateren ist 
hSchst lehrreich für die Methode des öffentlichen Rechtes. Vor 
der Grfiuidung des Eeiöhes war die durch Toequeville be- 
gründete, durch Wait z wissenschaftlich ausgeführte Lehre yom 
Bundesstaate, die hauptsächlich aus dem nordamerikanischen 
Bundes Staats rechte sublimirt war, die herrschende. Die Ver- 
fassung des norddeutschen Bundes und des deutschen Reiches 
wich wesentlich ab von dem Bundesstaat, wie ihn Waitz 
gedacht hatte. Da wurde denn das neue Gemeinwesen von 
der einen Seite für eine ganz selbständige Bildung erklärt» 
die sich keiner der yorhandenen Kategorien gans nnterordnen 
ISsst, von Anderen dasselbe als ein Staatenbund definirt, von 
Dritten der Typus des Bundesstaates in ihm erkannt, aber 
durch viele* Irregularitäten und principienwidrige Einrichtungen 
entstellt ^*), bis endlich die Theorie vom Bundesstaate seibat 

^ TfL O. ]C«yer, Stastanelillicli« BrSrtonnicen S.'l. 
^*) Vgl. Brie, Der Biiafl«tsti»t. Eiiw hiitorimlt-dogiiiatiBoha UaUr- 
nichiiiis, 1874. I., §. 12. 
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aieli iDodißcirte, und durch die Erkenntniss, daes die bisherige 
Lehre das UnweBentliohe und Partienlaüe mit dem GteneriBcheiL 
verwechselt hatte, die Begriffe jene Weite bekamen, welche 
aucb die neue G-estaltang umtosen konnte. 

Die Begriffe, nach weloben wir enchen, müssen aber 
scharf, bestimmt, fest und gegeneinander streng abgegrenzt 
sein. Bis auf den heutigen Tag hört man immer wieder, dass 
die Grenzen zwischen Staatenbund und Bundesstaat fliessend 
sind**), dass es mannigfaltige Uebergänge in den Staaten- 
verbindungen von der einfachen Allianz bis zum EUnheits- 
Staate gibt. Auch diese Behauptung ist die Folge einer Ver- 
wechslung politischer mit juristischen Gesichtspunkten. Rechts- 
b^griffe sind allemal kantig, das Verschwimmen dee einen in 
den anderen wäre der Tod der Wissenschaft, der Tod des 
Reohtslebens. Für den Civilisten und den Criminalisten ist 
das keine neue Wahrheit. Welche namenlose Gefahr für Leben, 
Familie und Eigentlium , wenn man behaupten dürfte, die 
Grenzen zwischen den einzelnen Rechtsgescliäften und Delicten 
wären flie>ssend , z. B. zwischen Kauf und Miethe , zwischen 
Ehe und Concubinat, zwischen Mord und Tödtnng! Das ist 
ja eben das Wesen des Bechtes, dass es die fliessenden Ver- 
hSltnisse d^s Lebens durch feste Begriffe gegeneinander 
abgrenzt.. Wo die Begriffe einmal anfangen , in den herakli- 
tischen Huss der Dinge zu gerathen, da hat die Jurisprudenz 
ihr Feld verloren. Behaupten, dass sich im Staats- und Volker- 
rechte die Grenzen zwischen den Begriffen nicht mit derselben 
Schärfe ziehen lassen, wie im Privat-, im Process-, im Straf- 
rechte, heisst daher nichts anderes, als jenen beiden Disci- 
plinen der Rechtswissenschaft den wiasenscbai'tlichen Charakter 
grundsätzlich absprechen. 

Indem man aber von den Disciplinen des öffentlichen 
Rechts feste Begriffe fordert, muss man sich hüten, dieselben 
ein&tth durch Analogien aus dem Privatrecht zu; gewinnen. 
Als ein in seiner £igenthflmlichkeit ^nziges Gebilde kann 
der Staat nicht anders woher Mass und Art seiner Beur- 

V. Mohl, Reiclwrttatsrecht S. 32, Dnbs, Das öffentliche Recht der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft II. Theil. 1878. S. 5. 6 eff c ken in der 
Ton ihm li«rMiB(egeb«iieii 7. Aafl. tob $1 elfter 's Vdlkeneoht. §. 20 a. 5. 
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tljeilung empfangen. Die Keigang «BT üdbertragung privat- 
rechtlicher Anschauungen auf den Staat ist gerade für den 
nach juristiseher Klarheit Ringenden eine drohende und daher 
sorgtältig zu vermeidende Gefahr. 

Die vorangegangenen Aueführungen haben wohl zur 
Q^Uge dargethan, daas, ehe wir zu unserem Thema schreiten^ 
es nöthig aein wird, von den soeben entwickelten Q-rundsätsen 
axis, eine Revision d^jenigen Qrundlefaren über dsh Staat 
Tos^eHnehmen, welche bei den uns Her beschäftigenden Fragen 
in erster Reihe in Betraolit kofmmen. Vor allem ist es der 
SonverSnetäshegrifP, der eine eingehende Erörterung erheischt, 
sodann die Lehre, dass die Souveränetät ein wesentliches 
Merkmal des Staatsbegrilfes sei. Erst dann wird der Gang 
unserer Untersuchung und die Cintheilung des Stoffes zu 
bestimmen sein 

n. 

Der äoaveräaetätsbegriff. 

1. Während die antike Staatswissenschaft im Wesentlichen 
auf die Ergründung der sittlichen Natur des Staates gerichtet 
war und in der Autarkie, der sittlichen Selbstgenügsamkeit 
sines Gemeinwesens das unterscheidende Moment des Staates 
▼on anderen Formen der menschlichen Gemeinschaft erblickte, 
hat die moderne Staatswissenschaft ihr Angenmerk auf £r- 
forsohnng des Staates als Voraussetzung und Gebilde des 
Rechtes gerichtet und in ihm das Bubject von Herrschafts- 
rechten, von unabhängiger Macht erkannt. Seit Bodin den 
Staat definirte als „un droü gouvernement de plusieurs mes' 
nages et de et qui leur est commun avec puiss a nee fi ouve- 
raine"' ^) ist der Begriff der Souveränetät zum Grund- und 
Eckstein der juristischen Erkenatuiss des Staates sowohl in 
Beziehung auf sein Territorium und seine Unterthainen als 
auch in seinen Verhältnissen zu anderen Mächten erhdben 
worden. 

«) £et «t« Uwru d» la R^nMi^iM. 1576. 1, 1 
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So einig man aber anob von alleii Seiten über die Be- 
deutung der Souveränetät für die Erkenntniss der Natur des 
Staates ist, eine so unglaubliche Verwirrung herrscht dennoch 
in dieser wichtigsten Lehre des öffentlichen Rechtes. Dass die 
politische Seite der Souveränetät zu den heftigsten Kämpfen 
Anlas» gibt, ist begreiflich; hängt doch von ihrer AufFasanng 
mehr oder weniger die Stelinng aller politisohen Parteien sam 
Staate ab.*) Aber aacb in Beiiebnng auf den jnristiacben 
Charakter der SouTeriinetftt ist dnrchana keine (Teberein- 
atioimung vorhanden, nnd vielleicht nirgends m den Unter- 
suchnngen über die jnristischen Grundbegriffe tritt so oft die 
Declamation an Stelle der Declaration , die verschwommene 
unklare Phrase an Stelle dea scharf abgegrenzten aufrichtigen 
Begriffes. 

Die theoretische Unklarheit hat znr nächsten Folge die 
änsserste Unsicherheit bei Entscheidung der praktisch so 
wichtigen Frage, wem in einem bestimmten Staats- oder 
völkerrechtlichen Gebilde die Sonveränetät zukommt. Das in- 
teressanteste Strettobject in dieser Hinsicht ist die nord- 
amerikanisohe Union. So sind z.B. nach Travers Twiss*) 
die Staaten der Union , trotzdem sie nicht nnabbängig sind, 
^aU Sovereign Staiea^ ; nach Wheaton*), Halleck^ und 
Anderen ist die völkerrechtliche Souveränetat der Einzel- 
staaten zerstört, die staatsrechtliche hingegen erhalten; nach 
Th. Ortolan") und Vollgraf f^) besitzen die Einzelstaaten 
in keiner Beaiehung Sonveränetät ; nach Tocqneville*) nnd 

') Vgl. die aiMfühciicheo BrOrtaranftn von J.Haid« Staat oad aetdl» 
tehaft Bd. II. S«ite 576 ff. 

^ The law oj naUon* comidered tu indqt«nd«iU poKHcal oommtmitie» 
Vol. I. §. 23. 

*) Elements du droit international t 1, p.7l. 

») InUmalional law, N^w-Votk 1861, ch. III, §. 16. 

„ — o» IM ptiä pot mime dim Mt /lal» aient wiMraintte tirfe- 
«iMif«, iiMH fm» r«Mr0iiff de quelques-vmm dt» «MnhMjeiw dm UtU Mumrameti 
k» toä idUgwi€t MfMf4 ]»0r U cinulStuiion.** Rä$l«$ vüemmiwMU» «e diplomaiie 
d« ja m«r t. I. p. 35. 

Wodurch nntenobeiden sich Sta&t«n-Band, Bandes Staat and Bbüititt- 
Stoat von einander ? Progr. der Universitit Marburg;, 1859, S. 42. 
*) Dt la dhuoeraüe m Amirigm 13^ 4d, 1 1, eh. VIH. 

l>r. Jel Ii nek, INe Lehre voa d«i 8taatottv«rhiad«ng«B. 2 



Digitized by Google 



18 



Bfittiinaiin*) findet eine Theüong der SonTer&netflt swisohen 
ünion und EinEeletaaten statt, derart, daep jeder der beiden 
StaatekSrper eich mit yollkommener Freiheit bewegt; nach 

Calhonn^") sind die Staaten der Union die alleinigen Träger 
der Souveränetät , wahrend die Gewalten der Union nichts 
als delegirte Rechte der Einzelstaaten sind. 

Kein Beispiel vielleicht ist mehr geeignet, die überaus 
grosse Wichtigkeit klarer Begriffe für das öffentliche Recht 
darznthun, als die Controverse über den Sitz der Souveränetät 
in den Vereinigten Staaten. Denn die Unklarheit über das 
Wesen und die Znstöndigkeit der Sonverftnetät war nicht 
znm geringsten Theile die ürsaohe der furchtbaren inneren' 
Kämpfe, welche die Union an bestehen hatte. ^0 seoe- 
direnden Staaten behaupteten, auf dem Boden des Rechtes zu 
stehen, als sie <iie Union für zerrissen erklärten und zu 
Montgomery eine neue Conföderation gründeten. Man kann be- 
haupten, dass die Frage der Souveränetät der Punkt ist, von 
dem aus allein das erste Jahrhundert der Greschichte der 
mächtigen transoceanischen Republik vollkommen verständlich 
wird , indem die Theorien von der Nullification und Secession, 
welche mit der Unionsverfassnng nnd dnrch sie anftanchen 
und die Stellung der politischen Parteien bedingen, von einer 
bestimmten Lehre über die Natur des Staates nnd die Souve- 
ränetät ausgehen. 

Ein anderes Beispiel für die Unsicherheit der praktischen 
Zu- oder Aberkennung der Souveränetät bietet das Protec- 
tion sverhältniss dar. Nach den Einen sind protegirte Staaten 
schlechtweg souverän. Andere behaupten, dass sie in die 

*) Du Bordtnerikuiische BnadcMtMtarMlit veii^idieD mit dea poU* 
tifldieii Binriclitiiiigeii .der Schweis I. Theil, S. 49. 

On tke eonttituHon and g&otnmtnt of Me VnUed SkUM. W«rk9 
Vol. I, p. 276. 

„Der Bärgerkrieg «ütspraiigikOBdeB mMhiddesMD und sich vollkommen 
entgejTPnc^esptzten Anscbanun^cn über die Frajye, bei ■wem rlio letzte sonveräne 
Gewalt liege nud damit über die reclillifhe Natur des Staatswesens der Ver- 
einigten Staaten." AI. H, Stephen, .-1 coustüulionul riew of thc lalc war beiweeii 
the States I, p. 29, citirt bei Haenel, Stndien znm deutschen Staatsrecht 
L Die vertragsmässigeu Elemente der deutschen Reichsverfassong S. 22. 

'*) 7att«l. L€ dr«U dn 9«n»\, L ch. 1 §. 6; d«Btk«r, EoropUaeliM 
ysikemokt in FrittdMindten LBd. 8.136; Tr»vert Twiss. I.e. Toi. I. 
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Kategorie der s. g. halbsouveränen Staaten gehören *^), wäh- 
rend Dritte die Entscheidung über die Frage nach der Sou- 
veränetät von dem specifisohen Charakter des einzelnen Falles 
abhängen lassen wollen. 

Die Zahl dieser Beispiele liesse aioh leicht yermehren. 
Sie allein beweisen schon, wie dringend nothwendig es ist, 
sich über den juristischen Begriff der Sonverftnetät za ver- 
ständigen, and verstärken das theoretische Interesse, das diesem 
wichtigsten der Grundbegriffe des öffentlichen Hechtes entgegen- 
gebracht werden muss. 

2. Um eine klar^ Einsicht in das Wesen der SouverftnetSt 
zu gewinnen, wird es vor Allem nöthig sein, die bisher anfge* 
stellten Lehren einer kritischen Betrachtung za imtensiehen. 

Wissenschaftlich am tiefoten stehen Jene, welche das 

Vorhandensein bestimmter staatlicher Thatigkeiten als das 
Kriterium der Sonveränetät angeben, welche also die Sou- 
veränetät als eine Summe einzelner staatlicher Befugnisse 
ohne innere Einheit auffassen. Besonders bei Völkerrechts« 
lehrem ist diese irrige Anschauung oft zu finden, die ihren 
Ausdruck zuerst von Leibniz empfangen hat. Das Becbt 

§. 25; Heffter §. 22, wo sob IV das Schutsverfaältniss nnter den Moda- 
lititen aufgezählt int, deren die StMtsaoaver&netAt fähig ist, Oha« uck 
•nfBngeben. cf. §. 18 am Knde. 

**) Wheaton, J. ch. II, §. 12 ; Ph il I im ore, Commentarieg upon inter- 
national lato Vol. 1. §. 77; Oppenheim, System des Völkerrechtes 2. Aufl. 
S. 43; Blnntschli, Das moderne Yölkerrechi der civilisirten St&aten als 
Bcehtobiifib dargestellt, 3. Anfl. Art. 78; OrtoUa t I. p. 42; Oalvo, X« 
droit hUBrnmüMai thM^^ et pral^ 4*"« 4d. t 1, §. 61— 6Sw 

Ha r tu »an, Inttitstiram des YSlkerreohtes 1874 19.25. 

**) ^SuprtMUtum ergo ilK irihtto, ftn non tmhm dornt mWIfet manu 
müitmrt r^fit, ood f«M eiiam exereitum extra fine» dueere, et ar»i». foedoribiu 
ie§etSoinhue ete eoeterio jwrü gemimm oanctiombns aliijuid momemli ad verum 
JBmopae generaltum $mmam conferre pofett." CoMarinua Fursteneriw de jure 
Miprematus nc legat. princ. Oerm. 1(^79 ad lerforem p. XII. D&ss die Anhänger 
der Lehre von der Gewaltentheilung die Sonveränetät fflr eine Somme von 
einzelnen Rechten halten, ist selbstverständlich. Schon Barbeyrac zu 
Puffendorf 1. VII. c. IV. not 1. (Basel 1732 t. II. p. 253): La v^riu ett, gue 
la Souterainet^ renferme un ataemblage de diven droitt ou de diccr^ puucoirs 
dietinettf moM eoi^trez pour une mime ßn, c'eU ä dire pour U bitn de la 
SoeUU.* 

2* 
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Ober Krieg und Frieden, das Gesandtschaftsrecht, das Hecht, 
)Staatenverträge zu schlieasen, werden als die Kasenz der 
Souveränetät angeführt. Hiebet ist ganz ausser Acht 
gelassen, dass es rechtlich möglich ist, dass sich Jemand zur 
Nichtausübung eines Rechtes verpflichte ohne es deshalb auf- 
zugeben. Politisch allerdings werden Staaten, die sich 
eines der erwähnten Hoheitsreclite daroh Vertrag begeben, 
in vielen Fällen nicbt mehr zu den souveränen gezählt 
werden k5nnen, aber Politik und Jurisprudenz sind eben zwei 
ganz verschiedene Dinge. Es ist femer möglich, dass die 
Ausübung der angeblich die Souveränetät oonstituirenden 
Rechte von dem Inhaber einem anderen übertragen wird, 
ohne dass fliMscr nunmehr als Souverän erscheint. Die ost- 
indische Compagnie hatte das Recht über Krieg und Frieden 
und war dennocli niclit souverän. Der VicekÖnig von 
Indien kann Gesandte schicken und empfangen, ohne dass 
Indien souverän ist, Ja ohne dass es als ein, wenn auch ab- 
hängiger Staat gegenüber England und dem Auslande dasteht. 
Die mechanische Definition der Sonveränetät aU einer Summe 
einzelner Hoheitsrechte ist daher nicht nur theoretisch un- 
richtig, sondern auch praktisch unhaltbar. 

Hierbei mag gleich eine andere auf der Vermischung 
politischer mit rechtlichen Gesichtspunkten beruhende Theorie 
ihre Erledigung finden. Von manchen Seiten wird nämlich zur 

Phillimore Vol. I. §. 77, 88; 0 p p e n h e i m S. 90 ; Halleck 
cb. ni 5^. 8, der aach trotz der principteHen Anerk«nnnn(? der Souveränetit 
der zu eioeru Staatenbande vereinigten 8taat«n die Souveränetilt der schweizer 
Kantooe von 1815—1848 für „ffreatly impaired, if ttot .oonipieleljf detlroyed* 
Irittt, w«U jjtk» utenUtd puUkkt tf tUU» towereisnty uwre mtrged In lAe DUi'* 
{(. 15, vad US demMibcn Grand« §. 16 die Soarerftatttt dtr in dmtiehaii 
Boode beflodlfektn KletdiUfttea fftr sweffelbafl «rkttvt 

*0 Geffckan Sil Haffter» §. 87» gegea di« von aiir: Die rechtliche 
Katar der Staatenverträge ausgesprochene Ansicht voa der ÜAiberizasbarkait 
der Boheitsrecht«, dereu Unrichtigkeit ich sagestehe. 
") Wheaton F. ch. TTl. §. 2. 

") Blantgchli, Mod. Völkerrecht Art. 161. Ebenso hatten der Vice- 
kÖnig von Neapel , der Goovernenr von Mailand und der Generalstatthalter 
der NiederlaDÜe unter der spanischen Herrschaft das Legationsrecht. Yattel 
I.IV, c. Y, §. 1; neaere Fälle bei Philllmore Vol. II, §. 129. 
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Anerkemittng einefi Staatswesens als eines souveränen nicht 
blos reehtliehe, sondern auch ein Mass factischer SouverinetSt 
gefordert 

Mit dieser Lehre ist eigentlich das ganee Völkerrecht 

zerstört, jede noch so grobe Verletzung internationaler Rechts- 
grundsätze gerechU'ertigt.**) Der erste Grundsatz des Volker- 
rechtes ist die Anerkennung der Gleichheit der Staaten ohne 
Büoksicht auf ihre Grösse und politische Bedeutung, wenn 
auch einigen von ihnen Ehrenvorsüge vor den anderen zu- 
stehen. Witt man die internationale Existenz eines Staates 
davon ahbftngen lassen, dass er sich nicht nur rechtlich, sondern 
auch faotisch als Macht cur Greltnng an bringen versteht, 
dann wUrde jeder richere Massstab für die Feststelinng der 
Sonveränet&t fehlen denn selbst Grossmächten kann es ge- 
schehen, dass es ihnen an der factisohen Freiheit anderen 
gegenüber mangelt. 

Allerdings hat das Factische im Recbtsleben der Staaten 
seine Bedeutung so gut wie im Leben der Individuen. Die 
Handlungen eines Usurpators können von rechtlichen Wirkungen 
für den Staat nach Innen und Aussen begleitet sein, es kann 
Sur Anerkennung eines Trägers der Souver&net&t gefordert 

*^ Phillinoro, Yol. Lp. 1^1: D«r protesiri« SUat. tun loavtito m 
M9ib«n, ransB di« insMr«! Httbeiltraehto bebaltaa ,4^ /««lo o» well a$ dt jure*. 
•bnto HsIUok dL m. 9: „TAe«e righitmutt he rüniiMf de/atto U* weU 

m$ d*jure/^ T. Gerber, Grnnriztig« des deutschen Staatsrechtes. 2.Anfl.. S. 24, 
D. 4: „Die Sonver&netikt ist kein Begritt der blas auf der Basis des Rechtes 
beruht, et" setzt znfjleicb, um zur vollen Wahrheit zu werden, eine entsprechende 
Macht vorios " Esch er, Handbuch der praktischen Politik, l, S. 53 erklärt, 
das« Kleinstaaten nicht den BesrifTe der Selbständigkeit entsprecheo, der dem 
Staate wesentlich ist. 

■*) So vertheidigt Phillimore, I. p. 92, daraof gestätit, zwei der 
flafruttotten TerteUvngen des TÜkflmditM, die Wegntbme der diatebea 
Flotte dereh die BngÜader nad du BenberdeoMSt von Kopenhagta in Jekfe 
I8QT« nd§t matm Im fhu pdietm d^infutÜM, qitM Ptm jnass« froiceer lian« Im 
flüffM/« d^kktein comm enrnple «IVn« nmüon plu» fmhU ilUigaUiMHt vieime 
iC'iraf ntt^m pUu foHe.'* Beeck Lew reaee, Cmmenlmre «wr iee BUmenle da 
ff. Wkeaum 1. 1., p. 34. 

**) Vgl. J. Held, System I, S. 245; Liehe, Staatfirechtliche Stadien I. 
Sind die an einem Bundesstaate vereinigten Staaten souverin ? Leipzig ISSO» 
S IS; H. Scbnlsa, Lehrbeeb dae deatocben Staatsrechtes, f. 1S81. S 2a. 
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werden, dass er dieselbe auch factisch besitze. Aber die 
Souveränetät des Staates ist, soweit dieser Begriff juristischen 
Wertb bat, nicht ein messbam, Ton einem Mehr oder Minder 
abhängiges ractnm« sondern eine rechtliche Folge seiner 
Ezistens, hingt also nar davon ab, dasa er fiber ein Gebiet 
and die darin befindlichen Menschen herrscht nnd von den 
anderen Mächten als sdhstberechtigtes Glied der Staaten- 
familie anerkannt wird. Weldie Mittel er besitzt, um sich 
als Macht zu bewähren, das ist jaristiscb gänzlich irrelevant, 
da es dem Rechte auf allen Eechtsgebieten in derRegei gleich- 
gUtig ist, in welcher Stärke die von ihm verliehene oder aner- 
kannte Herrschaft sich factisch bethätigt. 

£s ist femer herkömmlich, von einer staatsrecht- 
lichen nnd einer völkerrechtlichen Sonver&netftt zu ' 
sprechen. Insoferne darunter einerseits die Gesammtheit der 
über das Staatsgebiet nnd Staatsvolk ansgeflbten Hoheits- 
rechte, andererseits die Hoheitsrechte verstanden werden, 
welche einem Staate anderen gegenüber zustehen, so ist das 
nur eine ungenaue Ausdrucksweise, gegen die sich indess so 
lange wenig einwenden lässt , als man dem Spracbgebrauche 
keine tiefere wissenschaftliche Bedeutung beilegt. Es wird jedoch 
weiters noch behauptet, dass unter dem W^orte Souveränetät 
zwei wesentlich verschiedene Dinge gedacht werden, 
nämlich einmal die Eigenschaft des Staates als höchster 
und zweitens als unabhängiger Macht.'*) Bei logischer 
Zergliedemng dieser beiden Bedeutungen der Souveränetät 

*^ Kltb'tr, X« droit äßt ^cm« madtm» «n Swnpe $.21; H^ffter» 
18; L. Keniiaiin, Grandriss des earop. Völkerrechts 2. Anfl., S. 18 ; 

Hartmann, Institutionen S. 23 : „Diese Unabhängigkeit bildet di» 

völkerrechtliche Sonveränetät. Wo sie nicht vorhsjxden ist, ist im völkerrecht- 
lichen Sinne eigentlich kein Staat vorhanden." Kaltenborn, Einleitung» 
S. 149 ; Zöpfl, GrundsätEB des gemeinen deutschen Staatsrechtes 5- AuÜ,, 
§. 54, V. ; Woolsey, IntroducUon to the study of hüernationcU Law, ßeprinted 
from tha fourth American cduion, London 1675, ^. 37 uoter8ch»ld«4 aontreignty 
US »(Ae unMtkrtlUA mOmh» §mniaß tf .Aa pomn tf Ift« ttaitF vkd «mb- 
pmienee als die negative Seite der Souvefiiietät: „fa tfcvjf lA«< «Ny Mher 
UaU hM any rigkt to mter/en wUh tkt eaereiM e/ • «teü^« amd «eeera^ 
pctwert". IMeeelbe TeniiiioUigie bei Tr. TwIbs I, p.* S8 ft, aber In büelitt un- 
klarer Welae dorcSifettbrt 
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findet man jedooh, dasa sie aieh beide nothwendig ergänaen, 
ao dasa eine ohne die andere sieht gedaeht werden kann. 
Eine hSchste Maeht, die .von einer anderen abhftng^, iat eben 
nicht die höchste, anoh nicht f&r die ihr anmittelbar Unter- 
gebenen, weil diese ja mittelbar durch die über sie herr- 
schende Gewalt jener zweiten unterworfen sind. Auch die 
neue Wendung, welche Georg Meyer diesem Dogma dadurcli 
geben wollte, dass er die staatsrechtliche Souveränetät , als 
Unbeeohränktheit des staatlichen Wirkangskreises , der 
ydlkerrechtlicheo, alsUnabhängigkeit von anderen Mächten 
gegenttberateUt*«), ändert an der Sache nichts. Denn anoh 
eine abhängige ünbeschräaktheit ist eine etmtradieiia m adjeeio. 
Unbeschränkt ist eben der Staat, der von keinem anderen 
Willen als von seinem eigenen abhängt. Umgekehrt schlieast 
der Begriff einer unabhängigen Macht den der höchsten in 
sich, denn unabhängig ist derjenige, der keinen Höheren über 
sich hat, wie es in der Sprache der früheren Zeit heisst: 
„qui ne tient la couronne que de Dt'eu et de son ipie.** Auch im 
Vertrage bleibt der Staat nur seinem Willen unterworfen, 
er selbst ist es, der sich bindet, indem er Anderen Rechte 
gewährt, wie überhaupt alle völkerrechtlichen Beschränkungen 
des Staatswillens für ihn nur gelten, insofeme und weil er 
ne gewollt hat. 

Staats- und völkerrechtliche Souveränetät sind somit 
nicht zwei getrennte Souveränetäten, sondern eine und die- 
selbe ; die Versuche, die Souveränetät nach ihrer Richtung 
zu theilen, sind als misslungen zu betrachten. Jeder Staat, 
dem staatsrechtlich die höchste Gewalt zusteht, ist in 
Folge dessen völkerrechtlich unabhängig.**) Was man Völker • 

**) Lebilmoh des deatscken Siaatsreohtes, 1878, 8 34. 

"*) Vgl. meiD, Die reohtliche Katar der Staatenverträgfe, S. 45, 57 ff. 

^) Die Einheit der inneren nnd äasseren Hoheitsrechte in der Staats- 
gewalt betont bei H. A. Zachariae, Deutsches Staats- und Bundesrecht 
3. Aufl., 1. Theil, S. 73. Unklar Liebe a. a. 0. 3. 10 ff., wonach der Souve. 
r&netät eine Abhängigkeit onnachtheilig ist, welche darin besteht, dass 
•ich ein das Recht der Thätigkeit aof dem gesammtea Gebiete staatlicher- 
Anlip^beB bM|tMS.d«r Staat verpflichtat hat, dietfe Tbitig kait „in gewisaan Ba- 
•iahsqgM anr aaab fawlssao OnadaltMe aoatnObaa.* 
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reektliche SoaveriUietät nennt, iat nur der nothwendige 
£efl«x der eteatsreoktlick kdekiten Gewalt Beek Aiieeen. *^ 
Die innere Souveränei&t ist niokt nur „regelmfiesig* , wie 
Heffter kekaupUt sondern ansnekmeloe die Baiia der 
ftneseren. Wo angebliek eine v öl kerreckt liehe SouverSnetät 
ohne staatsrechtliche existirt, wie es V^iele vom Staatenbunde 
behaupten, ist eben in Wahrheit keine selbständige Macht, 
sondern nur ein Quantum einem gemeinsamen Organe mehrerer 
Staaten von diesen delegirter Macht vorkanden, wie wir später 
sehen werden. Andererseits wird man dem poiitisoken Ge- 
bilde, dem die völkerreektlicke SouveriUietät mangelt, eoa- 
seqnent anek die staatsreektUcke akspreeken mfissen. 

Eine andere ünklarkeit über das Wesen der Sonveränetftt 
wird dadarek kervorgerufen , daes man sie Tom Staate los- 
löst und entweder auf ein RIement im Staate: den Fürsten 
oder das Volk überträgt oder sie ausserhalb des Staates 
in einem ethischen oder religiösen Princip sucht. So hat man 
von Fürsten-, Volks- und Nationaisouveränetät, von der Sou- 
veränetät der Gerechtigkeit, des GewissenSf der Menschheit, 
Gottes, des Rechtes, des suffrage tmtversel u. 9. w. .ge- 
sprochen und den Staat als solchen der Soaveränetät beraubt. 

Die letsterwähnten Ansiobten gek$rsn in das Bereiek 
der Speenlation, weloke der Staatsgewalt materielle Sokcanken 
aieken will; sie fallen ansserkalb des Eakmena unserer Kritik. 
Die Verwerfung der Staatssouveränetftt jedock zn Gunsten 
einer Fürsten- oder Volkssouveränetät, oder auch die Spaltung 
der Soaveränetät in die des Staates und des Trägers der 
Staatsgewalt beruht auf einer Verkennung des Wesens der 
Staatspersön l ichkeit. 

Oer Staat, losgelöst von seinen constituirenden Elementen, 
ist ein begriffliekes Schemen, dem niokts fieales entsprickt — 
80 wenig es irgend eine PersSnliokkeit gibt, die getrennt von 

[Jeber das Wirksamwerdea d«r SoureriaeUl nseh Annen tinlm nnttn 

a. Abth. I. Absch. Cap. h $• 4. 

") §. 19. 

Zöpfl T. §. 54, 55. 

S. hierüber J.Held, SUat and Gesellschaft Tl, S. 499 und die Literatur- 
angaben S. 602^504; Bluntschli, Allg. Staatalehre 5. Aufl. S. 565 IT. 
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ilireii physischen und psychischen Organen noch als ein eigenes 
Wesen wahrnehmbar existirio. Der Staat leM sieh dnreh 
seine Organe aus, in ihnen und nnd durch sie bewährt er 
sein Dasein. Er kann nur dnroh Organe handeln, nur dnreh 
sie sieh als Gewalt darstellen. Wenn daher ein Organ des 
Staates handelt, so handelt damit der Staat selbst, es gehen 
also nicht etwa zwei verschiedene Actionen vor sich, die des 
Staates und die des Organes. Wenn ein Mann einen Baum 
fällt, so schwingen seine Hände die Axt; aber indem die 
Hände sich bewegen, bewegt sich der Mensch selbst. Es ist 
eine and dieselbe Thätigkeit, nur einmal auf die fiände als 
das unmittelbar handelnde Organ, das anderemal auf den 
Menschen als den Eigner des Organes bezogen. Ebenso im 
Staate. Die Thätigkeit des Staatsorganes ist Th&tigkeit des 
Staates selbst. Das Gresets wird im monarchischen Staate 
vom Fürsten sanotionirt. Die Ertbeilung der Sanetion ist 
aber nicht nur Action des Fürsten, sondern Action des Staates 
selbst. Eine Differenz zwischen dem Handeln des Staates 
und dem des Organes kann allerdings entstehen, wenn das 
Organ des Staates die seiner Thätigkeit gestrickten rechtlichen 
Grenzen nicht einhält oder übersclireitet, wenn es also seine 
gliedliche Stellung im Staate verläset und sich als selbständige 
Macht diesem entgegenstellt. Dann ist es aber nicht mehr Organ 
des Staates im stricten Sinne, seine Handinngen sind recht' 
lieh nicht mehr Thätigkeiten des Staates. Wenn ein Fürst 
eine verfassnngwidrige Handlung begeht, so handelt nur er 
selbst, aber nicht der Staat, dessen Wille hier gar nicht nnm 
Ausdrucke kommen kann, weil ihm das zu jeder seiner Willens- 
äusserungen erforderliche Organ in solchem Falle mangelt. 

Die Souveränetät des Staates und die des Organes, durch 
welches er sie bethätigt, fallen daher, insoweit das Organ in 
seiner Stellung als solches handelt, schlechtweg zusammen. 
Auch von einem Auftrage des Staates, demzufolge der Träger 
der Sonveränetftt als Mandatar des Staates erscheint, kann 
nicht gesprochen werden. Ein solches Mandat hätte wieder 
snr Voranssetsnng die Zerreissung des Staates in ein unper- 
sönliches nnd doch wieder xa personifioirendes Abstractnm 
und die Summe seiner Organe, die dadnrch, dasa ihnen das 
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•ioigeiide Band mangelte, in meohanitehe Theile i^neeinander- 
fielen. 

Alle Sonverfinetät ist demnach StaatsBonverSnetit nnd als 
eolcbe gewiesen Organen des Staates sostladig. Sie ist nnr 

möglich, indem sie in staatlichen Organen zam Ansdrack kommt, 
ihr Dasein und ihre Zuständigkeit zu einem staatlichen Organe 
sind von einander unabtrennbar gegeben, das eine kann ohne 
die andere nicht bestehen. Daran ändert auch der Umstand 
nichts , dass im concreten Staate das Organ der Souveränetät 
wechseln kann durch Tod, freien Entschluss oder Revolution. 
Es ist für den Staat nur wesentlich, dass ein Organ ror-^ 
handen sei, dessen Wille sein Wille ist, aber gleiehgtltig, wie 
daeselbe beecliftlfen sei. 

Wenn wir min im FonMhen nach dem reehtUchen Inhalt 
der Sottverlihetftt nne den Lehren anwenden , welche eine 
scharfe begriffliche Definition derselben geben wollen, so ßnden 
wir zuerst die soeben erwähnte Theorie von der Souveränetät 
als höchster und unabhängiger Macht. Von dem sechzehnten 
Jahrhundert bis auf unsere Tage hört man die Definition der 
Souveränetät als der höchsten Gewalt, als summum imperium^ 
supremapotestas, Machtvollkommenheit, die oberste Gewalt u. s. w. 
Ist durch air diese Erklärungen ein Einblick in den Inhalt 
der Sottyeränetftt gewfthrt? Mit diesen Beziehniigen ist weiter 
nichts als eine Relatio n ausgedrückt und zwar positiv, dass 
der Staat über allen Mächten und Kräften stehe, die sich in 
ihm bewegen nnd äussern, negativ, dass keine Macht ausser 
ihm vorhanden sei, der er sich zu beugen habe. Worin sich 
diese höchste Gewalt äussert, was sie sei, darüber wird man 
vollständig im Unklaren gelassen. ") 

Eine andere Definition , welche nachweisbar mit der 
Personificirong des Staates zusammenhängf ), ist die Be- 

Darin kommen fast alle neaeren- deatschen Pahlicisten überein. 

'■^) Die Definition der Souveränetät als höchster Macht ist im Grondo 
nnr eine Verbaldelinition, vg). Emile UeGirardtn in Maurice Bl ock , Dicliort' 
uaire gindral de la politique s. v. touveraineti 11, 944- „Souverainet^ gigniße: 
fui 0tt aWMm«." 3, Haid, System T, 8. 233. 

*^ ObvoU aelioii fwnBodia iuidClr.otivslMhMije|l«fe, wird dit Sfiibeit 
ab wcMiiflidiM Mwkaal d«r 8ottY«iiMtit gsbeUwlit lad oooMqiw&t ntt dtr 
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seiobnung der SouTerSnet&t als Einliflit d«r •ftutlicheii 
Kräfte oder wenn die pliüoaopbiaelie Idee in*e Juriatieehe 

li-bersetEt: wird, al» Einheit der staatitohen Hohettsreefarte. **) 

Diese Definition verwechselt die Folge mit dem Grund. Weil 
der Staat Persönlichkeit hat oder als Orgauiamus aufgefasst 
wird, darum müssen aUe von ihm^ ausgehenden Willens- 
äusserungen auf ihn als eiu einheitliches and untheiibares 
Sobject zurückbezogen werden. Die £inheit folgt also ans 
dem Wesen des souveränen Staates, aber sie ist nicht die Souve- 
rinetftt selbst.**) Deshalb erscheint aach diese Definition 
äusserst unklar, denn sie Itot ans über die Natur der JBänbeit^ 
über das Wesen der geeinten JSiechte ganz im Dnnkelli', sie 
gibt ein äusseres Kennzeichen der Souveränetät , Überhebt 
sich aber der Mühe, den rechtlichen Inhalt derselben ver- 
ständlich zu machen. Auch das Eigentham in der Auifasaung 

Nstir im Stsstet alr P«raoB vwbimdeB amnt wem. Hobb«s de eint «. V., 
89 — Ii ^writa$ — — — «ftotn fr§imn eioilU : nam cum una tiU 9mmhm volmdat, 

fro una per$ona habenda ett", 1. c. §. 9 daher nlmper^in MMMm «ItVitfi |Kw<e, 
eziotioiiasima eivitatit dodrina m^" o. XII. 85. Dann Psffendorf De J. N, 
et G. VIJ. e. 2, tS: ^eivitcUi» haec eommodiMtima videtur definitio, qnod tit 
persona moralit eomponta, cujus voluntan — — pro voluntate omnium habetur, 
daher c. 4. L swnmum imperium civile „lu »e unutn quid dam et intiivitum'* trotz 
der partes poieniifüest die er gleich der Seele besitzt. Bousseaa Ju 
contrat social i. I. ck. 7: JLe corps politique ou U souverain'*^ «ceOe nultilude 
rimm t» un eorp«", /. II, ck. U — -ia jonwimdCtf — est ituUm$ibtej osr 
!• MloHt^ — — — ut odh du eofpt du peupl§F. F«ner gegea die niUiing der 
SoaveEiiMlit; ^*ut «omeie «*tl9 cemfotaitniVhomm» de pMeure earpe,'' Unter 
den Nenereii daher toii «nes Yertreten der Aifteetsg dee Steetes ale eines 
penSalidua OfguisMas herforgehobea. Z. B. Ahr est, Heiliineeht 2. Bd.» 
6. Aufl., S. 305; Stahl. Staatslehre, 3. Aul., a 190; Treadelenba rg. 
Katarrecht, 2. Aufl. § 203; v. Gerber a. a 0. S. 22 &b«r die SUategewalt: 
^nf ihrer Bedeatuog als seelischer Kraft der Staatspersönlicbkeit eines Volkes 
beraht ihre Eigeoschaft der üatheilbarkeit." Otto Mejer, Einleitan^ in das 
deutsche Staatsrecht S. 5: „Daoeben ist sie (vid. die Staatsgewalt) als indi- 
viduelle Macht einer Persönlichkeit ihrem Wesen nach nntheilbar.' Blnntschli, 
Allgemeine Staatslehre S. 564: „Da der Staat ein organischer Körper ist, so 
ilt Einheit der SoayerAnetät ein Erforderniss seiner Wohlfahrt." 

•*) Z.B Waits, Politik S. 17: „Die Staatsgewalt ist die Einheit der 
in SiMte vorhtndesea (lebenden) Krifle nnd Yerrnffgen." 

*0 Zorn, Das Stastereeht dee deatMhen B. I. S.d6: »Die Binheii.der 
feianniten Heneebaftsrechte iet SmiTeirtaetit* 

") Vgl J. ▼. Held, GrandsSge dee aUg. Staatsreehtee 8. 322. 
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des r^miaeben Rechte« — um äu Bdeptel sa gebrauekeii, 
detten Analogie mit dem impmiim stete Mietkannt warde — 
ksoA definirt werden als die Einbeit aller Reebte, die einer 
Person über eine Sache zustehen. Diese Einheit fo\gt aber 
aus dem Wesen des Eigenthuma als absoluter Willensmacht 
über eine Sache. Erst diese Definition gibt mir Aufschi uss 
über den juristischen Inhalt des Eigenthums, während jene 
Einheit nur ein aoa dem EigenUiumsbegrüf abgeleitetes 
lierkmal ist. 

Eine klare jaristisohe Begriilbbestimmong der Souve- 
rünetit hat Haenel sn geben gesnoht* Ihm safolge Hegt 
der Kernpunkt der Souyerfiiietat darin, daas der Staat die 
iGrrensen eeiner Competenz nicht von einer Übergeordneten 
Antoritüt empfängt, sondern , dass er sie sich selbst setzt in 
den verfassungsmässigen Formen seiner Willensbildung, mit 
einem Worte in. der Rechtsmacht des Staates über seine 
Competenz. 

Dieae Definition nähert sich der Wahrheit, aber sie 
erreicht aie nicht, weil sie einer einaeitig atastsrechtlichen 

Vertragsmässit^e Elemente S. 149. Ancb schon früher als eine« der 
Merkmale der Souveränetät hArvorgehohan z. B. Wait/. a a. 0., S 20: .Im 
Allgemeinen kann oar der ätaal selbst die («renzen seines BereichsH ziehen." 
V. Mohl Encyclopädte S. 119: „Die Staatsgewalt ist allumfassend in dem 
Sinne, dau sie ibre Wirkangen aof das ganze Osbiet und aaf sAmmtlicbe 
StMlttli«i]]wbmr «ntnekt. Wl« w*it die eliiatliMii ÜMdlMgM sad aMBt^iohea 
VttliiltiiisM ihr oateonroritai sind, hingt fteilicli won d«n Wmm nnd draOeMlMB 
dM eonoretmi StaatM ab* v. HoUsendorff, Ba^elopidie d«r E«ehte> 
winanaobAft I, S. 633 fladtt di« Soavedbutit etoM Staates gawahn, „wofern 
nur dia MesUahlidt basteht, dass sie ia (Tebtrainstinnaag nnit dem Prineip 
ibrer ExistenE alle einzelnen thatsächlich beherracbbaren Functionen dat 
Volkslebens oder der Privatthätigkeit ihrer Macht unterwerfen kann". G. Meyer. 
Grandxöge des nordd. Bnndesr. S. 3 erklart ebenfalls das Hecht selbständiger 
Conipetenzprweiterung als hauptsächliches Kennzeichen der Soaveränetät, vgl. 
S. 26- Aehnlich Funck-Brentano et Sorel Precii du droit deg gem. 
Pari« 1877, p. H2. Mit Haenel übereinstimmend Laband l, S. 74, Liebe. 
S. 10, 31, indess insofern sich widersprechend, als daa ainanal SooToriinetät 
vad Salbitbaatimniong dar C^mpetaiis als fdantiaebe, daa andaranal ala alcih 
arginsanda Bagrillb biagattalit wwdan. 0. Baka, BuekoutBingen, oaer tfaa. 
SmmAanA ai» dm JhndMtiUit, Amdmnuek Fro^nkrift. Anatardam 1881. p. 27 IT. 
bia. p. 3S; ZarOfBiaiga Straitfragan daa dautachan 8taataracbtaa, Zaitaabrift 
r. d. IT. ataatair Bd. XXXVIT .107, Bt4. 
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Betrachtung entsprungen ist : der Erwägung, dass innerhalb 
des Staates keine Corporation und kein Individuum seine 
Competenzen selbständig fesfcsteJlen oder erweitern kann, 
sondern die Grenzen derselben von der übergeordneten Kacht 
des Staates erhält, der aU rsekUetzenda Macht alle, also 
auch seine eigenen Competenzen zn bestimmen hat. Aber 
anders steht die Sache, wenn man den Staat in seinen Be- 
ziehungen nach Aussen in's Auge fasst Im Vertrage bestimmt 
»ich der Staat frei , er selbst setzt dadurch seine Competenz dem 
anderen Paciscenten gegenüber fest; hat er aber einmal seine 
Handlungsfreiheit einem anderen Staate gegenüber beschränkt, 
dann kann nur ein rechtlicher Grund ihn seiner Ver- 
bindiiohkeit entheben. 

In seinem inneren Wirkungskreise kann der Staat in 
den verfassnngsmüssigen Formen die selbstgesetatem Beschr&n^ 
knngeo aufheben. Nioht so nach Aussen hin. Dar durch Ver- 
trüge gebundene Staat hat das objeetire Vertrags recht 
als fttr ihn verbindlich anerkannt, und selbst die Klausel 
^rebm sie atanUhus*^ die stillschweigend dem Staatenvertrage 
hinzugefügt ist, bildet einen Rech tsgr und für die Losung 
eines Vertrages, setzt aber durchaus nicht den Vertragsbruch 
in die Willkür des gebundenen Staates. Der Staat ist also 
competent, d. h. frei, indem er den Vertrag schliesst , er ist 
jedoch incompetent, d. h. gebunden dem geschlossenen Vertrag 
gegenüber. Die SouverftnetSt schleehthin als Beehtsmacht des 
Staates aber seine Competenz erklären, heisst also das 
Völkerrecht leugnen.**) 

**) Li«b«,8.10 mlrisKirt daher aaio« Oegnitfon, indaa er den Statt 
für soweit beschrinkt erUirt gab er lieb telbst bcscbriiikea wollte**. Damit 
ist aber eben die nnbeschri&nkbaikelt der staatlichen Competenx aofgehober,. Vg;l. 
S. 27 B. Die Aoeeinanderaetsnagen Bake 's p. 38 — 34 treffen den Kera der 
Sache nicht, indem nur der Unterechied zwischen (Peseta nnd Staatenvertrag 
für die Unterthanen dargelegt, aber die Gebimdenkeit des Staates selbst durch 
den Vertrsg nicht erörtert wird. 

Da Haunel (Vertragsm, Eiern. S. 44) die Exi«tenz des Völkerrechtes 
anerlcennt und im Staatenbunde sog:Rr eine völkerrechtliche Persönlichkeit er- 
bliekt, 80 geräth er in Widersprach mit seinem Soaveranetätsbegriff und zeigt 
eine bedwkliehe Hinneigung rar Lehm von der thtilbann Smiveflaetät ; vgl. 
8. 48; »Oer BfnselBtaat ist in seiner SosTerlntllt beiehrinkt gecenflber 
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Man braucht übrigens, ganz abgesehen von dem soeben 
vorgebrachten allgemeinen Einwände, nur auf die concreten 
Völker- und staatsrechtlichen Bildungen hinzublicken, um die 
Unzulänglichkeit der Haenel'schen Theorie zu erkennen. 
Der Snserän kann seine Competenz über den Vasallen nicht 
erweitem, ebeniBOwenig ist der Vaeall rechtlich in der Lage, 
die Grenxen seiner Zuständigkeit selbständig za bestimmen. 
Wäre die Beehtsmaoht über die Competena das Wesen der 
Sonveränetät, dann gäbe es fär Bulgarien überhaupt keine 
souveräne Gewalt, da weder der Pforf.e, noch Bulgarien, noch 
einer dritten Macht das geforderte Merkmal zukommt. Die 
jonischen Inseln standen, gemäss eines von den Grossmächten 
geschlossenen Vertrages, von 1815 — 1864 unter dem Protec- 
torate Grossbritanniens derart, dass letzterer Macht auch ge- 
wisse Befognisse bezüglich der inneren Verwaltung der sieben 
Inseln znstaiiden. Konnte nun England seine Machtbefngnisse 
über den SsÜntsstaat ans eigenem Rechte erweitern oder 
dieser «• B» dem von der englischen Krone ernannten Lord- 
GommisA das Recht der Einbemfong nnd Auflösung des 
jonischen Parlamentes entziehen? Da weder das Eine noch 
das Andere möglich war, wer hatte die Souveränetät über die 
jonischen Inseln? Die staatsrechtliche Stellung Croatiens und 
Slavoniens zu dem ungarischen Staate ist im Jahre 1868 
derart fixirt worden, dass eine Abändemng derselben nicht 
durch einseitigen Willen des souveränen ungarischen Staates, 
sondern nur mit Einwilligung der abhängigen Länder vor- 
genommen werden kann. Weder Ungarn noch Croatien- 
Slavonien haben das Recht der Selbstbestimmung ihrer Com- 
petenz bezüglich der croatisch-slavonischen Angelegenheiten. 
Wenn Souveränetat gleich Beehtsmaoht über die Competenz 
ist, dann suchen wir vergebens nach der souveränen Gewalt, 
die über die ungarische Provinz Croatien und Slavonien 
herrscht. 

3, Um nach dieser kritischen Uebersohau zu einer befrie- 
digenden Theorie der Souveränetät zu gelangen, wird es vor 

dem Bande nicht blos dnrch ein VertragsverbältDisB, sondern durch ein Verhält- 
Blas der Ueber^ und Unterordnang, abw diese Soaveranet&t ist in Beziehung 
auf di« Inatran Vcrkilteine ein« voUkonimeii aabesohränkte.* 
XXX. Uagaxiflehffi GtMtiarIjkAl 1868. %, m 
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Allem oöthig sein, das jaristiscbe Wesen der StaatsthUtlgkeit zv 
bestimmen. Wir können an dieser Stelle absehen von einer 
umfassenden philosophischen Begriffsbestimmung der Natur 
des Staates, weil nicht das Problem der Substanz des Staates, 
sondern nur seine formal-juristische Seite, seine Natur als 
Staatsgewalt bei einer juristischen Definition in Betracht kommt. 
Als materiale Basis för eine juristische Betrachtang «racheint 
uns der Staat in seinem Wesen als StaatspersSnlichkeit, d. h. 
als das sesshafte Volk/ das dnroh ein Verhältniss der Ueher« und 
Unterordnnng snr Ge8animtpers6n1ichkeit organisirt ist, welche 
sich sowohl ihrer Entstehung als ihrem Dasein und Zwecken 
nach, einerseits durch ihre innere Noth wendigkeit, anderer- 
seits durch ihre Herrschermacht von den juristischen Per- 
sonen des Privatrechts toto genere unterscheidet. 

Die Staatsthätigkeit kann unter einem zweifachen Ge- 
sichtspnnkte beurtheilt werden. Zuerst von dem Olyeot der 
Staatsgewalt aus, yon den ihr nnterworfeiien Personen. Von 
hier aus gesehen, erscheint der Staat als hemehen.d^ Macht, 
als Befehle von unhedingt bindender Kraft erlassend, deren 
Gesammtheit die rechti&shen Sphären der Individuen sowohl 
gegen einander als auch gegen den Staat selbst abgrenzt. 
Herrschen, {mperare^ ist der wesentliche Inhalt der Staats- 
functionen für die Unterthanen. 

Der rechtliche Charakter des Imperium besteht aber darin, 
dass durch einen einseitigen Act desselben die Unterthanen 
verpflichtet werden. Es gibt swei Möglichkeiten der recht- 
lichen Verpflichtung: Verpflichtung durch eigenen und Ver- 
pflichtung durch fremden Willen. Die letstere findet bei dem 
ünterthan statt, bei dem, der rechtlich einem imperitm unter- 
worfen ist. Und «war ist der ünterthan im letzten Grunde 
in allen seinen Rechtshandlungen durch den Staats willen, also 
einen anderen Willen als den seinigen verpflichtet, denn 
auch eine Verpflichtung durch eigenen Willen kann für ihn- 
rechtlich nur statthaben, insoferne der Staat im Voraus w 

BcsSilfdl d«r lÖlfOidea AwfUinmgeii mnss ich auf meine Schrift 
«btr die iMthtlidi« Vatnr dw StaatoiTertrlft TwireiMo, wo 8. 9 — i5 die 
Selbitvtrplllclitimg det StMtawiUmi durch Satsnng vnd ▲awkeBoimt d«rBMlal»> 
«rdanog eiagthiad aadic^wleMii «ird. 

*^ & «nttB Abih. n, Abiehnitt IL, Oap^ n§. 5. 
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•inen solchen Aot des üntertbans dnreh seine Befehle recht- 
liche Wirkung geknüpft hat, insoferne die vom Staate ge- 
setzte Rechtsordnung den ihr Unterworfenen durch seine 
Handlung für verpflichtet erklärt. Jede Verpflichtung des 
Unterthans niuss sich auf einen Sats des objectiven Rechtes, 
also des Staatswiliens gründen. Aasschliessiiolie Ver- 
pflichtbar keit durch den Staatswillen, also 
durch fremden Willen ist das jnristische Merk- 
mal des Unterthans. 

Der swette G^ichtspnnkt für die Erkenntniss der Staats 
fänctionen ist die Betrachtung des Staates als Subject der 
Staatsthätigkeiten. Hier erscheint der Staat einerseits im Ver- 
hältnisse EU seinen Unterthanen und andererseits im Verkehre 
mit seinesgleichen stehend. Sowohl den Unterthanen als an- 
deren Staaten gegenüber kann der Staat nur handeln, indem 
er seinem Willen einen concreten Inhalt setzt, den er bei 
Ausübung seiner Thätigkeiten als Richtschnur setner Hand- 
lungen anerkennt, wofern seine Handlungsweise nicht den 
Charakter bodenloser Willkür tragen sollt und daher jedes 
Vertrauen sowohl der Bürger untereinander und zum Si»ate, 
als auch der Staaten in ihrem Verkehre aufgehoben werden 
soll. Nur dadurch, dass der Staat die Vorschriften, die er 
erläset, als auch seinen Willen bindend anerkennt, entsteht 
jenes Vertrauen in die Constanz des staatlichen Wollens, 
welches die Grundlage des Rechtslebens ist. 

In den Reohtssätsen , die er erlässt, wendet sich daher 
der Staat nicht nur an die seiner Gewalt Unterworfenen, 
sondern auch an sich selbst, indem er im Verfassungsrecht 
sich die Grenzen seiner rechtlichen Wirksamkeit überhaupt 
sieht, im Verwaltungsrecht seine freie Thätigkeit rechtlich 
einschränkt und auch die an die Unterthanen gerichteten 
Normen inaoferne als für ihn verbindlich anerkennt, als er 
durch sie implicke erklärt, dase die unter die betreffenden 
Normen zu subsumirendeu Erscheinungen des Rechtslebens 
nur nach ihnen und keinen anderen zu beurtheilen sind. 

^) Indem nsn di« m d«ft StaatawiUen gerichtotm Kormtm ■vnelilieiiHdi 
ab Yonöliriflaii ftr die Stutaorgaee htnitell», derart, daae der Staat setbit 
«nverpilicbtet bleibt, ftbeniebt wui eben, daat der Staat aar dsr«^ willesa* 
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Allerdings kann der Staat das bestehende Recht auch 
autheben, aber stets nur innerhalb und in den Formen des 
Rechtes, so dass auch in der Aenderung des Rechtes der Staat 
an rechtliche Formen gebunden ist. Trotz der Fähigkeit des 
Staates , alles Recht zu ändern , fpht 68 doch keinen fomell 
onbeBolirfiiikteii Sta&ttwülen , denn selbst die veifaesimgB- 
miasigen Formen für die Aenderung dee Staatewillens können 
nur aufgehoben werden, wenn neue an ihre Stelle treten, so 
dass in keinem Momente des Staatslebena mn formell freier 
Staatswille vorhanden ist. **) 

Wie nach Innen, muss auch der Staat nach Aussen 
hin sich Normen für seine Thätigkeit setzen. Indem er mit 
seinesgleichen in Verkehr tritt, erkennt er die Normen, welche 
logisch aus der Natur der internationalen Rechtsverhältnisse 
fliessen, als für seinen Willen geltend an. Auch die anf dem Wege 
der VSlkergewohnheit entstandenen ReohtesStse erkennt er an 
nnd verleiht denselben damit durch seinen Willen CUltang 
fdr Ihn. Im äusseren Staatsrechte endlieh gibt er seinem 
individnellett Willen über die Regelung seiner Besiehnugen 

lpegKbt0 ladividaea Iwndelo ktnn, dMs dak«r das StMtoorgu, ladtn es des 

StaatswUlen ansfttlirt, die Staatsgewalt selbst ist. Nicht sowohl der 
Biditer befiehlt die Aasftthrong des Kichtersprnches, al» vielmehr die Staats» 
gdwalt seibat. Han' erkennt anbedenklich an, dass der Wille des Färsteu, 
der daa C^esetz sanctionirt und verkündig . Wille des Staates ist Wenn man 
nun den Willen de8 Fürsten, der verptlichtet ist, ein Verfassungsgeseta , das 
er vielleicht selbst gegeben bat, als Richtschnar anzuerkennen , indem er 
solches thnt, als particnUren Willen des Organes hinstellt, so heisst das 
nit doppeltem Masse messen. Fiii- die Anhiager der organiselttt Staalflähre 
sollte sieh daa organiael» Ii«b«ii daa 8ta%|M garada darin ,bawibi«n, daaa 
jede Thitigkeit, die rom flm Mtgeht* an^ wiedar auf Um als Objaet sarfiek* 
lUurt. 

^) Dm wird von Allan ttbaraeiMi, dia-^wia aanardings Laban d, II. 
a 9d— 95(vBl.Jadocii S. 148, 212.); G. Itayar, Lahrbvak das dantsebaaSuatsr., 

8. 10; H. Schnlze, Lehrbach d. deotscb. Staatsr., I, S. 26, (indasi a 27 dia 
richtige Ansicht im Hinblick auf die modernen Verraasnngsstaaten) — das 
Staat für formell schrankenlos erklären. Dann wäre es ja möglich, dass der 
Staat eines Tags die ganze Recbtsorduung aufhebt und damit einen „formell*' 
ganz legalen Act begebt. Das R'chtigf^ ist, dass der Staat jede einzolne 
Schranke als solche aufheben kann, d. h,, dass Inhalt und Ausdehnung »einer 
Beschiankong wechseln können, die Beschränkung selbst aber fortexistiren 
anas. 

Dr. Jellinek, Die Lebre von dea StaatenvarbtadiuigaD. u 
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sn anderen Staaten rechtlichen Avsdrack. Hier ist es'ttberall 
sein eigenes Handeln, fSr weichet er ohjeotivee Recht achaill 
oder anerkennt, das er demgemSse unter die Herrecbaft dieses 
Rechtes stellt. 

In allen Acten des Staatep, sowohl nach Innen ala nach 
Aussen, ist also auch für den Staat als Subject ein Moment 
der Verpflichtung enthalten. Alle« Recht, inaoferne es öfFent- 
licbes Hecht ist, ist auch Recht für den Staat, von dem es 
entgeht. Diesen Satz leugnen, heisst die Idee dea Rechts- 
staates negiren, welche eben darauf beruht, dasa anderen Per* 
sSnliehkeiten gegenUber der Staat durch seinen an Recht er- 
klSrten Willen derart gebunden erscheint, dasa dieser nur 
innerhalb der selbstgesetaten Schranken des Rechtes reditliche 
Giftigkeit hat und auch seine Aenderung nur im Wege und 
in der Form des Rechtes erfolgen kann. Die Acte des Staats- 
willens sind also Acte der ßelbstverpflichtung , der Ver- 
pflichtung durch eigenen Willen. Verpflichtbarkeit 
durch eigenen Willen ist das juristische Merkmal 
des Staates, 

Wenn nun aber der Staat die oberste Macht sein soll: 
die höchste nach Innen, die unabhängige nach Aussen, so 
genfigt das Merkmal der Verpflichtbarkeit durch eigenen 
Willen nicht, um ihn in seiner EigenthfimHohkeit sn charak- 
terisiren. Es muss noch hinsukommen , dass kein fremder 
Wille im Stande ist, den Staat rechtlich zu verpflichten, dass 
er keinem anderen, als seinem eigenen Willen unterworfen 
ist. Ausschliessliche Verpflichtbarkeit durch 
eigenen Will en ist das juristische Merkmal des 
souveränen Staates. 

SouverSnetät ist demnach die Eigenschaft 
einesStaates, kraft welcher er nur durch eigenen 
Willen rechtlieh gebunden werden kann.««) 

4« Aus dieser Definition folgen logisch alle die Eigen- 
schaften, in «reichen entweder das Wesen der Souverimetät 
gesucht wurde, oder sie ihren prägnantesten Ausdruck finden 

*») Vgl. V. Gerber, Grondzäge S. 22; J. v. Held, Allg Staatsr. S. 321 : 
Dubs, d. öff. Recht d. schireiz. Eidg. 1. Tbeil, 2. Aafl., S. 28 (SoaTtrftnetftt 
3s Beohi d«r fr«i«]i SelbstbeituiiBiiiis dM Staates). 
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soll. Es ergibt sieh aus dem festgestellten Begriffe, wie unsere 
Entwickelung soeben gezengt hat, dass die Souveränetät die 
höchste und unabhängige Macht in sich schliesst. Es 
ergibt sich, dass der souveräne Staat innerhalb der ihm durch 
seine Natur gesogenen Giensen seine Competenzen fest- 
stellen kann; es ergeben sich sämmtliche Hoheits- 
reolite, d. b. die oberste normirende Tb&tigkeit des Staates 
nacb al]en Ricbtnngeaa des staatlicben Lebens, als Conseqiiens 
des SonverSnetfttsbegrifibs. Es ergibt msk ftmer ans dem- 
selben die üntbeilbarkeit der Sonveränetät ; ein ans- 
schliessliches Recht kann nicht getheilt werden , sonst wäre es 
eben nicht ausschliesalich. Die logische Unmöglichkeit, von einer 
gedoppelten, getheiUen, gebrochenen, modificirten, fragmentari- 
schen Souveränetät zu reden, wie es in der Theorie des Bundes- 
staates trotz Seydel nnd La band bis auf den heutigen 
Tag geschiebt ist toh bior ans unwiderleglich festgestellt. 
Endlich ergabt sich die Ewigkeit der SouTerfinetftt, denn es 
ist keine Macht yorhaaden, die ihr ein* fisifinstang setien 
kSnnte. Wo daher mehrere Staaten auf eine bestimmte Zeit 
miteinander rechtlich vereinigt sind, z. B. auf die Dauer der 
über sie herrschenden gemeinsamen Dynastie, da können sie 
keiner gemeinsamen souveränen Staatsgewalt unterworfen 
sein. Ein souveräner Staat mit einem dies ist ein Nonsens. 

Erst durch die von nns gegebene BegrifPsbestimmnng 
der Souveränetät ist aber anch eine einheitliche Erklärung 
der gesammten Besiehiingen der .Staatsgewalt mSglich. Ge- 
wöhnlich wird, wie erwShnt, im Begriffe der SonverSnetSt 
die Absolutheit, die Schrankenlosigkeit im juristiachen l^ne 
betont; die souver&ne Gewalt wird als Vorauseetsiüig des 
Bechts und daher als über dem Rechte stehend aufgefasst) 
es werden ihr zwar materielle Schranken gezogen, aber die 
Unmöglichkeit formeller Schranken für sie behauptet. Damit 
tritt einerseits das Veifassnngsrecht, mittelst welches der 

^) NMMrdJoga fMtfalialtftB rom Bvbs IL S.S8; v. G«rbtr, Onad- 
sSc« 8. Asfl. 1880» S. 26; Sokliaf, di« TwfiHtDag d«r norduMiiltMitekMi 
UaJoB I88O1 S. 54 C| DsBti eher Kelleeberg, Der aooenUeeiie Bosdee* 
•tset OeetemfebrUasank 1880, 8. 3S6 ff. Die «He Bttüdesstaetsllieorie slefr 
■eeh Biobt vOUig „zn den Todten gelegt", «le Sers, Steetsreebil. 8. 49 nebit, 
tretsden sie „Teidieiiter Weiee" dertbln gebSrt 3* 



Digitized by Google 



36 



Staat sich rechtlich organisirt und seine Competenzen abgrenzt, 
und andererseits das Völkerrecht, dessen Leugnnng nicht 
einmal in der Theorie conseqiient durchgeführt worden ist 
in unlösbaren Widerspruch. Durch beide, durch Verfassunga- 
ünd Völkerrecht wird die Staatsgewalt beschränkt; ist sie 
begrifflich schrankenlos, dann ist die Beschränkung rechtlich 
nnmdglieh. Anders wenn die Soaverfinetät nioht als Schran- 
kenlosig^eit, sondern als die Möglichkeit der Selbstbe- 
8 ohr&n k n ng aufgefasst wird. Ist es als im Wesen des Staates 
liegend anerkannt, dass er alle seine Thätigkeiten nur innerhalb 
fester Schranken ausüben kann, dann erscheint die Beschrftnknng 
nicht als eine scliwer oder gar nicht zu erklärende Ausnahrae, 
sondern als die Regel, dann wird es juristisch ebenso ver- 
ständlich, dass der Staat anderen Reohtssubjecten, seien dies 
nun seine eigenen Unterthanen oder fremde Staaten, Rechte 
einräumt, sich zu ihren Gunsten beschränkt, wie es die £r- 
theilnng eines Bechtigebotes an die seiner Macht Untergebanen 
ist. Was Ins jetst nur trotz der SonyerSnet&t nnd gegen die 
Souverlnetät behauptet werden konnte, kann nun durch die 
S^uverÜnetftt und auif der Souveränetät erklärt Werden. 



III. 

SonyerftDe und nicbtsonyerüBe Staaten. 

1, Jetzt erhebt sich eine neue Frage, von deren Lösung 
die juristischen Möglichkeiten der Staaten Verbindungen ab- 

^) Binoi Ba««D B«veit hi«fltr bietet Zorn , der: Di« dentaelMii Staatsvtr- 
iOiWf, ZaItMhiift f. a.K. StMltw. Bd.XXZYI, 8.5flL oad StMtsnehtl. 8.99, 106, 
di» juiatiaehe Möglichkeit dos VOIkOfrecbtes negirt, indm «r du Beeht tnf 
die dnreb Zwng geeehtttstea laperattve des Staate» aa die ünterthanea be- 
schränkt, und dennoch den Staatenband, den er als „Verein mehrerer aelbet- 
ständiger Staatsperaönlichkeiten" deflnirt, ein R e cb t s verhältof.ss nennt (Staatsr. 
S. 50), ferner (ib. S. 48) von Selbsth<>schränknno: flfs Trägers der Soaverinetät 
bfi Ausübung der SuaveränetäUiiechte in der Yerfassong nnd den Staats* 
Verträgen als „RechtssetKang*' spricht. 

*") Daher ist die Leugnonj^ d«8 Staatsrechtes dnrch Gumplowicz, 
Rechtsstaat nnd Socialismus 1881 unter der Voraassetzung einer nnr darcii 
den ICachtbe^iff sb deiairtaden Staategewalt jedenfalle ooMeqnenter als die 
Aolltthniiig eiaea Oebindes des Verftesongaretditei auf den „formell uiba«' 
achrftttktea*' StaatawilleD. 
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hängen: Ist die Soaveränetät ^ deren Natur wir erkannt 
haben, ein wesentliches Merkmal des Staates oder nicht? 
Sind Staat und soaveräner Staat identische Begriffe, oder 
kaim dnem Gemeinwesen der staatliche Charakter anch dann 
noch sügeepTOoken werden, wenn ihm keine Sonveränetät cn- 
kommt nnd, im Falle die Antwort bejahend aneftUt, nnter 
welehen ümstfinden? 

£Ke weitana grdeate Anzahl der reoktsphiloiopliieoken 
nnd etaatmehtlichen Schriftsteller erklärt die Sonveränetät 
als nothwendige Eigenschaft des Staates; ein nichtsouveräner 
Staat wäre demnach eine contradictio in aJjecto. Unter diesem 
Gesichtspunkte kann eonaequent nur von völkerrechtlichen 
Staatenverbindungen die E,ede sein. Eine staatsrechtliche 
Yerbindong zweier Staaten, d. h. eine Unterordnung des einen 
nnter den andern, ist dann unmöglich, weil der untergeord- 
nete Staat dnroh die Unterordnung eben seinen staatlichen 
Charakter varUSre. Hltte der untergeordnete Staat eine aueb 
noch so grosse Selbstindigkeit behalten, er untersokiede 
sieb dann begrifflich nicht ron einem staatlichen Verwaltungs- 
bezirk oder einem Selbstverwaltungskörper. Der Staat kSnnte 
dann nur als Einheitsstaat erscheinen, und der Staatenbund 
wäre der einzig mögliche Typus einer Staatenverbindang. 
Diese Consequenz hat Seydel mit logischer Schärfe aus 
dem herrschenden Staatsbegriff gezogen. ^) 

Biese yon den gegebenen Prämissen ans unantastbare 
Folgerung tritt mit unserem althergebrachten Spraehgebrauche 
in entschiedenen Widerspruch. Dem Vasallenstaate , dem 
Gliedstaate im Bundesstaate den Staatscharakter absusprechen, 
sobeittt die factischen Verhältnisse zu Gunsten einer «abstraeten 
und unbrauchbaren Theorie zu verdrehen, so dass hier einer 
der Punkte vorliegt, wo Begriff und Wirklichkeit sich juh- 

Der fiundessUatsbegrift. ZeiUcbrift f. d. f. Staatsw. Bd. XXVIU, 
8.206 ff. Dasselbe Resultat, bei H e Id (siehe obsB S. 13 b. Ii) m dtr AiMikm- 
a«agd«rX0slielik«itt«a Ueberg«Bgisiiitiad«B, die allerdings jnlstisok imfasibir 
siad; fsn«r bei Lattoa, Pkisdp nad Zakaall 4m TMkMiMkti 8. J89; 
Z ora, Slaatnadit 1,8,4» ff.. Süiige StraitlkagiB, ZdlMlir. f. d. g. 8t 8. 307; 
Bake p. 38: „wnder tovermnittU gtm 9UuU, buUtm äm €lMt ftm S9eera6iiCeil\ 
8. Haoldalak §. 8 p. 168: düm amni dm Bondtttaat a^k» gtm StßMtmJ^ 
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solut nicht begegnen wollen. Da tritt nun die Lehre von der 
getheilten Souveränetät in allen möglichen Wendungen auf, 
um unbekümmert um den theoretischen Widerspruch eine Er- 
klärung des Praktaichen zu gebeoi Allein die Logik lässt 
sich aaf die Daner sieht unterdrücken, und da bleiben fär 
den, der die Frage unter Berfiekaichtigong sowohl der be- 
griffliohen Conseqnensen als aaoh der praktischen Anachaii- 
nngen ISsen will, nnr swei Wege übrig. Entweder ist der 
Staat nicht, wie man seit Aristoteles glaubt, die einzige Form 
des politischen Zusammenlebens, sondern nur die Speeles einer 
höheren Gattung; den miesglückten Versuch, ein nebelhaftes 
»politisches Gemeinwesen" als das Grundthema der Staatswissen- 
sohaft vorzuschlagen, hat G. Mey &r unternommen.^) Oder man 
erkennt, dass der herrschende Staats begriff auf einer nnvoll- 
kommenen Induction beruht und sudit ihn gem&ss der vorhan* 
denen Ersoheinungen neu au bestimmen. Das ist von Labend 
yersnoht worden, indem er die Identifidmng des Staates mit 
dem souverSnen Staate der einseitigen Betrachtung des Einheits- 
staates entsprungen erklärt und jedem politischen Gebilde, dem 
Herrschaftsrechte zu eigenem Rechte zustehen, das Merkmal 
«Staat^ zuspricht. *) 

Indessen hat auch schon die ältere Staatslehre trots 
ihrer einseitigen Betrachtung des Einheitsstaates die Staaten- 
Verbindungen ffCum imminuttone imperti'-^ nicht gänslich ausser 
Acht gelassen. Schon Bodin, der Schöpfer der modernen 
Stäatsleiire, erkennt Grade der SouveränetKt an und spricht 
von absoluter SouveriSaetftt im Gegensatse su der dnrek 
geringere oder grSssere Abhängigkeit beschränkten.*) Ber- 
ti us construirt nach dem Muster der Quasieontraete „quasi 
reyna"^*), R^al unterscheidet aouverainetS parfaüe und impar- 



>) SUmtsrechtltche Erörterungen S. 8. 

•) Staatsrecht I, S 62, 63. Vgl. H. Schulze, Das preus^iache Staata- 
rachtU. Bd., 2. Abth., S. 787. 806 ; G. Me y er, Lehrbucha 3; Li eb e S. 31, 37. 

*) De la Republique I, 10, p. 15Ö : ^Nou» ftrom donc gix degre» de* 
moindrti «ttc plu» grtmi» wtn etiuy qui ea ahtoluem^nt § mnmU> n ' i p, 199: 

Eiirop. Vdlkvmdü in Fri6diiiMeita& I, S. 12L 
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faSte% Neyron k«iiit UaU du prtmier und du Heond ardrt % 

je nachdem sie ganz unabhängig oder dnrch Lehensband einem- 
anderen Staate verpflichtet sind. Am entschiedensten wird 
das Vorhandensein nichtsoxiveräner Staaten betont von 
J. J. Moser®), der für dieselben den seither im Völkerrechte 
eingebürgerten widersinnigen Terminus „Halbsouveränetät" 
erfunden hat. Ueberhanpt nimmt das Völkerrecht auch heute 
unbedenklich die £xistenz nichtsouveräner Staaten an — die 
unrichtige Beceadmuog .halbsouverSa^ trifft nicht den Kern 
der Sache — und «swar mit gutem Grunde, wie wir sehen 
werden. 

%. Die wissenschaftliche, um den populären Sprach- 
gebrauch unbekümmerte Entscheidung der Frage kann einzig 
und allein davon abhängen , dass sich die Möglichkeit poli- 
tischer Gebilde constatiren lässt, welchen einerseits keine- 
Souveränetät zugeschrieben werden darf, die aber andererseits 
ein wesentliches Merkmiüi aufweisen, dnrch welches sie sich 
von den dem Staate ein- und untergeordneten Gorporationen 
unterscheiden. Sind solche Gebilde logisch nicht möglich, dann 
wfirde es die jnristisdlie Consequenz erfordern, nur den eouve- 
rüaen Staat die Staat gelten su lassen und alle dem wider- 
sprechende Behaaptungea ans dem Gebiete der Jurisprudenz 
zu verweisen. 

•J Sdtnot du Pari» 1765, t, IV, p. 123: „II n»y a <Etf 

Souverainete pctr/aite pte Mße ou U Souverain n'a tu tupirieur tu igal, et est 
mdipendant de totite ptu*$ance kumcÜMF ; j». 1S2: „ Üm S wM r am tt i peut Str§ 
ia^ar/aite d» quatre mani^reg'^ etc. 

Principes du droit des gen» europeen eonverUionm^ et couiumier, 
Brumunck 1783. § «5. 

*•} Grandsätse des jetzigen europäischen Völckerrechts S. 21, :^6, BeytrÄge 
SV dem neuesten £aropi.i8chen Völkerrecht in Friedensaeiten, L Theil, S. 606 : 
«Bs gibt Refcarteii, weldie» obsw«r nicht wubhlng^, dodi Tiel«, soatt aar dea 
Soairerikneii olgtae Owaditsaau besUaeiit deren all« aadeven Reich»* and Luid- 
•tiad«, Mlbci wenn idc kAnigUehc Prinacn wänn, cafbehren mflliMiL* lies er • 

Badet deher »gans keiiiea Aastaad, ^ dl«» ■dttlcre Gattaaf awlsebia 

Senveränen nnd ünterthanen mit dem gaivz wohl auf sie pesaenden Ansdniek 
von Halbsoiiveninen za belehn". Bezeichnend i«t es, dam der unrichtige Aqs- 
drnck von einem um alle begriffliche Durchbildung so anbekümmerten Publicisten 
aoaging. Fernere literarische Nachweise über Autoren, welche die Sonveränetat 
nicht rdr ein wesentliches Merkmal des Staates halten, bei Labend I, & 62 
n. 2, 63 a. 1. 
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Wir haben das jormtiflohe Wesen des Staates in der 
Möglichkeit der Yerpfliohtang dnreh eigenen Willen gefionden. 
üm daher an constatiren, ob eine Sffentiioh-reohtliohe Corpo- 
ration Staat oder dem Staate unterthan ist, mnss festgestellt 
werden , ob sie aus eigenem Willen , aus eigener Macht- 
voUkoinmeiiheit Recht zu erzeugen im Stande ist. Im Staate 
hat allerdings nicht nur die Staatsgewalt selbst das Hecht 
der Festsetzung von Rechtsnormen. Auch anderen Verbänden, 
so namentlich den Selbstverwaltnngskörpern, kann die Fähigkeit 
der Beoht88oh6pfiuig gegeben sein. •) Aber diese Thätigkeit wird 
immer entweder direot im Namen des Staates oder doeh unter 
Anfideht des Staates ausgeübt. Die GesohXfte der Selbst- 
verwaltnngskörper sind staatliebe GesehSfte; indem der Staat 
ihnen Autonomie verleiht oder diese anerkennt, verwendet er 
sie für seine Zwecke, überträgt ihnen die staatliche Willens- 
bildung auf einem bestimmten Gebiete. Hier verpflichtet 
demnach der Staat die ünterthanen mittelbar durch eine 
aweite Ifaeht, die entweder seine eigene Sobfipfung ist oder 
von ihm Torgelimden nnd in seinen Organismus anfgenommen 
wnrdoi die aber za ihm nicht nur in Tollkommenem Sab- 
jectionsverhSltnisse steht, sondern anoh in allen ihren Func- 
tionen seinem ju» supremae inapeeiwnis unterworfen ist. 

Das Erlassen von Rechtsnormen hingegen , die Fest- 
setzung organiacher Einrichtungen aus eigenem Recht und in 
eigenem Namen derart, dass diese Thätigkeit keiner 
Controle unterliegt, ist eine specifische Eigenschaft 
des Staates. Nur der Staat hat nnoontrolirbare 
öffentlich-rechtliche Gewalt, nur seine Beschlüsse 
kennen weder sistirt, nooh aufgehoben, noch geSndert werden, 
ünd awar gilt das fOr den ganzen- Umfang der staatlichen 
Th&tigkeit. Wo daher ein politisches Gebilde nach 
irgend einer .Richtung staatlicher Thätigkeit 
hin aus eigenem Rechte bindende Normen zu 
erlassen berechtigt ist, da ist im juristischen 
Sinne ein Staat vorhanden. 

Mit dieser Behauptung scheint jedoch die Lehre von der 

*) Oaa i«i tfetad iMrrorceliobeB vim Zttrn , Einige SMitatfOi a. a. 0. 
8. 300-303. 
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getheilien SouverSaetSt durcli ein Hinterpförtohen wieder ein- 
geführt EVL sein. Indem man die Möglichkeit sngibt, daw ein 
Staat nur auf einem begrenzten Gebiete die Ii5ch8te Maeht 

besitzt, hat man doch implicite die Richtigkeit dessen zu- 
gegeben, was man soeben bekämpft hat. Aus dem Begriffe 
der Souveränetät folgt ferner, dass sie für alle Gebiete des 
staatlichen Lebens die oberste Macht ist, dass also sämmtliche 
Hoheitsrechte in ihr vereinigt find. Wie kann also ein oder 
das andere Hobeiterecht eiaem anderen ala dem aonver&neh 
Staate an eigenem Reohte zngeetanden werden? Entweder, so 
aeheint es» mnisa der nicbteonverine Staat nnr Mandatar des 
sonverinen sein — dann ist seine staatUohe Qualität vemiehtet; 
oder der souveräne Staat besitat de Jure nicht die Ffille staat- 
licher Gewalt — dann ist die Souveränetät eben getheilt. 

Die Lösung dieser Schwierigkeit erfordert eine genaue 
Bestimmung des Begriffes der Zuständigkeit zu eigenem Recht. 
Sin Recht steht Jemandem zu eigenem Recht 
an, wenn er in Auaübnng desselben nnr der Voll- 
atreeker seines eigenen Willens ist. Nicht zum 
Begriffe des eigenen Rechtes gehSrt es hingegen, 
dass dasselbe auch in der Person des Inhabers 
entstanden ist, ferner nicht, dass es demselben 
Widerwillen nicht entzogen werden kann. Ein 
Recht kann von dem Einen dem Anderen zur selbständigen 
Innehabung übertragen werden, und die Enteignung wider 
Willen hebt die Zuständigkeit der der Enteignung fähigen 
Rechte zu eigenem Recht nicht auf. Man hat eine Grund- 
dienstbarkeit nicht weniger zu eigenem Rechte, wenn sie von 
dem EigenthÜmer des dienenden Grundstückes eingeräumt 

Abgeleitetes und delegirtes Recht identidcirt scLlechthin Scydel. 
Die neaestfln Gestaltungen des BundessUat^bogriffes, Hirfh's Annalf^n des 
deutschen Reiches 1676, S. 654; Zorn, Staatsrecht J, S. 58, vgl. Einige Streit- 
fnigra, a. a. 0. S. 310 ff., der deshalb bb einer Kegatioa des Baadesstaats- 
liftgriilba komirt 8. 60i 61, da nur „der Bpracligelnrmiioli* die Oliedataalen als 
SiMtea bcseielisei, was jnristiseb dam richtig wfkn, wenn dem Beiehe das 
«.OberaolUchtsrecbt aber die BinMlstaatea" (8 79) sastiade. Dfeees Ober- 
•nlUditarNlit ist aber. von Zorn blee als angebliche ConseqvMis des Sonvertne- 
titabegiiffBB • pnori deducirt ; dest es facüsdi nicht voibande n ist» nass er 
selbst sngestehen fl. c n. 9). 
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wurde. Man ist nicht weniger Eigenthümer, weil das Eigen- 
thnm dnroh Aeohtageschüft übertragen, durch Expropriation 
aufgehoben, im ÖffentUoben Interesse dorob Poliseivorscbrifton 
bescbränkt, anr Strafe entaogen werden kann. Genan daa*. 

selbe gilt im dffi»ntUohen Becbte; anob bier mnss Snooession 

von Delegation unterschieden werden ; auch hier kann eigenes 
Recht dem Eigner zur Strafe entzogen werden. Der Staat, 
welchem durch Vertrag ein Gebiet von einem anderen ab- 
getreten wird, ist in Beziehung auf die nun ihm zastebenden 
HobeitBrecbe über dasselbe Becbtsnachfolger des abtretenden 
Staates geworden, aber nicht dessen Delegatar. Die Beffignisse, 
wdcbe einem Staate durch eine Staatsservitnt von einem 
andern augestanden sind, sind aas der Machtfttlle des letzteiren 
abgeleitet, aber der bereobtigte Staat ist in Aosffbnng der- 
selben nicht Delegatar des verpflichteten. Der König von 
England herrscht aus eigenem Rechte ; wenn er aber katholisch 
wird oder eine Papistin heirathet, so verliert er nach 1 Wil- 
liam and Mary sesa. 2, c. 2, «. 9 die Krone. 

Das Wesen des eigenen fieehts besteht daher weder in 
Originarit&t noch in Unentaiehbarkeit. Sein specifisohes Merkma 
ist einzig und allein, dass derjenige, dem es ansteht, in dessen 

Ausübung rechtlich unverantwortlich ist. Eigenes Recht 

ist rechtlich uncontrolirbares Recht. 

Wenn das auf öifentlicb>rechtHche Corporationen ange- 
wendet wird, so stehen ihnenRechte zu eigenem Rocht 
zn, in deren Ausübung sie nicht der rechtlichen 
Controle eines Staates unterliegen. Alle gesetz- 
gebende und verwaltende Thätigkeit einer Provins, Golonie, Ge- 
meinde u. s;w. untersteht immer der Controle des Staates, dessen 
Theil sie bildet; sie übt daher nicht ihr eigenes, sondern das 
Recht des Staates aus, dem sie angehört. Ein grosser Theil der 
englischen Colonien hat ein eigenes Parlament, einen Gouver- 
neur, der die meisten Stellen des Staatsdienstes besetzt, einen 
eigenen executiven Rath, der dem Gouverneur als eine Art 
Ministerium aor Seite steht, es dürfen seit 18 Greo. HE. c. 12 

London im, ]i* 619. 
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keine als den Colonien selbst zu Gate kommenden Stenem 
erhoben werden. Aber das englische Parlament kann jeden 
BescUnss des Colonialparlamentee cassiren nnd kann selbständig 

Gresetze für die Colonien erlassen ; der Gouverneur ist der 
Regierung des Mutterlandes verantwortlich. So ausge- 
breitete Befugnisse die Colonien besitzen, so stehen sie ihnen 
doch nicht zu eigenem Rechte zu. Nicht die Colonie ist das 
Sabject der Gesetzgebung; denn die Königin von £ngland er- 
li&sst doroh ihren Delegirten — den Gouvemeor — das Gesets 
f&r die Colonie nnd kann demselben die Sanotion verweigem; 
oder das englisehe Parlament erkennt den Willen des Dele- 
gatars nicht als seinen eigenen an nnd hebt das Colonial> 
gesetz auf, oder es wirkt dnroh eigenen Willen nnxnittelbar 
auf die Einwohner der Colonie. Alle Colouialgesetze sind 
daher als solche nicht selbständiger Wille der Colonie, son- 
dern Wille des englischen Staates. Die Landtage der im 
österreichischen ßeichsrathe vertretenen Königreiche and 
Lander haben bei einer ganzen Reihe staatlicher Angelegen* 
heiten das anssohltessUche Recht, den Inhalt der hieranf be- 
sttgliohen Gesetse festsnstellen , aber nicht der Landesherr, 
sondern der Kaiser von Oesterreich sanotionirt sie, der 8ster- 
reiobiscbe Minister oontrasignirt sie. Die Landesgesetze sind 
daher nicht Acte einer vom österreichischen Staate unabhän- 
gigen Landesautonomie, sondern Acte des Reichswillens, welche 
• sich nur auf ein bestimmtes Kronland beziehen, und an deren 
Entstehung der gewählten Vertretung des Kronlandes eine 
hervorragende Theilnahme eingeräumt ist. Die österreichischen 
Eronländer sind daher nicht Staaten, sondern Theile eines 
EinhdiMstaates. >*) 

Das Wesen eines sn eigenem Rechte snstehenden Herr- 

schaftsi^chtes besteht also darin, dass auf einem begrenzten 
Gebiete staatlicher Thätigkeit eine öffentlich-rechtliche Cor- 
poration berechtigt ist, innerhalb desselben die regelnden 
Nonnen in letzter Instanz, mit Ausschlues einer Ck»ntrole 

Ifiiehtl. Die YoeflMMns Bnslaada 8. ^12. 

U«b«r dfo itoatlklie Ocntnl» . d«r SeUstrervaltiugtkOiptr vgl, 
L. V. Stein, Budbuek derTenraltsagstolif«. 2. Ali. S. 841f.; Oneitt, Dir 
BeehtMlu» & 41; Laban d L 8. 101 ff- 
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einw höheren Macht, zn erlassen. Sine solche Corporatioa 
iKsst sieh nach dem Vorangeheiideii unter den Begriff «Staat* 
jariatiebk snbaiimiren. Ein solcher Staat ist aber nicht son- 
veriin, weil das Gebiet seiner Thätigkeit nicht ron seinem 
Willen allein abhängt, weil er nicht als ein in jeder Rieh- 
tnng selbständiger Staat, sondern nur als Glied eines höheren, 
souveränen Ganzen erscheinen kann. 

4. Aua dem Begriffe der Souveränetät folgt, dass dem 
souveränen Staate alle Seiten des staatlichen Lebens unter- 
woifen sind, dass er alle erdenklichen Hoheitsrechte zu 
eigenem Aeohte inne hat. Wie kann demnack eine äffentlicb- 
reoktlidie Corporation in den Besits eelbstSndiger staatlieher 
Maeht derart gelangen, dass sie ihr an eigenem Rechte ansteht ? 
l^e kann der niehteoayerSne Staat dem sonverSnen gegenüber 
eigene Rechte haben? 

OflPenbar nur dadurch, dass sie ihm vom souveränen 
Staate übertragen werden. Da der souveräne Staat sich 
selbst beschränken kann, so kann er auch ans der Fülle 
seiner Competenz einer ihm unterstehenden öffentUoh-recht- 
liehen Corporation staatliche Macht derart anweisen, dass 
diese nun ^haber derselben ist, er kann ans seinen Theilen 
Snbjecte von flerrschaftareehten schaffen. Derjenige, dem 
das Herrsohaftsrecht übertragen iet, beaitat es nicht als de- 
legirtes, wohl aber als abgeleitetes Recht. Indeea, weder die 
Thatsache, dass ein Recht übertragen, noch dass es erentnell 

Richtig bezeicbnet Gooleyt ^ trea/i$e on tke con-ttitütonal limitationM 
vhich rett upon the legitltUive power of the $talet of th» American Union, 
Bo8U>n 1871, das Wesen der Staatsgewalt, die er allerdings nach der gangbaren 
Ansiebt mit der sonveränen schlechthin idfintificirt, als „uneontrollable power'* 
und schreibt in Folge dessen den Gliedstaaten der Union den Staatscharakter zn, 
'^)Laband I, 107 bezeichnet die rechtssetxende Thätigkeit nicht- 
souveräner Staaten' als Antonomi«, velehw Ausdruck wegen der aim einnal 
allgeJBsfn als Antonosiis beisIcliiistoB nehtsersmigeBdaii TUttigksit der der 
StMtseonlrole TdlUg satsrcMndneten SelbstvenrsltaagskOxper strsideiitig ist, 
Gesetatebonf ist BeeklssnMtigng dnieh Steatswillsn, AntoBoiiis Bachts- 
enengiiBg durch «Ineii aiektstssitUdisa WiUeB, daker ist die recktssnengeBde 
Tk&ti^ceit des sonvertnen nad des nichtsonverftnen Staates besser nicht in 
Gegensatz zo einander, sondern beide vielmehr sIs sine slfsae Gattnng der 
Pfchtsschöpfiing der nichtstaatUchen CorporationeB entgegenBastellen. YgL 
G. Meyer, Lekrbnck § 155. 
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von dem nraprünglicbeii Eigner snrttokgenoiiimeii werden kann, 

bindern nach unseren Ausführungen seinen Charakter als 
eigenes Recht des Staates , dem es übertragen ist. '*'') Also 
auch wenn der souveräne Staat kraft seiner Souveränetät 
seine Competenz ändern und einen Theil der dem nichtsou- 
veranen Staate verliehenen Macht wieder an aieh sieben kann, 
wird dadurch der Begrifif der dem nichtsonverlnen Staate zu 
eigenem Becbt snetehenden Herreohafberechte niebt alterirt. 

Aber das Eine ist jorietiaeb nothwendig, daae diese 
Eeehte niebt als nrsprüngliob in der Person des sie besitien* 
den niobtsonverfinen Staates entstanden gedaobt werden — 
sonst ist die Einheit der Souveränetät zerstört. Es ist juri- 
stisch unrichtig , dass die Rechte der Einzelstaaten des 
deutschen Reiches nicht im Willen des Reiches wurzeln, son- 
dern ihren positiven Grnrnd in der histx)risoben Tbatsacbe 
haben, dass die Eiinzelstaaten soaveräne Gremeinwesen waren, 
bevor das Eeiob gegründet wurde. Man branobt nnr die 
Entstdinng neuer Gliedstaaten der nordamerikanisoben Union 
ans ibren Territorien in*s Ange za fassen, nm das fehlerbafte 
dieser Behauptung einsuseben. Kaeb Art. IV. Sect. 3. 9 iier 
Unionsverfassung hat der Cong^ress die Gewalt „to disjpose of^ 
and make all needful rules and ref/ulatiom respeoting the terri- 
tory and other property belonging to the United States.^ Die 
Union üht sämmtliche Hoheitsrechte üher die Territorien aus j 
die Behörden derselben sind Organe des Congresses, die ße- 
soblnsse der Territoriallegislaturen sind theils ausdrüokliob, 
tbells stillsebweigend der Genebmigong des Congresses unter- 
worlini. Hat nun ein Territorium eine BevOlkemngssabl von 
sedisigtausend Seelen erreiobt, so kann es dureb fiesebluss 
des Congresses gemäss Art IV, Sect. 3, 1 der Verfassung in 
die Union als Staat mit denselben Rechten wie die übrigen 

***) WoBigitaM dt« Kdfliclikdt dBM nlt «biatoitatoii HohdtneelitaB 
anagMftstttftMi Bii»«I Staates Im Bandesstaate ant^enommen von P5b1, StSati- 
wÄrterbach s. v. Bandesstaat II. S. 285; Vgl. Zöpfl I, § 64 IV. 

Wie Lab and I, S. 107 behaaptet. Ebenio H. Schal ze, Prevst. 
Staatsrecht 2. Bd., S. 787: Die Einzelstaaten haben „eigene nicht von der 
Central gewalt abgeleitete Hoheits rechte** , nachdem doch S. 786 die ver- 
fassn ng Kmässige Vertheilung der Competenzen hervorgehoben wird; 
vgl. desselben Autoris Lehrbuch des deutschen Staalsr. I, S. 46, 47. 
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Staaten angelassen werdsn. Diese an Staaten erhobenen 
Territorien erhalt^ ihre Hohettsreehte nnsweifelhaft von der 

souveränen Union nnd in ihrer rechtlichen Stellung ist kein 
Unterschied wahrzunehmen im Vergleiche zu den Staaten, 
welche im Jahre 1787 die Union bildeten, das 1874 zum 
Staate erhobene Nebraska steht neben den alten Nenengland- 
etaaten als gleichberechtigtes Glied. Die staatliche Macht femer, 
welche Vasallenstaaten besitzen , ist ihnen direot von ihrem 
Suzerän übertragen, sie wird gewährt in Form von Privilegien 
nnd Freiheiten, welche ihnen von dem Snseran zn eigenem 
Beohte verliehen sind. So ist vor unseren Augen Bulgarien 
diirch den Willen der Pforte, welche auf dem Congresse 
die Vorschläge der Mächte acceptirte, gemäss Art. I des Berliner 
Vertrages vom 13. Juli 1880 zum autonomen Fürstenthum 
erhoben worden. Trotz der Derivation der Hoheitsrechte Bul- 
gariens von der Pforte wird wohl Niemand daran zweifeln, 
dass der Fürst von Bulgarien in Ausübung der ihm ver- 
liehenen staatlichen Macht nieht Delegatar des Suzeräns ist. 

Was in der Umwandlung der Territorien der Union in Glied- 
staaten und der Provinzen des osmanisdhen Reiches in Vasallen- 
staaten vor sich geht, ist begrifflich bei der Entstehung aller 
nichtsouveränen Staaten noth wendig. NnrdurchdenWillen 
des souveränen Staates können nichtvsoaveräne 
gebildet werden, der souveräne Staat ist be- 
grifflich stets das Primäre, der nicht sou veräne 
Staat das Secundäre. i^) 

Der historische Process kann den umgekehrten Weg ein* 
schlagen wie der juristische, was besonders bei Entstehung 
der Bundesstaaten der Fall zu sein pflegt Der Vorgang bei 
der Schöpfung neuer Gliedstaaten durch die Bundesgewalt 
lehrt indess auch snschanlich , was juristisch stets geschieht, 
dass durch die Verfassung des Bundesstaates den Gliedstaaten 

") Yg]. Battimsmii 2. Bd., 2. Alith. § 812 ff. 

^ Vgl. Zorn, 8tn«nw&t I, & 52, Binige StnitHnfMi a. «. 0. 8. 312, 318. 
dra bailfMch dar Ableitviig dar nlöhtaoiiTaiiiMii StMtflgwslt TollkinMBra 
Radkt sa i^öbaa iai, dn alwr dwidi N^jbnmg alltr qvalitatiTM UaicrteUad« 
nnter den d«tt aoaretlamii Staate naterteordiMton OoiporatfoiMB vdt tbtr*t 
ZM MUetst 
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die ilmen znstehendeo Hobeitsiechte übertragen werden. Die 
Biebtigkeit dieses Satzes, der bei Erörternng des Bundes- 
staates seine eingebende Begründung finden wird, wird für 

das deutsche Reich durch die historische That nachgewiesen 
sein, wenn Elsass-Lothringen einmal vom Reiohsland in einen 
Gliedstaat verwandelt werden wird. 

Dieses Loslösen einzelner aus der Souveränetat sich er- 
gebender Rechte and Uebertragen derselben an andere Staaten 
zur Ausübung nach eigenem Rechte ist für das Völkerrecht 
eine 'bekannte Thatsache. Jede Staatsservitut ist ein Exempel 
derselben. Die Ausfibung der Functionen der Gesandten und 
Gonsuln, insofern mit ihnen ein GMtendmacben der Hoheit des 
Sendestaates verbunden ist, beruht auf selbstgewoUter Ein- 
schränkung des Empfangstaates, der dem fremden Staate das 
Recht zugesteht, dessen Willen auf seinem Territorium geltend 
zu machen. Der Staat, der im Vertrage von einem anderen 
irgend eine rechtliche Befugniss über des leteteren Gebiet und 
ünterthanen erhält, erscheint in Ausübung derselben als selb- 
stBndlg, als unoontrolirbar und unverantwortlich innerhalb 
der Yertragsgrenzen, insofern er nicht ausdrttcklidi anr Aus- 
übung der betreffenden Bechte blos delegirt wurde und daher 
f&r die Art und Weise der Ausübung dem Auftraggeber ver- 
antwortlich ist. 

Derselbe Process nun, der in den Beziehungen eines 
souveränen Staates zu einem anderen stattfinden kann, ist 
auch bezüglich eines Staates zu einem seiner Theile möglich. 
Wenn ein Staat aus seiner Machtfülle und kraft derselben 
einzelne ihm zustehende Bechte loslösen kann, so wird staats- 
rechtlich m$|flioh sein, was völkerrechtlich ünsweifelhafl vor- 
handai ist. 

Baijemge Beispiel, welches die Ausstattung von Thailen 
eines souverSnen Staates mit selbständiger staatlicher Macht 
von Seiten der sonverSnen Gewalt und die dadurch er- 
folgte Verwandlung des Einheitsstaates in einen zusammen- 



Wom mit dem Reicbsgesetze vom 4. JoU 1879 der AoMts fMSMht 
wurde; vgl. Zorr, Staatar. I, S. 437 flf. 

*«) Laband n, 252^ Zorn 1,8.102. 
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geseteten am betten daHhati bietet die Geschichte des alten 
deoteehen Beiehes». wo dch das allmSlige Losldeeo einzelner 
Hoheitsreehte von dem Beich nnd die Uebertragung der- 
selben an die Reiobsstände zur Innehabang nach eigenem 

Rechte deutlich verfolgen läset. Die Stände handelten in Aus- 
übung der Landeshoheit, nicht als Delegatare des Reiches. 
Diejenigen z. B., welchen ein unbegrenztes privtle^um de non 
appellando verliehen wurde, besaseen ohne Zweifel die Justis- 
hoheit über ihre Territorien, denn jede Beaufsichtigung von 
Seiten des Beichea war ja durch die Verleihung des Friyi* 
leginms «uegesdilofleen. Der juristische Charakter der den 
ReichsstSiiden eingeräumten Reehte ist am besten ausgedrückt 
durch die Art der Anerkennung des Yertragsrechtes der Stände 
im Osnabriicker Frieden: „Jus faciendi inter se et cum exleris 
foedera^ pro 8ua cujuaque conservatione ac «ecuritate aingulis Sta- 
fibu-ff perpetuo liberum esio." Diese lihertas in der Ausübung 
eines Hoheitsrechtes ist das Kennzeichen dafijr, dass der In- 
haber aus eigener Macht und nicht im Auftrage eines Anderen 
davon G-ebrauoh machen kann. Das hatte Paffen dorf trotz 
seiner Negation der Moglichk^t susammengeeetzter Staaten 
in aller Schürfe erkannt, indem er ausdrücklich erkl&rt, dass 
die Stünde ihre Befugnisse kraffc eigenen Rechtes und nicht 
als Vertreter des Kaisers ausüben, und die dagegen gemachten 
Einwände entschieden zurückweist"); daher ist die zuletzt 
von Pütt er formulirte Ansicht, dass das Reich über 
Staaten herrschte, vollkommen richtig. Weder die Unter- 
ordnung der Stände unter das Reich, noch die Entzieh- 
barkeit und Besohränkbarkeit der Landeshoheit dnroh die 
souverSne Centralgewalt können an dieser Thatsache etwas 
ändern, weil sie dem Begriffe des eigenes Rechtes nicht 
widersprechen. 

»') J. P. 0. VllI, §.2. ' 

") y^Et ista (/uidem omnia *uo Jure noii IntpercUori» locu «xercent.*' 
De ttatu imp. Germ. V. 26, vgl. Die Polemik gegen die entgegengesetzte Ansicht 
ib. not«, 5 (ed. Schaurubarg 1734 p. 275). J.J.Moser, Von der Landeshoheit 
der deatschen Reichsstäride c. 1. §. 7 hebt es als den eigentlichen Vorzog der 
deatsdien Reichastände hervor, dMs tie die Landeehoheit nicht sie Besaite 
oder isi Nsmen des Ksisert, aoBdom sna eigener Ctowtlt, in elgeiieni HsMea 
sttsQben. 
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9m Eine Bestätigung des Satzes , dass öflfentlich - recht- 
liche Corporationen , welche mit, zwar von einer souveränen 
Gewalt abgeleiteten, aber selbständigen Hoheitsrechten amh 
gestattet sind, Staaten und nicht blos dem Staate unter- 
geordnete Kffipersoliaftennnd, bietet das Völkenreeht. Völker- 
reehtlielie Snbjecte eind nnr Staaten. Colonieiit 
Provinaen, Kreise, Gemeinden u. & w. haben keine Völker- 
reehtHehe Ihnetens. Wobl aber erkennt das Yölkerreebt^ wie 
bereits erwähnt, die Existenz der nicht mit vSouveränet&t aus- 
gestatteten Staatskörper als völkerrechtlicher Snbjecte an. 
Nichtsouveräne Staaten sindÄechteaubjecto im völkerrechtlichen. 
Sinne; das gilt nicht nur von jenen, welche Gesandte schicken 
nnd Vertrüge achliessen können, wie die Staaten des alten 
and des neaen denteehen Beiehee, auch diejenigen niehteouTe- 
ribien Staaten, denen genütos der Verfassung, der sie nnter- 
werfen sind, jede selbständige Wirksamkeit naeb Aussen unter- 
sagt ist, wie die Staat«! der üniön, die aueb unter sich keine 
Verträge schlie&sen können, weil ihre Staatsgewalt sich „auf 
keinen Gegenstand erstreckt, welcher als Substrat irgend 
eines derartigen Abkommens gedacht werden könnte* ■•), haben 
dennoch ihre völkerrechtliche Existenz nicht völlig verloren. 

Das aeigt sich im Falle einer Verletsang der Bunde s- 
yetlkssung durch den Gliedstaat. Hier ist der nicht- 
souveräne Staat Träger des Unreohts. Eine Fähig- 
keit, welche ausscbliesslieb dem Staate vor alleo anderen 
Corporationen eigenthfimlicb ist^ ist die,^sobuldbares Unrooht 
verüben zu kennen. Eine joristiaehe Person kann xwar 
eivilrechtlich verantwortlich gemacht werden, sie kann sur 
Erfüllung und Wiederherstellung, aber sie kann nicht wegen 
einea Schuldmomentes in ihren Handlungen zur straf recht- 
liehen Genugthuung verhalten werden, denn Schuld und 
Ünschnld können nur Merkmale der That des unmittelbar 
handelnden Individuums sein. Anders beim Staate in seinen 
völkerreohtliehen Besiehungen. IKe reehtswidrigen Handlungen 
derjenigen, welehe Träger der Staatsgewalt sind, sind nicht 

") Schlief a. a. 0. S. 253. 

Yergl. Heffter §101—104; Blnntichli, Mod. VOlkermht 
7. Buch; Calvo I, 1. VI. 

Dr. JelUnek, Die Lohre von den StaateaverbiudauKen . ^ 
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nur ihre eigenen Handlungen, sondern werden zugleieh dem 
Staate selbst als Unrecht angerechnet. Wenn die Regierung 
eines Staates die Exterritorialität eines Gesandten nicht 

respectirt , einen Vertrag dolos verletzt u. s. w. , so hat der 
Staat selbst damit das Völkerrecht gebrochen, er hat Un- 
recht gethan, er ist verpflichtet, dem verletzten Staate Genug- 
thuung zu leisten , die Staaten selbst werden von den Folgen 
der Handlungsweise ihrer Organe getroffen. Die völkerrecht- 
lichen Zwangsmittel: die Retorsion und Repression und das 
leiste Eiitscheidungsmittel internationaler Streitigkeiten, der 
Krieg, kehren sich gegen den Staat als eine Ton seinen Borgern 
unterschiedene Persdnlichkeit. 

Das trifft nun auch au bei den einer Bnndesgewalt 
unterworfenen Gemeinwesen, wenn sie gegen die Bundes- 
verfassung handeln. Im deutschen Reiche besteht als Rechts- 
mittel gegen den widerspänstigen Gliedstaat die Reichs- 
execution, welche nicht gegen einzelne Bürger des betreffenden 
Staates, sondern gegen diesen selbst gerichtet ist und Schuldige 
wie Unschuldige trifft. Die Verfassung der nordamerikani- 
schen Union hat ein Zwangsmittel gegen Verfassungsbruch 
durch die Gliedstaaten allerdings nicht vorgesehen; in ihr^ 
Tendena, nur unmittelbar auf die Bürger wirken an wollen, 
hielt sie sich für genügend gesichert, wenn sie nur den Ein« 
aelnen mit Strafis wegen Verfassungsbruches bedrohte. In der 
zur Ratification der Unions Verfassung einberufenen Convention 
von Connecticut rühmte es Oliver Ellsworth als einen be- 
sonderen Vorzug der Constitution, dass sie nicht versuche, 
f,to coerce sovereign badiea, States, in thdr polüical capadty" .^') 

'*) Reichs Verfassung Art. 19. Dass die Execation gegen den Staat ge- 
richtet ist: Lab and I, S. 79; Seydel, Commentar zur Verfassangaorkond« 
för das deutsche Reich S. 136; G. Meyer, Löhrbach § 212. 

**) Citirt Webster, Tk9 amaßtiaion not a eompaet he twe mt MMfd^ 
•f«l«t. ^orkt JI£, p, 475. Die betden Arten dee Zwanges — stnilreelillidier 
viid TMkenechtlidter — aiad bei der Anieibeitiiiic der Ooiietititlien vebl er- 
wegen worden. (YgL die vereohiedenen in der Cenrention geetellten Aalilge, 
welche Zwengsnassregeln gegen die widerspänstigen Einzelstaaten beEweckten, 
bei Calhonn, Ä dUquisition p. 245). Doch schien den Verfassern der Gon- 
stitntion der strafrechtliche Zwang, der den EUnselnen herausgreift, völlig 
gMifigend: j^AUempt* of tki$ kind loould not, oftm b« made wilh leoUy or 
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Allerdings wurde es in Folge dessen cotnmon saying that 

a State canriot comnut treason herseif", Aber der Secessionskrieg 
hat gezeigt, dass sich die Theorie von der Unfähigkeit der 
Staaten zur Begehung von Hochverrath nicht aufrecht erhalten 
Hess. Dass die Truppen der Südstaaten als Kriegsführende von der 
Union behandelt wurden, war die Folge ihres Auftretens als 
organisirter Macht« Aber auch spiier, nach Niederwerf^g des 
Anfstandes, smasten nicht die einaelnen rebellirenden Bürger, 
sondern die Staaten als solche bfissen. Das ünionsobergericht 
hat entschieden: „thai ike reM Stalte» mc^e their war as States, 
availing tkemselves of the subordinate allegiance their Citizens owed 
to the States, and that all their people, guilty and inno cent, 
were by such war turned info enemies."^'') Die 8. g. Recon- 
structionsgesetze sprechen ebenfalls von den i^rebel States^ und 
setzen die Bedingungen fest, nnter welchen diese Staaten 
wieder aur Repräsentation im Oongress angdassen werden 
sollen; an Stelle der selbständigen Begierang tritt eine 
Militfirherrschaft. ***) Die Union mindert daher zur G^nng- 
thtinng fKr den Bürgerkrieg nicht die Rechte Einaehter, sie 
amnestirt sogar den Präsidenten der Conföderation , sondern 
sie mindert die Rechte der Staaten, sie erkennt an, dass 
die zehn Staaten in Rebellion waren. Die Natur der Sache 
siegte über die Theorie, dass die Union es nicht mit den 
Staaten, sondern mit den einzelnen Bürgern zu thun habe. 

6. Somit ist sowohl die begriffliche Möglichkeit als das 
reale Vorhandenaein nichtsonveräner Staaten staatsrechtlich 
nnd völkerrechtlich dargeihan. Die öffentlich-rechtliche Eörper- 

rushnesB ; becatise they could seldom be made. without danger to the authora; 
urUesB in cascs of tyrannical exereUe of the föderal axUhoriiy.'^ The Federalist 
Nr. XVI, Aasgabe Pbiiadelphia 1880 p. 152. AuchE 11 sw or th stellt sich die 
Alternative : j^We see how 7ieee9$ary /or Uta ünum i$ a coercive prino^le — -— 
J%0 anly quettitm u, thatt U ia a cMreion of lam or a eoerdon ^ mm»9 
— J om for «oerewn hy law , Iftirf t^ertUm wAIcA a«lf oydy upoit dMt/gumt 
indmdualt.* "Webster I. e. Vgl. t. Helet, Terfinraag and Demokiratie Im 
den Yerebdgtm Staaten voa Herdaaierikf I, 8. 142 ff. 

**) Webster, »eeand t^mh e» MtoCt ruoiutum. Wort» UT, p, S^. 
TgLdie bei Bflitimann I, S. 60 dtirte SttUe ans der JRMUMieriMm. JMew. 

") Rüttimann I, S. 62. 

Vgl. Blankenburg, Die inneren Kftai|fe der nordamerikaniscIieQ 
Union 1869, S. 287 ff.; &flttimann, IL S. 37, 70 ff.; Schlief S. 365 ffl 

■ ■ ■ 
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Schaft, welche staatliche Macht zn eigenem Rechte besitzt, 
ist sowohl nach Innen als nach Aussen fähig, als Träger 
solcher Eeohte und Eigenschaften aufzutreten, welche keinem 
Anderen als einem Staate zukommen. Trotz der Selbständig- 
keit der dem niohtaoaTer&nen Staate verliehenen Macht wird 
noh aber dieser, wofern das höhere Gebilde, dem er ange- 
hört, ein wahrhaft organisches Leben ftthrt nnd nicht wie 
das alte deutsche Boich an einem Schatten herabgesnnken 
ist, anf Sehritt nnd Tritt dvank die Nothwendigkeit der 
Rücksichtnahme auf die souveräne Staatsgewalt eingeengt 
fühlen. Denn der innere Zusammenhang aller Thätigkeitcn 
des Staates muss sich auch in dem Verhältniss der von 
der souveränen Gewalt zu eigenem £echt übertragenen Func- 
tionen zu den bei ihr verbliebenen zeigen. Eine absolnte Selb- 
ständigkeit beider Gewalten gegen einander ist nicht möglich, 
denn wegen dieses inneren Zusammenhanges aller Staatsthfttig- 
keiten ist eine sdiarfe Trennung derselben undnrchfElhrbar und 
daher Conflicte zwischen der souveränen und nichtsouveränen 
Staatsgewalt unvermeidlich , und da muss die souveräne Ge- 
walt durch ihren Willen und ihre Organe den Conflict lösen. 
Wo beide Gewalten collidiren, bewährt sich die souveräne 
ihrem Wesen nach als die höchste. Die deutschen Gliedstaaten 
haben das Recht, Staatenvertrige su schliessen; wenn aber 
das Reich nut denselben Staaten fiber dieselbe Materie einen 
Vertrag sohlieskt wie Mher der Gliedstaat, so heben die 
abweichenden Bestimmungen des vom Reiche geschlossenen 
Vertrages die vom Gliedstaate stipnlirten auf.'*) Und so auf 
allen Punkten bricht Bundesrecht Landesrecht. Mit vollem 
Recht zieht Webster") aus den beiden Bestimmungen der 
ITnionsverfassung , dass die Gesetze der Union denen der 
Einzelstaaten vorangehen und dass die Unionsgerichte die 
Entscheidung über alle unter der Herrschaft der Unions- 
gesetse stehenden Rechtsfälle haben, den Sohluss, dass die 

*") Tbudichuni, Verfaasnngsrecht des norddeaUchen Bandes und des 
deatachen Zoll Vereins S. 25\; La band II, S. 196; H. Schultze, Preoas. 
Stiatameht n, 8. 831. 

**) UaioBtfwt Art TL § 2, B«v. Sokwtisir Y«t Art IIS, Dmtieh« 
Btioluvwf. Art 2. 

WMkt m, p. 83S. 
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Union ein Staat und keine blosse ConfSdmtioii der Eiiuel- 
staaten ist. Mit denueiben fieohte hätte er daratu folgern können, 
daes die Union und nur «ie ein aonTerttner Staat eeL Die 
Behanptnng Rüttimann*8» das» Bundes* und Gliedataata- 
gewalt jede in llirer Sphäre eich so bew^en , als ob die andere 
nicht vorhanden wSre, findet also nieht einmal an den Ver- 
hältnissen der Union, für welche sie in erster Linie berechnet 
war, eine Stütze. 

7, Nun sind noch drei wichtige Fragen sa erledigen; 
Wodnroh verliert ein Staat Beine Souveränetät ; wie weit kann 
ein Staat mit der fintSasaening seiner Hoheitsrechte gehen, 
nm noch als aoaverfin ereoheinen an können? Zweitens: welehe 
Entstehtingsarten nichtsönverilner Staaten gibt es? Endlich: 
welches Merkmal nnterscheidet eine völkerrechtliche Verbin- 
dung zweier Staaten , in welcher sie beide souverän bleiben, 
von einer staatsrechtlichen, in welcher ein Yerhältnisa der 
Ueber- und Unterordnung stattfindet? 

Was die Beantwortung der ersten Frage betrifft, so 
folgt aus dem Wesen der Souveränetat, dass die Delegation 
anok der wichtigsten Hoheitsrechte eines Staates an einen 
anderen den ersteren der Sonver&netilt nickt beraube. Denn 
' da es im Begrififo der SouverSnetät liegt, dass sie sich selbst 
besehr&nken kann, so ISsst sich f&r diese Beschrünkung keine 
G-renze ziehen. Ein Staat mag daher sogar die Ausübung sämmt- 
licber Hoheitsrechte an einen anderen abtreten, er hört da- 
durch doch nicht auf, souverän zu sein. In Gemässheit des 
Artikels 25 des Berliner Vertrages hat Oesterreich-Ungarn 
Bosnien und die Herzegowina occupirt und die gesammte 
Administration der genannten Provinzen des osmanisohen 
Beiehes übernommen; es wird also die Staat^walt tUier 
diese beiden Provinaen nach allen Richtungen nicht von der 
Pforte ausgeübt. Dennoch besitat Oesterreich-Üngam rechtlich 
noch nicht die Souveränetät über Bosnien und die Herzegowina, 
sie bilden keinen Theil des Staatsgebietes der sie adminiatri- 
renden Monarchie, ihre Bürger sind weder österreichische 
noch ungarische Staatsbürger. Die Pforte hat vielmehr in 
Ausführung ihrer vertragsmässigen Verpflichtung Oesterreich- 
Ungarn blos cur Ausübung der Staatsgewalt in den 
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genannten Provinzen delegirt und sich demgemäss die 
Souveränetät über dieselben zurückbehalten und Oesterreich- 
Ungarn hat diese Souveränetät ausdrücklich anerkannt. Es 
ist also nicht nur eine theoretische Consequenz des Begriffes 
der Souveränetät, dass sie als nudum ju» existiren kann, aon» 
dem eine an praktischen Verhältnissen bewährte Erscheinung. 

Anoh dadurch, dass ein Staat aus der Fülle seiner Ge- 
walt einem anderen sonverfinen Staate Hoheitsrechte su 
eigenem Rechte überträgt, findet kein Aufgeben der Sou* 
▼erinetit statt. Auch für Selbstbeschr&nkungen der Sou- 
veränetät dieser Art lassen sich keine Grenzen ziehen. Die 
Einheit der Souveränetät ist in allen diesen Fällen rladurch ge- 
wahrt, dass eine Beschränkung eines souveränen Staates ku 
Gunsten eines anderen nur im Wege des Vertrages oder der ein- 
seitigen Verfügung erfolgen kann. Durch die letztere ist der 
Staat dem anderen gegenüber überhaupt nicht verplQichtet; aber 
auch der Vertrag bindet den Staat nur so lange, als er au 
Recht besteht. Und da die Ewigkeit der Staatenvertr&ge mit 
der Natur des Staates und dem historischen Leben der Mensch- 
heit in Widerspruch steht, so ist jede EntSusserung eines 
Hoheitarechtes auf dem Wege dea Vertrages keine absolute 
— wenn die bSchste Pflicht des Staates, seine Selbsterhaltung, 
es gebieterisch verlangt muss ihr die niedere Pflicht der Ver- 
tragstreue weichen. Auch die Beschränkung des Eigenthums 
durch dingliche Rechte heben dessen Charakter als absoluter 
Willensherrschaft über eine Sache nicht auf j potentiell sind 
auch die dem Eigenthümer entzogenen Befugnisse in seinem 
Eigenthumsrecbte enthalten. Wenn die Beschränkung erlischt, 
ist der Eigenthümer nicht Successor des letzten Inhabers 
des dinglichen Rechts, sondern kraft seines ursprünglichen 
•Eigenthums übt er die ihm bisher Tersagten Rechte aus. 

Es ist als oberste Norm sur Beurtheilung des recht- 
lichen Verhältnisses zweier Staaten der Satz anzuerkennen, 
dass jeder Staat souverän ist, der nur durch Vertrag gebun- 
den ist. . Der Vertrag , wa3 auch sein Inhalt sein möge, 

•0 S. «st«, a AMli., IL AMaitt, Cap. 3. 

*■) Das ist btnits kl«r trkaant tob H. Oooe«jai, Düputath JmrU ■ 
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setsit Torans, daas der Contrahent firei iat, d. h. daas er nnr 
in semem T^len die Eataoheidang za seinen Handlungen 
findet. So lange daher ein Staat einem anderen nur durch 
Vertrag verpflichtet ist, handelt er überall, auch in der Ver- 
trags erfüll im g , nur in eigenem Namen ; nicht ein fremder, son- 
dern nur der eigene Wille, den er freiwillig einem anderen 
eonformirt, ist die letate Instanz, die ihn in seinem Thun 
ond Unterlaseen leitet. 

Gerade bei diesem prinoipiell so wichtigen Pnnkte mnas 
sich die Schärfe juristischer Consequeaa gegenüber den Ver- 
suchen bewähren, das Frinoip im einzefaien Falle zu Gunsten 
politischer ConniTcnz zn beugen und dadurch jeden Maassstab 
einer rechtlichen Beurtheilung der Verhältnisse von der Hand 
zu weisen. In der Lehre von den Staatsservituten erklärt 
Heffter '*), dass die äusserste Grenze dabei ist, dass der 
verpflichtete Staat in keine völlige Abhängigkeit von dem 
Willen des berechtigten gesetzt, sondern nur in bestinunten 
Hoheitsbefagnissen beschränkt wird und daher wenigstens 
noch als halbsonveräner Staat bestehen kann, und fügt in einer 
Note hinzu« dass der Punkt der schwierigste in der Theorie ist. 
Die Frage ist nicht nur schwierig, sondern; unlösbar, denn wo 
sollte sieh eine wissenschaftlich zu rechtfertigende Grenze 
ziehen lassen? Juristisch rauss vielmehr jeder Staat, sofern 
und solange er nur durch einen Vertrag verpflichtet ist, was 
auch durch diesen seine politische Stellung werden möge, 
als souveräner Staat angesehen werden, denn Souverän etat 
ist eben das Recht, nur durch eigenen Willen verpflicht* 
bar und verpflichtet au sein. 

einzeln erschienen Frankfurt a. d. 0. 1697) § 13, 14: „Vix eredibile e«f, 
quantum itttenk itUer Ttaee duo^ quarüumque r^erat ex lege SuperiorU an ex 
proprio faeto; iUku, «m «tM «ö{«ntal0 fitU Mifeiur «id paire»dim 9t mUgmd 
praedandum, Qid §abn ian§mam m l§g€ et Wy^erio mt^iietraiui UtMbKt, hatid 
Mit tf|/Mor «rt. — - <— .il proprio euo fao» ef eonMnluNM, fui je obKgoi oUi, 
§tti «mperote «e fmeturum pramittatt «A%aliM* no» tU t^erior aÜerOf $ed tti jmt. 
— -— Etiftu obü^uHonu causa n cm est poteHae «vpenor, »ed ipearummei partum 
et paaeeentium aegualit.'^ d § 22 : „ßeri potett, ut koo imperium in parem muUo 
gravitu ntque aeerbiiu »ü, quam alittd in inferior^m^ vM w iUnd pacta proUxe 
eonceewn, hoe legibuM valde reetriatim fuerit.'^ 
§ 43. 
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Die polltische Selbstfindigkeit Polens war durch den 
Traotat von Grodno vom 5./ 16. Ootober 1793"^} gowiis so 
gut wie vorniohtet Der Kaiserin von Rnssland and ihren 
Naolifolgeni wird von Polen im Artikel VI sogestanden: „tarnt 
d§gri tPin^umcs utäe dam» U» «i^turi» Müikdm tit BoliHques, 
gm^mne sage privoyance^ d*apr^ «« ccnetrt prMltdfle avec le 
Oouvtrfiement Polonaia pourrment conseiller ponr la sureti et la 
traThquüliU de la B-^publique.'-'' In Art. XI verpÜichtet sich 
Polen, nur mit Vorwissen und der Zustimmung Russlands 
mit einer anderen Macht Vertrage zu aohliessen, im Art. XV 
versprioht es, keine Verfassungsänderuigen vorsnnefamen, 
^qu*m se cone^Htmt avee 8a Mafut^ l'Imp0rainM^. Der poH- 
tiaelie fiinflnss Rnsslands auf Polen war demnacli ein bei- 
nahe nnbegrenster. Dennoch war Polen damals reehtlioh 
ein sonverSner Staat, denn alle Verpflichtungen» die es in 
dem Traetat übernommen hatte, müssen als seinem freien 
Willen entsprungen und als durch seinen ununterworfenen 
Willen erfüllbar angesehen werden. Wenn es also Polen 
gelungen wäre, die lästigen Verpflichtungen abzuschütteln, 
so hätte es damit höchstens einen Vertragsbruch — und viel- 
leicht nicht einmal den — begangen, aber die Handlungs- 
weise der Polen im Jahre 1795 kann nicht als Rebellion 
qnalificirt werden, wie es der Widerstand eines abhängigen 
Staates gegen seinen Oberherm ist, denn Polen hatte einen 
solchen nicht. 

Wenn im Vertrage der Staat souverän bleibt, so kann 
durch Vertrag ein nichtsouveräner Staat nicht entstehen, 
Wohl kann ein Staat in Erfüllung eines Vertrages seine Sou- 
veränetät über einen Theil seines Gebietes aufgeben and sich 
verpflichten , sich einem anderen ganz an unterwerfen, aber 
eine Clausel, dnrch welche sich der sich unterwerfende Staat das 
Zarfickbehalten einiger Hoheitsrechte ansbedSnge, ist juristisch 
unmöglich, weil der Staat durch das Auflgeben seiner Sou- 
verilnet&t seine Existenz als staatliche PeraSnlichkeit verliert 
und demgemäas auch nicht mehr als Vertragspartei fort- 
dauern kann, und weil andererseits der seine Selbständigkeit 

■*) Marten«, Iteeuäl de« traiU* V. p. 2», 
^. 
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verlierende Staat gegenaber dem oberberrlicben Staat, kraft 
deasen anerkamtter Sanverfinetftt, als Träger von Hobeite- 
rechten, die in keinem Zusammenhange mit der Machtvoll- 
kommenheit des souveränen Staates stehen, in Folge der Ein- 
heitlichkeit und Uutheiibarkeit der Souveränetät nicht gedacht 
werden kann. Ein Staat kann seine Souveränetät nur ganz 
und ohne Rückhalt, oder er kann sie gar nicht aufgeben. 

Die zweite Frage kann daher nur dahin beantwortet 
werden, dase, da ein niobtsouveräner Staat niebt andere ent- 
stehen kann ala darob den Willen des souveränen, dieser 
nur dadurch einen niobtsouverSnen Staat schaffen kann, dass er . 
eines seiner Verwaltungsbesirke oder einen ihm untergeord- 
neten Selbstverwaltnngskörper mit uncontrofirbarer staat- 
licher Macht, mit zu eigenem Recht zustehenden Hoheitsrechten 
ausstattet und sie dadurch zu Herrschaftssubjecten erhebt. 
Nicht der Vertrag selbständiger Staaten, sondern ausschliess- 
lich der Wille des souveränen Staates ist der juristische 
Entstehungsgrund einer staatsrechtlichen Staatenverbindung. 
Wir sehen daher schon hier, was hei der £rdrterung des 
Bundesstaates begrfludet werden wird, dass, wenn der Grün- 
dung einer Staatenverbindung, deren Griieder einer Gentrai- 
gewalt unterworfen sind, ein Vertrag vorangegangen ist, dieser 
Yertrag nicht als Reebtsgrund der neuen Staats- und völker- 
rechtlichen Existenz betrachtet werden darf. 

Die Beantwortung der letzten hier zu lösenden Frage, 
nach welchen Merkmalen es im concreten Falle 2a heurth eilen 
sei, ob ein Staat souverän sei oder nicht, ist nun sehr leicht. 
Wenn ein Staat durch .einen Act eines anderen Staates der^ 
BTt gebunden werden kann, dass ibm dieser kraft eij^en 
Rechtes eine Yeipfliebtung aufsnerlegen im Stande ist, , dann 
ist der also verpfliebtbare Staat niebtsouverSn. Ist aber der 
Grund der Verpfliobtungen eines Staates anssebliesslich in 
seinem eigenen Willen zu finden, den er entweder selbst oder 

") Vgl. Seydel, BnndessiMtsbegriff a. 0. S. 214. Ein Beispiel eines 
solchen Vertrages ist der Unionspact swischen Grossbritannien und Irland, in 
' irelchem Irland eine Ansahl Vertreter in beiden Häasem des Parlaments zu- 
gestanden wird, ygl. £nkine May, 77^ eonHituiional hittory of England 5^ 
ed* Yol. III. p. 332. 
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dureh eine andere Macht als Delegatar seines Willens gel- 
tend maclit, dann iet äer also verpfliohtbare Staat ein eon- 
verSner. 

IV. 

Eintheilaiig der StaateiiYerbindiuigeii. 

1. Das EintheiluDgsprincip für die Staatenverbindungen 
sclieint uns durch die vorangegangene Untersuchung von selbst 
gegeben zu sein : Verbindungen mit Coordination und Verbin- 
dungen mit Ueber- und Unterordnung der Glieder, m. a. W. 
▼Slkerreoktliche und staatsreehtliche Verbindungen, 
und naob dieser Eintheilung wären demnach die einseinen 
Verbindungsformen abzuhandeln. 

Eine solche Disposition des Stoffes wfMe jedoch jener 
aprioristischen Behandlungsweise entsprechen, gegen welche 
wir uns Eingangs dieses Buches verwahrt haben. Erst die 
eingehende Untersuchung einer jeden Verbindungsform soll 
es klar machen , welcher Kategorie sie eingereiht werden 
muss, und somit können erst zum Schlüsse die beiden G«nera 
mit ihren Species einander gegenübergestellt werden. 

Es ist vielmehr ein anderer G^ichtspunkt, von welchem 
aus sieh auf den ersten Blick eine scharfe Scheidung der 
Staatenverbindungen ergibt, unter dem • wir in der G-liedemng 
des Stoffes vorgehen wollen. 

Die Verbindung mehrerer Staaten kann entweder derart 
sein, dass die Staaten nebeneinander existiren, ohne dass Or- 
gane vorhanden sind, welche durch die Vereinigung geschaffen 
worden sind, oder in denen sie zum Ausdrucke gelangt, ohne 
dass daher die Verbindong eine Organisation erhält ; oder die 
Verbindung besitzt solche Organe und ist daher nicht blos 
ein medianisches Neben- oder Ineinander von Staaten. Nicht* 
erganisirte und organisirte Verbindungen sind die 
beiden Gruppen, in welchen wir die Staaten Verbindungen be- 
trachten werden. 

Diese Eintheilung beruht nicht auf einem äusserlichen 
und daher unwesentlichen Meriunale, sondern begründet eine 
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tief eingreifmde , auf d«r Natur des mensohlioliaii Gameiii- 

lebens beruhende Scheidung der Staatenverbindangen. 

Alle Verhältnisse des menschlichen Gemeinlebens, welche 
dauernde Beziehungen der Glieder aufrecht erhalten sollen, 
bedürfen einer, sei es vertragsmässigen, sei es auf Herrscber- 
befehlen beruhenden Organisatiojx, mittelst welcher die durch 
das Gemeiiiflchaftsverhältniss zu erstrebenden Zwecke ver- 
^nrklioht wardaa. Daher schon im Privatreohte der grosse 
Unterschied swiaohen den vorübergehenden, durch Leistiuig 
and Gegenleistung sich lösenden obligatorischen VarhftltniBean 
und den mit handlungsfähigen Organen versehenen, von con* 
stauten Zwecken getragenen Corporationen. Je ausgebildeter 
und fester die Organisation einer Gemeinschaft, desto fester 
gefügt ist sie selbst, desto gesicherter ihre Dauer, desto 
leichter und gewisser die Verwirklichung ihrer Zwecke. 

Das gilt auch für die Verbindungen von Staaten in einem 
Völker- oder staatsrechtlichen Verhältnisse. Nur das Organisirte 
kann die Gkrantie fOr die Erreichung des Zweckes der Verr 
einigung bieten. Wo. keine Organisation, da d^generirt ein jedes 
Verhältniss swischen Staaten leicht und f&hrt entweder cur 
Auflösung des Bandes oder zur völligen Aufnahme des politisch 
minder Mächtigen in den Organismus des Mächtigeren. Daher 
drängt jede auf berechtigter historischer und politischer Basis 
ruhende Gemeinschaft zu einer Organisation. 

2« Vor der Untersuchung der Staatenverbindungen selbst 
werden wir uns mit jenen Staaten beschäftigen, welche ent> 
weder Glieder besitzen, die zwar nicht jnristischt wohl aber 
politisch als mit eigenem Leben b^abt angesehen werden 
könneui oder die einst aus mehreren getrennten Staaten au 
Einheitsstaaten umgewandelt worden sind, oder welche, ohne 
dass ein rechtliches Band vorhanden wäre, dennoch den An- 
schein haben, als ob sie als Glieder einer Staatenverbindung 
auftreten. Es sind dies also jene Einheitsstaaten, welche ent- 
weder vom politischen oder vom historischen Standpunkte 
ans als zusammengesetzte Staaten erscheinen, oder welche 
mit einem anderen durch die rechtlich zufällige Gemeinschaft 
des persönlichen Trägers der Staatsgewalt verbunden sind 
und demgemftss in politisoher Wechselwirkuiig stehen. Der 
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Fall« in dem em ISiüieLtsitaat ans mehnireii bisher g»tieiiiite& 
«ntatanto lit» hat übardiM ame jariatiaehe Saita, indem der 
Aat dar Vareinigung ein Bechteact ist. Aber riiimal var* 
•amigt, sind diese Staaten vom jaristischen Standpunkte aus 
als ein in jeder Richtung einheitliches Ganze anzusehen, 
man kann hier nur noch im hiatorisohen Sinne von einer 
Staatenverbindung sprechen. 

Alle diese Verbindungen können fuglich als hiatoriachr 
politische VerbindmigaB den Verbindungen mit jnri- 
atiaaham Ohaxaktar .gagenÜbargaateUt wardan. 
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I. 

Hebenländer und Colonien 

. im Verhältnisse zun Banpt- und ICntterland. 

1. Der Begriff des Nebenlandea ist ein rein politischer 
und dabei ein so schwankender, dass es schwer fällt, eine 
umfassende Definition desselben zu geben. ^) Am zutreffendsten 
wird es sein, ala Nebenland denjenigen Theil eines Staats- 
Verbandes sEu.bezeiehnen, der eine poUtisoh untergeordnete 
Bolle spielt, so dass er an dem wesentlichen Inhalt des im Hanpt- 
lande concentrirten Staatslebens keinen Antheil hat.^ Bänm- 
lio he Entfernung yon dem Hauptgebiete; eine der herrschenden 
Nation st ammesfrem de Bevölkerung; die noch frische Erinne- 
rang an ehemaliges selbständiges Staatsleben und der dadurch 
bedingte Gegensatz zu der neuen Staatsgewalt; Mangel 
an activer Theilnahme an dem Leben des Gesammtstaates, 
Eehlen eines organischen Bandes mit dem Hauptlande, wie 
es bei einer unterworfenen Provinz der Fall ist, kdnnen 
zar Bezdohnong eines Landes als Nebenland fuhren. £in 
Staat mit NebenlSndern ist keine Staatenverbindnng im ja- 
listischen Sinne, sondern ein Einheitsstaat, der aber in sich 



^) Vgl. die bei BUntscliU, Politik S. 405 ff., aafgezftblten Etile von 
Neben 1 ändern. 

') Naeh J. 8t Mill, Oonriientimu «n repmeHüiHm gmmwnmU 
eh. XVHI liad Ktbtiüindtr soldie, weldw mftbr oder weniger oberiieRlicliai 
Besthusuiteii nnteTVorfcB dodi Oliiie liflUsen Antheil in der Gtaetsgebug 
des Haiptlaadee sn hahen. Das iii eine nur fttr die Heheiiliader conetitn- 
tioneller Staaten pastende ErkAning ndd aoeh da nieht immw nttfefllbnd, wie 
dae Yerhlllnin Älgien in Vkankrefeh oder Ofoalien*8laTOBieM tlnenni neigt. 
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kein einheiiliches Leben fahrte der also kein organiBohes 
G^ie iit, londern Glieder besitzt, welche entweder naeb 
politiflcher 8elb<t&ndigkeit ringen oder doch in keinem inneren 
bietoriscb oder national nothwendigen Zneammenbange mit 
ihm stehen. 

2. Eine hervorragende Stellung unter den Nebenländern, 
derai-t, daes sie als eine eigene Kategorie ihnen an die Seite 
gestellt zu werden pflegen , nehmen die C o 1 o n i e n an. Co 
lonien im staatsrechtliohen Sinne sind Ansiedlungen von An- 
gehörigen eines bestimmten Staates entweder auf bisher unbe* 
wohntem Territorium des Staates selbst oder auf Aremdem 
Gebiet, welebee dnroh die Aneiedelnng für den Heimaiestaat 
der Golonieten in Besits genommen wird. Je nachdem der 
Mntteretaat in rftnmlicher Continnität mit der Colonie sich be* 
findet oder von ihr getrennt ist, wird sich das Sohioksal der 
Colonie verschieden gestalten. Im ersten Falle wird die heran- 
gereifte Colonie sich dem Körper des Mutterlandes als organi- 
sches Glied einfügen. Das bewährt sich an den Territorien der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, welche, sobald sie eine 
gewisse Bevölkerungszahl erreicht haben, von dem Mutterlande 
an Staaten erhoben nnd als gleicliberechtigte Glieder in die 
Union angenommen werden können« 

Die Colonien der enropäiachen Staaten hingegen, welche, 
mit Ansnahme des in rftnmlicher Continuität mit Russland 
stehenden Sibiriens, durch das Meer vom Mutterlande getrennt 
sind, sind nicht auf die Dauer zu der abhängigen Stellung 
bestimmt, in der sie sich befinden. Mit dem Erstarken der 
Colonie beginnt hier deren Selbständigkeit eine immer grössere 
zn werden, bis das Band mit dem Mutterlands entweder so 
lose ist, daas die Herrschaft des letsteren nur noch dem Namen 
nach ezuitirt, oder es gans aerriBien wird. Der Abfiül der 
dreiaehn nordamerikaaiechen Colonien von England im Jalire 
1776 , die Losr^eeong der central- nnd efidamerikaniachen 
Besitzungen Spaniens und die Constituirung derselben zu 
selbständigen Staaten im zweiten und dritten Decennium 
unseres Jahrhunderts beweisen zur Genüge, wohin es führt, 
wenn ein europäischer Staat eine transatlantische Besitzung 
auf die Daner wie eine unterworfene Provinz behandeln wül* 
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Da bei den Uberaeeischen Colon ien aclion wegen der 
räninlichen Trennung von dem Mutterlande ein innigejü Ver- 
hfttoias mit demselben nicht raOglielL ist, so wird eine gesunde 
ColonialpoUtik die herangereiften Golonien mit der weitg ehend- 
sten Selbstverwaltnng ausstatten. Dies ist der einzige Weg, 
nm die Trennung des mündig gewordenen Kindes von der 
Mntter so lange als möglich hinauszuschieben. Endlieh wird 
sie aber doch eintreten, denn jene Lebensgemeinschaft, jene 
Identität der höchsten Tntereoaen, welche die politi-^che Grund- 
lage einer bleibenden staatlichen Vereinigung bildet, ist hier 
nicht mehr vorhanden. Wenn die Colonie des Schutzes des 
Mntterlandes entbehren kann, wenn sie daher die Bedingungen 
walirer Antaride in sieh findet, so wird sie endlich ihre poli- 
tisehe Reifis dadnrch dooamentlreii, dasa sie als eigenbereoh- 
tigtes €^lied in die Staatenfamilie antritt 

Es ist daher historisch nnd 'politisch die Anschauung 
wohlberechtigt, welche in den heutigen Colonien der euro- 
päischen Cuiturvölker werdende Staaten sieht'), aber rechtlich 
sind nnd bleiben sie Theile des Mutterlandes, so lange die 
Verbindung mit demselben nicht gänzlich gelöst ist, denn 
trotz des grossen Maasses von Selbstverwaltung, welches 
viele Colonien besitzen, steht doch keiner von ihnen staatliche 
Macht zu eigenem Recht zn,,*) Dabei kann faotisoh die 
Stellung der Colonie eine derartige sein, dass ihre selb- 
sündige Bewegung -viel weiter nnd freier ist, als die, welche 
manchem Staate snkommt. 

Das belehrendste Beispiel hiefSr bietet die Organisation, 
welche den britischen Colonien in Nordamerika durch die 
British North America Act vom 29. März 1867 30 et 31 Via. c. 3 



*) Roscher, Colonieo, Colonialpolitik and Auswanderung passim, 
J. Held im Staatswörterbach s. v. Soaveranetit XIIl. S. 443, Note 13; 
Blnntschli, Hod. Volkeireclit Art. 79 ; R. v. Mohl, Enoyclopädie S. 569. 

*) Zn weit geht daher B lantscbl i 1. c. wenn er die MöglieUctit Tttlker- 
rteUliflker Uftans m Coloaiea alt »lutllNosTWlaer StMAn** and AtmgmMu 
MllMtiadif» iataraaftiMu]« BoiekiuifW flr m% bebaapt«!. Kie kaaa Ha«- 
JM-W«1m oder Ctaada, wonim atcte nur di« K6wfbi tos Bngluid, entw^dar 
in «ifiiier Penoa «dar duoh ikiaa StaUvertiatar, YarMga aeUifliMii, Oaaaadta 
acüekea, Kriag arUina. YsL OalTO I, €40 p. 145. 

Dr. Jalliaak , Ua Lebra Ton daa 8lMtenYaKUiiin«SMi. 5 
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zu Theil wurde. Den Wünechen der dortigen Bevölkerung 
entsprechend, hat das englische Parlament genehmigt, dass 
die Provinzen Ontario, Quebec, Neuschottland und Nea- 
brannschweig , zn welchen später noch British Columbia, 
Prins Ednards-Insel und Manitoba hinzukamen , sich sn einer 
Art F5deration unter dem Namen Canada vereinigen. Die 
hSehste €kwalt dieser vereinigten Colonien ruht im Paria* 
mente von Canada, welches aus der Königin, dem Oherhause, 
Senat genannt, und dem Hause der Gremeinen besteht.*) Die 
Königin ernennt den Generalgouverneur , dem ein aus Ein- 
heimischen gebildetes privy Council als Executive zur Seite 
steht. ®) Der S enat wird von der Krone ernannt, die Gemeinen 
von dem Yplke gewählt. Die Befugnisse des Parlamentes er- 
strecken sich nicht nur auf die Genetsgebung über sämmtliche 
Gegenstände der inneren Verwaltung, sogar Landesverthei- 
digung, Heerwesen und Flotte sind ihm unterstellt.') Der 
Generalgouverneur bestätigt die Parlamentsbesohlüsse in dem^ 
Kamen der KSnigin.^ Die Königin kann jedoch jeden Par- 
lamentsact innerhalb zweier Jahre annulliren. ') Ebenso können 
Bills für die königliche Bestätigung reservirt werden, über 
welche binnen zwei Jahren „//ic Queen in counctl^ d. h. das 
englische Cabinet sich zu entscheiden hat. Die einzelnen 
Provinzen, an deren Spitze je ein vom Generalgonvemeur 
ernannter Lieutenant - Govemor steht, haben wiederum 
eigene Legislaturen » welche nicht nur emen selbständigen 
Wirkungskreis besitzen, sondern auch das Seioht haben, 
gewisse Acte des Centraiparlamentes zu genehmigen oder 
zu verwerfen. 

») British North America Art. IV, Art. 17: „There thaU be One Par- 
iiament for Canada eonMting of the Qmmh, an Upper S<nue ttjfled. the Senate, 
emd the Borne of Common«.'* 

•) Auch die Bestimmting des Regierungssitzes ist der Königin vor- 
behalten (gegenwärtig Ottawa, „utitil the Queen otherwise direcls'^ Art. 116). 

Art. 91 n. 7. Der militärische Oberbefehl jedoch gebührt der Königin, 
vgl. Art. 15. 

•) Art. 55. 
•) Art. 56. 
*•) Art. 67. 
") Art. 08. 
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Aehnliche Organisationen wie Ganada besitzen anch viele 
andere englisehe Golonien. Die SteUung derselben ist eine 
derartig daee einer der grSaetenEenner des englischen Staats- 
rechts sie nicht als Theile des britischen Reiches, sondern als 
Staaten anfliEMsen will, die in einem BnndesTerhSltnisse zn Eng- 
land stehen. Und doch ist diese Auffassung juristisch unmög- 
lich. Durch die Ernennung des Generalgouverneurs, durch das 
Veto der Krone ist das /w« supremae tnspecttonis des britischen 
Staates über seine Provinz Canada gewahrt. Das englische 
Parlament bat ferner de jure die unbestrittene , wenn auch 
selten ausgeübte Macht, die canadische Verfassung zu ändern 
und anfsoheben. Die Verträge, welche England mit ajideren 
Mächten sohliessti gelten auch für Ganada» das kein inter- 
nationales Bechtssnbject ist iind trots seiner losen Verbindung 
mit dein Mntterlantte juristisch doch nur , wie es in der er- 
wähnten Parlamentsaete heisst, als „a part of 'iheBrkigk Wmptrt^^) 
betrachtet werden muss. Wie weit demnach auch die Selb- 
ständigkeit der Colonie bezüglich der Ordnung ihrer Ange- 
legenheiten gehen mag, so erscheint sie doch stets als ein Theil 
des Mutterlandes und übt alle ihr zustehenden Befugnisse 
nicht ans eigenem Bechte, sondern im Auftrage der Central* 
regiemng aus* 

Die englischen Colonien aeigen das 94fyovmmeiU auf 
dem Gipfelpunkt seiner Entwiokelung. Die staatliche Con- 
trole, wdoher jeder Selbstverwaltungskörper unterworfen ist, 
ist bei ihnen in den meisten Fällen zur blossen Mög- 
lichkeit einer Controle geworden. Aber sie lehren gerade 

Tfl. L««!iBiis IM« «nrop. Ooliniiea 1881, 8. 88C 
Erskine Mmj, I. c. TII. p. 374- Auch J. St. Hill, I. «. eh. XVHI. 
Allerdinga wurde die EinmischxiiiK dM eaj^lischen Parlaments in die 
dem Wirkungskreis eines ColonialparlamenU angebörigen ABgelegeDheiten all 
nnoonsUtationell bezeichnet, vf;1. May S. 365; allein das gilt nach englischer 
Anscbanang für jede nicht nnumgänglich notb wendige Einmisobuug des Par- 
laments in die Befugnisse eines Selbstverwaltungskörpers. In den Jahren 1837 
und 1838 hat das englische Parlament die Verfassung von Unter-Canaüa suspen- 
dirt, Uay 1. c Trotzdem Canada nach 17 et 18 Vict c. 118 bereits befugt 
wv, sola« y«rAwsnng salbitladig ahsvlBdon, ist di«B«mT«rteQBf vom 1867 
nicht «It waadtodhti Gesats, aasdfln ilt mg Uich» FtelMMiitaaot« erlMiea 
woidia. 

«) Art. 13S. 

6* 
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dadurcli. dass auch die entwickeltste SelbBtverwftltiing das 
einheitliche GefUge eines Staates nicht zu. zerreiasea vermag. 
Das briÜBohe fteich ist daher ein Einlieitaataat und keine 
Staatenverbmdnng. 

n. 

Die Incorporation. 

(Vollkommene Uiion. Fasion, Annexion ) 

1. Mehrare Staaten können derartig mit einander in 
Verbindung treten, daas entweder der eine dem anderen ▼oll- 
kommen nnterworfen wird, d. k. daas seine SonverSnetftt aof 
den anderen übergebt, oder die Vereinignng vollaeht aicb in 
der Form, daas jeder der betbeiligtea Staaten als solober 
nntergebt und ein TÖUig neuer Staat an ihrer Stelle ent- 
steht. Der erste Fall gehört wesentlich der Periode der 
StaatenhilduDg und -UmbiMung durch dynaatischf Politik au. 
während der zweite Fall, wenige Ausnahmen abgerechnet, 
erst in der neuesten Geschichte , in der Periode nationaler 
Staatenbüdung auftritt. Hier ist eigentlich keine Union der 
Staaten, sondern eine vollständige staatliobe Nenbildaug vor- 
banden, welche niobt als Keobtalbrteetier, sondern viehnehr 
als Beobtanacbfolger der Tormaligen Staaten ersebeint. Biese 
nationale Staatenbildung, welebe an Stelle staatsreobtliob 
unverbnndener Staaten den einbeitlioben oder föderativen 
Bau des nationalen Staates setzt, wird bei der Lehre vom 
Bundesstaat eingehend erörtert werden. Hier wenden wir 
uns dem ersten Falle, der Einverleibung eines Staates in den 
anderen zu. 

Das ältere Staatsrecht pflegte an die Lehre von der 
Incorporation eine Fülle von scholastisohen Untersebieden 
zu knüpfen, welobe nun Theile dem Kirohenreobt und zwar 
den Sataen Ober die Vereinigung von BiatbUmern entnommen 
waren. Man apiaeb — und es wird selbst beute nodi naeb- 
gesprocben — yon unio per aupprettionem, per ecnfMonmn^ per 
novaiujnem , von unio realis aequali jure , inaequali jure und «n- 
corporativa, von tncorporcUio plena und miaun pleiia. 

So lange die Idee des modernen Staates noch nicht 
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durchgedmogen war, hatten die Distinctionen von Unionen nach 
gleichem und ungleichem Hechte, von vollständiger und nn- 
▼olletändiger Incorporation eine gewisse Bereohtigang. Im 
patrimonialen nnd feudalen Staate werden anch die SfPent- 
lich-reehtiichen Berechtigangen nach Analogie der Privat- 
rechte als vom Staate unabhängig aufgefasst nnd die den 
ständischen Corporationen nach der Einverleibung belassenen 
Rechte erscheinen demnach als selbständige , von der neuen 
Staatsgewalt nicht abgeleitete Befugnisse. Tm modernen 
Staate erscheint jedoch alle öffentlich-rechtliche Macht vom 
Staate abgeleitet, und daher lassen sich keine verschiedenen 
Arten der Incorporation juristisch unterscheiden , so viel- 
gestaltig auch der historische Vorgang der Vereinigung, so- 
wie die politische Stellung des incoiporirten Landes zu der 
neuen Staatsgewalt sein kann. Dadurch, dass ein Staat in 
einen anderen aufgeht, verliert er seine staatliche Qualität 
vollkommen. Wenn er trotzdem nicht in derselben Weise 
wie die anderen Provinzen des Staates, dem er nnn angehört, 
regiert wird, indem seine Institutionen in historischem Zu- 
sammenhange mit den früher von ihm besessenen stehen, so 
ist dies juristisch nur als ihm von der neuen Staatsgewalt aner- 
kanntes nnd verliehenes Recht zu betrachten, als eine weit 
gehende Autonomie nnd Selbstverwaltung, welche aber recht- 
lich, wenn anch nicht historisch als etwas wesentlich Keues an- 
gesehen werden mnss. Selbst wenn ein Staat sich vertragsmässig 
einem anderen unter der Bedingung unterwürfe, dass ihm ein ge- 
wisses Mass von Selbständigkeit garantirt bliebe, so ist die Ge- 
währung desselben einseitiger Staatsactnnd nicht etwa Vertrags- 
erfüllung, da, wie oben bereits erwähnt wurde, durch die in 
Folge der Ausführung des Vertrages vollzogene Unterwerfung 
das eine der contrahirenden Sabjecte verschwunden, und daher 
Kiemand mehr vorhanden ist, dem ein Recht aus dem Vertrage 
zustünde. Wohl ist es möglich, dass ein Staat einer dritten 
Macht verspricht, in dem inoorporirten Lande die alten In- 
stitutionen fortbestehen zu lassen oder neue zu gewähren, 
aber daraus entspringt nur eine völkerrechtliche Verpflichtung 
gegen den dritten, nicht aber gegen den inoorporirten Staat. ^) 

*) Vgl. BianUohli. Mol Tdlkorr Art. 53« 
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Die Unterscheidung von Unionen nach gleichem und un- 
gleichem Rechte und von unvollständigen Incorporationen — 
soweit darunter die Fälle begriffen werden, in denen ein Staat 
seine Souveränetät an einen anderen verliert 2) — ist daher 
staatsrechtlich vollkommen unbrauchbar. Ein einem anderen ux- 
oarpoiirter Staat ist Theil des letstereo, m5ge ihm nodi so 
grosse Autonomie und Selbstverwaltung zustehen oder mag 
er als abhiagiges Nebcnland behandelt werden. Weder die 
Fortdauer des Namens des inoorpoiirten Staates, noch der 
Umstand, dasa die Incorporation ihre Wirkung auf die In- 
stitutionen des Gesammtstaates Sussert, kann an dieser That- 
Sache etwas ändern. Schottland ist durch die Union von 
1707, Irland durch die von 1800 dem englischen Staate in- 
corporirt worden ; in der Zusammensetzung des englischen 
Parlaments kommt diese Union dauernd zum Ausdruck, so- 
wie in dem Namen des Reiches: Grossbritannien und Irland. 
Nichtsdestoweniger ist England ein Einheitsstaat und Schott- 
land und Irland sind staatsrechtlich nur Provinsen des Beiehes» 

Ffir die Unionen« bei welchen den neu aufgenommenen 
Provinzen eine relativ grosse Selbständigkeit gelass«! wird, 
hat Bassland in der neuesten Zeit zwei in vieler Hinsicht 
interessante Beispiele geboten. 

3. Durch das Manifest des Kaisers Alexander I. vom 
20. März 1808 wurde das im Kriege mit Schweden eroberte 
Grossfürstenthum Finnland auf immer dem russischen Reiche 
einverleibt. ^) Im Frieden von Friedrichshamm vom 5.yi6« 
September 1809 trat Schweden Finnland förmlich an Rnss- 
land j,e» UmU jpropriet6 et souveratnete'^ ab, bedang sich jedoch 
aus, das» dem Lande seine alte Verfassung belassen werden 
solle. *) In der That wurde die finnländische Verfassung von 
1772 und 1789 von Bussland bestfttigt, und bis auf den heu* 
tigen Tag besitzt Finnland eine selbstöndige Stellung gegen- 

') Wie es mit der unio realis aequali jure bei Potter, Beylr&ge 
S. 23 und zum Theil auch noch bei Kl über, Droü des gen» §, 27 und 
öffentl. Recht der deatschen Band«B8taaten §. 81 -der Fall ist, wie msach« 
sttiner Beispiele zeigen. 

*) jjDiese durch Unsere Waffen eroberte Provinz vereinigen Wir beut« 
auf immer mit dem Russischen Reicbe.** Martens, Sappl^mest V, p. 20» 

♦)'Vgl. Art, IV n. 71, Martens 1. c. p. 23. 24- 
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über den anderen russischen Provinzen. Dem vom Kaiser 
ernannten Generalgoavemeur steht ein aus zwanzig Finn- 
ländern ernannter Senat zur Seite, das Land hat eigene 
Stände, welche in HeLsingfors im Jahre 1863 vom Kaiser 
selbst erSilkiet wnrdem; die Verfassong Finnlands ist jungst 
▼on Alexander IH. nnmittelbar nach seiner Thronbesteigoag 
beschworen worden. Die finnlündisohen Angelegenheiten 
werden in letzter Instanz an einen eigenen Minister-Staats* 
secretär in Petersburg gebracht. 

Finnland ist daher bezüglich seiner Organisation und 
Verwaltung in einer Weise selbständig, wie keine andere 
Provinz Rnsslands. Aber trotzdem ist es nur eine Provinz 
des russischen Reiches und nicht etwa ein eigener, su Russ- 
land im Verhältniss der Real- oder gar der Personalunion *) 
stehender Stallt. Denn duroh die iSrobernng eines Staate« 
oder eines Theiles desselben wird die bisher dort herrschende 
Staatsgewalt total vemiditet, und es tritt die des neuen an 
die Stelle, in diesem Falle also an Stelle der schwedischen 
die ruRsische. Es ist eine Frage der Staatsklugheit, auf 
welciie Weise die neu erworbenen Gebietstheile zu regieren, 
ob ihre alten Institutionen ganz oder zum Theil zu erhalten 
sind. Aber an der juristischen Thatsache, dass eroberte Gre- 
biete Theile des erobernden Staates sind, ändert die Gewäh- 
rung oder Belassung einer gewissen Selbständigkeit selbst 
dann nichts wenn sie dem abtretenden oder einem dritten 
Staate versprochen wurde. 

4, Bas andere Beispiel einer relativ selbständigen 
Stellung eines incorporirten Staates bietet Polen von 1815 bis 
1832. Eine oberflächliche Betrachtung Polens in diesem Zeit- 
raum kann leicht zu dem Glauben verleiten, Polen sei 
damals ein eigenberechtigter Staat gewesen, der mit Russ- 
laad nur duroh die Person des Souveräns und gewisse gemein- 
same Institutionen verbunden war, und in der That nimmt 
die Mehrzahl der Publicisten an, dass Polen und Bussland 



*) eaffeken sn Heffter §. 20 n. 8. 
Ootkaar geaMlogiaohM TMoheabaeli 1881 8. 915/ Bracht Ui, 
SUtliliNlw Skisie der Burop. SUaten, 1874, 8. 115. 



Digitized by Google 



72 



auf Grnnd der Wiener GoDgreesaote in Realnnion gestanden, 
und dass demnaob die StaattpersdnliolikeH Polens nicht in 

Kusöland aufgegangen sei. Schon W h e a t o n indes» hat be- 
merkt, dass die Union Polens mit Russland „(Tune nature plus 
irreg^dih'e*^ sei, und handelt sie im Anhang zu der Definition 
der Ineorporation ab'), ebenso bezeichnet sie Phillimore 
als eine Union ^of an wholly anomalous fciW" Ca Ivo er- 
klärt Polen als „annexe ä la Rtiuie^ *) und Pözl hat wenig- 
stens die Znlässigkeit der Einreihnng des Verhältnisses Polen- 
JEtnssland nnter die Bealnnionen besweifölt. '*) 

Eine eingehende, nicht mit aUgemebien, Torgefassten 
Begriffen arbeitende, sondern den Etnzellkll gemäss seiner 
individuellen Beschaffenheit benrtheilende Untersuchung muss 
zn dem Resultate kommen, dass Polen durch die Wiener 
Congressacte seine staatliche Existenz nicht beibehalten hatte. 
Das Herzogthum Warschau wurde gemäss Art. I des Schluss- 
actes des Wiener Congresses mit dem Kaiserthnm Rnssland 
vereinigt. Der Kaiser von Russland versprach darin den anderen 
contrabirenden Mächten, dem Lande eine gesonderte Verwaitnng 
zn Theil werden nn lassen nnd neben seinen anderen Titeln 
anch den eines £9nig8 von Polen ancnnehmen. Zugleich werden 
den Polen sowohl Rnsslsnds als Oesterreichs nnd Prenssttis 
versprochen : Une reprSsentation et des insiüutionSy regl^ cTapris 
le rnode (Vexiatence poUtique que ckacun des (jouvemements aux- 
gueh ils ajipartiennent j u ger a utile et convenahle de letir 
ac cor der.'* Die Verpflichtung Russlands bezüglich Polens 
war daher juristisch keine andere als die bezüglich der Auf 
rechterhaltong der finnländisohen Verfaasnng gemliss des 

Elömenta I., p. 53. 
^ Vol. I., p. 89. 

§■ 43 p. 151, wo ««dl das TerkUtniv all „Mino« jmt imcofporaikn* 
boMfelmct wird, ftbereiinttABOBd mit dorn offtdolloa Awdraek in | 1 dor 
polBiaches YeifMraog: «Dm Kttnigreicli Poltn ist Mf owig dorn nnitidMa 
Kaitemich oinverleibt.* 8.P51its» Barop. Constitotionos Bd. 8, 8.24. 

»•) StaatBwörterbuch ». v. Union, Bd. X, S. 673. 

*') „crt Etat, jouitaant d'une adminutraiion distincte". Vgl. den mstiscliea 
Entwurf bei Kitiber, Acten des Wiener Conj^esses Bd. VI, S. 74: „Le rette 
du Ducht de Varsovie est devolu a la Caurorme de ßusüie, comme 6tat unij 
auquel Sa Majeste JmjHriaU se retervc de doiiner une oonttiiution nationale et 
Vextention de» limite«^ quelle jugera cunvenable.* 
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Friedrichshammer Friedens : sie war eine Verpflichtung gegen- 
über Dritten. Aber die Lage Polens war schlimmer als 
die Finnlands. Dieses erfreute sich bereits einer Verfassuag, 
welche von Russland nur bestätigt za werden brauchte. Id 
Polen jedoch sollte eine nene Verfassung von dem neuen 
Herrscher gegeben werden , besttglich welcher nnr einige all- 
gemeine l^tse vieldeatigen Inhalts Tdlkerreehtlich stipnlirt 
waren. Polen war also dnroh den Wiener Congress der 
▼ollen Sonverftnet&t Rasslands unterworfen worden, welches 
sich in Ausübung derselben gewisse Selbstbeschränkungen 
aufzuerlegen versprach. In der That tritt Alexander I. am 
20. Juni 1815 die Herrschaft über Polen an und verspricht 
in dem Manifeste von diesem Datum dem Lande eine Ver- 
fassung zu geben, welches Versprechen er am 2&. December 
1815 einlöst 

Die Verleihung der Verfassung an Polen, wodurch dieses 
als Kdnigreioh mit sehr weitgehender Selbstindigkeit erklärt 
wird, ist daher ein einseitiger Act der rassischen Krone 
gewesen. Nnn kann eine Bealnnion swisehen swei Staaten, 

wie unten eingehender dargelegt werden wird, nie durch ein- 
seitigen Act eines Staates entstehen, sondern es ist hiezn 
immer der über einstimm ende Wille der zu unirenden Staaten 
nothwendig. Da Polen ungefragt und sehr gegen den Willen 
der Nation dem russischen Heiche einverleibt wurde, so kann 
nicht behauptet werden, dass Polen durch die ihm octroyirte 
Verfassung, deren Wortlaut stellenweise allerdings zu einer 
solchen Ansicht Anlass geben könnte ^*), einen Unionspaot 
mit Aussland geschlossen und demgemiss als sourerSner Staat 
fortbestanden habe. 

Polen nahm vielmehr Russland gegenüber genau dieselbe 
Stellung ein, die eine der mit umfassendem selfyovermnent aus- 
gerüsteten Colonien England gegenüber einnimmt. Man ver- 
gleiche die rechtliche Natur der polnischen Verfassung mit 
der canadiachen und man wird finden, dass ein wesentlicher 
Unterschied in der Stellung beider Länder zum Hauptlande 
nicht vorhanden ist. Der Kaiser von Bussland hatte sich als 
£9nig von Polen vieler Rechte begeben, welche ihm als abso- 

«. B. §|. 8, 9. 
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latem Herrscher zustanden; genau so hat das englische Par- 
lament seine in thesi unbegrenzte Machtfülle dem canadischen 
Parlamente abgetreten. Und so wie das englische Parlament, 
trotz Errichtung der canadischen Verfassung und trotz des 
Canada gemäss derselben zustehenden Eechtes der selbstän- 
digen Verfasstingsänderang kraft seiner MachtvoUkommenbeit 
formell das Beobt bat, die Verfassung der Colonie zu ändern 
nnd an&obeben, so batte aadi der nnbesobrUnkte Csar staats- 
reobtliob — wenn aneb niebt völkerrecbUicb — gewiss das 
Becht, die polniscbe Verfassang naeb Belieben zvl ändern, 
trotx aUer Yemioberangen , die in derselben niedergelegt 
waren, und es ist bekannt, in welcher Weise von diesem 
Rechte mit Verletzung der Wiener Congressacte Gebrauch 
gemacht worden ist. 

Es ist eben nomöglich, dass ein absoluter Herrscher, 
sei es nun ein unbeschränkter Monarch oder ein Parlament 
in Besng auf Nebenländer, die in ihm niobt vertreten sind, 
einem Tb eile seines Herrsobaftsbereiebes eine ibn anwidere 
niflieb besobränkende Verfassung gibt. Immer ist da eben noob 
der absolute Herrseber vorbanden, der fiber dem auf einem 
bestimmten Gebiete beschränkten atebt, und der absolute Herr 
kann den beschränkten jederzeit seines Wortes kraft seiner 
höheren Macht entbinden. Der König von Polen war ein 
Geschöpf des Kaisers von Russland und die Bande, welche 
dieser dem ersteren auferlegt hatte, konnte er jederzeit wieder 
lösen. Es ist möglich , dass ein über . zwei "durch Personal- 
oder Realunion vereinigte Staaten regierender Monarob in 
dem einen Staate absolut berrsobt, in dem anderen bingegen 
ständiscb oder oonstitutionell besobränkt ist. Aber dass dn 
fierrseber innerbalb eines Reiches zugleicb absolut nnd 
oonstitutionell regieren könne, ist nicht nur auf die Dauer 
politiscb zweifelhaft, sondern auch rechtlich undenkbar. Die 
scheinbare Constitution für einen Theil des Staates ist da 
weiter nichts als ihm precario gemachte Zugeständnisse, deren 
Zurücknahme jeden Augenblick erfolgen kann. Treffend bemerkt 
BeachLawrence, dass die Linie, weiche Polen von Kussland 
trennen sollte, imsginär war. i*) 

^ Coiiim«Ataira t. 1, p. 305. 
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Polen bildete daher bereits 1815 einen Theil des mssi- 

sclien Reiches, trotz des Königs von Polen, trotz des gesetz- 
gebenden Körpers, trotz des eigenen Ministeriums und der 
eigenen Armee, trotz der ausscbliesslichen Zulassung der 
Polen zu öffentlichen Aemtern, so gut als Canada, Neu-Süd- 
Wales, J amaica, Capland u. s. w. Theile des britischen Reiches 
sind, trotz ihrer Parlamente y trots ihres prtvy Council j trotz 
eigener Armee und Flotte, trots dee Rechtes der Verfaesnngs- 
Snderang, trotzdem zn manehen Aemtern nur Einheimisohe 
zugelassen werden dfirfen. 

Also selbst in dem Falle, dass ein Staat dritten Mächten 
verspricht, einem ihm einzuverleibenden Staate oder Theile 
eines Staates eine gewisse Selbständigkeit zu gewähren, wird 
die staatliche Existenz des incorporirten Landes nicht ge- 
rettet. Hier fällt juristische und politische Erkenntniss zu- 
sammen. Denn wo immer unter . solchen Bedingungen ein 
Staat einem anderen incorporirt wurde, da hat der ein- 
verleibte Staat niemals auf die Dauer ein Leben gefuhrt, das 
den Charakter einer Provinzialezistenz fiberschritt, i*) 

9« Die Bezeichnungen einer Realunion nach gleichem und 
ungleichem Rechte fttr Fftlle der Inoorporation haben für den 
modernen Staat nur den Werth eines ungenauen Ausdruckes 
für die historische Tbatsache. dass ehemalig völlig getrennte 
Staaten insofern noch fortexistiren, als der neue Einheitsstaat 
den früher selbständigen Gliedern ein weitgehendes Grebiet 
der Autonomie und Selbstverwaltung belassen, beziehentlich 
gegeben hat, so dass er als mehr oder minder decentralisirter 
£inheit8staat erscheint. Aber juristisch ist die Thatsache 
irrelevant. Fftr die rechtliche Beurtheilung ist es ent- 

Andere Fälle dieser Art sind die Einverleibung der OaUeeprovinzen ia 
Rassland im Nystädier Frieden (1721), in welchem Schweden versprochen wurde, 
die alten Insiitntionen fortbeatehan sn lassen, Art. IX«. X, Gliillany, Diplo- 
»tlscbes Haadboeh I, 8/168; ton die Yeraiiiigiing GenvM nil BtTdlaiea 
gtnin Azt. 86—88 der Aou finat d» eongrh d» IWie. Naeb Art. 88 wmrdeA 
Blalleb die Genus in JnntaBe da VArtUU IV du *rM du 90 mal 1815 enire 
V Autrieh« et le roi de Sardaigne xagettudenen Rechte als Bedingangeo der 
Union erkl&rt. Vgl. die bei Wheaton, El^ekte t. IL p. 271 a.- 356 abge* 
dracktea Actenstücke. Klüber, Droit den gene § 27 nete e beseiolmet diese 
Yeretaigiuii; als unio retUU aefuaüs perpetua. 
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scheidend, dass der betreffende Staat in seiner gegenwärtigen 
Existenz keine Theiie besitzt, denen staatliche Macht in der 
Art zuateht, dass sie der Oberaufsicht der eouveränen btaata- 
gewalt entsogen aind, daaa sie daher nicht als seUwtSndige 
Siibjecte von Hoheitareohten erscheinen. 

Daa hervorragendste Beispiel eines solohen, ans nr*^ 
sprünglich distincten Theilen cnsammen gewachsenen, nnnmehr 
einen decentralisirten Einheitsstaat repräsentireuden Staats- 

'*)Ulbrich, Dlt n^ttieh« Vfttnr i«r «ctomiekiMk • mgariadmi 
XoBifeU«, Pirtg 1879, S. 9 oad Ldirtadi dm tatamlokiMliaa StMtsrecht»!, 
1. UcAniDs, Berlin 1888, 8. 81 ncht den Begnff der I7mi» leatU tneegiM/i« 
iuMfeta eafriclit sm eriUlUn, nie darnnter dne TerhiUnlM einet oberheirliehen 
Henpteteatei gegeallber einen nebenetentUdien Annex btneiehnet weiden son. 
Allein N* benland nnd Hnnptlnnd eind keine jurietisclien Begriffe , sondern 
politische BezaiütiDnngeii ; einen rechtlichen Uoterschied zwischen Neben- 
land and Provinz anzogcben iet nnmöglich; s. oben S.63. Hat das „NebHolaiuI" 
hingegen selbständige Hoheitarechte , dann ist die Verbindung mit dtsm 
Hanptlande je nach ihrem specifischen Charakter eine otaatenstaatliche oder 
bnndesstaatliche. Als Beispiel einer solchen tmio realis tnaequali» werden die 
porte$ odnexae des Königreichs Ungarn: Croatien nnd Slavonien in ihren 
YerklltnlsM nun Hanptland angeführt, leohü. Natnr S. 66. Aber Unfnm 
nnd Croatien - Sinfonien bilden genAse §. 1 des XXX. nngnriidiea Oeaetnp 
nidkela von 1868 eine nnd dieaelbe etnnkliehe Oeneinaehnft , der Ktaig 
▼on Ungern wird mittetet daea and deaealban XrOanagMetae anm KOnlg ail«r 
lAader der flCeCunkrana fdtrSnt (§. IQi Oroatien lad SlairaBiea nekniMi dnrdi 
ihre in den ongarischen Reiohstag entsendeten Abgeordneten an der Bil- 
dang dHS nogarischen Staatswillrns theil, die autonomen Angelegenheiten beider 
Länder stehen insofern unter der Conlrole des nngarischen Staates, als ein 
df-m ungarischen Reichstage versntwortlicber Minister für Croatien, Slavonien 
Diid Dalmalien Silz nnd Stimme im ongarischen Minlsterinm hat (§. 44) und 
der Cbfef der croatisch-slavonischen , dem dortigen Landtage verantwortlichen 
Landesregierung, der Banns, auf Vorschlag nnd unter Gegenzeichnnog des 
nngarischen Ministerpriaidenten ernannt wird (§. 51). Znfolge dieeer Ba> 
atiaininngan iat Croatien nnd Slavonien ataatartebtUck aiöbia andorea ala olne, 
wenn aneb alt aehr weltgabender nnd aberdiea nur ait aeiner ffiawillifnnsf§.70) 
abanindemdor Aatonomio aaagerilaloto nagariaeho FroTiaa, aber in kalnar 
HiRiiebt ein Stnat, der vor allem oiaen eigenen StaatawOlea mnaa aalWoiaeii 
ktaaen. Daker ist anch die von Bidermann, Legulntion autonome de la 
Croatie, Gand 1876, p. 20 aufgestellte Behauptung, Ungam-Croatien sei ein 
Bundesstaat, unhaltbar. Allerdings ist die historische Individualität des 
Landes in vielen Punkten bewahrt, aber das binden nicht, dass rechtlich- 
Ungarn in seinem Verhältnisse za Croatien nnd Slavonien als ein, wenn auch 
itark decentfalisirter Einheitestaat erscheint. 
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kSrpen ist OaBtemidh, oder, wie sein ofificieUer Titel lantet : 
die im Beiclisrathe Tertretenen Ednigreiche und Under. 
OemSee der Verfassang vom 21. December 1867 l»ldet die 

Gesammtheit der österreichischen Kronländer einen Einheits- 
staat mit einem rechtlich einheitlichen und nicht etwa die Summe 
der Landesfiirsten repräsentirenden Kaiser als Träger der 
Staatsgewalt und einem einheitlichen österreichischen Staats- 
bilrgerrecht. Den einzelnen Ländern ist aber ein aasgedehnter 
Wirkungskreis eingeräumt. Für wichtige Gebiete staatlicher 
Thätigkeiten wird der Gesetsesinhalt nicht von dem Beioha- 
rathe, sondern, von den Ijandtagen der einzelnen Länder fest- 
gestellt, die Länder sind selbständige FinanskSrper und be- 
sitsen ein ansgedehntes Gebiet der Selbstverwaltung. ^<>) Aber 
alle diese Functionen werden von den Ländern nicht aus 
eigenem Rechte, sondern als Organe und unter steter Controle 
des Reiches ausgeübt. Die Landesgesetze werden von Reichs- 
wegen von dem Kaiser — nicht von dem Landesherrn — 
unter Gegenzeichnung des nur dem Reichsrathe verantwort- 
lichen fisterreichischen Ministers sanctionirt. Die Verhand- 
lungen der Landtage, deren Präsident, zugleich Vorsitzen* 
der des ezeoativen Ausschusses der Landtage, des Landea- 
auBsohuflses, von derBeichsgewalt ernannt wird, stehen unter 
der kaiserliehen Oberauikfcht , BesehlQsse des Landes- 
ausschusses können vom Kaiser aufgehoben werden die 
Reichsgewalt kann jeden Landtag auflösen"), sowie durch 
Reichsgesetz die Competenz der Länder verändert werden 
kann. So sind durch das Gesetz vom 2. April 187S die 
direeten Reichsraths wählen eingefShrt und damit den Land- 
tagen das ihnen früher gemäss §. 16 der Landesordnung 
zustehende Recht entzogen worden, ans ihrer Mitte die Ab- 
geordneten in den Reushsratk zu entsenden. Von einer Staat* 
liehen Existenz der Eronländer» von einer fSderativoi Ge- 
staltung des Beiehes oder gar von einer Bealunion zwischen den 
Ländern in dem wissenschaftlich allein haltbaren Sinne des 

'«) Vgl. ÜI brich, Rechtltthe Nfttlir & eSi^U 
§.40 der LandftflordasiifMi. 

§ 42 L. 0. 
") §. 10 L. 0. 
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Wortes, der fortdauernde Souveränetät der Staaten in der 
Vereinigung voraussetzt, kann demnach keine Rede sein.»») 

6. Um zu resumiren: Staaten oder Tbeile derselben, 
welcbe einem anderen einverleibt werden, verlieren ibre 
staatliche Qualität Tollstfindig, was immer fttr eine Stellnng 
sie in dem neuen Staatsorganismns einnebmen mögen. Die 
ihnen etwa verbliebene Selbständigkeit ist staatsrechtlich als 
eine nene Schopfang anfznfassen, als ihnen von der jetzt über 
sie berrscbenden Staatsgewalt gewährte Autonomie und Selbst- 
verwaltung. Da sie als Staaten untergegangen, vernichtet 
sind, so kann ein rechtlicher Zusammenhang zwischen 
ihren Institutionen und den früher besessenen trotz etwaiger 
bistonseber Continuität nicht behauptet werden. Ancb bei 
der weitgehendsten Selbständigkeit, die ihnen zukommen mag, 
gewinnen sie dennocb die staatliche Qualität nicht wieder, 
weil sie überall der Oberaufsicht des herrschenden Staates 
unterworfen und daher besten^ls Selbstverwsltungskörper, 
nicht aber Snbjeete von staatlichen Hoheitsrechten sind. 

Es ist demnach nur der Act der Einverleibung, der 
juristiscli interessant ist. Der einverleibte Staat ist Provinz 
geworden, von einer Staaten Verbindung im juristischen Sinne 
kann hier also nicht gesprochen werden, da ein rechtlicher 
Unterschied zwischen dem ursprünglichen Einbeitsstaate und dem 
auf dem Wege der Incorporationen entstandenen nicht eustirt. 

Was nun d^ Act der Incorporimng anbelangt, so ist er, 
sofeme er überhaupt ein rechtmässiger ist, stets völkerrecht- 
licher Katnr, da es sich um die Einigung bisher getrennter 
Staaten oder doch eines Staates mit einem ihm bisher fremden 



") Immer and immer wieder wird von nichtösterreicbischen Schrift- 
stellern Oesterreich als eine Realonion der einzelnen Kronländer bezeichoet. 
Bei Blantschli. Mod. Völkerrecht Art. 75 Anm. 2 hat dies insofern eine 
Bmehtignng, als dieaer Autor unter Realanion vorwiegend den ans distincten 
Theilea msamiiengewMbMBea, in der DeeentratlMtioii der Gesetzgebung und 
Yerwiltang booIi das Tomslige GefAge anfireiMBdeii EhdteitMtMt Tentelit; 
ebenso OaIto I,§.46 p. 160. UnUw ist hingegen die Ansieht Geffeken'n 
sn Heffter. §. 20, An». 3. Xnrtits,' Betnehtongen fibtr die Yerftmng 
des norddeutschen Bundes S. 41 Note 35 sdeint den Mar. KronAndem den 
S test s chsr aktir nnsasohreihen. 
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Theile eines anderen Staates handelt. Durch den Völkerrecht« 
liehen Act wird ein staatsreohtliohes Verhältniss begründet. 

7« Die Enistehnngsarten der voUkominenen Union sind 
folgende: ' 

1. Gession eines Theiles des Staatsgebietes von einem 

Staat an den anderen, sei es im freandac haftlichen Wege oder 
als Inhalt eines Friedensvertrages. Diese Entstehungsart ist 
die gegenwärtig und wohl auch zukünftig häufigste. 

2. Debellatio, vollständige Niederwerfung des bekriegten 
Staates, Vernichtung seiner politischen JBlzistenz und einseitige 
Aufnahme in den Staatsorganismns des Siegers. Die wichtigsten 
Beispiele der neuesten Gesohicbte biefnr sind die Einver- 
leibnngen Hannovers, Hessen-E^asselSy Nassaus nnd Frankfurts 
im Jahre 1866. Mit dem Ansban des modernen Staaiensystems 
dürfte dieser Erwerbnngsart, für Europa wenigstens, ein Ziel 
gesteckt sein."^) 

3. Freiwillige Unterwerfung eines Staates unter einen 
anderen, z. B. die vertragsraässige Unterwerfung Genf unter 
die französische Republik 1798, die Union Irlands nnd Eng- 
lands 1800, der freiwillige Eintritt der jonischen Inseln in 
den grieehiseben Staat 1864, die Einverleibung Lanenburgs 
in Preussen 1876 durob den freien ^ in Form des Gtosetees 
erklärten Willen des ineorporirten Landes. 

4. Einseitige Besitzergieifnng eines fremden Territoriums 
ohne Torbergehenden Eriegssustand, em FaU, dessen reebt- 
liche Znlässigkeit zum mindesten zweifelhaft ist. Am ehesten 
gerechtfertigt ist die Besitzergreifung eines uncivilisirten 
Landes durch einen Culturstaat, also viele der Erwerbungen 
der Seemächte im ostasiatisch - australischen Archipel , oder 
die Unterwerfung der von Indianern besetzten Gebiete unter 
die Oberhoheit der nordaroerikanischen Union u. s. w. Hier 
ist SU beachten, dass das internationale Recht als ein fiecbt 
Bwisoben Gleichen wesentlich geknüpft ist an die Voraus- 

eine Gleichheit der nattLrlidien Bedingungen 
der dureh das gemeinsame VSlkerreoht verbundenen Nationen 
stattfindet, also vor Allem gleiche fintwickelungsfähigkeit zur 
Civilisation. Wo diese mangelt, mag die Unterwerfung eines 

•>) YsL F. 8t6rk, Option mid Plebfsdt 1879, 8. 75 
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ein embryonisches Staatswesen tragenden Gebietes unter die 
fienschaft eines seiner Ciilturaii%aben bewassten Staates als 
eine nicht unrechtmissige bezeichnet werden. Viel weniger 
eine Aeohtshandlimg, als ein später durch stillsohweigende 
oder ansdrfioklioke Anerkennimg reohtsbest&ndig gewordenes 
Factum ist es, wenn aus politischen Gründen ein Staat emen 
anderen sich einverleibt, wie z. B. Oesterreich 1846 mit Krakau 
im EinverstandnisB mit den , beiden anderen protegirenden 
Mächten des bisherigen Freistaates verfuhr. Die Bedrohung 
Oesterreichs, so wie auch Preussena und Russland^ durch die 
polnische Insurrection mochten die Annexion Krakau 's als eine 
für die Sicherheit der drei Mächte nothwendige Massregei 
ersobemen lassen*^), wenn sie auch gewiss gegen den Wort- 
laut und den Geist der Verträge von 1815 war, und wenn 
aueh SU der von den drei Mächten prfttendirten Behandlung 
Krakau's nach Sxiegsrecht, als eroberter Staat**) nach den 
faetisoh obwaltenden YerliSltnissen kein genügender Rechts- 
gmnd vorhanden war. 

Die Geschichte früherer Jahrhunderte hat indess eine 
Reihe von einseitigen Einverleibungen aufzuweisen , wel che 
nicht wie das Schicksal Krakau's durch den Hinweis auf eine Art 
internationalen Nothrechtes gerechtfertigt werden können, son- 
dern die traurige Folge nackter Ländergier waren, die aber 
später durch internationale Acte als reohtlieher Besitsstand .des 
annectirenden Staates anerkannt wurden. Hierher gehören vor 
Allem die Rennionen Ludwig XIY., welchen erst später im Rys- 
wioker Frieden die völkerrechtliche Anerkennung nachfolgte. Die 
Theilung Polens bildet ebenfalls ein hervorragendes Beispiel 
von durch einseitigen Staatsact erfolgenden Incorporationen 
dar, denen die rechtliche Sanction durch allgemeine inter- 
nationale Anerkennung erst in einem späteren Zeitraum zu 
Theil wurde. Auch die Mediatisirung deutscher Reichsstände 
durch die Rheinbundsacte 1806 war eine solche Gewaltthat» 
welche aber im Wiener Gongresse zu einer der Grandlagen 

**) Vgl. das BMitaeigreifangspatont dei Kaisen tob Oaitemicli von 
ILHofwiMr 1846 and ilt Sikliraag der BM& von WiAii, Beiiiii vnd Mait- 
ban «bor dU Btaviikibaiic Znksn't: abilUn> L S. 255 ff. 

**) Martsas. K«maii AteaaU gioM t. IX p. 376; vg^. B«aeh 
Lawresc« I, p. 
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des aUgemein anerkannten Territorialbentses der dentechen 

Fürsten gemacht warde. Diese letztere Art von Annexionen 
dürfte wohl der Vergangenheit angehören, wenigstens für 
das christliche Staatensystem, in welchem der Grrundsatz des 
Selbstbestiramungarechtes der Völker immer mehr utid mehr 
zur Anerkennung gelangt, und nur der offene, ehrliche Kampf, 
der Krieg über die unvereinbaren Ansprüche der Nationen 
gegeneinander entsokeideti aber ein Staat nickt der blossen 
Willkür anderer ansgesetat werden darf. 

8« Ailmäliges Ineinswacksen Tersehiedener Staaten im 
Laufe der Qescbickte. Die Bildung der Staaten ist vor Allem 
abhängig von der Gemeinsamkeit der hSchsten Leben^interessen 
der ein bestimmtes Gebiet bewohnenden Bevölkerung. Diese 
Gemeinsamkeit ist theils ursprünglich gegeben durch gemein- 
same Stammesart, gemeinsame Sprache, gemeinsame Ökono- 
misohe Interessen, durch den Charakter und die geographische 
Lage des Territoriums; theils historisch entwickelt durch 
gemeinsame Sohioksale. Wenn daker in einem durch, solche 
Bande snsammengehaltenen Kreise "von ysikarsohaften ver- 
schiedene Staaten bestanden, so konnte es bei dem unent- 
wickelten Staatsorganismus früherer Zeiten kiekt gesohehen, 
dass sie nach und nach zu einem Einheitsataat zusammen- 
schmolzen. Der erste Anstoss geschah dadurch , dass diese 
Länder Einer Dynastie unterstellt wurden, so dass sie von nun 
an gemeinsame politische Schicksale erfahren mussten. Auf 
solche Art sind der preussiseh« und 4sr österreichische Staat 
entstanden.*«) Da es ein schwerer Verstoss gegen die ersten 
Grundsfttae der Beohtsgeschiehte wftre, wenn wir die modernen 
staatsrechtiiohen Begriffe ohne weiters auf die politischen Bil- 
dungen einer Geschichtsepoche anwenden wollten, deren Lebens- 
bedingungen von denen der Gegenwart ganz verschieden waren, 
so lässt sich hier meistens nicht einmal mit Präcision der 
Uebergang von einem Grad der Vereinigung zum andern fest- 
stellen. Da die einzelnen Staaten wesentlich nur in der 

Vgl. H. Schulze, Prenss. Staatsrecht 1, S. 46 ff.; Bid ermann, 
Di«> Eutwickelong der Österr. Gesammtstaatsidee ; Ul brich, Oesterr. Staats* 
reefct § 8. 

Dt. Jellinek, Die Lahre vom den Staatenvarbindangen. ß 
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Person des LandeBherrn handeln und die Stände nicht sowohl 
öffentlich rechtliehe Vertreter des Volkes als vielmehr Cor- 
porationen aind, welche dem damaligen Hechtsanstand 
gemäss swiaohen' öffentlich- und privatreohtlicher Natur 
achwanken I ao sind die meisten Vorgänge der Einigung, 
80 weit ihre staatareehtliehe Seite reicht, eigentlich nnr ein- 
seitige Acte des gemeinsamen Herrschers, der die verschie- 
deneu Rechtspersönlichkeiten, welche er in sich trägt, zu 
juristischer Einheit zu verschmelzen sucht. Das geschieht 
denn hauptsächlich durch die stetige Ausbildung des Aemter- 
Organismus , durch welchen für die verschiedenen Länder 
gemeinsame oberste Instansen geschaffen werden, also durch 
Centralisation der Verwaltong. Die Ideen des fürstlichen 
Absoiutismas, welche das 17. und 18. Jahrhundert beherrschen, 
leisten der nnificirenden Tendena einen gewichtigen Beistand, 
so dass die nrspriinglich .politisch getrennten Länder auletat 
anf ProTinzen mit grösserer oder geringerer Selbständigkeit 
der Verwaltung unter Aufsicht der Centrairegierung reducirt 
sind. Das Stamraland des Pürsten bildet in diesem Ver- 
einigungsprocesse den Grundstock, um den sich die übrigen 
Länder gruppiren und von ihm aus wird dem gesammten 
neugebildeten Staate der Grundtypus aufgedrückt, wie durck 
Brandenburg dem preussischen Staate, durch das £rahersog- 
thum der österreichischen Monarchie, 

ra. 

Die FeiBonaJ Union. 

J. Die Lehre von den s. g* Unionen im engeren Sinne, d. h. 
Yon den Vereinigungen mehrerer Staaten unter demselben 
Herrscher, wird nicht wenig verdunkelt durcb die unklare 

und schwankende Terminologie, in welchor der historische und 
juristische Gesichtspunkt theils verwechselt, theils mit ein- 
ander verquickt werden. Die Realunion bedeutet bei vielen 
Schriftstellern bis auf den heutigen Tag herab den aus 
ursprünglich staatlich-selbständigen Gliedern gebildeten Ein- 
heitsstaat» entweder ausschliesslich oder im Vereine mit dem, 
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was jnrbtiscli aUein als «ine wahre Staatemmion aufrecht 
erhalten werden kann. Bei der Begrifbhestinunnng der Per- 
sonalunion hingegen wird noch in der Gegenwart oft nur die 
äussere Thatsache der Gemeinsamkeit des Herrschers beachtet 
und auf den Umstand, ob diese Gemeinsamkeit nur historisch 
oder auch juristisch relevant ist, kein Gewicht gelegt. So 
wird das Band , welches die Länder Oesterreichs verknüpft, 
die Verbindung Schottlands mit £ngland, die Vereinigung 
Schwedens und Norwegens» die Oeeterreieha und Ungarns von 
verschiedenen Autoren mit demselben Namen, n&nlieh als 
Bealunion beseichnet, während andererseits Englands und 
Hannovers ehemalige Vereinigung dureh ein und dieselbe 
Dynastie in Folge eines zufälligen Uebereinstimmens der 
Succeasionsgesetze beider Staaten mit dem auf dem ßechts- 
grunde der pragmatischen Sanction ruhenden Verhältnisse 
Ungarns za den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern von Manchen auf eine Stufe gestellt wird. ») 

Die fortdauernde Confusion in der Terminologie rührt 
daher, dass Begriffe und Distinctionen, welche dem Staatsrecht 
Omer entschwundenen Epoche angehören« von Vielen kritiklos 
in die Gegenwart herfibergeschleppt werden. Die ünhalt* 
barkeit der Unterscheidungen von Unionen nach gleichem und 
ungleichem Rechte für den modernen Staat wurde bereits 
oben dargelegt. Sowie nun die Lehre von der Incorporation 
durch Erinnerungen an das Staatsrecht der ständischen, so 
wird die von der Personalunion noch vielfach durch Erinne- 
rungen an die absolute Monarchie getrübt. Für absolute 
Monarchien ist es ziemlich gleichgiltig , ob ihre Vereinigung 
unter Einem Fürsten auf einem Bechtsgrunde beruht oder 
nicht. Liegt es doch in der absolaten Macht des Herrschers, 
die zufallige Gemeinschaft in eine rechtliche au verwandeln I 
Da ^bt es denn nur äussere Unterscheidungszeichen zwischen 
den Unionen untei Einem Fürsten und zwar gewöhnlich entweder 

^) la keiner Partie der Iiehre toa den StMKteaverbindaBfen kemelit 
eine eelobe Zerdlnenlieii nnd OberttaUiekkeit, wie In der von den 7er- 
einigUBSen «jure imperii^» Sinai dftnkensverilien literarischen üeberblirk bat 
F. T. Jnraschek, Personal- nnd Realnnion, 1878, ä. 1—46 gegeben, üide«i 
■it verwiegender Seriickaiebtigung der dentecbea Literetnr. 

6* 
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zeitliche — und so wurden und werden vorübergebende und 
dauernde Personal-Ünionen unterschieden ^) — oder quantitativ^ 
je naehdem nur die Person des Herraohers oder noch staatliohe 
Inatitntionen gemeinsam sind.*) Im letzten Falle pflegt die 
nur auf der Gemeinsamkeit der Herrscher person heruhende Union 
als Personalunion, die weitergehende Gemeinschaft als Realunion 
bezeichnet eu werden. Die Zahl der nach solchen äusseren 
Merkmalen möglichen Distinctionen ist eine unbegrenzte. 

2. Die Erwägung der juristischen und historischen, auf 
sachliche Merkmale gestützten Möglichkeiten der Staaten- 
verbindnngen ergibt jedoch, dass vier Fälle denkbar sind, 
welche scharf auseinander gehalten werden müssen. Entweder 
ist ein Staat aus ursprtiiiglioh distincten Theilen susammen- 
gewaobsen, so dass eine Vielheit vorhanden war, die Ver- 
bindung daher nur mehr ein historisches Pactum ist. Das ist 
der Fall der vollkommenen Union; oder ein Staat besitst 
Glieder, welche nichtsonveräne Staaten sind: in diese Kate- 
gorie wird z. ß. der Bundesstaat einzureihen sein; oder es 
besteht eine auf gegenseitigem übereinstimmenden Willen be- 
ruhende Gemeinschaft: hieher gehö'rt, wie später entwickelt 
werden wird, die Realunion; oder endlich es besteht kein 
rechtliches Band zwischen mehreren Staaten» aber der ^ysische 
Träger der Souveräne tat ist beiden durch einen anderen 
Umstand als gegenseitiges Uebereinkommen gemeinsam, so 
dass sie factiaeh den Anblick verbundener Staaten gew&hren. 
Nur diseer letate Fall ist als Personalunion zu bexmchnen. 

") Z. B. Kl üb er, Oeffentl. Recht §. 81; noch Twiss [. p. 46 unter- 
scheidet zeitweilige und permanente Personalanionen, je nachdem die 
Successionsgesetze in den unirteu Ländern identisch sind oder uichf. Auch 
der Gegeosatz der Personal- zur Kealunioa b«i v. H o It z e n li o r f f , £ncyclo- 
pädie S. 7U0, als der von Rechtswegen Idslichen zur rechtlich unlödb&ren Ver- 
biadung unter einem Hemeher gebt toh einem seitlichen üntencbefdnngs- 
merkmel aas. 

^ Z. B. Pfttter, BeTtrtge I. d. 22; Klftber, Droit des Bens §. 27; 
BUntscbM, Med. Yölkerr. Art. 75, 1. 2. Oalvo I, g.45S. 149 nimmt flberall 
da eine Penonalimion an, .wo bei der Gemeinsamkeit der Regenten die Staaten 
Ronverän bleiben , daher Schweden -Norwegen vnd die ehemalige Personaliinien 

Freossen-Neuenburg nach ihm in dieselbe Classe gehören. Ebenso Phillimore 
I, p.21; Pnnck-Brentano et Sorel, Pröcis p. 39. H a 1 1 e c k p. 68 erklärt 
die Personalunion für eine Einigung nnter demselben Herrscher f,vith u per/ect 
equality o/ rigtli»*. 
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Die Personalunion ist daher keine juristische, sondern 
eine lustorisch-politiBcheStaatenverbindnng.*) Sie ist reeht- 
liob snfällige Gemeinschaft mehrerer Staaten 
durch die Person des Herrschers^), welcher juristisch 
so viele PersSnIichkeiteii enthSlt, als er Staaten regiert.*) 

In absoluten Monarchien nnd sUbidisohen, welche dem 
Fürsten einen breiten Spielraum uneingeschränkter persön- 
licher Thätigkeit gewähren , kann eine Personalunion bezüg- 
lich der dem persönlichen Verfügungsrechte des Fürsten über- 
lasseneu Angelegenheiten eine weitgehende factische Gemein- 
schaft nach sich sieben » welche nach dem Belieben des Fürsten 
erweitert oder verengert werden kann , aber natürlich mit 
dem Aufhören der Personalanion erlischt. Anders in den 
modernen constitntionellen Monarchien. Hier können nur solche 
monaiohische Institationen in Folge der Personalunion gemein- 
sam werden, welche keine staatsrechtliche Natur besitsen, 
also diejenigen, welche ausschliesslich der Person des Fürsten 
dienen. So kann der Hofstaat des Monarchen ein gemeinsamer 
sein, es können auch gemeinsame Orden, die doch in erster 

*) Zachariae I, S. 104; Held, System T, S. 395; ZÖpfll, § 651; 
Pözl, Staatswörterbnch s. v. Union X, S. 669; H. Schul se, Einleltang S. 200; 
G. Meyer, lyehrbach §.12; vgl. die Kritik v. Jn rasch ek s j;. 4, der S. 70 
der Z a chariae'schen Definition beipflichtet, trotz der Behauptung jedoch, 
dass das Ganze der Verbindung mit der Gemeinsamkeit der leiblichen Person 
des SoQveräna erschöpft igt, die Personalunion eiuer staatsrechtlichen Ver- 
bindaag ihnlich erUiit, well da« Organ, dessen physische Einheit die Verbindaag 
WMBgl, 6iB tniBMit ftMtneohtlidi« Ist (ak ob dar MoaMreli nieht ebenso 
ein eHlBOBt vMkerieöbtliebae OigM winl), md weil aio «mitteiber Ib den 
ÖrgaalemQt der Staatea greift «ad ikm Tortadert (8. 7!Q. Naeh 
einer LSrnng dieoee Wldeiepradiei enebt nun Tergebens. 

Otto Hejer« Sinleitnag 8. 6 beseichnet aie treilnid als eine 
bietoriache Thatsache. 

*) Dem richtigen Begriff der Personalnnion ist in vielen Punkten bereits 
nahe gekommen H. Orot ins, De Jure B. a. P. L. 1. c. TU. 7, 2.: „Rnrsum 
aecidit, ut plurium j)opuLorum idem nt caput, qui tarnen populi ainguli perfectum 
co(tum comtituunt: vegne emni ut in naturali corpore non potest capiU unum 
e*8e plurium eorporum, üa in morali quoque corpore; nam ibi Badem pertona 
dipvTM nUione oontiderata eaptU potest ewe plurium M ^UtlSnat&fwn eorporum, 
Oi^ui rg» eerfMW imHekm mm pote*t, quod §m t kiela dorn» r^gnairiee «ai|MriiiM 
md futmjue populortm t$or$im rMerlllvr. 
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Linie Zeichen persönlicher Gunst des Fürsten sind, gestiftet 
werden. Aber zu irgend einer Gremeinsamkeit in rein staat- 
lichen Angelegenheiten ist in constitutionellen Monarchien 
eine in rechtlichen Formen erklärte Uebereinstimmnng der 
persönlich unirten Staaten nothwendig. Jede über die recht-' 
lieh zufällige Grenieinsamkeit des Monarchen hinausgehende 
Gemeinsohafb kann da nur -in Folge einer wahrai, von der 
Personalnnion wohl za nntersoheidenden StaatenTerbindnng 
eintreten. *) 

Die Personalnnion kann selbstverständlich nur monar- 
chische Staaten umfassen*'), und ihre politische Bedeutung 
liegt in der Thatsache, dass bei dem grossen Einflüsse der 
Person des Souveräns auf die G-eschicke einer Monarchie, per- 
sönlich nnirte Staaten in internationaler Beziehung schwerlich 
entgegengesetzte Ziele verfolgen werden. Es ist swar 
möglich^ dass der eine Staat Krieg fBhrt, w&hrend der andere 
nentral bleibt, aber der Erleg des einen Staates gegen den 
anderen, der ein feindliches Gegenüberstehen der beiden juri- 
stischen PersSnliehkeiten innerhalb einer nnd derselben phy- 
sischen Person bedinr^en würde , ist gänzlich ausgeschlossen. 
Dass bei dieser Gem'^inschaft des Monarchen in dem Falle, 
dass ein grosser Staat mit einem kleinen in Personalunion 
steht, der letztere politisch seinen Willen selbständig zur 
Geltung zu bringen meistens verhindert sein wird, ist na- 
türlich, und ebenso ist es wahrscheinlich, dass der Monarch 
dem einen Lande mehr Sorgfalt zuwenden wird , als . dem 
anderen, znmal, wenn beide nicht rSmnlioh snaammenh&ngen; 
also nicht einmal durch die geographische Lage eine gewisse 
Gemeiniäamkeit der Interessen gegeben ist. Wo aber eine 
dauernde Interessengemeinschaft der beiden Staaten vorhanden 

•) Vgl. V. Jn rasch ek S. 72. 

England and die Niederlande waren daher nnter William III. nicht 
in Personalnnion, wie v. Joraschek S. 70 richtig hervorhebt.. 

Deshalb suchte man auch im Interesse des earopäischen Gleich- 
gewiohtes die Pertonalniiioii swiachen Orossrnftchten zu verhindern. So ist im 
Utreehter Süd Wiraer (1725) Friedea fMlgMettt wordn, daM Frankrtieti lud 
Sptiiim nlemtlt tmam tandem^ penomm mv tn vnmm eandemque Imeam 
toale»eer€ tnurfgue poleK*. Gllatfaer II, 6. 88> 
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ist oder durch gemeinsame Schicksale herausgebildet werden 
kann, da gibt die Exiateoz einer Personalanioa oft dem Anlass 
zu einer wahren StaatenvereinigaBg oder gar zar völligen 
Anfnahme des einen Staates in den anderen. So die Union 
Castiliens imd Aragoniens seit Isabella und Ferdinand, die 
Ui^gams mit den Sstemiohiflolien Erbländem, die Schottlands 
mit England daroh die Stuarts. Daher ist in manchen 
Staaten verfassnngsm&ssig dem Monarchen die Annahme 
einer fremden Krone nur unter beschränkenden Bedingungen 
gestattet.'') 

3. Die Personalunion entsteht durch das rechtlich 
zufällige Znsammentreffen von Rechten auf die Trägerschaft 
verschiedener Sonveränet&ten in einer und derselben phy- 
sischen Person, sei es durch Wahl oder Suocessionsrecht, 
dauert so lange, als die beiden Berechtigungen parallel gehen, 
und erlischt durch das rechtliche oder factische Aufhören 
des Rechtes auf eine der beiden Kronen, sei es in der Person 
des bisher Berechtigten , sei es durch Wegfall des bisher 
doppelt berechtigten Subjectes, also durch alle jene Umstände, 
durch welche das Recht auf die Krone untergeht: durch Tod, 
Versieht, Entthronung, Aussterben der Dynastie. 

Das rechtliche Verhältniss personlich unirter Staaten 
zu einander ist das souver&ner Staaten, die in keiner Weise 
einander verpflichtet sind. Es ist daher jedem die völlige, von 
dem anderen unbeirrte Möglichkeit der Action gegeben. Nur 
der Krieg zwischen ihnen ist, wie erwähnt, ausgeschlossen, da 
das Recht über Krieg und Frieden in der Monarchie dem Fürsten 
zusteht und dieser daher, um gegen einen seiner Staaten feind- 
lich aufzutreten , sich selbst den Krieg erklären , gegen sich 
selbst zu Felde ziehen, sich selbst besiegen müsste. Es kann 



") Indessen sind in der neueren Zeit die PersoDalunionen theils auf- 
gelöst worden, (Gro88britannien -Hannover, Prenssen-Neaenbarg, Dänemark- 
Schleswig-Holstein), theilx zeigt sich keine Neigang zar Verschmelsong der 
Staaten (HoUaod-Luxemborg). 

*) Belgische Verf. Art. 62, Preossen Art. 55. Bayern Tit. IX §. 6, 
SMlwMk §. 5, Oldeaborg Art 15, SuhBtn-Oobuf-Gotba §§. 9, 19, 

DeteOlirto^ aber wralg ftttckthwe E i C r lurmn der cittMlsea möglichen 
nUt bai T. Jara8«b«k a 74 ff. 
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allerdings zu heftigen Confiicten zwibcben beiden Staaten 
kommen, die Macht der Umstände mag den Fürsten zwingen, 
den einen der seiner Herrschaft unterstehenden Staaten zu 
Gunsten des anderen berabzudriicken und zu schädigen, aber 
die Forderung, dass er als Herr des einen Staates mit dem 
anderen Krieg führe, ist Ton Blanteohli mit vollem Bechte 
alt •unsinnig'' beseiehnet worden, wem er anoh an die 
Htfgüohkeit einer solchen Forderung glanbt*^), die aber ein 
vemUnftiger, die realen Verbfiltnisse wfirdigendar Staatsmann 
wohl nie erheben wird. Der Krieg zwischen persSnlieh nnirten 
Staaten wird auf ewig nur in den Collegienheften und Com- 
pendien von Professoren des Staatsrechts geführt werden. 

") Ailg. Staatslehre S. 312; vgl. v. Holtsendorff , Encyclopädie S. 938. 
Nadi Jnrtschek 8. 82 wU selbst bei verfiaraagsBiistitcr Otmeiii- 
• ankeit des Herrtchert ein Krief awiseben des to «Birten Steslea nlokt aai- 
getcMoeseB seJat 
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Verbindungen mit juristischem Charakter. 
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ERSTER ABSCHNITT. 



Nichtorganisirte Vorbindiingen. 

Die Staatengemeinschaft und das Staatensrfitem« 

1« ÜjB ist eineT der ersten Grandsätze wissensduiftlielier 
Forschung, dass ein Objeot oder eine JBrecbeinnng desto 
leichter und heeser erkannt werden, je mehr man sie iaolirt, 
d. h. eie so betrachtet, als ob keine anderen Gegenstände 
oder Proceese vorhanden wären, deren Einwirkungen StSmngen 
oder Veränderungen in den ersteren hervorrnfen können. So 
haben die Astrormrnen die Bahnen der Planeten vorerst 
berechnet, als wenn die durch die Nähe anderer Gestirne her- 
vorgerufenen Perturbationen nicht vorhanden wären, so hat 
Adam Smith die Wirthschaft betrachtet, als wenn sie sich 
ausschliesslich unter der Herrschaft des j,9dfintete$i^^, des 
Eigennutzes, entwickeln würde. 

So riditig yom Standpunkt der Methode dieses Ver- 
fahren ist, 80 wenig kennen seine Besoltate Anspruch auf 
▼oUe wissenschaftliche Gilt igkeit erheben. I)ie Wissen- 
schaft, welche die gegebene Welt erklären soll, hat in letster 
Instanz die Erscheinungen so aufzafassen, wie sie sich in der 
Wirklichkeit darbieten: durchkreuzt, gehemmt, beeinflusst, 
verändert durch andere. Thut sie dies nicht, dann stimmt 
ihre Welt nicht mehr über ein mit der realen, und ihre Resul- 
tate erhalten dadurch eine hypothetische Giltigkeit , welche 
doch anch den Phantasien eines Träumers nicht gänslich 
mangelt. 
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Diese Methode der Isolirung des Objects ist vielleiclit 
nirgends länger und consequenter angewendet worden , als 
in der Staatswissenschaft, so lange, dass für sie die eben 
erwähnte Gefahr schon oft genug eingetreten ist. Von Plato 
angefangen bis auf den heutigen Tag hat man — mit wenigen 
Ausnahmen — den Staat vorerst so betrachtet, wie wenn er 
allein, der einzige seiner Guttung auf Erden sei; erst 
wenn das Wesen dieses nnsigen Objeete oonstaürt war/ 
bliekte man anf die natürliohe Vielheit der Staaten und con- 
struirto ihre gegenseitigen Verhältnisse anf Grand yon Er- 
gebniBsen, die ans einseitigen Voraussetzungen gewonnen waren. 
Da dem Staate Selbstgenügsamkeit zugeschrieben wird, so 
steht er allen anderen als vollkommen unabhängig gegenüber; 
er bedarf der anderen nicht; es gibt kein unzerreissbares 
Band, welches ihn an die anderen kettet. Da in dem isolirten 
Staate die Staatsgewalt wesentlich nnr in ihrer Function als 
Herrschaft anfgefasst werden kann, und die Rechtsordnung 
als bewosates Produet des Hemoherwillena angesehen wird, 
so erseheinen Becktssütse, wielche ein Beoht swisolien den 
Staaten, die Staaten selbst bindend, ensengen würden, als 
logiseh unmöglich. Sowohl seiner substantiellen als seiner for- 
mellen Seite nach erscheint da das Völkerrecht als mit der 
Natur des Staates in Widerspruch, und ehrliches Leugnen 
desselben zeigt, wenn man von den angegebenen Vor- 
aussetzungen ausgeht, stets von grösserer Achtung vor der 
Logik, als widerwiliiges Anerkennen einer internationalen 
Rechtsordnung. Autarkie und Souveränetät des Staates — 
die - letstere in dem Sinne einer nnverpfliehtbaren Gewalt 
anfge&sst ^ lassen zwischen Staaten Verbindungen, die 
rechtlichen Charakter tragen, nicht zu, ja sie widersprechen 
dem Wesen des Staates. 

Solche Consequenzen stehen aber mit den realen Ver- 
hältnissen in schroffem Widerspruche. Tagtäglich sehen wir 
Staaten einander Leistungen versprechen und Versprechen 
erfüllen, sich zur Erreichung gemeinsamer Zwecke verbinden 
und Normen für diese Verbindungen festsetzen. Ueber seine 
Grenzen hinaus schiltst der Staat seine Bürger; aus dem 
fremden Lande zieht er den flüchtigen Verbrecher vor seine 
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Tribunale; auf fremdem Staatsgebiete übt er Acte der Ver- 
waltung dnreh seine Consuln ans; mit anderen Staaten stellt 
er Grundsätze auf für die gleichmässige Behandlung staat- 
licher Angelegenheiten ; das Geld, welches er prägt, wird in 
anderen Staaten als Münze angenommen ; er übt die Polizei 
aus auf Strömen, die nicht durch seine Fluren ziehen, durch- 
sticht Landengen, die nicht auf seinem Gtebiete liegen. Er 
verbindet sich mit anderen gegen andere; weit davon ent- 
fernt, seinen bistoriscben Lanf sieb allein vorsnseidinen, ist 
er abb&Dgig von den politischen, Ökonomisoben, socialen Yer- 
^Sltnissen der anderen Staaten. Anf allen Gebieten seines 
Baseins nnd Wirkens ist der Einselstaat bedingt durch die 
Gesammtheit der anderen. 

Die Wissenschaft hat somit nicht nöthig, die Möglich- 
keit der Staatenverbindungen zu deduciren, denn das hiesse 
beweisen, was vor Augen liegt. Es ist vielmehr die Sache 
Jener, welche an der Idee des isolirten Staates festhalten, 
die Tbatsaobe zu erklären, dass ein grosser Tbeil des in den 
Cnltnrstaaten geltenden Becbtes auf Staatenvertragen beroht, 
dass die Ctemeinsobaft der Staaten es ist, welobe ganzen Ge- 
bieten der Verwaltung ihr eigenthümliches Gepräge aufdrückt. 

2. Um bter die Wirklichkeit zn erkennen, muss man vor 
Allem die Fehler bekennen, die man durch Isolirnng des 
Objects begangen hat. Man muss zugeben, dass jener aelbst- 
genugsame und durch keinen Willen verpflichtbare Staat 
ein Abstractum ist, dass der conerete Staat stets als Mitglied 
der Staatengemeins chai t erscheint. 

Diese Staatengemeinschaft ist eine fundamentale That- 
Bache der Staatswissenschaft, deren Ignorirung ein tieferes 
Verständnis der staatlichen Probleme nnmöglicb macht. Mit 
ibr ist ein Doppeltes gegeben. Erstens, dass in der Wirklichkeit 
nie der Staat, sondern immer nnr die Staaten vorhanden 
sind, d. b. dass jeder Staat Einer nnter Vielen nnd daher in 
seinem Leben wesentlich initbestimmt ist durch die anderen. 
Zweitens, dass der Staat die höchste Form der als Herrschaft 
organisirten raenpchlichen Geraeinschaft ist, da die Staaten- 
gemeinschaft nur eine natürliche Nebenordnung, aber keine 
organisirte lieber- und Unterordnung ist; daraus folgt, dass 
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dat Leben der Staatengemeinecliafk eich dnroh die spontanen 
WiUene&nseerangen der Eingelstaaten vollaieht, welche ver- 
möge der Gemeinscliaft» in welche sie hineingestellt sind, sich 
gezwungen sehen, ihren Willen einzaschränken, sich selbst 
Normen vorzuzeichnen, welche sie in ihren Beziehungen zu 
anderen befolgen. Wie das Individuum durch das Dasein 
anderer, so ist auch der Staat durch das Dasein von Seines- 
gleichen zur Selbstzucht, zur Selbstbeschränkung des eigenen 
Willens gezwungen. Diese Selbstbeschränknng, die seiner Selbst- 
herrlichkeit, seiner Souveränetät in der richtigen Bedeutung 
des Wortes entspringt, schafft für den Staat fiecht, nnd indem 
die Mitglieder der Staatengemeinschaft mit einander in Vorkehr 
treten, erkennen sie Normen an, welche die internationalen 
LebensyerhlUtnisse der Staaten regeln, nnd unterwerfen sich 
somit einem Rechte, welches zwar ihrem Willen entsprungen, 
dessen Inhalt jedoch durch die unwandelbare Natur jener 
Lebensverhältnisse gegeben ist. 

Die natürliche Thatsache der Vielheit der Staaten ver- 
wandelt sich daher durch den Umstand, dass die einzelnen 
Staaten durch ihre Beschaffienheit geswnngen sind, mit einander 
in Verkehr nn treten, in eine Gemeinschaft nnd nwar in 
eine Rechtsgemeinsohaft. Denn Gemeinschaft ist ilherall 
da vorhanden, wo es Verkehr gibt. Mit einander verkehren 
können nur Wesen, die irgend ein gemeinsames Band um- 
schlingt. Was der Art nach von einander geschieden ist, 
kann nicht mit einander verkehren, sondern muss . sich ewig 
fremd bleiben. Wo aber Gemeinschaft ist, da ist nothwendig 
Recht. Denn Gemeinsohaft besteht auch nur in Beziehungen 
vernünftiger Wesen ; solche Beziehungen sind aber nur 
möglich, indem der Wille des Einen zu Gunsten des Anderen 
sich einschrSnkt nnd wo dieser sich eiuschrSnkende Wille 
ein souveräner ist, da schafft er für sich Recht, da alle 
Acte des souveränen Willens reehtschaffender Natur sind, auch 
diejenigen, die sich auf ihn selbst beziehen,^) 

Dieses aus der Natur der internationalen Lebensver- 
hältnisse hervorgehende, von dem Rechtsbewusstsein der 

^) S. meia, Die rechtUcbe Matac der SUatenvertr. S. 31. 
\ 
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Yo]k«r getragene, dnrcli dea sonTerfinen WiUen der Staaten 
sanctionirte Becbt ist das Yölkerreeht in der atricten 
Bedevtnng des Wortea.*) Ea nmfiEMet' alle mit einander in 

Gemeinschaft stehenden Staaten. Der Staat, welcher es nicht 
anerkennen würde, träte dadurch aus der Staatengemeinschaft 
hinaus, d. h. er würde sieh vernichten. Denn jeder Staat 
repräsentirt nur ein Bruchstück der Menschheit und ist des> 
halb ergänzungsbedürftig. Keine Nation darf es wagen, den 
hoehmüthigen H e g e 1 'pchert Gedanken sieh anzueignen, dass 
in ihr allein der Weitgeist seinen Thron an^eseblageB liabe 
— Tor solchen Ideen sind die Völker weniger durch ihre 
Einsicht, als dnrch die nnerbittlicke Gewalt der socialen, vor 
Allem der (Skonomiseben Verbältnisae bewahrt, welehe selbst 
die abgeschlossenste Geraeinschaft zum Verkehre mit anderen 
drängen. Ein Staat, der Autarkie im Sinne des cynischen 
oder atoischen Weisen belasse, dass er allein, von allen fesseln- 
den Beziehungen zu anderen losgelöst, existiren könnte, 
ist auf Erden so wenig vorhanden, wie jenes Idealbild des 
Menschen. Deshalb würde der Staat, der das Völkerrecht 
nicht anerkennte, sein eigenes Todesnrtheil sprechen. Und 
dämm wagt kein eivilisirter Staat, selbst wenn er hundertmal 
die Norm des Völkerrechtes fibertritt, die Geltung der Norm 
selbst in Abrede an stellen. Der Satz, dass ein Staat dnrch 
Vertrag rechtlich gebunden ist, kann wohl in der Studirstube 
geläugnet und akademisnh belächelt werden. Aber kein Sou- 
verän und kein leitender Staatsmann wird den Muth haben, 
solches im Angesicht Europa's zu tbun.^) 

3. Die in der Natur gegründete und durch 
dasVölkerrecht cur B>e c htsgemeinsohaft erhobene 
Staatengemeinschaft ist die erste und nmfas- 

') Vgl. Bulmerincq, Praxis, Theorie nnd Codiücation des Völker- 
rechts, S. 4. 5. 71 S, 

*) Li «iac» 2iii«tM ran LoudoMr Vratolwn yom 13. Min 1871 bftb«ii 
dl« Mftclite »nf Yonchlag dM Earl of GnuiTiOe Msdrfiekllch «ikllrt: „jv« 
e^eerf «n frineipe Mtenti^ du droit de» gm» gu'aucm» fyi»»onoe n» pmi m 
diK»r d»» engagimefO» d*un Ttwfd m «n mi^difior le» »^nilßHom», fu*h Is 
ftttf« dt V»i»»t»1imeiU d»» Parti»» C^ratttMl«» a» wuftn dFun» »mttnte amicaU.* 
Staatsarckfr Br. d>86, Bd. XX, 8. 186; G«ffe1c«a ra HeAer §^ 81, 
8. 180. 
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sendete Form einer Staatenv erbindun g. Sie ist 
die dauerndste Fem einer Staatenverbindiuig , denn sie ist 
nnanflSsliok, sie hat Bestand, so lange es eine Vielheit von 
Staaten gibt, also fBr immer. Denn jene ewüaa maarima, welohe 
alle einseinen Staaten Terschlingen und' in den einen Welt- . 
Staat anflSsen würde, wird sich «am Heil der Menschheit nie 
verwirklichen. So lange die Menschheit in lebendiger Be- 
wegang ist, bedarf sie der Vielheit der Staaten, durch deren 
gegenseitiges sich Anziehen und Abstoasen ihr Lebensprocess 
unterhalten und gefördert wird. 

Innerhalb der Staatengemeinschaft entwickeln sich durch 
geographische und historische Zusammengehörigkeit die 
Staatensjsteme, als dnreh lebhafteren und reicheren 
Verkehr nnd in Folge dessen dnroh spedelle gemeinsame 
Beditsnormen sieh absehliessende internationale Gruppen. So 
kann man insbeeondere von dem enrop&isohen Staatensjsteme 
als einer besonderen Gruppe innerhalb der Staatengemeinsohaft 
reden. 

Diese völkerrechtliche Staatengemeinschaft wird aber 
auch im Verlaufe der Culturentwickelung eine immer innigere. 
Immer mehr gemeinsame Interessen entstehen» d. h. Interessen, 
welche über das Wohl nnd Wehe eines einxelnen Volkes 
hinausragen und, je mehr gemeinsame Interessen, desto grösser 
die Zahl nnd mannigfaltiger die Art der Lebensverh&ltnisse, 
in welche die Staaten na einander treten, desto breiter das 
Geflecht der internationalen Rechtsnormen, das sie umschlingt 
Steigende Cnltur ist verbunden mit Abnahme der Selbst- 
genügsamkeit des Einzelstaates.*) Der barbarische Staat und 
der stationäre, wie China, kann am meisten und leichtesten 
des Verkehres mit anderen entrathen. Je lebhafter jedoch 
die Civilisation sich eines Staates bemächtigt, desto mehr ist 
er darauf angewiesen, Anknüpfungspunkte mit anderen Staaten 
SU suchen und die gefundenen au benutaen. Welche unabsehbare 

*) „L'interd^prndance. d^Etatt pro(jre$8ifs e.$t nieeuairemerU proffre»$ivc'* 
X Lorimer, IjC probleme final du droit internalional. Revue de droit inter- 
national t. IX, p. 175. Vgl. y. Mo hl, Die Pflege der internationalen Gemein' 
Schaft als Aufgabe des Völkerrechtes. Staatsrecht, Völkerrecht und Politik X, 
& 578 
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F&IIe von Handels-, Schifffahrts-, Post-, Telegraphenverträgen 
sind in unserem Jahrhundert bereits geschlossen worden ! Jede 
neue Entdeckung xmi Erfindung bringt nene Bindeglieder 
swisohen den Staaten benror. Die Eisenbahnen, welche un- 
merklich die Grensen der Staaten übersehreiteni haben diese 
selbst einander genähert» und die Telegraphendrähte» welche 
den Erdball umschlingend den staatslosen Ooean durchlaufen, 
legen ein sichtbares Zeugniss dafür ab, dass die Organismen 
der Völker mit einander verbanden sind. Wenn heute ein 
neues Staatswesen entsteht, so wird seine Geburt stets von 
anderen getördert, ja es erhält sogar häufig seine erste innere 
Organisation von anderen Mitgliedern der Staatengemeinschaft. 
Sowie Griechenland nnd Belgien unter Mitwirkung der Gross« 
mächte, Italien anter dem thatigen Beistande Frankreiohs 
geschaffen worden ist» ao haben Enmänien und snletst Bulgarien 
ihre Yeri&ssung und rechtliehe Stellang durch eine Beihe inter- 
nationaler Acte vom Pariser Vertrag yon 1856 bis cum Berliner 
von 1878 empfangen, so ist die selbständige internationale 
Stellung Serbiens und Montenegros durch den Beschluas der 
Mächte, dem die Pforte beitrat, errungen worden. Und ist ein sou- 
veränes Staatswesen entstanden, so schlingen sich sofort um 
dasselbe internationale Verptiichtungen, ja werden ihm durch 
den Act seines Entstehens selbst auferlegt 

Auch die Selbsthilfe der Staaten in Verfolgung ihrer 
Anspräche, auch der Krieg aerstiSrt das Band des Völker- 
rechtes nicht. Gana abgesehen tou dem Eriegsvölkerreclite, 
80 hdren auch im Kriege nicht säauntliche friedliche Beziehungen 
der kriegführenden Staaten zu einander auf. Alle jene Ver- 
träge, welche durch das Object des Krieges und die Krieg- 
führung nicht unmittelbar berührt werden, bleiben in Kraft, 
und es bedürfte nicht einmal jener gebräuchlichen Formel in 
den Friedensverträgen, um sie nach Beendigung des Krieges 
wieder aufleben zu lassen.'^) Wenn etwa Italien mit Frank- 

^) Allerdings stehen Theorie and Praxis noch vielfach auf dem alten 
Standpunkt, wonach durch den Krieg alle zwischen den kriegführenden Staaten 
geschlossenen Verträge mit Aasnahme der ausdrücklich auf den Kriegsfall 
berechneten gebrochen werden. Aber sowohl dem modernen internationalen 
RechtsbewoBstsein als auch den factischen Verhältnissen entaprioht der von 
Dr. Jellinek, Die Iiehre von den Staatenverbindungen. v 
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reich wegen S&Toyene in. Streit geriethe, so wire dadurch die 
Ewiflchen beiden Lindem bestehende Mtbisamon sicherlich nicht 
aufgehoben. <^ Base selbst imf Kriege die Gemeinschaft nicht 

cessirt, beweisen vor Allem die für den Fall des Krieges ge- 
schlossenen Conventionen. Selbst im Kriege also erlischt nicht 
die Rechtspersönlichkeit der kriegführenden Theile für einan- 
der, selbst hier ist ein jus, also eine societas vorhanden. 

Die Staatengemeinschaft und in ihr die Staatensysteme 
sind jedoch, wie erwähnt, keine organisirten Verbindungen der 
Staarten. £ine soayeräne Gewalt über den Staaten, welche 
eben durch ihr Dasein die Staaten ihrer Souvertinet&t berauben 
würde, gibt es nidit. Auch eine Tertragsmiiasige Organi- 
sation, welche die Gnlturstaaten oder doch das enro» 
pSische Staatensystem an einer Art Staatenbund vereinigte, 
ist bis jetzt nur in der politischen Speculation vorhanden, 
und die schwer zu enträthselnde Zukunft hat zu ent- 
scheiden, ob einer der Pläne, welche von Heinrich IV. von 
Frankreich angefangen bis auf die jüngsten Tage über die 
politische Organisirung Europas entworfen worden sind, die 
Fähigkeit in sich trägt, in Wirklichkeit verwandelt zu werden.') 

Bluntschli formnlirte Satz, dass die YertragSTerbältnisse zwischen Staaten, 
«elohe Krieg fähren, nicht nothwendig aufgelöst lUid tupendirt werdsn, BOndera 
daw die Wirktunkeit dar Ttrtxige nur iniow«it gdbtmmt fit« di« Kriagt- 
fSbiQDf mit d«nellMB luyarmslwr iit, ud dait ditgeiiigeai TtrtngfT«riilltei«M, 
deren Wirkeaaikeit wlbnnd dei Xrlegee enapendirt war, insofdiir eSe sieht 
entweder dvr«di den Vriedeneachlnet «bgeiadert verden «der Dinge betrete, 
welche dnrdi den Krieg n^ISst oder omgewandelt worden lind, wiedem« 
Yon Beebts wegen in Wirksamkeit treten. Mod. Völkerrecht. Art. 461, 538, 718. 
Schon Kent, QmmerUariet on Ameriean law. 12^- ed. Vol. I, p. )77 bemerkt: 

^Where ireaiies eontemplate a permanent arrangtmeni of national rights- , 

— it would he agaivst every prineiple o f ßi.<tt inteTyretation, to hold them ec^'n- 
guiahed by (he evcnt p/ war. Ebenso H a 1 1 e c k p. 862. Vgl. auch L. M e u m an n, 
GrundrisB §. 43. 

It, udes $ur 2m rapportt intemeUionatuc. La potte et le 
iildgraphe, Paris 1877, p. 17 : „JlyaUmde dutinguer: Qu9 U» traUA, ^OHt 

guerrt, eejeirt «wetp«» tf^frieenenl h m^m 4a ee njt r in a i ien tmpnm, rian da 
jplna «ofure/f mo» pmrfiun »€roU4i amri d» cmm pd poH&ni mf dei ü^fäe 
^^küam, »'oyont oueiNi r^port ovae laa oowaea de /a guerref 

') Vgl. Blnntschli, Die OrganlinUoB des enrop; Slaatenferdae. Qe> 
■MUMlte kleine Sohdften n, S. 279 
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Nur auf dem Gebiete der Verwaltung hat der qh- 
organisirte Zustand bereits Anfängen einer Organisation Platz 
gemacht, und hier stehen wir jedenfalls auf dem Anfangs- 
punkte einer £ntwlokeliuig, deren Ziele sich heute noch nicht 
abaehen lassen. 

4* In die natürliche Gemeinschaft der Staaten tritt jeder 
Staat dareh sein. blosseB Dasein ein, dadovch, dass «r einen 
organisirten Theil der Menschheit reprSsentirt. Um aber in 
die Bechtsgemeinsohaft aufgenommen za werden, dasa gehört 
die Anerkennung der anderen Staaten. Die Anerkennung 
ist der Act, durch welchen ein Staat einen anderen als 
Rechtspersönlichkeit erklärt. Ein Recht zwischen zwei In- 
dividuen, welche keiner über ihnen stehenden Rechtsordnung 
unterworfen sind, kann nur durch gegenseitige Anerkennung 
der Rechtspersönlichkeit hervorgerufen werden. Diese Aner- 
kennnng besagt, dass das eine staatliche Individuum zu Gunsten 
des anderen in seiner m ihesi unbegrenzten Handlungsfreiheit 
sieh einsckrSnkt, dass es sich die durch das Völkerrecht ge- 
forderten Bestrictionen auferlegt Diese Selbstbesohrftnkungen 
erseheinen vom Standpunkte desjenigen, zu dessen Gunsten 
die Beschränkung vorgenommen wird , als Gew&bmngen , als 
subjective Rechte. Die Anerkennung schliesst daher Selbst- 
beschränkung des anerkennenden Staates zu Gunsten des aner- 
kannten und dadurch Erhebung des letzteren zum Träger 
von Rechten gegenüber dem ersteren in sich. Wenn ein Staat 
einen anderen anerkennt, so gesteht er ihm das active und 
passive Gesandtschaftsrecht au, er muss also dessen Gesandten 
Ezterritorialitftt gewiliren ; er räumt ihm das Beekt ein, Yer- 
trSge mit ihm zu Behliessen und eraohtot sich demgemiss 
durch diese gebunden; im Falle des Krieges muss ^r ihn ent- 
weder ak kriegführend« Partei behandeln, oder als Neutralen 
respectiren u. s. w. 

Das Dasein eines Staates ist ein natürliches Factum, 
die Anerkennung ein Act des freien Willens dex Staaten, 
durch welchen sie die natürliche Thatsache in einen Rechts- 
sustand verwandeln. Darin zeigt sich das Wesen des Völker- 
rechts als einer auf dem Willen der Staaten beruhenden 
fiechtsordnung. Es mag ai&e moräliseke Forditinuig an die 

7* 
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Staaten sein, das emtnal als Staat sioh bewilmade pt^tisdha 
G^msinweseii auch als solchen ansnerkenneni eine Beekts^ 
forderang ist es nicht. Allerdings kann ein Staat anf die 
Dauer durch die Macht der internationalen Verhältnisse einem 
neu entstandenen schwerlich seine Anerkennung versagen, 
jedoch , von welchem Motiv auch immer getrieben, er die An- 
erkennung ausspricht, stets ist es sein eigenster Wille, der 
in ihr zum Ausdrucke kommt. Gerade die neueste Geschichte 
«bietet genug Beispiele dafür, dass zwischen Entstehung und 
Anerkennung eines Staates von Seiten der einen oder anderen 
Macht ein Zwischenraum Hegen kann. Dass sogar Jahraehnte 
swisohen beiden Momenten Terfliessen kennen, hat Spanien 
in seinen Beziehungen an den central- und sfidamerikamsehea 
Republiken gezeigt. 

Die Staatengemeinschaft ist also die auf der Thatsaehe 
der Vielheit der Staaten beruhende, durch gegenseitige Aner- 
kennung zur Rechtsgemeinschaft erhobene , nicht organisirte 
Verbindung der mit einander in Verkehr stehenden Staaten, 
in welcher als durch regeren Verkehr und reichere specielle 
Rechtsentwickelung gebildete Gruppen die Staatensysteme zu 
unterscheiden sind. Soweit ihr G«biet reicht , reicht die Heer- 
schaft des Völkerrechtes in seinem strictesten Sinne als eines 
für alle Staaten inhaltlich identischen Rechtes, von dem keiner 
der Staaten sich lossagen kann, ohne ans der Gemeinschaft 
aussutreten und daher seine internationale Qualität als Staat au 
verlieren. Sowohl Voraussetzung als Resultat des internationalen 
Lebens, ist die Staatengemeinschaft eines der Fundamente, auf 
welche der Staat sich stützen muss, um seine nothwendigen, 
ihm durch seine Natur gesetzten Zwecke errdlien zu können. 



n. 

Der Staatenvertrag. 

1. Die Anerkennung eines fremden Staates ist Erhebung 
desselben zur Rechtspersönlichkeit für den anerkennenden. 
Sie ist. Voräussetanng des rechtlichen Verkehres unter den 
sich anerkennenden Staaten. Der Verkehr selbst besteht 

X 
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jedoch in einem gegenseitigen Geben, Nehmen, Thun, Unter- 
lassen, das den wechselnden, zusammenfallenden oder auch 
einander widerstreitenden Bedürfnissen und Interessen der 
Staaten sich enge aüschliesst. Die Bechtaform, in welcher 
die Staaten ihre über sie selbst hinanmiehenden Bedürfniase 
befriedigen, ist der Vertrag, das Zusammentreffen melirerer 
Willen in einem Gewollten, wodurch die getrennten Willen 
in Besieihnng anf ihr Ohject in einen einzigen snsainmen- 
eohmelsen. Vertrag ist Willenseinigung. Er ist die einzigo 
Form, dnreh welche ein Staat sieh mit einem ander«i ver- 
binden kann, ohne seine Unabhängigkeit aufzugeben, und der 
nur durch Vertrag gebundene Staat ist und bleibt völlig sou- 
verän, was auch der Inhalt der von ihm eingegsoigenen Ver- 
pflichtungen sein möge. ^) 

Der Vertrag erzeugt keine AbhSngigkiut. Indem ein 
Staat dem anderen im Vertrage Etwas verspricht oder ge- 
währt, ordnet er seinen Willen, nicht dem fremden unter, 'son- 
dern verbindet seinen Willen zur Gomeinschafb mit dem fremden. 
Er kann daher bezüglich des Vertragsinhaltes nicht mehr 
allein disponiren, weil sein Wollen mit einem fremden WoUen 
verbunden ist. Nicht in Abhängigkeit, sondern in Verbindung 
setzt der Vertrag. Der aus dem Vertrage Berechtigte kann 
von dem Verpflichteten nur deshalb fordern, weil der Wille 
des letzteren mit dem seinigen identisch ist. Der fremde Wille 
ist daher im Vertrage gleich dem eigenen; diese Grleichheit 
kann aber keine wie immer geartete Subordination hervor^ 
rufen. 

Der Vertrag als die einzige Möglichkeit einer Verbindung 
zwischen souverinen Staaten bildet die Grundlage einer jeden 
v6lkerre<^tliohen Staatenyerblndnng. Ob die Verbindung sich 

auf eine noch so unbedeutende Angelegenheit der Staaten 
beschränkt oder die höchsten Zwecke der Staaten ihrem ganzen 
Umfange nach zu fördern trachtet, immer tragen diese Ver- 
bindungen den gemeinsamen Typus des Vertrages. Daher 
regeln die allgemeinen Normen der Staatenver- 
träge auch alle völkerrechtlichen Verbindungen, 

^) 8. oben S. 64. 
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60 gibt kein«, wdohe sieb den Tdlk«iTeohtUeheii Sitsen über 
Jßntsiebiiiig, Absebluss, Dauer und Endigang der Staaten- 
vertrage entziefaen kö'nnten. Für die innigste Art der völker- 
rechtlichen Verbindungen , den Staatenbund , ist zwar von 
manchen Seiten ein Anderes behauptet worden, jedoch ohne 
zwingenden Grund, wie später nachgewiesen werden wird. 

Da alle völkerrechtlichen Verbindungen auf Vertrag be» 
rohen, und jeder Staatenvertrag eine, wenn ancb noob ao lose 
Verbindnng. der contrahirenden Staaten hervorruft, so gehört 
die Lebre Ton den Staatenverträgen eigentlieb ihrem ganiea 
UmfiEaige nacb an vnserem Gegenatande. Wir ilberlaaaen indeea 
die Daratdllnng dea gesammtea internationalen. Vertragireebtea 
billig den Lehrbüchern dea Völkemehtea nnd beaeh&ftigen nne 
im Folgenden blos mit jenen Punkten, in welchen die auf die 
Verbindung der Staaten Bezug habenden Momente der Staaten- 
verträge am schärfsten zum Ausdrucke kommen. 

2. Vor Allem ist hier der Satz wichtig, dass alle Staaten- 
verträge von Rechtswegen lösbar sind. Das g^lt nicht nur für die 
Verträge, die auf Zeit geschlossen sind und bei denen den Parw 
teien ein Aufkündigungireofat zugestanden ist. Auch wo eine 
Befristung oder Befognies znr Aufkündigung nicht anadrüokliob 
in den Vertrag anfgenommen aind, ist er doch nieht nnlöabar. 
Der Staatswille kann sich nicibt derart binden, daaa seine 
Gebundenheit eine absolute ist. Da alle Verträge der Staaten 
nnd nicht die Staaten der Verträge wegen da sind, so mnss 
immer, wenn der Staat und seine £ntwickelung mit dem Ver- 
trage in Conflict kommen, der Vertrag untergehen zu Gunsten 
des Staates. Dass alle Verträge mit der allerdings oft miss- 
brauchten Klausel: rebus sie stantibus gelten, folgt aus der 
Natur des Staates als der höchsten menschheitlichen Organi- 
sation, die, wie alles Höchste, erhalten werden muss um jeden 
Preis. Auch beim Pflichtenconfticte im Indindunm muss dia 
niedrigere Pflicht au Gunsten der höheren aufgeopfert werden. 
Da ea nun die höohate Pflicht dea Staatea ist, sich selbst zu 
erhalten und zwar nieht nur als ruhende Ordnung , sondern 
auch als bewegende Kraft des Volkslebens, so weicht ffir ihn 
im Falle des Gonflictes die Pflicht der Vertragserfüllung der 
Pflicht der Selhsterhaltung. Und da selbst bei Staaten, deren 
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Interessen in noch so grossem Um&nge und noch so innig 
ndt einander verbunden sind, der Fall, dass diese einmal gans 
anvereinbar werden, nie gans an^gesohlossen ist, so kann man 
schon ans diesem .Grande niolit von der Ewigkeit der. Vertrüge 
sprechen. 

Der Wille des Staates ist nur so lange gebunden, als 
er nicht durch eine seinen höchsten Zwecken entspringende 
Anforderung an seinen Willen von der selbstgeschlungenen 
Fessel befreit wird. Das gilt für Verträge ebenso gut als für 
Verfassangen und Gbsetse. Jeder Act des Staats willens, mag 
er sich nach Innen oder nach Aussen wenden, trägt die 
Klaosel: ra&iw no ttauMma in sich.*) Allerdings kann mit ihr 
viel IGssbranch getrieben werden, das ist aber nnvermeidlich, so 
lange die Staaten sowohl nach Innen als naeh Anasen in letster 
Inttana Bichter in eigener Sache- sind, so lange in ihren 
Händen die höchste Entscheidung über alle ih^-e Angelegen- 
heiten liegt. Hier ist ein Punkt, wo Reclit und Ethos zu- 
sammenwirken müssen , denn nur die von sittlichen Ideen 
getragene Staatsgewalt wird in diesen Fällen der höchsten 
und sohärfsien Condicte das sicher ergreifen und aasfähren, 
was von der lUchtsidce gefordert wird. 

Zu diesem eigenthümlichen, ans der Natur des Staates 
fliessenden £ndigang8grand der Staatenverträge kommt noch 
hinaa, dass alles, was nnr durch ftbereinstimmenden Willen 
snsammengefögt worden ist, dnrch Übereinstimmenden Willen 
wieder gelöst wenden kann, dass also dnrch miUuum dmemum 
sämmtlicher Theilnehmer eines Staatenvertrages derselbe 
rechtlich untergehen kann. Das gilt für jeden Handelsvertrag 
ao gut, wie für die ßundesacte, durch welche ein Staatenbund 
constituirt wird. Wenn also in einem solchen Bund es vertrage 
von einer „perpetual union"^ wie in dem Preambel der nord- 
amerikanischeu Confdderationsartikel oder von einem „bestän- 
digen Bunde*', wie in der deutschen Bandesacte die Bede ist, 
BO hat das joristisch dieselbe Bedeutung , wie wenn in einem 
I^iedensvertrage festgesetit wird, dass swisohen den pacis- 
eirenden Staaten ,jpaix «| amkü ä perfeinäS^ herrschen soll. 



*) H«iB, DI« rechtliche N*tar d«r StMieavertr. S. 40. 
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Niobt eiiimal gegenaeitiger DiswiiB ist nöthig, um einen 
Staaten vertrag zu zerstören. Insoferne sämmtliche Punkte 
eines Vertrages organisch mit einander zusammenhängen, wird 
durch Bruch des Vertrages von Seiten einer Partei der ganze 
Vertrag zerrissen. Da der Staaten vertrag auf gegenseitigem 
Vertrauen ruht, da die Vertragstreue der stärkste Schutz 
internationaler Verpfiichtangeii ist» so stürzt, wenn die Basis 
der fides gebroehen ist, das ganse darauf aufgeführte Gebäude 
in sich znsammeD. 

8* Da alle Vertrüge Staatenverbindungen ersengen, so 
iat die sdiwierige Frage naeb der Eintbeilung der Staatenver- 
trige f8r uns Tcm grossem Interesse. Die einzelnen Gattungen 
der Verträge wären zugleich Gattungen völkerrechtlicher 
Staatenverbindungen. Zu einer wissenschaftlichen, nicht auf 
falschen Analogien beruhenden und nicht an Aeusserlichkeiten 
haftenden, sondern das Wesen der Sache treffenden Systematik 
der Verträge hat es das Völkerrecht noch nicht gebracht, 
schon deshalb nicht, weil ein principieller Standpunkt, von dem 
aus die £intheilung vorzunehmen wäre, bisher von Niemandem 
festgestellt wurde, und daher die aufgestellten Kategorien 
theils seholastisch unbrauchbar sind, theils nur nebensächliche 
Dinge betreffen, theils unrichtig oder mindestens Terworren sind. 

So z. B. schleppt sich in neueren "Werken über Völkerrecht 
noch immer die Eintheilung der Verträge in persönliche und 
Realverträge fort als der Gegensatz von Verträgen, die 
blos von und für das Staatsoberhaupt oder die Dynastie und 
solchen, die für den Staat geschlossen werden — eine Eintheilung, 
die dem modernen Staatsrechte durchaus widerspricht. Wenn der 
Souverän nicht für den Staat handelt, so handelt er eben nicht 
als Souverän, schiiesst also keinen Staatenyertrag ah*)] wenn 
hingegen die persönlichen, im Vertrage berfihrten Interessen 
den Staat tangiren und demgemäss dn Staatenyertrag vor- 
handen ist, dann ist der Vertrag eben kein persönlicher. Alle 



Noch G a 1 V 0 I. §. 644 p. 629, 630, vgl. ferner die daselbst angegebene 

Literatur. 

^) Vgl. Geffekes sn Heffterf. 82; nsklsr BUntflohli, Mod. 
VdlktrreGht. Arfc. 43. 
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StaatenvertrSge sind BealyerMge. Enden m» reohtli<^ mit 
dem Ende der Regierung des sie abschlienenden Sonveräns 
oder der Dynastie, dann sind sie eben befristete Bealverträge. 

Man hat ferner die Verträge eingetheilt in Conventionen 
oder transitorische und in Tractate oder permanente 
Verträge, je nachdem sie sich durch einen einzigen Act erfüllen 
oder mehrere successive Leistungen oder die Herstellung eines 
bleibenden Zustandes zu ihrem Inhalte haben. Aber es wird 
abgegeben, dass diese transitorisohen Verträge insofern per- 
manent sind, als der dnrob sie geschaffene Znstand fortdauert, 
wShrend andererseits Verträge, die eine geraume Zeit gedauert 
baben, nach ihrem Erldsohen von transitorisohen in niohts 
sieh nntersoheiden. Diese Eintheilung ist daher eine ganz ober- 
flächliche, überdies praktisch werthlose und darum scholastisohe. 

Von ganz untergeordnetem Werthe, weil nur nach äusser- 
lichen Merkmalen vorgenommen, ist die Eintheilung der Staaten- 
verträgein Haupt- und accessorische, in unbedingte und bedingte, 
in mündliche und schriftliche, in Präliminar- und Definitiv- 
verträge und wie die zahlreichen dem Privatrechte entnommenen 
Kategorien heissen mögen, die in bunter Menge in den Lehr» 
bfichem des Völkerrechtes aufgezählt zu werden pflegen. 

4. Ein ans dem Wesen der Sache entspringendes Ein- 
theilungsprincip ergibt sich, wenn mandiespecifische juristische 
Function der Staatenverträge im Auge behält. Das ist aber die 
Verbindung der paciscirenden Staaten. Nach der Art und 
dem Grad der durch die Staatenverträge hervorgerufenen 
Verbindungen wird demnach die Classificirung derselben vor- 
zunehmen sein. 

Die Arten der Beziehungen der durch Vertrag verbundenen 
Staaten ergeben sich, wenn man die Gründe prüft, aus denen 
ein Staat mit dem anderen pactirt. Ein Staat kann aus zwei 
Gründen mit einem anderen einen Vertrsg scbliessen. 

Erstens, um den inneren Staatszwecken besser zu 
genügen, also zur Erfüllung seiner ihm durch seine Natur 
als Verwalter der gemeinsamen Interessen seines Volkes ge- 
setzten Aufgaben. Indem der Staat durch seine freie Thätigkeit 
innerhalb der ihm von seiner Rechtsordnung gezogenen Schranken 

*) Martens, Prüi$ du droU <U$ gmu §. 58. VkI* Oal vo 1. 1. 64S. 
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die Gremeininteressen dea Volkes erhält and fördert, ver- 
waltet er. Die Kräfte seiner ünterthanen kenn er dnreh 
Geeets, Verordnung und Befehl sieh dienstbar maeiien.; den 
fremden Staat kann er f&r die Zwecke seiner Verwaltong 
nnr dnreh Vertrag heransiehen. Indem er dies thnt, sehlieest 
er einen Verwaltungsvertrag ab. Handele-, Sehiff- 
fahrts- , Eisenbahn- and Co nsnlar vertrage , Müns-, Ifaass-, 
Zoll-, Post- und Telegraphenconventionen ; Auslieferungs- 
verträge, Verträge zum Schutze des literarischen Eigenthumes, 
Verträge über Execution richterlicher ürtheile im Auslande 
u. 8. w. sind Acte der Staats Verwaltung, durch welche der 
Staat über sein Gebiet hinausgreift, indem er seinen Ünter- 
thanen Vortheile verschafft, deren Grewahrnng Ton einem 
anderen Willen als dem seinigen abbSngtg ist. Die Ver- 
waltnngsvertr fige sind die eine grosse Kategorie der 
internationalen Verträge. 

Der Staat kann aber s weiten s mit einem anderen 
sich verbinden, um sich als Macht geltend zu machen, um 
seiner äusseren Ötaatszwecke willen, nicht um einzelne An- 
gelegenheiten zu ordnen, sondern um seine Stellung dritten 
Mächten gegenüber zu behaupten, zu befestigen oder zu er- 
weitern, oder auch am sich zu beschatten, za bewahren und 
zu retten; endlich am sich im Innern za kräftigen, um die 
Geeammtheit seiner Zwecke besser erfdllen su können. Während 
es sieh bei der ersten Gattung der Verträge immer um die 
Ansnbnng einer einseinen Staatsfiuiotion, am die Erzielnng 
eines partioalftren Zweckes bandelt, so ist bei der aweiten 
Gattung der Staat als Ganses, seine Grösse, seine Sxaft, oft 
selbst seine Existenz im Spiele. Wenn ein Staat dnroh 
Vertrag eine Provinz erwirbt oder abtritt, wenn er sich zur 
Bekämpfung eines Gegners mit einem Dritten verbindet, wenn 
er in einen Staatenbund eintritt, so ist durch solche Verträge 
der Staat in seiner Totalität ergrifPen, seine politische Stellung, 
seine Kraft nach Aussen und Innen ist dadurch bedingt. 
Diese Verträge, zu welchen die Allianz-, Garantie-, Proteotions-, 
Neatralitäts-, GonfÖderationsvertrSge n. s. w. gehören, sind 
als politische Verträge za bezeichnen and bilden. die 
zweite grosse Kategorie der Staatenverträge. 
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Ee gehSrt ntm allercliiigs jeder Yertrag der erstßii 
Kategorie in gewissem Sinne der «weiten an nnd umgekehrt, 
denn bei dem organisoben Znsammenhange aller Tbatigkeiten des 

Staates wird jede That des Staates auf die Gresammtheit seiner 
Beziehungen von Einfluss sein können Ein Handelsvertrag, der 
Eintritt in einen Zollverein kann die politische Stellung eines 
Staates wesentlich verändern, ein politischer Vertrag intensive 
Wirkungen auf die wirthschaftlichen und socialen Verhält- 
aitse der Contrahenten haben. Aber in erster Linie bandelt 
es sieh dort doch um die Wahrung eines pftrtiealiiren Inter- 
esses, während hier, bei der Defensivallians s.B., die ungestörte 
Erhaltung der staatliohen Existenz den Grand des Bündnisses 
bildet, also der Staat in seiner gansen Sphftre an dem Ver- 
trage betheiligt ist. Es kommt also auf den nächsten Zweck 
an, den der Staat durch Eingebung des Vertrages verfolgt, 
wenn es sich um dessen Einreibung in die eine oder die 
andere Claase handelt. 

9. Was nun den zweiten Eintheilungsgr und, den Grrad 
der durch den Staatenvertrag bewirkten Verbindung anbelangt, 
so hfingt dieser in erster Linie davon ab, ob die Interessen 
der vertragsohliessehden Theile, Aber welche paotirt wird, sich 
entgegenstehen oder ob sie «nsammenfallen. . Im ersten Falle 
werden die beiderseitigen Interessen durch Anstauseh von 
Leistung gegen Leistung befriedigt. Um selbst einen Vor- 
theil zu erlangen, gewährt ein Jeder dem anderen gewisse 
Vortheile. Solche Verträge sind z. B. Handels- und Zoll- 
verträge und die Vereinbarungen^ durch welche dem Streit 
Um bisher unvereinbare Interessen ein Ende gesetzt wird, 
die Friedensvertri^. Diese Ooniventionen, welche eine Einigung 
entgegengesetster Interessen, einen Austausoh von Gütern 
und Leistungen sum Inhalte haben, die also wesentlich eine 
gegenseitige Ergänzung der Staaten bes wecken und recht 
eigentlich in einem Sieh Vertragen bestehen, können 
füglich als Verträge im engeren Sinne bezeichnet 
werden. Das ist die eine Claase der nach dem Grrade der 
Verbindung eingeth eilten Verträge. 

Wenn aber die Interessen, welche durch den Vertrag 
gewahrt werden sollen, nusanunenfallen, wenn ein gemein- 
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sehaftliches Interesse Yorliegt und demnach nioht £r- 
gSnsimgsbedttrfiuss, sondern Solidarität den Gnrnd des 
Vertrages bildet, dann erlangt die Vereinbarang einen ganx 
anderen Charakter. Nieht Austansoh, sondern Gemeinsamkeit 
wird da der Zweck sein, sei es im Handeln, sei es im Be- 
wahren. Solche Verträge, was immer ihr Inhalt sein möge, 
ob die Feststellung gemeinsamen Maasses und Gewichtes, die 
Schöpfung eines gemeinsamen Foat Verwaltungsgebietes oder 
die Verstärkung der kriegerischen Kraft der Staaten gegen 
einen gemeinsamen Feind, haben den Zweck , coincidente 
Interessen zu wahren und zu fördern. Hier ist das Band 
von Staat au Staat ein festeres nnd innigeres als im ersten 
Falle. Nicht sowohl ein Sich Vertrsgen, als vielmehr ein Sich 
Verbünden ist hier der Zweck der Vereinigung. Dsker 
werden diese anf Gemeinsamkeit der Biteressen berahenden 
Verträge am besten Bündnisse genannt nnd in ihnen haben 
wir die zweite Classe der dem Grad der Verbindung nach 
eingetheilten Verträge. 

Unter den Bündnissen sind wieder zwei Gattungen zu 
unterscheiden. Entweder ist die Ausführung des Bündnisses 
an SS ch Ii esslich den inhaltlich zwar übereinstimmenden, aber 
Snsserlich völlig getrennt erscheinenden Willen der contra- 
hirenden Staaten üb^lassen, oder es wird durch den Vertrag 
zugleich ein Organ eingesetzt, in welchem der gemeiiisame 
WiUe als ein geeinigter zum Ausdrucke kommen soll. Die 
SchifPPahrtscommissionen, die durch Jurisdictions-, Maass^ und 
Postverträge eingesetzten internationalen Organe, die Organe 
femer, durch welche sich im Staatenbunde die Willenseinigung 
der verbündeten Staaten in Beziehung auf die Ausführung 
der Bundeszwecke vollzieht, und denen die Ausübung der für 
gemeinsam erklärten Hoheitsrechte übertragen ist, weisen auf 
eine höhere, dauerndere, gesichertere Vereinigung hin, als die 
ohne ein entsprechendes internationales Organ. Die Bünd- 
nisse sind demnach in nichtorganisirte und organisirte 
zu scheiden. 

6. Dass der Gegensatz zwischen den dem Grade der 

Verbindung nach bestimmten Classen der Verträge nicht blos 
ein systematischer, sondern auch von praktischer Bedeutung 
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ist, leaohtet yon selbst ein, denn was könnte die Stellung 
der Staaten zu «inander scbajrfer scheiden, als (Gegensatz oder 
Gomcidens der Interessen? Aber auch d«r Gegensatz swis^en 
poiitisehen nnd Yerwaltnngsverträgen zeigt praktisch einen 
höchst wichtigen Unterschied. Bs sind nämlich die politischen 
Interessen der Staaten, ihre Stellung als Mächte, dem steten 
Wechsel des historischen G-eschehens unterworfen. Daher tragen 
politische Bündnisse und wären ^ie noch so eng, selten die 
Garantie langer Dauer in sich. Bei der steten Gefahr, dass 
selbst coincidirende politische Interessen der Staaten sich in 
collidirende verwandeln können , ist die Existenz eines 
politischen Bfindnisses immer eine sehr prekäre. Die Geschichte 
hat gelehrt, dass selbst die Staatenbünde nicht im Stande 
waren, die bleibende Form fär die hiBtorische oder nationale 
Znsammengehdrigkeit von Staaten abzugeben. Kein politisches 
Biindniss ist vor dem Bruche oder der Auflösung sieher. 

Ganz anders steht es mit den Interessen des ökonomischen, 
literarischen, des Rechtslebens, der Verkehrsverbindungen, 
kurz des ganzen modernen materiellen und geistigen Verkehrs- 
lebens. Gewiss können anoh hier scharfe Gegensätze in den 
Interessen der Staaten vorwalten, welche bestimmend auf ihre 
ganze Politik einwirken nnd sogar zum Kriege zu treiben 
vermögen. Da, wie bereits erwähnt, auch jeder Verwaltnngs- 
▼ertrag in Beziehung zu dem Gesammtieben des Staates steht, 
so ist nicht ausgeschlossen, dass er sich durch Verkettimg von 
Umständen in einen rein politischen, d. h. auf die Machtstellung 
des Staates in hervorragender Weise Bezug habenden ver- 
wandelt und damit dem Schicksale der politischen Verträge 
verfallt. Aber die moderne Weltcultur hat gemeinsame 
Interessen aller civilisirten Völker sowohl, als auch einer 
grösseren oder geringeren Anzahl unter ihnen geschaffen, und 
diese gemeinsamen Interessen, welche auf der gemeinsamen 
Cultur beruhen und daher blwbend sind, gewähren eine sichere 
nnd dauernde Basis sowohl fSr Verträge, welche die ganze 
Zeit ihres stipulirten Bestandes hindurch eingehalten werden, 
als auch für bleibende internationale Institutionen. Durch 
solche, nicht sowohl des einzelnen Volkes aU vielmehr der 
civilisirten Menschheit Interessen wahrende Verträge wird 
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. das geschaffen, was L. v. Stein die internationale Verwaltang 
genannt liat*)» eine Ersoheinaiigy die wohl geeignet ist, diA 
Anfinerksanikeit der Wissenschi^ in hohem Grade sn erregen. 
Insbesondere ist hier fQr die Lehre des Völkerreohtes» welch» 
nnr ans einer tiefdringenden Auffassung des Staatslebena 
fruchtbare Anregung zu neuer Thätigkeit erlangen kann, ein 
genügender Anlass geboten, die alten Schablonen und aus- 
getretenen Pfade zu verlassen , um bisher wenig beachtete 
Gebiete zu bearbeiten^), deren Bedeutung l^eute noch kaum 
an ermessen ist. 

Es ist nicht unwahrsoheinlich, was v. Stein von dieser 
internationalen Verwaltung, welche „die Idee der Menschheit 
in der an sich selbstherrlichen Idee des Staates nur G^eltung 
bringt*"), behauptet, dass man nach einem Jahrhundert kanm 
begrei^BU wird, wie die TrSger der Gnltnr ohne, eine inter- 
nationale Verwaltnngsorganisation haben leben können. Hier 
auf dem Gebiete der Verwaltung entwickelt sich in Folge 
der immer steigenden Solidarität der Staaten mit zwingender 
Kraft eine Organisation, welche nicht mehr auf dem Willen 
und der Kraft des £in zel Staates , sondern auf dem der 
Gemeinschaft beruht. Die internationalen Organe der Schiff- 
fiahrts-, Post-, Telegraphen-, Meterconventionen beseichnen 
den Anfang eines neuen zwischenstaatlichen Lebens.. Die- 
immer aahlreicher werdenden internationalen Gongresse, sei 
es staatlicher Del^irter, sei es Privater aom Zwecke der 
Berathung oder Anregung internationaler Hasaregeln, die 
internationalen Ausstellungen zeugen von der steigenden Be- 
deutung des weit über den Einzelstaat hinausragenden Oultur- 
lebens, welches, wie alles Leben, mit unwiderstehlicher, wenn 
auch langsam wirkender Gewalt, eine Organisation aus sich 
hervortreibt. 

Dieser Process ist erst in den ersten Anfängen begriffen, 
und es lässt sich noch gar nicht bestimmen, welche Momente 

•) Handbuch der Verwaltnngslehre 2. Aufl., S 55, 91—97, 723 iL 
Vgl. auch V. Mohl, Die Pflege der int. GemoinBchaflbes. S. 599 SL 

^) Nicht bloB statistisch darzustellen, wie es Calvo, fe. II. io immerliiii 
danken s werther Weise gethan hat. 

*) T. Stein L c. S. 56. 
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des Staataldbens in die neue Bewegung liineingezogen werden. 
Anf jeden Fall stehen wir am Beginne einer Epoche inter- 
nationaler Verwaltongsblhidniese, welche dem Verkehrsleben 

der civilisirten Welt ein neues Gepräge aufdrSckt. Wenn 
V. Stein auch darin zu weit geht, dass er für die Zukunft 
das Völkerrecht in das internationale Verwaltungsrecht auf- 
gehen läsat 80 steht es doch ausser Zweifel, dass durch die 
Verwaltungsbündnisse die Bedeutung des Völkerrechtes 
als eines geltenden Hechtes unermesslich gehoben wird. 
Denn der ganze, nie gestillte Zweifel über den praktischen 
Werth des Völkerrechtes rührte immer von der Erwägung 
her, dass die Staaten in einem ewigen Gegensatie sich be- 
finden und keine höhere Macht Über ihnen vorhanden ist, um den 
Gegensata gemäss der Aechtsnormen zu schlichten. LtdemAns- 
spmche des athenischen Fremdlings in den piatonischen G^setaen, 
dass alle Staaten von Natur aus in einem ewigen Kriegs- 
zustände leben ^°), sind alle Argumente gegen die Existenz des 
Völkerrechtes vereinigt. Nun zeugen gerade die grossen 
Verwaltungsbtindnisse von der Solidarität der Staaten, 
davon, dass sie auch in ihren gegenseitigen Beadehongen nicht 
nur Mächte, d. h. physisch wirkende Kräfte, sondern anch 
Ordnungen sind, durch welche sich die Entwickelung eines 
höheren, als des« wie alles Individnelle, einseitigen und be- 
schränkten Einaelyolkes Tollaieht, nämlich der GiTiüsation, 
deren Subject und Object nicht Staat und Volkj sondern die 
Menschheit ist 

Den nnorganisirten Beziehungen von Staat zu Staat 
gegenüber hat die Leugnung des Völkerrechtes verhältniss- 
mSssig leichtes Spiel, weil sie hier auf zahllose i'älle un- 
gesühnten Unrechtes hinweisen kann. Bei den organisirten 
Staatenverbindungen liegt aber die Sache ganz anders. Selbst 
der entschiedenste Gegner der joristiscben Natur des Völker- 
rechtes hat es noch nicht gewagt» den Beohtscharakter eines 
Staatenbundes, a. B. des alten dantscheo Bundes au negizen. 

•) 1. c. S. 97. 

L e g e 8 I, 2 : „V",v yc-p xaXoöiiv ol tzIüi^oi töiv ovd-ptuntov £lp>{v7jv, toüt' 
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Jene gememachaftliolieii Organe der yerbfindeten. Staaten sind, 
wie yon allen Seiten angegeben wird, auf rechtliehem VTege 
entstanden und haben genau Ttmaebriebene reobtliohe Fnnetioiien. 

"Wenn nun die Leugnung des Völkerrechtes vor dem Staaten- 
bunde wegen dessen sichtbarer Organisation Halt mache n 
muss, so ist es mit jeder organisirten Verbindung derselbe 
Fall. Die europäische Donaacommieeioa, der Weltpostvertrag 
u. 8. w. sind Ereoheinungen, bei denen man mit der engherzigen 
Behauptung, daee Recht nur die von einem Staate an «eine 
Unterthanen erlaBsenen» doroh Zwang geaohütaten Imperative 
seien, einfSaoh nicht mehr auskommt. Denn oonseqaent müsste 
man das lengnen, was vorhanden ist, was sieb täglich durch 
sein Dasein bewShrt, da mit jenem engen BechtsbegrifPe solche 
Institute gar nicht denkbar sind. Oder will man derartige 
Organe etwa als Phänomene einer „Völkermoral" hinstellen? 

So eröffnet sich uns denn von den organisirten Ver- 
waltungsbündnissen aus eine grossartige Perspective in die 
Zukunft des Völkerrechtes, sowohl in Theorie als Praxis. Es 
ist hier nicht unsere Aufgabe, sie nftber zu verfolgen, und 
so mdgen diese knraen Andeutungen genügen. 

7. Obwohl, wie erwähnt, jeder Staatenvertrag eine mehr 
oder minder breite, eine engere oder losere Verbindung der 
oontrahirenden Staaten hervorrnft, so sind nicht alle Ciassen 
von Verträgen hier eingehender zu untersuchen. Bs sind 
vielmehr hauptsächlich die politisch enßündnisse, welche 
den Gegenstand der Lehre von den Staatenverbindungen bilden, 
indem in erster Linie jene Verbindungen darunter verstanden 
werden, in denen die Staaten als Mächte sich vereinigen. Von 
den Verwaltungs vertragen sind es nur jene, welche die ganze 
Stellung der paoisoirenden Staaten unmittelbar ergreifen und 
daher zugleich eminent politischer Natur sind, ferner die 
organisirten VerwaltungsbÜndnisse, die internationalen Ver> 
ipral tu ngs vereine, mit denen wir uns eingehender be- 
schäftigen werden, mit den letzteren sowohl wegen des innigeren 
Grades der Verbindung, den sie hervorrufen, als auch zum 
Zwecke der klaren Erkenntniss der rechtlichen Stellung 
internationaler Organe, die von grosser Bedeutung für die 
richtige Einsicht in das Wesen der organisirten politischen 
Bündnisse ist. 
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Von den yerwaltungsvertrSgeii nnd daher imFoJgandeii 
■peoiell jene herroraoliebeiii welche meistens nur die Eti^nette 
für einen politischen Vertrag bilden, also jene der neuesten 
Gesohiehtsepoohe angehörenden Verträge, dnreh welche ein 
Staat die Verwaltung eines anderen Staates oder einer fi^emden 
Provinz ganz oder doch zum grössten Theil übernimmt, wo- 
durch ein factischer Uebergang der Herrschaft über letztere, 
sei es für immer, sei es auf gewisse Zeit, bedingt ist. Unter 
den politischen Bündnissen sind zuvörderst alle nichtorganisirten 
Vereinigongen zu gemeinsamem Handeln zu besprechen, die 
Ailianasen, die Protections* nnd G^arantievertrftge, ferner die- 
jenigen, in welchen ein Staat den anderen ein dauerndes 
passives Verhalten bei jedem Conflicte «wischen Britten ver- 
spricht, die Nentralisirnng anf ewige Zeit. Tai der Lehre von 
den organisirten Staatenverbindungen wird späterhin snerst 
den internationalen Verwaltungavereinen und der rechtlichen 
Natur ihrer gemeinsamen Organe und sodann den Formen der 
organisirten politischen Yerbindaugen unsere Aufmerksamkeit 
zu widmen sein. 



m. 

VertragsmSflsige Occapatioü und üeberaahme eines 

Staates in Verwaltang. 

1. Es ist dne nicht seltene Erscheinung des internationalen 

Lebens, dass ein Staat einem anderen die Ansfibnng von Ver- 
waltungaacten auf seinem Gebiete verstattet. Wir brauchen 
nur auf die Staatsservituten, z. B. Durchzugsrecht für Militär, 
Besatzungsrecht in gewissen Festungen u. s. w. und auf die 
Functionen der Consuln zu verweisen. Es kommt ferner vor, 
dass ein Staat aus Ersparmss- oder anderen Zweckmässigkeits- 
rfioksichten einem anderen die theilweise oder gänzliche 
Ausübung eines Zweiges der Verwaltung übertragt, wovon 
Beispiele darbieten die Verwaltung der Post in Grenzgelneten 
duroh den Nachbarstaat, die üebertragimg der Beohtssprechung 
in höherer Listanz an einen anslSndisehen Gerichtshof^ wie 

Dr. Jellinek, Die Lehre von den Suutteaveibindu&gea. O 
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2. B. die Bestellung des Merreieliiselieii Oberlaadasgerichtes 

in Innsbruck als oberetes Tribunal für das Ffiratenthum 
Liechtenstein, die Uebertragung der Leitung der auswärtigen 
Angelegenheiten an einen dauernd verbündeten Staat, wie es 
mit Norwegen der Fall ist, das sich des schwedischen 
Ministeriums des Aeusseren bedient. Auch ist es im Laufe 
der Geschichte häufig eingetreten, dass die ganze oder doch 
der grösete Theil der Verwaltung eines Landes durch einen 
fremden Staat ausgeübt wurde, aber dann stets gegen den 
Willen der rechtmässigen Staatsgewalt Es ist die kriegerische 
Occupation eines Landes, welche eine solche, usurpirte Ver- 
waltung sar Folge haben kann. Aber dass ein Staat sich 
selbst oder einen seiner Theile einem anderen zur yollstSndigen 
Verwaltung übergibt, ohne in den verwaltenden Staat aufzu- 
gehen, ohne also seine Souveranetät aufzugeben, diese abnorme 
und dem Wesen der Staats — dessen Zwecke eben nur durch 
Verwaltnng erfüllt werden können — von Grund aus wider- 
sprechende Verbindung hat erst in der Gegenwart Verwirk- 
Uchung gefunden. 

Allerdings kamen im Hittelalter Verp^dungen von 
Staaten vor, allein- solche Verpfodnngen kdnnen nicht nach 
modernem Staatsrecht beurtbeüt werden. , Die Verpfändungen, 
welche die neuere Zeit kennt, beschränken sich auf die Ein- 
räumung des Unterhaltens bewaffneter Macht auf dem ver- 
pfändeten Territorium, wovon erst jüngst der Frieden zwischen 
Frankreich und Deutschland ein Beispiel geliefert hat. ^) Auch 
das auf Grund eines angeblichen oder begründeten Interventions- 
rechtes erfolgte Einschreiten einer fremden Macht kann Beispiele 
einer Verwaltung . eines Staates durch den anderen bieten, 
jedoch wird hiedurch kein dauerndes Verhältniss begründet, 
sondern nach Herstellung des durch die legitime oder die 
intervenirende Hegierung gewünschten Zustandes erscheint 
die Verwaltnngsaufgabe des intervenirenden Staates beendigt. 
Eine vorübergehende Verwaltung durch eine fremde Macht 
kann auch stattfinden bei der Entstehung eine.s Staates, indem 
die Organisation desselben unter thätiger Mitwirkung and 

') Frankfurter Frieden Art. VU. Staatsarchiv Kr. 4443. Bd. XX. S. 417. 
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Oberaufsicht anderer Staaten vollzogen wird, wie es bei der 
Coiistituirung Bulgariens und der Organisirung Rumeliens 
(welches allerdings vorderhand noch als Provinz des osmanischen 
Keiches gilt) der Fall war. Auch hier ist die fremde Ver- 
waltung zeitlich durch die Erfüllung des ihr vorgezeichneten 
Zweckes begreatt. 

Grans anderer Art sind aber die vertragsrnSssigen 
Oceupationen und Administrationen von Theilen des osmanischen 
Reiches durch fremde Mächte seit dem Jahre 1878. Der letate 
Grund dieser eigenthümlichen Erscheinungen ist die Schwäche 
der osmanischen Regierung, die Unfähigkeit, den Staats- 
Ewecken allein und überhaujit genügen zu können. Was zunächst 
Bosnien und die Herzegowina anbelangt, so liegt der Rechts- 
titel, auf dessen Grund die Uebergabe der beiden Provinzen 
an die österreichisch-ungarische Verwaltung auf dem Berliner 
CoDg^esse verlangt wurde, in der dort unaufhörlich herrschenden 
Anarchie, welche nicht nur die benachbarten Provinzen Oester- 
reich-Ungarns, cfondem bei der Lage der Binge sogar denWelt- 
Meden bedrohte, also in dem Vorhandensein eines jener wenigen 
Fälle, in welchen die Intervention in die inneren Angelegen- 
heiten eines Staates fast allseitig als gerechtfertigt erklärt wird. 
Indem man von der Ansicht ausging , dass es der Pforte unmög- 
lich sei, die Aufstände der beiden Provinzen niederzuschlagen, 
übernahm Oesterreich-Ungarn den ihm zu Theil gewordenen 
Auftrag, die Ruhe in den zu occupirenden Ländern wieder 
herzustellen und eine geordnete Verwaltung daselbst einzu- 
führen.*) Nach allgemein anerkannten völkerrechtlichen Grund- 
sätzen wäre mit Wiederherstellung eines friedlichen und 
Herstellung eines geordneten Zustandes die Aufgabe der inter- 
venirenden Macht beendijg^. Da jedoch die Zustände der Türkei 
eine baldige Wiederkehr der alten Unordnung fürchten lassen, 
wenn die frühere Staatsgewalt wieder in Function tritt, so 
ist eine Beendigung der Occupation nicht abzusehen. In dem 
Art. XXV des Berliner Vertrages findet sich auch kein Termin 
und keine Resolutivbedingung augegeben, von deren Eintritt 
das Ende der österreichisch-ungarischen Administration in 



*) 8. JPntoeoUM du eongrh de Berlin No. 8. Simtee du $ jmm 1978. 
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Bosnien und der Henegowina abhinge. Es ist also yorder- 

hand eine dauernde Occupation der beiden türkischen Provinzen 
durch Oesterreich- Ungarn im Berliner Vertrag begründet.. 

Das Verhältniss ist einzig in seiner Art.') Trotzdem 
Oesterreich-Ungarn sämmtliche aus der Souveränetät iliessendeu 
Rechte über Bosnien und die Herzegowina ausübt, ist es doch 
nicht Souverän dieser beiden Provinsen. Dieselben sind kein 
Tbeü Oesterreioh-Ungams, sondern nach wie vor ein Tbeil 
des osmanisohen Reiches, nur bat die osmanisobe Regierung 
keine wie immer gearteten Reobte über diese Territorien, 
die ISouverSnetüt der Pforte ist also, wie wir es bereits oben 
bezeichnet haben, ein nudum jus, das aber seine praktische 
Bedeutung doch darin zeigt, dass es einstweilen Oesterreich- 
Ungarn verhindert hat, die occupirten Provinzen sich zu incor- 
poriren. Die Behauptung Calvo's, dass in JB'olge des Berliner 
Vertrages Bosnien und die Herzegowina nsont devenuea en guelque 
Sorte un Jß!M nouoeaUf d'un caracfhre parttculisr, oeet^pieß qu^eUsB 
wiU disormaU par VJMtrich^Hongrie a aeceipU la eharge 
de lee odmAUairer* ist so Tage und jnnWsoh so nnpr&feiB, 
dass dnrob sie die eigenartige völkerreobtliohe Erscbeinnng, 
welche die Occupation hervorgerufen bat, um nichts klarer und 
verständlicher wird. Dass Oesterreich-Ungarn die beiden Länder 
nicht als einen neuen Staat , sondern als ihm anvertraute 
Provinzen eines fremden Staates betrachtet, hat gleich zu 
Beginn der Occupation die Proclamation des Commandanten 
der Occupationstruppen an die Bewohner der zu occupirenden 
Gebiete gezeigt, worin ihnen verkündet wird, dass der Sultan 
sie 9 dem Scbntae seines mftohtigen Freundes, des Kaisers nnd 



") Ein einigermassen analoges Verhältniss war das Rasslands za Polen 
nach dem Tractate von Qrodno bis zar dritten Theilang (1793 — 1795). S. oben 
S. 56. Art. VI dieses Vertrages gab Russland eine fast unumschränkte Voll- 
macht, Verwaltnngsacte in Polen vorzonehmen. So wenig aber die äoaveränetät 
der Pforte über die occnpirten ProyinstMH erloichen ist, so wenig kann voa 
«iner Vcnlifilitang der SoiiTwtiMtit Folent duck den «nrihntui Yntng dto 
B«d« Min. 

«) i. I, §. 179, p. ffflS atawtniitiMUnd mit BUntselili, JA otmgrh ilt 
Arün. Mmmt de 2>. Z t. ZI, p. 416: »Ot» pa/jf miU iMeUmttU dtttmu 
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Königs anvertraut hat*.^ Definitiv ist die Fortdauer der 

Souveränetät des Snltans über die beiden Provinzen in der 
Convention Oesterreicli-Ungarns mit der Türkei vom 21. April 
1879 anerkannt worden, in welcher die beiden Mächte sich 
über die nähereu Modalitäten der Occupation verständigt 
haben.') 

Ebenso eigentihümlicb, aber durch seinen Inhalt and Zweck 
wesentlich von dem Fall Boaniens und der Herzegowina 
nnterschieden, ist der Occnpationsvertrag, den England mit 
der Pforte bezüglich Cyperns geschlossen hat.*} Er bildet 
einen Bestandtheil der Defennvallianz beider Hichte gegen 
Rnssland. Um die Hilfe, welche England der Pforte ge- 
gebenen Falles ertheilen soll , desto sicherer und schneller 
erscheinen zu lassen, hat die ottomanische Regierung die 
Insel Cypern der englischen Verwaltung übergeben, da die 
letzte englische Station im Mittelmeere Malta ist* welches 
von dem Schauplatze einer eventuellen Hilfsaction zu weit 
abliegt^) Bass dieses Motiv wohl die Einräumong eines Kri^s- 

•) Staatsarchiv Nr. 6888, Bd. XXXV, S. 250. 

•) Vertragstext bei S c h u 1 1 h e s s, Europ. Geschichtskalender 1879, S. 321 ; 
Eingang: „ nachdem die Thatsache der Occnpatioa Bosniens und der Her- 
auf owina die SoiiTaciUietätsrecht« des Soltans uif dioM Proviasen nicht baeiii- 
tfiehtigt"; Art 2: Dar Nahm des Soltant wird udi tentrliin in den StatUcita 
Oabeten fettinat wd wo et gftbriUudiUeli ist, wird der Oelmiiek der MiuaiMlieB 
Flegte aiif den Minnreli reipeetirt werden; vgl. ferner Art 5. 

Allerdings scheint es aber, ateh den nehten Protokoll sn nrtlieUeo, in 
den Intentiniem des Berlinw Oongreteea gelegen sa sein, Oeeterreleh-Üngani 
die Tolle SonveränetAt fiber die beiden Provinzen übertragen; Orttede 
ianerer Politik mögen die occnpirende Macht daroa abgebalten haben , die 
Tncorporation schon jetzt zn fordern; vgl, L. Neu mann, L'empire Austro- 
HongroU et la Somie et V Herzfgovine. Revue de D. I. t. XI, p. 38 ff. Wie 
dem anch sei, der gegenwärtige Znstand ist seiner juristischen Natar nach 
gemäss der wirklich erfolgten Abmachungen des Gongreaaes und div deravf 
basirten Aete Oestonoiidi* Ungarns sn bearthdleii, weleke eben die üeber- t 
tregnng der SonTerSnotit niebt snr Basis fonosiinen haben. 

ConTontion tob 6. Joni 187a StnalssrehiT Bd. XXXV. Hr. 6874, 

8. m 

*) n^ffi"^ ^ mtUn I^Angi^rre en meture (Poimrer le* moye/iM necetsairet 
pour VtBceoutien de ton engagtment'^ Art. I der citirten Conventi on. Note des 
Lord Salisbnry an den französischen Minister des Auswärtigen: ^'T/iey have 
^tm^ht it nue a mrjf to undertake th$ <merou$ obUgtUion of a d^etuive ailiane« 
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haÜBBS oder das Besatsnogmcht auf einem Gtointte, nieht aber 
die üebergabe der gesammtenVerwaltiiiig einer Provins reekt- 
fertigt, bedarf woU keiner näberen Aneeinandersetzimg. Niehte- 

destoweniger liegt auch hier kein Soheingeschäft — die Cession 
der Insel als Entgelt für die zu leistende Hüte — vor. Dass 
als Endtermin der Occupation der voraussichtlich nie ein- 
tretende Fall festgesetzt wurde, dass Russland der Türkei 
Kars und die anderen während des letzten Krieges gemachten 
Eroberungen in Asien zorfickgibt *) , ändert an dem Charakter 
des Eechtsverhäitnisses einer vertragernftssigen Oecnpation, 
durch welche keine Incorporation begirftndet wird, darchans 
nichts, iind Cypem ist völkerrechtlioh nodi immer als ein 
Theil des osmanisehen Beiches tn betraohten.^*} Es wäre 
also 2. B. im Falle eines Krieges «wisehen England nnd einer 
dritten Macht, in dem die Türkei neutral bliebe, nicht aua- 
geschlossen, dass Cypern für neutrales Gebiet erklärt wird, 
wie ja auch die jonischen Inseln trotz des factisch der Herr- 
schaft über sie gleichkommenden englischen Protectorates im 
Krimkriege neutral geblieben sind. Die Fortdauer der Sou- 
verän etat der Pforte über Cypern. seigt sich noch in drei 
Punkten. Einmal in der ihir nodi anstehenden Gterichtsbark t 
in religiösen Dingen über die Mohammedaner nnd der Verwaltung 
desVaknjßi, des Kirch engutes, dann in dem freien Verfngungs- 

loM 3\ti>iey, üumm thauld. aUmpt' to «rteml her omaMÜom htjfond <iU 
ßwKtien tßkich *ha pre$«nt negoUaHont VnU imiyn, Mur Mq^atty*» €hpenment 
eeumot per/om ÜU» tngagmnmt from tuch a di$tanee oi* Mtiilm ^ — 2%e 

Sultan hat, iherefore, atsipied to JBngland the Island vf Oypru», to he occupied 
ond administfred by the BriiUh QovemmetU during such time a$ <fte l^/«fM•V» 
^iunce shaJll la.f." Staatsarchiv Nr. 6879, Bd. XXXV, S. 225. 

•) NachtraKäconveotion vom 1. Juli 1878 Art. VT. StaatSÄrchiv Nr. 6878, 
Bü. XXXV. 8. 2^3. Allerdings erklärt die englische Regierung in der citirten 
Note des Marqnis of Salisbnry, dass sie hofft, Rnssland werde die Erwerbungen 
in Asien dereinst aufgeben pOs an tueiest acquitition^ and fügt biaza: »/n 
<A« aam mtr raison «PStr§ at Cypru$ wiU be mt m md and toe »hmü rttir«.'' 

**) K«to dM MgliMilitii MinistMB dw AmriitigMi wa dw kgL Botiekftfttr 
in K«MUiitiBopel vom 30. Mm 187a StaMnrohir Nr. 6874, Bd. XXXT. 8. S7S : 
aAr Mqjufp*9 O ovemmmU da aoi wuk to €uk Ikt SuUan to oUmaU tortitor^ 
/rom kii «OMTii^y — • — Tkqf will, therefore, propoto Mol, wkäo tkt ad' 
mimitroHon and oecupeUhn of ih» yd md »haü b« asaigned to Her MtffßilPt t^ 
itrrkotjf »hrnll nfiU c^fimi« Im ho a paH of the (Mtoman Mnpirr.'* 
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recht über einen Theil der Staatsdomänen und der Verpflich- 
tung Englands, den Ueberschuss aus der Verwaltung der Insel 
an die Türkei abzuliefern.") Endlich haben die von der Türkei 
mit Rücksicht auf Cypern abgeschlossenen Staatenverträge nicht 
ihre Kraft yerloren, und speoieU for die Capitulationen hat 
Eaperson nachgewiemn, dass sie auch nach der Occnpation 
noch m Beoht bestehen.^*) 

Einen tiinliclien Charakter wie die Oocnpationen Bosniens, 
der Herzegowina und Qypems wird die von Fraa3creich über 
Tunis erstrebte Herrsehall; tragen, wenn es den mit dem Bey 
von Tunis mit Umgehung des Oberherm geschlossenen Vertrag 
vom 12. Mai 1881 durchgeführt haben wird.") Indessen ist die 
Stellung, welche Frankreich in Tunis auf die Dauer einzu- 
nehmen beabsichtigt , heute noch viel zu wenig abgeklärt , als 
dass man ein Urtheü über die Natnr derselben abgeben könnte. 

3. Neben dem xer&llenden oemanischen bietet das anf- 
strebende dentscbe Reich in seinem Innern das Schanspiel 
vertragsmässiger Verwaltung eines Staates dnroh den anderen 

dar. Dort ist die Unfähigkeit des Reiches die Ursache der 
eigenthümlichen Erscheinung, hier die UnzuliingJichkeit der 
meisten Gliedstaaten, die gezwungen sind, sich an den mächtigsten 
anzulehnen . 

Nicht die ganze Staatsverwaltung, wohl aber einen 
wesentlichen Theil derselben ergreifen die Militärconventionen, 
welche Preussen mit den kleinen und einigen Mittelstaaten 
Deutschlands abgeschlossen hat, durch welche die Contingiente 
dieser Staaten in den Verband der preussiscben Armee auf- 
genommen sind. Diese Conventionen sind Consequensen der 
politisch noch nicht abgeklärten Verhältnisse der Kriegs- 



") Convention vom 1. Juli 1878 Art. I~IV. 

L'ÄnyUterre et le$ capittdationt dam Vilt de Chypre au poitU dB 
9U€ de droU inleniational. Ii. d. D. I. t. X, p. 587 ff. 

") Staatsarchiv Nr. 7479. Bd. XXXIX, S. 94. Art. 2: ^En vue de jaciliter 
Ott Oouvemement de la Bipttblique JFransaUe VeieöompUummU dm «Mfurett 
piü doU jfnndre pomr tOteindn h ha ^ §t fropotemt Ut Smuiee Fmrtim 
CbnlrMtefilet, San AHme h Btjß de TmU conetni ^«09«« PmutoriU mUüairg 
frmt^ßike /mh oceuper Im pointa qu'ell* Jug^rm «eee««««r« jmir 
MMifWr I0 rktMittemänt d» fordf et la eieuHtd dm ßimtihm et d» Uttm^" 
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hoheit des deutsohen Beiohefl, Sie regeln auf dem Wege dee 
Yeitrages mit dem mSebtigeteii Gliedetaate, was das Beich 
nnzweiliBUiafik gemSss seines yei&ssimgsmäsBigen Beolites durch 
Gesete normiren könnte. 

Bei einem der Gliedstaaten ist jedoch nicht nur die 
Militär-, sondern die gesammte Verwaltung in die Hände 
Preussens üher gegangen. Mit Rücksicht auf die Lasten, welche 
dem Fürstenthum Waldeck durch den Eintritt in den nord- 
deutschen Bund, beziehungsweise dad deutsche Beich auforlegt 
worden sind, hat PreusHen durch den s. g. Acoassionsvertrag 
von 1867 — auf die Dauer von sehn Jahren geschlossen 
und 1877 mit einigen Modificationen auf sehn Jahre ver^ 
längert^'') — die gesammte innere Verwaltung des Fürsten^ 
thums Waldeck übernommen und übt sie Namens des Fürston 
in Ueberein Stimmung mit den Waldeck'schen Landesgesetzen 
aus, wogegen Preussen die die eigenen Einnahmen des Landes 
übersteigenden Kosten der Verwaltung aus seinen Mitteln zu 
decken verpflichtet ist. Der preusaisohe Staat ist berechtigt, 
Justiz- und Verwaltungsbehörden nach eigenem Ermessen 
anderweitig au orgsnisiren und kann die Befugnisse der Be- 
hörden höherer Instanzen preussischen Behörden ühertragen. Im 
ersten Decennium des Vertrages waren sSmmtliche Waldeck*sohe 
Staatsdiener als solche preussisehe Unterthanen. Dem Fürsten 
von Waldeck verbleibt nur die Kirchenhoheit, das Begnadigungs- 
recht, das Recht der Zustimmung zu Verfassungsanderungen 
und -Gesetzen, soweit sie nicht die Organisation der Justiz- 
und Verwaltungsbehörden betreffen, ferner die Vertretung des 
Staates nach Aussen, welche duroh den von Preussen ernannten 
Landesdireotor unter dessen Verantwortlichkeit ausgeübt wird. 
£s unterliegt nun keinem Zwafel, dass durch den Accessions- 
vertrag, ein so abnormes VerhSltniss er auch geschaffen hat, die 
Stellung Waldecks als Gliedstaat des deutschen Beiches nicht 
slterirt worden ist. Nach wie vor hat es seinen eigenen Land- 

Vgl. aber dl0M juistltch lunnt icInHirisMi YtrblltBlBM: Ha «aal, 
Veitngnilstig» Slmflate 8. 115 ff. ; 0. U^yi, Lehrbueh §. 197 1 Zorn, 
Stutmellt I. a a03 ff.; Laband ni, a 86 ü 

») Seliiilihtts. Bwop. eweUelitakal. 1867 & 138—134, lB77a 184, 
187, 192. 
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tag, seine selbstSndige Stimme und seinen Vertreter im Bnndes- 

rathe des Reiches, es kann Staaten vertrage abscb Hessen nnd 
Gesandte schicken und empfangen. Die rechtliche rersöulichkeit 
Waldecks dauert daher fort, trotzdem es aich factisch wenig 
von einem preusaischen Verwaltungsbezirke unterschoidet.^^) 

4. Alle diese hier dargelegten Occupationen und Ad- 
ministrationen sind irregulärer Natur, weil im Widerspruche 
za dem Wesen des Staates stehend» von welchem Standpunkt 
aneh immer man dieses aufpassen mag. Sie sind das Prodnct nn- 
klarer nnd meistens schwer sn klärender politischer Situationen, 
interimistisclie Regelnngen von Verhältnissen, deren definitive 
G^taltnng einer der vollen Actionsfireibeit des administrirenden 
Staates günstigeren Zukunft vorbehalten wird. Aber sie sind 
bei allem Unnatürlichen, das ihnen anhaftet, sehr belehrend, 
weil sie zeigen, dass die realen Thataachen des Staatslebens 
nicht nothwendig mit den einfachsten Consequenzen des Staats- 
Joegriffes übereinstimmen müssen, und dass dasjenige sichtbar 
werden kann, was sich a priori als undenkbar herausstellt. 
Sie sind belehrend für das Verhaltniss politischer zu juristischer 
Betrachtungsweise. Denn, wenn der Politiker leicht geneigt 
sein wird, die der Gewalt eines firemden Staates unterstehenden 
Provinsen oder Staaten als Pertinensen des ersteren «u betrach- 
ten, so wird der Jurist diese irregulären Verhältnisse in ihrem 
eigenthümlichen rechtlichen Charakter zu erfassen suchen. Er 
wird dies thun, weil aus den gegebenen Verhältnissen eine 
unabsehbare Masse von privat-, straf-, Staats- und völkerrecht- 
lichen Fragen sich ergeben können, welche nach der Strenge 
juristischer Logik, die den Einzelfall gemäss seiner Indivi- 
dualität untersucht, entschieden werden müssen. 



IV. 

Aie Allianz. 

1. Eine Allianz ist eine Verbindung zweier oder meh- 
rerer Staaten zu gemeinsamem Verhalten als Mächte. Sie hat 

»•) Vgl. G. Meyer, Lehrbnch S. 118. 
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alBo wesiaatlioh politisohe Zwecke, mügem diese sieh nmi auf ein 
feindliolies Verbalten g^gen Dritte oder auf Emiolmiig eines 
friedliolien Zweckes besiehen. Eine solohe Yerbindang ist 
nicht organisirt, sie erscheint lediglich in den fibereinstimmenden 

Willen der contrahirenden Theile. Für einzelne ans der Allianz 
entspringende Zwecke können jedoch internationale Organe 
mit zeitlich und sachlich beschränkter Wirksamkeit eingesetzt 
werden, z. B. bei einer CoUectivgarantie, welche die Organisation 
eines Staates oder einer Provinz sichert, die die Beschlüsse 
der Garanten ausführenden und überwachenden Commissionen, 
woTon erst kiinslich der Berliner Vertrag Beispiele geboten 
hat; oder die Binsetsong eines Comitte von Seiten der ver- 
bfindeten Staaten, nm Wfinsohe oder Zust&nde der Macht au 
prüfen, gegen oder für welche die Coalition stattgeftinden 
hat. Indessen spielen solche Organe bei Allianzen immer eine 
untergeordnete und vorübergehende Rolle, so dass deren 
Charakter als nichtorganisirter Staatenverbindung dadurch 
wenig alterirt wird. 

Die Allianzen werden herkömmlich in kriegerische und 
friedliche eingetheilt, je nachdem sie auf den Kriegs- oder 
Friedenssostand berechnet sind. IHe kriegerischen Allianaen, 
welche die weitaus häufigsten sind, aerf allen in Offensiv- 
allianzen zu gemeinsamem Angriff nnd Defensiv- 
allianzen zu gemeinsamer Abwehr, sei es eines Feiudes, 
sei es einzelner von Seiten nicht direct mit den alliirten 
Staaten im Kriegszustand befindlicher Mächte zu fürchtender 
Unbilligkeiten. Beispiele des zweiten Falles der Defensiv- 
allianzen sind die bewaffneten Neutralitätsbünde. Eine dritte Art 
der kriegerischen Allianz ist die, welche Offensiv- und Defensiv« 
allianz in sich vereint, das Schutz- und Trutzbündniss. 
Die kriegerischen Allianzen können speciell gegen einen be- 
stimmten Feind oder Angriff und generell für idle kriegerischen 
Zwecke geschlossen werden. 

Die Allianz gehSrt dem Typus der Gesetlschaftsverträge 
an, und die aligemeinsten durch die Natur des Gesellschafts- 
verhältnisses gegebenen Rechtssätze finden auf sie Anwendung. 
Aber man muss sich hier, wie überall im öffentlichen Recht, 
vor zu weit gehenden privatrechtUchen Analogien hüten. Nur 
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der Umstand, daas die Alliana eine auf Vertrag bernliende,. 
zvL bestimiiiteii Zwecken gesehloesene Gemeinschaft ist, deren 
Wesen stets nach dem Charakter des zu G-mnde liegenden 
Pactes zu beurtheilen ist, und die mit Erfüllung des gemeinsam 
angestrebten Zweckes aufhört, dass, wo keine andere Ver- 
abredung vorliegt, gleiche Rechte und Pflichten der Geaellschafts- 
glieder angenommen werden, ist der Gesellschaft des Völker- 
rechtes mit der des Privatreohtes gemeinsam. 

Von dieser ist sie aber vor Allem dadurch geschieden, 
dass sie ohne Anfkändigang sogleieh erlischt, wenn das 
Festhalten an der Allianz den Staat mit seinen wichtigsten 
Interessen, mit seinen Ezistenzbedingungen in Conflict briUshte.. 
Nirgends tritt die TertragsanflSsende Kraft der Klausel: 
rebus stc stantibus öfter und deutlicher hervor, als bei den 
Allianzen, die daher unter allen Formen der politischen 
Bündnisse die am wenigsten dauerhafte ist. Wenn es auch 
mit den Allianzen des 19. Jahrhundert nicht mehr ganz so 
schlecht bestellt ist wie mit denen des vorigen, von denen 
ein Kenner ihrer Geschichte behauptet: „Nous y verrons des 
atUanees farmSga «6 rampues, sana auirea motifs que le eapnce des 
aowerains ou lesprojei» tmbäieux de Uurg mmitires*^^), so zeigt sich 
doch auch heute immer und immer wieder der Sieg der 
Politik über das formelle Recht, d. b. der Sieg der Interessen 
des Binzelstaates über die der Staatengemeinschaft Das Ge- 
fühl von der Nichtigkeit des Völkerrechtes mag den wohl 
beschleichen , der in politischen Bündnissen dieser Gattung 
vornehmlich die Bedeutung von Treu und Glauben und die 
Regeln des internationalen Verkehres zu erkennen trachtet. 

Auch das Mass der Leistung ist ein anderes für die 
Gesellschaft des Völker- als die des Privatreohts. Jede 
Leistung, welche die Kräfte eines Gesellschafters übermässig 
in Anspruch nehmen würde, kann von diesem verweigert 
werden — wie sich logisch aus dem Fundamentalsatze der 
Ezistenzerhaltnng des- Staates ergibt. Wann jene Grenze Über- 
schritten ist; über welche hinaus eine Leistung nicht gefor- 



') Koch-Schoell, Visloire abregt« det irait^t de paix tntre iu 
pnis^Anec» de l'JEurope t. Ii, p. 171. 
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dert werden kann, darüber enteoheidet bei dem Abgange eines 
internationalen Kiohters nattrlich nnr der znr Leistung ver- 
jifliolitete Staat selbst, und dadurch allein schon muss die 
Beständigkeit der Allianzen als isehr sweifelhaffc erscheinen. 

Erst wenn die Staaten Verbindung materiell anf eine bleibende 
Geraeinschaft der Zwecke gebaut und formell durch die Er- 
richtung einer gemeinsamen Organisation verstärkt ist, nimmt 
sie einen strengeren rechtlichen Charakter an. 

Manche als Allianzen bezeichnete internationale Yer« 
einbarungen) vornehmlicli die Freundschaft^- und Anerken- 
nungsvertrftge, sind Acte, welche mehr als Voraussetsnngen 
eines rechtlich geordneten Verkehres, denn als eigentliche 
Verträge zu betrachten sind. Sie nähern die Staaten einander, 
verbinden sie aber noch nicht, sondern ermöglichen Ver* 
bindnngen, indem durch sie ein ausdrückliches Anerkennen 
der gegenseitigen Existenz als Rechtspersönlichkeit gesetzt 
wird. *) Wenn Verträge so vagen Inhaltes sind und so unklare 
Ziele haben, wie die so lange überschätzte, nun aber in ihrer 
geringen historischen Bedeutung erkannte heilige Allianz, so 
ist es mehr als zweifelhaft, ob sie noch in das Grebiet des 
Völkerrechts gehören. 

2. Die Theorie der Allianz ist von der Wissenschaft 
bei der Einfachheit dieses Verhältnisses im Grossen und Gänsen 
endgiltig festgestellt worden, und da alle niohtorganisirten 
politischen Bündnisse unter den Begriff der Allianz feilen, 
so wäre die Betrachtung derselben unter Hinweis auf die 
betreffenden Partien der Systeme desVölkerrechtes zu schliessen. 
Unsere Aufmerksamkeit bat si(.'h jedoch noch jenen Arten der 
Allianz zuzuwenden, durch welche ein Gesellschafter in eine 
politisch inferiore Stellung zu den anderen versetzt, wo die 
freie Bewegung eines Staates wesentlich eingeschränkt wird, 
wo also die Erage zu erörtern ist, ob die Sonver&ietftt 
des also beschrankten Staates eine Modification erleidet und 
welcher Art sie ist. Diese Arten der Allianz haben vielfach 
wegen ihrer oft grösseren materiellen Garantie eine festere 
(jestaltung und längere Dauer als die mit politisch gleicher 
Stellung der Coutrahenten. 

*^ 8. oboi & 99. 
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Hier Bind cavdrdeirst zwei niclit mehr dem Ideenkreise 
der modernen civilisirten Vdlker jangehdrige .Verli&ltniBse zu 
berühren, nämlioh das Leheneband, sofern keine staatereoht- 
Hohe Gehorsamspflicht dureh dasselbe bedingt ist und die 

Zahlung eines Tributs. 

Insofern durch das Lehen«band nur die Verpflichtung 
zur Treue, nicht aber eine Gehorsamspflicht begründet ist-*), 
sind es nur gewisse Ehren Vorzüge vor dem Lehnsträger , die 
dem Lehnsherrn zustehen; durch solches principiell, aber nicht 
factisch den Krieg unter den derart vereinigten Staaten ans- 
sohliessendes Lehensband waren im Mittelalter viele sonst 
ganz nnabhSng^ge Staaten oder vielmehr deren Fürsten nomi- 
nell mit einander yerbnnden. Als dn IJeberrest aas jener Zeit 
hatte sich bis in unser Jahrhundert Neapel als päpstliches 
Lehen erhalten.«) 

Ebenso bedeutet die Zahlung eines Tributes nichts als 
die Zngestehung eines gewissen Ehren Vorzuges an den Staat, 
dem man zinsbar ist, wenn sich das ganze Verhältniss auf 
Zahlung und Empfang des Tributs beschränkt. Dieser Art 
war die Zinsbarkeit verschiedener Königreiche an den päpst- 
lichen Stuhl. Zwar nach den Ansobaanngen der Barbaresken- 
staaien, nicht aber nach dem der europäischen Machte, waren 
die von diesen an jene bezahlten jihrliehen Gbldbetrilge ein 
Tribut. Es waren diese TributvertrSge uiohts als eine Form 
der Handelsverträge , indem die christlichen Staaten sich Handel 
und Verkehr durch Zahlung einer Geldsumme sicherten.^) 

Eingehendere Untersuchung als diese, wenigstens für die 
christlicben souveränen Staaten antiquirteu Formen heischen 

*) Deber den Unterschied von Treae und Gehorsam vgl. Ehrenberg, 
Commradation und Holdigung nmok frftildwA0nBacAt| Weintt 1877, 8. IIS 

^ 0«Btk«r I, 8. 136; H«ffter §. 22, n. 5. Avoh dte VtnrirlRui« dM 
LtkcBB wagen ÜBtNiM gthArt sa dea ÜMoniiMolMii O^SMqaMuaa dos LelienB- 
bMidM (HtffttY 1. e.), featte aber bei YerblltBiaiieii dlaeer Art aar wenig 
inaktiadMi Bedeatug nnd hinderte die Sonverilaet&t des Vasallenhaades so 
wenig, als die aus irgend einem anderen Grande eintretende Verwirknng der 
Krone ffir den jeweiligen Träger derselben, wie s. B. fftr den Kftaig von Eng- 
land durch Verheiratung mit einer Katholikin. 

Ueber diese Verhältnisse siehe Wheaton, iliiments 1. 1, §. 14; 
9each Lawrence 1. 1, p. 2^7 ff. 
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die Besohräiikniigen der politischen ActioDsfahigkeit eines 
Staates dnroh Proteetionsyerbältniss, Garantievertrilge nnd 
ewige Kentralisining. 

V. 

Protection. Garantie. Ewige Neutralität. 

1, Das Sobntz- oder ProteotionsverliftltniBS be- 
steht darin, dass ein Staat einem anderen einseitig Schutz und 
ffilfe gegen feindliche Angriffe verspricht, wozn noch För- 
derung der inneren Staatszwecke des beschützten Staates kom- 
men kann. Als Entgelt dafür hat der Schutzstaat die Politik 
des. beschützenden zn unterstützen oder wenigstens nichts 
gegen dieselbe zu unternehmen, er conformirt daher durch den 
Scbutzvertrag von vornherein in Beziehung auf die äusseren 
Angelegenheiten seinen Willen mit dem des Beschützers. Die 
Protection Tornichtet daher nicht' die Unabhängigkeit de0 
Staates, wohl aber mindert oder zerstört sie die Freiheit der 
Politik.^) Der beschützte Staat ist trotz des Sdiutzes, den 
er geniesst, IsouverSn, denn er ist nur durch Vertrag gebunden. 
Verletzt der Protector den Schutzvertrag, überschreitet er die 
ihm darin zugestandenen Befugnisse oder versagt er gegebenen 
Falles die versprochene Hilfe, so wird der Beschützte von 
dem Vertrage befreit, ebenso natürlich der Beschützer durch 
Vertragsbruch von Seite des Beschützten. Das Verhältniss, 
was immer seine politischen Folgen sein mögen, ruht ganz 
und vollständig in dem übereinstimmenden Willen beider Staaten, 
von einem Verhältniss der Üeber- und Unterordnung, von 
einer Bedueimng des beschützten Staates auf die s. g. Halb- 
souveränetät kann daher keine Rede sein. Schon die römischen 
Juristen haben erkannt, dass die Völker, welche sich ver- 
pflichtet hatten, „tmpeHum majestatem^e populi Romani comi- 
ter congervare^^, dadurch nicht aufhörten, frei zu sein.') 

') V. M a r ti tz. Zeitschrift f. d. g. StMtow. Bd. XXZn, 8. 663. TnifiMd 
BAal t TV, p. 175: »Xa vraie ti •imfri9 praieeUon ui wm gräte par ZofKetti 
un JSouverain pui»$avt en met *ous «a tnuvegarde un MUfre fflOMV jniiMant." 

') L. 7 D. de ct^thu «( D. 49. 15. 
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Es sind hauptsächlich zwei F&Ue, welche zu Schutz- 
vertragen führen, und zwaf erstens Unfähigkeit eines Staates, 
sich selbständig nach Aussen bin zu erhalten. Daher suchen 
die minimalen Gemeinwesen den Schutz der mächtigen Nachbarn ; 
80 steht die kleine Gebirgsrepublik Andorra unter dem Schutze 
Frankreichs und des spanischen Bischofs von Urjel, Monaco 
und San Marino unter italienischem SohntBe.*) Auch daa 
Protectorat Russlanda über die DonauAlratenihiiiner hatte 
neben anderen der Orientpolitik Rnaalands entatammendten 
Gründen den Zweck, die Ffirstenthümer vor den Gefahren zu 
schützen, die ihnen von den üebergriffen der Pforte* drohte, 
welche noch im Jahre 1778 den Hospodar der Moldau hatte 
hinrichten lassen.*; Aber das Protectorat hat zweitens auch 
seine Bedeutung in den Bezieliungen der europäischen Seemächte 
zu entlegenen und halbcivilisirten Völkerschaften, indem durch 
dasselbe nicht blos Handelsbeziehungen angeknüpft werden, 
sondern einerseits die Machtstellung des Protectors in diesen 
Gegenden erhöht, andererseits dem besekützten Volke durch 
den regeren Medlicken Verkehr die Mdglichkeit gegeben wird, 
zu höherer Cnltur zu gelangen.*) 

2. Die aus der Natijr des Proteetionsverbältnisses 
fliessenden fullgemeinen Bestimmungen waren nach der Ansicht 
Vieler nicht in vollem Umfange anwendbar auf zwei Staaten, 
welche durch die Verträge von 1815 in den Schutz anderer 
gestellt wurden, nämlich auf die freie Stadt Krakau und die 
Republik der sieben vereinigten jonischen Insehi. Diesen 
Staaten wurde die volle Souverftnetät als unvereinbar mit dem 



Vgl. Twiss p. 42 ff.; Calvo I, §. 72 p. 185 ff. 
*) J. J. Hot er, Bdytrige I, S. 39. 

*) OrtoUn U I, p. 50. Die diptonetieelM Spiaehe Jrt 1»ei der Ba- 
seiebniug der BeaiehiiDgea an soleheii wenig eivlUeIrtea Staaten siemlieli 
ajibekttninert am den riohtigea AvaAjntk, Se s. B. halMt ee in dem Vertrage 
swiflcben Fraaltreicli und dem KIMge von BioPnage vom 15. Vebraair 1866 

Art. I: „t^ roi duPungo declare pUtftr Mm pay» soiu la snsfirainef^ de la 
^anee*^^ wo aus demi Vertrag« berrorgeht« dass die Sazerainet6 RiDfacli eia 
ProtedionBver!iällni»s bedeutet. Martens, NoQVoan Ree. t. XX, p. 236. Ueber 
die ünbestitamtheit des Ausdruckes „suzerainet^ Arntz, De la Situation de 
la fhumanie au ^aint de vue de droit international, ßevue de D. J, t. IX, p. 43. 
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Charakter des Proteotoratesi dem sie unterworfen waren, 
abgesprochen. 

Dnrch Art VI der Wiener Congressaote wnrde Krakau 
mit seinem Territorium für immer als eine freie, unabhängige, 
völlig neutrale Stadt unter der Protection Russlands, Oester- 
reichs und Preassens erklärt. In dem Additionalvertrage der 

drei Schutz mächte über das Schicksal Krakau's^) schrieben 
sich dieselben jedoch so weitgehende Befugnisse bezüglich der 
inneren Grestaltung des Freistaates zu, dass seine Selb- 
ständigkeit in Wahrheit eine sehr geringe war^, überdies 
immer mehr und mehr eingeschränkt wurde, um endlich gans 
£u verschwinden. Das Eigenthümliche des Verhältnisses 
£rakau's zu seinen Proteotoren lag vor Allem darin, dass es 
ungefragt dem Schutze der Mächte unterstellt wnrde. Allein 
da die Souveränetät Erakau*s ausdrOeklich anerkannt worden 
war, 80 muss juristisch angenommen werden, dass die, die staat- 
liche Qualität Krakau's schaffenden Congressmächte das Recht 
hatten, Namens der neuen Republik den Protectionsvertrag 
abzuschliessen, und überdies hat Krakau durch concludente 
Handlungen seine präsumirte Einwilligung in das Schutz- 
verhältniss bestätigt. So weitgehend die Befugnisse der Mächte 
gegenüber Krakau waren, dem jede Wirksamkeit nach Aussen 
unmöglich gemacht wurdej so stellten sie sich juristisch dennoch 
nur als vertragsmässig geliehene Rechte dar, deren Bfickkehr 
zum Eigner nicht unm5glich war. Allerdings hatte sich an 
Krakau der Satz bewährt, dass „sich in fremden Schutz 
begeben die erste Staffel zur Dienstbarkeit ist".^) 

3. Wenn bezüglich Krakau's doch mehrere Schrift- 
steller die Fortdauer der Souveränetät des beschützten 
Staates trotz ihrer grossen Einschränkungen zugaben"), so 

•) Abgedruckt bei Wheaton, Elements t. H, p. 298 ff. 

') Die Verfassung Krakau's vom 3. Mai 1815 trug — ein yerfassungs- 
geschichtliches Uaicara — nur die Unterschrift der Vertreter der drei Schntz- 
milchte! Pölitz, Europ. Couatit. III, S. 48. Ebenda die Darstellnng der 
SÜngrifl'e der Mächte in die Autonomie Krakau's. Vgl. ferner T w i s 8 I, p. 37. 

«) Günther I, S. 132. 

Z.B. Martens, Pröcis §. 20 n. a ; Halleok, p. 66; Calvo I, §. 42, 
p. 147. €hun riektig iMmokt Twias I, p. 40, dan «t sieht leieht n vuMml 
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herrschte über die abhängige Stellung der jonischen Inseln 
gegenüber England im Zeitraum von 1815 — 1864 beinahe 
Einstimmigkeit. Durch den Vertrag vom ö. November 1815 
zwischen Russland, Oesterreich, Prenssen und England wurden 
die sieben Inseln für einen freien nnd anabhängigen Staat 
erklärt und zugleich unter das unmittelbare und anssehliesslicbe 
Protectorat Englands gestellt. Zum Zwecke der Ansübnng des 
Proteotorates und am die Jonier der Vortheile- deiwelben in 
vollem Masse theilhaftig werden sa lassen, wie es im Vertrage 
heisst wurde England dasBesatzungsvecht auf den Inseln ein- 
geräumt, und die jonischen Streitkräfte dem englischen Com- 
mando unterstellt. Die englische Krone hatte das Eecht der 
Zustimmung zu der Verfassung , ein englischer Lordcommissär 
das Kecht der Parlaments-Berut'ung und -Vertagung, . während 
der englischen Krone das Recht der Auflösung xustand. Die 
englischen Consuln bei fremden Mäohten wurden- sagleieh als 
jonische Gonsoin betrachtet. Die Annahme von Gesandten 
und Consuln konnte nur. mit Zustimmung des Lordcommissars 
erfolgen. Der Einfiuss, den England in Folge dieser Bestim- 
mungen auf die inneren Angelegenheiten der jonischen Inseln 
ausübte'*), wnr derart, dass die Eingeborenen sich durch 
mehrere blutige Aufstände von dem verhassten Protector zu 
befreien suchten, bis endlich im Jahre 1865 dem Wunsche 
der Jonier entsprechend die Vereinigung des. Siebeuinsel- 
Staates mit Griechenland erfolgte. 

Angesichts des der rechtlichen Basis eines Schutaver- 
trages nicht entsprechenden factischen Verhältnisses Joniens sa 
England wurde es von Wheaton auf dne Linie mit den eng^ 
lischen Colonien gestellt von denen manchen sogar ein viel 

ist, welcher speci&ache Uoterschied zwigchen der Lai^e Krakaa's nnd der der 
jonischen Inseln Bein soll, weshalb also das erstere souverän, die anderea 
hingegen es nicht waren, da die internationale Stellung der sieben Inseln über- 
dies in mancher Hinsicht eine selbständigere war als die Krftkaa's. 

„Povi* OMurer tont reHrieHon mtx htMtm» d» Jftate-CA>w dta Üei 
/ofuetinc« (et avanUifet rStuUmtn i« la katUe protection iMu lofH/tUo it» tont 
pla€€9, «uiM 911« pour Voieoreiu do droit» inkirent» ä eettt proteoUmn" «tc Art. V. 

") Vgl. KoU InStaMftXikoa m Rotteck oad Velek^r, 3. AoiL. 
Bd. VIIT. S. 513 ff., be». S.6I9. 

") £Uineato I, p.47. 
Dr- J«llift«k, Die Lehn tob den StMtraverblBdnssen. 0 
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grösseres Mass freier Bewegung eiDgerSmnt ist, als den sieben 
Inseln zugemessen war. Aber nichtsdestoweniger hat sich 
ancb hier die Nothwendigkeit einer um die politische Ge- 
staltung des Einzelfalles unbekümmerten juristischen Beur- 
theilung gezeigt. Die Pforte hatte zwar in dem Vertrage 
vom 24. April 1819, in welchem sie die Unabhängigkeit der 
jonischen Inseln unter englischem Schutae definitiv aner- 
kannte, England als ffWarnftrum prdeetetir^ nnd die jonischen 
üntertbanen als „mfäts pratSgii*' beaeichnet. Aber der Krim- 
krieg bat die reohtiicbe Wirkung der Selbstündigkeit Joniens 
gezeigt. Das engliscbe Admiralittttsgericbt entschied, dass das 
Verbot des Handels mit Rnssland för die englisoben Schiffe 
sich nicht von selbst auf die jonischen Schifte erstrecke, 
dass die Einwohner der sieben Inseln England keine ünter- 
thänigkeit, sondern nur einen partiellen Gehorsam als Ent- 
gelt für die gewährte Protection schulden. Daher charakteri-. 
sirt Tr. Twiss das Verhältmas Englands zu seinem Schutz- 
Staate, indem er die demselben zugedachte Bezeichnang eines 
„ halbsouverlEnen^ Staates mit vollem Rechte als unwissen- 
schaftlich yerwirfti gana richtig dahin, dasa. der König Ton 
England niebt ans eigenem Rechte Ober denselben herrsche, son- 
dern einfach ihm Tertragsmässig zugewiesene Belügnisse ttber 
die jonischen Inseln ausübe , und dass das joniscbe Volk aus 
jouischen, aber nicht aus englischen Unterthanen bestehe, 
Alle Befugnisse, welche England über die Inseln ausübte, 
waren, wie der englische Jurist hervorhebt, vertragsmässig 
eingeräumt, daher auch z. B. der Lord High Commissioner 
keine britische, sondern eine jonische Autorität war^«); von 
einer Sonveränetät Englands Aber den Freistaat konnte 

'») Martens, Soppl^ment VII, p. 387. Klüber, Droit de* gen» §. 33: 

EiatM-Uni$ den Ue$ lonieimen forment, depuis 1816, un v^rüable Etat im- 

souverain ä cause des droits de protection et de «ott««r«*tl«<i JU« io (?roiMi« 

Bretagne ett atUorisee h exercer sur eux." 

'*) Phillimore I, p. 104; Twias p. 36 j Geffcken äu Hefft«r 
§. 82 n. 7. 

*0 -Btiv 0/ OreoiBrUain andJMand emrcitn oMoriig «mt Übe 
/ofmm SUUee not Jure Ooronaß, hut timpl^f •« Pacto; 0nd JmUtm 
P^ople am Jonian 9ukj9ct$, «m# it^fMit of Aa BfifiBk Owm,* I, p. 85. 

*•) I. P. 41. 
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demnaoh nur mit Uaredit gesproehen werden. Allerdings 
hatte aaeh hier — wie bei Krakan — keine ansdrfickliche 
Zustimmung des SchutEstaates an dem Schntsrertrage statt- 
gefunden , 90 dass ebenfalls eine stillsohweigende snpponirt 
werden muss. Aber England hat durch die Art und Weise, 
wie es unter Zustimmung der Grossmächte das Protectorat 
zu Gunsten der Incorporation der Inseln in Griechenland 
aufgab, gezeigt, dass seine AnfPassung von der rechtlichen 
Stellung Joniens mit der juristisch correcten vollkommen 
übereinstimmte. In der Note des englischen Ministers des Aus- 
wärtigen an die Botschafter an den H5fen der GrossmSchte ^0 
wird erklärt, dass die jonischen Inseln nicht, wie Manche 
anzunehmen scheinen, ein Theil der Besitaungen der eng- 
lischen Krone sind dasa die der englischen Regierung durch 
den Vertrag von 1815 zugestandenen Rechte den aasge- 
sprochenen Zweck hatten, die Existenz der sieben Inseln als 
freien und unabhängigen Staat zu sichern.**) Trotzdem England 
den Werth Cort'u's anerkenne, müsse es doch, wenn es nicht 
einen J^ruch des Völkerrechts begehen wollte, seinem Pro* 
tectorate entsagen und -würde einen Yerratb an dem Ver- 
trauen Europas und einen Treubruch an dem jonischen Volke 
verfiben, wenn es einen Theil eines freien und unabhängigen, 
von ihm protegirten Staates seinem Staati^biete einver- 
leiben wollte. 

Durch diese Erklärung hat England gezeigt, dass es 

weit davon entfernt war. sich als den Oberherrn der jonischen 
Inseln zu betrachten , dass es die gangbare Anschauung von 
der Halbsouveränetät des protegirten Staates nicht theilte. 

") SUfttaMdiiv Nr. 1710, Bd. TII. 8. 286. 

^ j,Tk» /onum I4andi an ito<, ac tom« ptrmm» »ppear io $uppoMt • 
part of the poMünon« of Ik» BrUuk Orown." 

jfit «^fpear* cUar from the$9jfrw»uion$ that the tntentum of the High 
Allied power$ ioa§ to fnmd Ml the teom Itlands a frtt^ independent State, 

which, hy tlie protection of so a power fut eovntry a$ Grrat Britain, might 
deoelop its retources without fear of exlernat aygressimia <>r internal anarehy." 

*••) Jfer Majeety't Government conceive tJtat it would he a peroertion of 
the trugt confided to them by Europe and a breaeh of faith towardt thi Jonian 
people, if Qrtot Britain war« to tum a portum of a tingle free and MtjpmdMt 
State MMbr her FnUcHmreU, iaiäto « jMrt of h&t wtUitiry poueuion»^ «mf to 
mmke Corfi$ an dement of her SuropeßM power,'* 



oiyi .^uu Ly Google 



182 



Die Rechte, welche England über die Siebeninael-Repttblik 
ansiibte, waren j o n i a c h e, nicht englische Rechte. DemgemSe» 
war die Republik trota des Prcteotorateer ein Boayeräner Staat, 
der einige, allerdinge sehr wesentliche aus seiner Sonveränetät 

fliessentle Hechte behnfs besserer Erfülluiif^ des Schutzver- 
trages der protegirenden Mnchi zur Ausübung übertragen 
hatte. Ihr Verhältniss zu Kjjglaiid war daher rein völker- 
rechtlicher Natur, eine staatsrechtliche Subjection war nicht 
vorhanden. Dass England nicht die SoaveränetUt über die 
Inseln besass, dass es nicht eigene, sondern nur übertragene 
Rechte fiber sie ausübte, geht schon daraus hervor, das» 
die fiinTorleibung Joniens in den griechischen Staat unier 
ansdrocklicher Annahme des englischen Versichts auf das 
Protectorat von Seiten der ünterseichner des Vertaragea 
von 1815 erfolgte.**) Sowohl Annahme als Aufgeben des 
Protectorates waren völkerrechtliche Acte; Consens be- 
gründete e=? , Dissens löste es auf. Der Verzicht auf die 
Sonveränetät über ein Gebiet, die Cession eines Territoriums, 
bedarf nur des übereinstimmenden Willens des CSessors und 
Cessionars, nicht aber einer Zustimmung Dritter. 

Somit zeigt auch das Beispiel des englischen Protectorates 
Über die jonischen Inseln nichts gegen die Giltigkeit des von 
uns aufgestellten Satzes, dass ein nur durch Vortrag gebundener 

Staat, was immer auch der Inhalt des Vertrages sein möge, 
souverän sei und bleibe, sondern bestätigt ihn vielmehr in 
vollem Masse. 



80 hatte anch d^r Kaiser der Franzosen als Prot«ctor des Rbein- 
Irandes eomass der Rlieinbnndej-acto das Recht, den Fürstpriniaa, Vorsitzenden 
de^ neichslages nnd dws Collogiumn der Könige zu ernennen, den Bundestag 
zu bauten und, da der Rheinbond zugleich ein Schatz- und Tratzbündnisa 
war, dM einteitigtt Rächt ttber Krieg und Frieden; vgl. v. Ksltenborn, 
EiDltitang 8. 948. Oegenw&rkig haben die Proteetoien Andona'e du Beeht, 
die hScbste« riohierllcheii Beamten der kleinen Qebirgarepnblik |pa ernennen f 
Gothaer dipl. Taadienbiioh 1880, S. 538. 

**) Vgl. Beuch Lawrence U, p. 424 ff. Art. J des Londoner Ver- 

tragee ▼om 14. Nitvember 1863: „ — — Ceur« Uaje$i4» aeeqvten/, tom 

l«9 eonditions ci-desmun apdcißeea, Vaha.u(l(>n qut" Sa Afajeate la Jtein« du, 
fiojffinnie Uni de la (i'raude iSrelnjne et d'Jrlande fait du ProtectoraU de» EtaUh 
Uni» de» Ite» Joniennes**. Staatsarchiv Nr. 1718, Bd. VJI, S. 292. 



Protegirte Staaten sind also sonirerSne 

Staaten, das Protectionsverhältnijis ist ein ausschliesslith 
völkerrechtliches, es ist ein Verhältniss der Coordination. aber 
nicht der Ueber- und Unterordnung. Für alle Fälle dieser 
Art gilt, so lange die Existenz des protegirten Staates aner- 
kannt ist, die alte Paroemie, dass 6ciiutz aad Schirm keine 
Obrigkeit gibt. 

4. Unter dem Begri ffe des G-arantievertrages werden 
Kwei wesentlieh verschiedene Verhältnisse gedacht, welche 
erst Bluntseli Ii **) in voller Schärfe aoseinandergehalten 
hat. Entwedftr kann durch einen solchen Vertrag die Er- 
föllung eines andern gewährleistet werden, so dasa die Garantie 
ein aooespürirtcher Vertrag ist, durch welchen ein Haupt- 
vertrag verstärkt wird — ein Verhältniss, welches dem 
privat rechtlichen der Bürgschaft einigermassen ähnlich ist — 
oder die Garantie bezieht sich aaf einen Eechtszustand , der 
unabhängig von einem Vertrage besteht, sie iet hier also ein 
Hauptvertrsg. Im ersten Falle schCltst daher die Garantie 
einen Vertrag, im sweiten einen Reohtsznstand. 

Bis Oarantieverträge sind in den meisten Fällen poU- 
tische Bündnisse. r Garant ist verpflichtet, ftir die ErfBllung 
des Vertrat^p^« oder die Aufrecht^rhaltung des gLirantirten Zu- 
standes mit allen ihm zu (Tebote stehenden Mitteln, also unter 
Umständen auch mit Wailengewalt einzustehi'n. Besonders 
die zvvpite Form der Garantie ist iiervorragend politischer 
Natur. Im Grunde genommen ist jede Defensivallianz nichts 
als ein gegenseitiger Garantie vertrag, und die gebräuchliche 
Formel derselben besteht auch darin, dass sich die Alliirten 
die gegenseitige Integrität der Gebiete garantiren. **) 

Eine detaillirte Untersachnng der Garantie nnd ihrer 
Wirkungen gehört in die specielle Lehre von den völkerrecht- 
lichen Verträgen. Für nns ist nur die zweite Form derselben 
— von Bluntschli der Garantiebesch lus^s ^^enaiint — vuu 
wesentlicher Bedeutung. 

- ■ **) Mod. Vttlkerraelit, Art. 432; vgl HartniAiin, Insttiotloiieii §. 53. 

**) Umgekehrt ist eine Oaraniie. die sich auf alle inögUchen Verletviuigeii 
eines Staates dsrekeitien anderen hf/.ieht, einfach .ils Defent^ivallian/., evenlnall 
als Protaetion sa batrachten; vgl. KlUbai, dr.d.sf, §. 157, Kota b. 
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Die aooessorisohe Garantie, die aowolil als eigener, als 
aneh als Beeiandtbeil des Hauptvertragee vorkommen kann, 
berechtigt den garantirenden Staat nur, anf Verlangen des 
dnreh den Garantievertrag G-eschützten einzuschreiten. Ander» 
die selbständige G-arantie. Hier ist die Anfrechterhaltung 
des garantirten Zustandes nicht nur in dem Interesse des 
durch die G-arantie Geschützten, sondern in dem säramtlicher 
Theilnehmer der Garantie gelegen, daher es auch diesen über- 
lassen bleiben mnss, zu bestimmen, ob ein Grund zam Ein- 
achreiten vorliege oder nicht. 

Wenn nnn einem Staate von Dritten die Integrität seine» 
Gebietea garantirt wird, wie der Pforte im Vertrage Englanda, 
Frankreichs und Oesterreichs vom 15. April 1856 
Verfassung eines Staates von anderen gewährleistet wird, wie 
die der Moldau und Wallache! im Pariser Vertrage, dann 
trägt dieses Verhällniss einen Charakter, der es dem Pro- 
tectorate sehr älinlich macht. Der Zweck des Protectorates 
sowohl als dieser Gattung von Garantie besteht in dem Schutze 
eines Staates vor inneren und äusseren feinden. Der Unter- 
schied beider Verhältnisse liegt nur darin, dass das Protectorat 
wesentlich im Interesse des beschütaten Staates, die Garantie 
jedoch anch im Interesse der Gktranten anageübt wird. **) Sonst 

**) Nenmann, Tierudl df« traitis et Conventions ootuiv» por VAuiriche 
t. VI, p. 292. Im Art. VII nod VIII des Pariter Friedens vom 30. Märs 1855 
liaften die Mächte die Integrität der Türkei garantirt und sich zugleich ver- 
pflichtet, wenn zwischen einpra von ihnen und der Pforte Uneinigkeit ent- 
stehen sollte, vor Anwendang von Waffangewalt die Mediation der anderen 
Mxnmfen. Uoabhftngig von diesem Vertrage haben in der im Text citirten 
CottTention die drei Mächte die Unabhängigkeit nnd den BesitsstMid der Pforte 
gsnatiit «ad jeden Abgriff auf denselbtn eis KriegifttU beieidinet An diesem 
Tertnge «sr die Pforte nieht betheiligt. So gering die praktleclie Bedentvng 
dieser Gsraotie war, m ist aie deonedi Jnriatlich iateremnt sls.ein Yertreg tn 
Onnalen eines Dritten. Yen solcher Art war aaek die Chmutie der YerllUBnag 
der DonanfOrstentbämer (sowie jetzt Bnlgariens) durch die Mächte. Amts 
a. a. 0. p. 39 hat sie als res inter tertios octo bezeichnet. Sie ist Indesn 
von Rumänien dorch concludente Handlungen anerkannt gewesen und 
war auch sonst zn Recht bestehend , da Rumänien nach Aussen hin als Theil 
des türkischen Reiches galt, und die Türkei der Garantie zugestimmt hatte. 

") Daher ist es im concreten Faile oft nchwer zu unterscheiden , ob 
Protection oder. Garantie vorhanden ist. Im Traktat von Unkiar-Iskelesai 
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aber hemnhea bei beiden VerhSltDiesen dieselben Bedingungen 
vor. Es darf aleo vor Allem der Staat, an dessen Gunsten 

die Garan tie besteht, nichts vornehmen , was der Politik der 
garantirenden Mächte entschieden entgegenläuft. Anch die 
Unterscheidung von Special- und Collectivgarantien , je nach- 
dem die Garanten Jeder für sich oder solidarisch die Garantie 
leisten , trifft auf analoge Umstände bei dem. Protectorate. 
Das Protectorat der drei Mächte über Krakau war ein Collectiv- 
proteotorat. Von dem Protectorate unterscheidet sich indess 
die Grarantie auoh formell in einem wichtigen Punkte. Bei 
dem ersteren ist, wie wir gesehen haben, eine mindestens still- 
schweigende Zustimmung des beschfitaten Staates nethwendig« 
nicht so bei der Gkrantie, welche, weil sie eben aueh im 
Interesse der Garanten liegt, und insoweit sie nichts enthält, 
wodurch die Handlungsfreiheit des Staates, dem die Garantie 
zu Gute kommt, beeinträchtigt wird, olnie. Rücksicht auf dessen 
Willen geschlossen werden kann. Dieser letztere Fall kann 
jedoch nur bei einer Collectivgarantie eintreten, wo sie dann 
einfach den Inhalt einer Allianz unter den garantirenden 
Mächten bildet. Soleher Art war die erwähnte franzosisoh- 
englisoh-Ssterreiohische Garantie der Integrität der Tftrkei. 
JOie einseitige ErkUrung eines Staates, einen bestimmten 
Zustand garantiren zu wollen, trägt keinen völkerrechtliehen 
Charakter an sich, da er durch dieselbe nach kmner Richtung 
gebunden erscheint. 

5. Einen eigenthümlichen Specialfall der Colb^otivgarantie 
der zweiten Art bi 1 den die Erklärungen ewigerNeutralität. 
Indem ein Staat für ewig neutral erklärt wird, verpflichten 
sich die Mächte einerseits, die Neutralität des betreffenden 



(1833) Mdilossm Budand nad die Tlrk«i «iae DtfoiniTtlliuui; in «ittem 
ftlwiai«a ZvMtiurtik«! so dMiaallMB Vertrag« T«fslc1it«te Jedoeh Bttwlrad 

auf die eventaelle Hilfe der Türkei, fo dass onr Pflicbt Raasluids snrilek* 
blieb» aaf Anrafen der Türkei Hilfe zn leisten. Vgl, Martens, Supftldment 
XV, p. 655. War dies ein Proteotionft- oder ein Garantievertrag ? Wenn wir 
um für den letzteren entscheiden, so geschieht es, weil Rutgland ein mindesteos 
•0 grosses Interesse an dem Zustandekommen des Vertrages hat*.*! wie die Türkei. 

Verbunden mit einer Collectivgarantie. Vgl. über die let»t*»rn < alv. 
t III, §. 2312 
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Staates su respeotimi , andmneits Jeden zu wrlinideni, 
die Neutralität m brechen. Hier iet dw nentralisirte Staat 
ielbsl IGtgarant des Vertrages, inao^im er rieh aar Anfraoht- 
erhaltung des dnroh die Neutralitätserklärung gesehaffenen 
Zustandes verpflichtet. Die Neutralität ist eben nicht nur 
im Interesse des neutralen, sondern auch in dem der 
anderen Staaten gelegen, und deshalb ist eine Mitgarantie 
des ersteren vorhanden, die bei ausgchliesslich eigenem In- 
teresse allerdings unmöglich wäre. Solcher Art sind die 
Neutralitätserklärungen der Schweiz, Belgiens, Qrieohenlanda 
bezüglich Corfu^s und Naxos**') und Luxemburgs, welohe 
sämmtlich im Interesse der enropSiaehea Ordnung durch Ver- 
träge der Groasmachte garantirt sind. 

Die ewige Neutralitöt hat den Inhalt^ dass der betref- 
fende Staat sich verpflichtet, keinen Angrifibkrieg zu führen 
und demgemäfls keine Politik zu treiben, welche ihn in die 
Gefahr eines Krieges verwickeln könnte. Ei* darf daher keine 
kriegerische Allianz scblies.^en und auch an keiner anderen Ga- 
rantie theil nehmen, welche ein Einstehen mit allen Kräften 
für die übernommeue Verpflichtung in sich achliesst. Der 
Versieht auf diese Rechte ist aber ein rein ver 
tragsmäsaiger, sie bleiben daher potentiell bei dem neu- 
tralen Staate aurfick, zu dem sie auch faetiaoh und rechtlich 
durch Auflösung des Vertrages, sei es auch durch Bruch 
desselben von seiner Seite zurflckkehren. Daher alterirt die 

*') VerU-Hg V. 29. März 1864, Art il. StutsardiW Nr. 1715, Bd. VII. 

& 298. 

*•) Funck -Bieiit ano et Sorel p. 356— .%8. (Jeffckeu auHeffter 
i;. 145, n. 4 Vertrag über die NeufralLsiruiig Luxembnr;,s vom 11. Mai 1867. 
Gliillany Hl, S. lOS— 410: „La hautet partiei contrac tautet t'tnpageui a 
retpacter /e principe He la nculralUi stipuU par /e prd$eiU article. Ot pritieipe 
et demeure ttt placi »out la tanction d» la garantit eolhethB du fmi$9anon 
idjffMUairM du prumt iraiti k Feaee^pth» d* la Belt^igu«, gut est eil» 
mime un ^tai neutre/' Art. n. 

Blnatiökli, Med. VAUctiTedit Art. 743 1 BUmer, Handbucli 
dm wliiraiscriflelien BondeniMtmehts II, S. S15: «Ab nnabhftogigor Staat 
wäre die Schweiz ohne Zweifel aach , wenn sie es Jemals für angemessen 
erachten sollte, berechtigt, das Princip der Nentralität ganz anfzii^eben." Daher 
enthalten anch die yerra.<!sungeii neatraler Staaten Bestimmaugen Aber dia 
Kiiagserklfiraag: Belgische Verf. Art. 68. Schweiz. Art. 8* 
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ewige Neutralität die Sonyeranetftt dee neutralen Staates in 
keiner Weise, sie wahrt Tielmelir seine Selbständigkeit und 

Unabhängigkeit.. Denn ibrvr Natur nach kann sie nnr bei 
mittleren und kleineren Mächten statttinden, welch« ohne die 
ihnen zur Seite stehende Collectivgaratitie bald einem mäch- 
tigen Nachbar zum Opfer fallen würden. Weder juristisch 
noch politisch erleidet der neotralisirte Staat eine Eiubosse 
an seiner Souveränetät. 

6. Protection, Garantie und ewige Nentralitüt sind, wie 
die TJntersQohong ergeben bat, rein vSlkerrecbtlicbe Ver- 
bUtnisse, wekbe in keiner Hinsiobt Unterordnung eines 
Staates unter einen anderen begränden. Wenn dnrob eines 
derselben die politische Aetionstahigkeit eines Staates noeb 
so sehr eingeachrUnkt wird, so ist und bleibt er dennoch 
BOUverSn. Alle diese Formen dei Staatenverbindungen .sind 
Abarten der Allianz, sie beruhen also auf Vertrag, sind dem- 
nach nicht unlöslich und las-fii es daher möglich erscheinen, 
dass die Ausübung der HerrschaftHrechte, welche der Staat 
entweder IBr sidi selbst beschränkt oder an andere über- 
* tragen bat, wieder au ihm surückkebrt. So lange aber der 
Staat in dem ibn besebrfinkenden Verb&ltnisse verweilt, ist 
er nur durcb eigenen Willen bescbränkt und verpflicbtet. 



VI. 

Der Staatenstaat 0 

1, Wenn Theile eines Staates von diesem mit zu eigenem 
Rechte zustehender staatlicher Macht ausgestattet sind, wenn 

'} Die Iiiteratur über dieae Fona des Eusammengesetsten SUateu ist 
iBMevtt apirlich osd IwupteleUidi in Hinblick «nf das alte dwtadta Releh 
eolftuden. Daber die iltarm SduifttteUer vaigl. Bria a. a. 0. §§. 3, 4. 
Mit ÜBiiiaai biatoriaehaB Slnaa hat dan Sfeaatanataat — AraiUali vntar da» an- 
baatintan Nanaii aiaaa Qaiaaimtataataa — in adaam Gaffaaaataa sa den aadaran 
bnadaastaatlichen Bildungen erfasst Waits, Politik S. 43, 160 ff. Aueb H. 
Scheltse', Einleitung ia das deutsohe Staatsr. § ö5 hat das alte fieich in aeiaar 
Eigenthümlichkeit im Wesentlichen richtig erk«nnt. Nur irrte Sc hnlze hier, wenn 
ei die Kategorie des Staatenstaates aul das alteTvcich Hllein hf<u:liiänkl glaubte 
und sie demgeuass für eine j^iudividoelle Charakteraeichouog" hielt. Für U M e y e r, 
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Bie sich sonach als nichtsouveräne Staaten darstellen, so ist 
ein Zweifaches mögiioh. Entweder sind alle staatlichen Ele- 
mente in dem soaverinen Staate an einer Einheit verhnliden 
oder nieht. Dieser zweite Fall ist hier mvörderst an betrachten. 

Wttin einer Staatsgewalt die Unterthanen wesentUch 
nnr dnroh das Mediam einer anderen nnterworfen sind, dann 
findet eine Einheit der staatlichen Elemente: Staatsgewalt, 
Land und V^olk nicht statt , denn es mangelt die unmittel- 
bare Beziehung der Unterthuneti zur souveränen Gewalt. 
Die der souveränen Gewalt Subjicirten sind nicht sowohl 
Individuen als vielmehr Staaten. Den Unterthanen der Unter- 
staaten erscheint der Oberstaat wie eine auswärtige Macht. 
Es ist daher kein organisches Verhältniss zwischen Ober- 
staatsgewalt nnd Unterthanen gegeben. Ein solches setat stets 
vorans, daas ein direoter Verkehr awiachen Staatsgewalt nnd 
Bürgern mJ^ch ist, dass eine Wechselwirkung swischen Herr- 
scher und Beherrschten besteht. Bas Wesen der staatsbfirger- 
licheli Geselisohaft und des auf ihrem Grunde entstandenen 
modernen Staates hat dies zur unausweichlichen Folge. Wer 
einer Staatsgewalt nur indireet verpflichtet ist , kann ihr 
gegenüber nur indireet berechtigt sein. Im Begriffe des Staats- 
bürgers liegt es aber, dass er dem Staate, dem er angehört, 
unmittelbar verpflichtet und von ihm unmittelbar berechtigt 
ist. Hier liegt einer der wesentlichen Unterschiede des mo- 
dernen Staates yom lehensrechtliohen des Mittelalters, wo die 
Verpflichtung gegen den Staat, d.h. gegen den obersten 

Qrandz&ge des nordd. Bandesr. §. 3 ist der Staatenstaat eine bestimmte Form 
des Einheitsstaates. Das Charakteristische des VasalleDstaates im Gegensatz 
znm Oliedstaate im Bande findet er S. 24 darin , dass die Obergewalt niclit 
aos der Gesammtheit der Terbflndeten Staaten ]ierT<vge1it, loiidem einem Ton 
ilmMi oder «itai nneilialb desBimdet befladUdiea StMito snslAt. Lab and 
fiMt den StMttemtMt alt Oberbegriff fftr alle siiewBBeBteMtstea Sfeeaten wt 
Die laa betebftfligeiide Form ebaiikterlairt er dabio, dais ia ihr die Bileb»- 
femlt TOB der der OUedtteAlen leegelöit ist, woan als Beispiele die Yasallen- 
■teaten in ihrer Unterordnung nnter den Lehndiemi nnd das alte deutsche Reidi 
angeführt werden. Staatprecht I, S, 71. Wenn man jedoch für den Bnndeastaat 
das Hervorgehen der Bnndesgewalt ans den Gliedstaatsgewaltea für nnwesent- 
lich hält, dann verliert die Laband'sche Charakteristik allen Werth. Vgl. 
nnten II. Abschn. IV B. Die Einreihnng der zosammengesetzten Staaten unter den 
Oberbegriff des Staateustaat^u ist acceptirt v. H. Schulae, Lehrbuch I, S. 44. 
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Lehensberm in den meisten Punkten durch das Medium 
einer Verpflicbtang gegen den unmittelbaren Lebnebenm 

bindurcbging. 

Das Wesen des Lehensstaates ist treffend dabin cbarakteri« 
ßirt worden, dass in ihm staatliche Hoheitsrechte in privat- 
rechtlicher Weise an Individuen übertragen sind. Insoferne 
diese TIebertragung die Folge hat, dass die Hoheitarechte 
unwiderruilicli und uncontrolirbar bei ihrem Inhaber verbleiben, 
indem die ürsprÜDglich persönlichen JEtecbte in dingliche, auf 
dem Territorium baftende verwandelt werden, verwandelt sieb 
der Privatbesita von Hobeitsreebten in eine eigene Staats- 
gewalt, welcbe nunmebr entweder direot oder wieder indireot 
durob andere Vasallen auf die üntertbanen wirkt* Der der 
sonveränen G-ewalt unterworfene Vasall ist gemSös des Lehens- 
bandes zur Treue gegen den Oberherrn und zur Auaftibrung 
dessen Befehle, soweit er solche zu ertheilen noch berechtigt 
ist, verbunden. Diese Befehle können den Zweck haben, den 
Willen der Üntertbanen des Vasallen zu bestimmen, aber 
diese empfangen sie als Befeble der Landes-, nicht der Reiobs- 
gewalt. Sie sind der Obergewalt nur als Reiobsmittelbare 
unterworfen. 

% Diese Form einer staatsrechtlichen Staatenverbindung, 

in welcher der souveräne Staat riicksichtlich der ihm ver- 
bliebenen Hoheitsrechte nicht sowohl über Individuen als über 
Staaten hr>rrscht, seine Befehle nicht an die Üntertbanen, 
sondern an die Staatsgewalten richtet, ist aber nicht nur auf 
den mittelalterlicben Feudalstaat beschränkt, sondern kann 
überall statthaben, wo der Boden für eine organische Staats- 
form mangelt, wo die socialen Vorbedingangen einer Weobsel- 
wirkung nwisoben Staatsgewalt und Staatsbürger nicbt ge- 
geben smd. Ausser der feudalen Gesellscbaft des Mittelalters 
bat daber aucb die Gegenwart staatenstaatliebe Bildungen 
hervorgebracht, welche durch die gesellschaftliche Gliederung 
der betreifenden Reiche bedingt sind, indem nämlich die Mög- 
lichkeit einer organischen Verschmelzung der einzelnen Theile 
des Staates fehlt. Grosse unausfülibare Unterschiede des Cul- 
turzttstandes, der Brcligion und gar neben diesen noob der 
Race werden , wenn die Angehörigen der einzelnen socialen 
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Gruppen in grSsseren gesclilosBenen Massen rasammenwohnent 
mit Nothwendigkeit xtr Bildung eines Staatenstaates drängen. 
Ebenso kann räumliche Entlegenheit eines Nebenlandes w^en 
der Sohwierigkeit directer Verwaltung vom Hauptlaade aus 
zu einer Bildung von gtaatenstaatlichem Typus ftUiren. 

3. In einem solchen Staate sind keine Organe vorhanden, 
in denen die Verbindung des Unterstaates mit dem Oborstaate 
zum Auisdruck kommt. Beide Sümtsgewalten stehen Ach ein- 
fach in dem Verhältnisse von Befehlenden! und Gehorchendem 
gegenüber. Der Unterstaat empfängt den Willen des ober- 
herrlichen als einm ihm fremden, auf keiner inneren Noth- 
wendigkeit beruhenden. Den Individuen tritt die Staatsgewalt 
immer nur als die des Unterstaates gegenüber, so dass nur 
diese ihnen als herrschende Macht erscheint. Weder die Be- 
ziehungen der Unterthanen, noch die der Unterytaaten zur 
obHilurrlichen Gewalt finden daher irgend eine verfassungs- 
mässl«;e Organisation. 

Dasö im Staaten'^taate, wie bei jeder nichtorganisirteu 
Staatenverbindung das Band, welches die Theile an das Ganze 
knüpft) ein sehr lockeres ist, dass stets^ ein centrifugales 
Streben derselben stattfindet, wenn die Centraigewalt nicht 
eine Übermächtige ist, wird sich leicht begreifen lassen. Wenn 
daher grosse Theile eines Staatsgebietes zu nichtaonveränen 
Staaten mit einer ansschlieHslich indirecten Unterordnung 
ihrer Unterthanen unter die souveräne Gewalt erhoben werden, 
dann ist ein solcher Vorgang ein Moment im AußÖsungs- 
processe des Gesammtataates. Kevine Organisation verbindet 
die souveräne Staatsgewalt mit der nichtsouveränen rück- 
sichtlich der ihr verbliebenen Hoheitsrechte, kein organischer 
Zusammenhang knüpft den Bürger an den oberherrlichen 
Staat. 

Das mechanische Nebeneinanderbestehen der souveränen 

und nichtsouveränen Staatsgewalt äussert sich schon darin, 

dass jene nicht nothwendig ihre Tompetenz aus eigener 
Machtvollkommenheit zu erweitern im Stande ist. Das Recht 
der Compptenzerweiterung beruht nämlich seiner Substanz 
nach auf dem Wesen des souveränen Staates als der alle 
durch Gemeinthätigkeit erstrebten Zwecke fördernden Anstalt. 
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Insofern aber die Differenz z^isolieii den durch beide Staats- 
gewalten sa erreichenden Zweekra so gross ist, dass sie sich 
nicht nnr nicht vereinigen lassen, sondern sogar einander 
widersprechen, dann ist die Basis für eine selbständige Gom- 
petenzerweiterung der souveränen Gewalt nicht gegeben. 
Formell wird die Unmöglichkeit der Competenzerwtiterung 
durch IJebertragiing der Hoheitt^rechte in Form unwiderruflicher 
Privilegien begründet. Wo der Gedanke des modernen Staats- 
rpL'htes noch nicht durchgedrungen ist. daps der Begritf des 
wohlerworbenen Rechtes rein privatrechtlicher Natur ist und 
es für den Staat kein Gebiet des Lebens gibt, das er nicht, 
wenn seine Zwecke es erfordern, seiner Herrschaft unterwerfen 
kann, da kann de jure die in der Form eines Privil^nms 
verliehene staatliche ICacht nicht eigenmächtig von dem 
souveränen Staate sarückgenommen worden. 

Die mahottmedanisdie T&rkei hat ihren christlichen 
Vasallen-Staaten gegenüber eine genau begrenzte Stellung ; 
sie kann d»»n ihrer Oberhoheit unterworfenen Staaten zwar 
mehr Rechte gewähren, aber nicht mehr Pflichten Huler]e<;en 
als j'ie jetzt besitzen."^) Durch diV'^e Unentziehbarkeit der dem 
Vasallen verliehenen Hoheitsrechte gestaltet »ich das Verhaltniss 
des Suserains snm Vasallenstaate bezüglich des Kreises jener 
Rechte zu einem mehr einen Völker- als einen staatsrecht- 
lichen Charakter tragenden. Die gegenseitigen Besiehungen 
kinsichtlich der dem Vasallen anstehenden Macht werden 
durch Verträgt^ geregelt, welche sich zum Schein allerdings 
in die Form von Gesetzen kleiden können.*) 

'ji Allerdinjcs ist diese scharfe Abgrenaang der Conip«tenzen, dio der 
Pforte vprbi»'tHt, eigenmächtig Angelegenheiten der cbristlichen Vasallenstaaten 
an sich XU xioben. durch i\u\ völkerrechtliche Gamnti*» <lt,s staatsrechtlichen 
Verhältnisaes, in welch' ni tiuher Rumänien und Serbien (Montenegro war doch 
nur nominal abhängig) und }:egenwärtig Bulgarien zur Pforte Jüteht, gewähr- 
leistet. So sehr sie eine ConsAqaenz d«r realen Onindlagan des türkischen 
StMlcwreseiiK «ad der fornellen Terleibiuif der Antoaonii« m die Ffinrtentiiameir 
als eise« unwiderruiUchen PriTiltgiams vftre, so wttrde ei doch praktlsck un 
afe bedenklich besleUt snin, wenn sie nur naeh tlrUsehem SUntBreebte sm 
benrtheilen w&re; alle ttaatareohtltehen Dadpctlaaen bab«a ebea den Raebta* 
ataat vor Augen. 

') Vgl. Tkalar, Das Staat<irecht des Farstentbnnis Serbien, Leipzig 
18tö. §. 8. Die in form türkischer Qesetae die Beaiehangen swischen der 
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Sdhon der Umstand, dsst überhaupt ein vertragemftsnges 
Verhältniss dffentliclirecbilicher Natur swiaohen einem Staate- 
gliede und dem Staategancen m5glicli ist, kennseiehnet es ab 
ein mechanisches, der einheitlichen Natur des modernen Staates 

von Grund aus widersprechendes. Wenn eine moderne Staaten- 
bildung wie das deutsche iieich in den aus dem alten Reich 
ihrem Begriffe nach stammenden Reservatrechten nur auf dem 
Wege der Znstimmung des betreffenden Gliedstaates ver- 
fassangsmSssig zu beseitigende Ausnahmsrechte kennt, so ist 
hier ein Rest der alten Staatsidee erhalten , der , wie ein 
eiratisoher Block auf dem Boden einer neuen Schichtung liegt, 
ein Beweis, dass es auch dem Staatsleben, wie dem der Natur, 
nicht immer gelingt, die Ueberreste verschwundener Epochen 
güiuilich zu zersetzen und zu beseitigen. 

Um das Wesen des Staatenstaates näher zu prafen, 
wollen wir im Folgenden die interessantesten Erscheinungen 
desselben betrachten. 

4. Zwei Ansichten über die Natur des alten deutschen 
Reiches seit dem westphälischen Frieden sind vielfach ver- 
breitet. Es wird entweder als Einbeits- oder Bundesstaat 
bezeichnet. Gegen die erste Auffassung spricht die Thatsache, 
dass die Landeshoheit bei aller Üntererdnung* unter Kaiser 
und Reich trotz ihrer mechanisohen Entstehung ans einem 

PÜBii« wd Strblen regelnden Urkunden in dar Beilag* 8. 249 ff. üebar dia 
CompetensgrenM swischen dem oberherrlichen und dem Vasallenstaat e bamarkit 
Tkalac: „Da diese Verträge in der bei der Pforte ftblichaa Form von 
(gleichsam motu proprio erlaBBeneo) Hatischerifen und Fermanen abgefasat 
sind und folglich die anmittelbare Rechtaanffassun^ der Pforte darlegen, so masa 
daraus geschlossen werden , dass sie das absolnie Mass der dem Saeerain xo- 
kommenden Rechte enthalten und da«s daher der Sazerain ia keinem Falle 
»ihraia «»dar i i S ma ta Baokta ia Aaipfodt nahna dlifte, als er aich dnreh 
Jana Yartiif a. vwbahaltan hat Auf dar aadaraii Seita ergibt sieh au dar 
TQsanrllintaii Yom diaaar TaiMga dar Ckaadaats, daaa das Fttiataatkan 
SaiUan dar Pforta gaganftbar aiaiig nad sttain daa ia das Tarteftgaii uw- 
drücklich festgesetzte Ansmass von Pflichten habe, uad daaa in Ftllao, fBr 
velche in den Vertrügen keine positiven Bestimmungen getrafta atad, die 
rechtliche Präsumtion für das Färstenthnm Serbien und gegen die Pforte 
bestehe; ein Grundsatz, welcher manchen Laudesinstitationen zur BtaU dient, 
und welchen die Pforte selbst in mehreren Fällen thatalkhlloh ansaerkennen 
genöthigt war.". S. 30. 
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Aggregat von Hoheitsreohten schlieBslioh eine wirkliclie Staats- 
gewalt war*), welche nur insofern einer rechtlichen Controle 
unterlag, als sie ans den ihr dnreh die Beiohsgeeetae gesogenen 
Schranken heraustrat.^ Wenn man noeh hinsnnimmty dass die 
reiohaständischen Territorien das fieeht der Oesandtsehaft und 
der Verträge hatten, also ▼9lkerreoht]iohe PersSnliohkeiten 
waren ♦•), so ist die staatliche Qualität derselben unbestreitbar. 

Die zweite Angicht, welche das Reich als einen Bundes- 
staat bezeichnet, versündigt sieh vor Allem gegen das Gebot 
historischer Individualisirang , ohne welche auch eine klare 
juristiaehe Erkenntniss nicht mSgUch ist. Der Bnndesstaati 
wie die spfttere Erörterung desselben seigeu'wird, ist dne 
Erscheinang, weloha das moderne Staatsleben cur Voraus- 
setzung hat, das den organischen Zusammenhang aller staat- 
lichen Functionen fordert. So viel Missbranoh mit dem Begriff 
des Organismus in der Staatswissenschaft auch getrieben 
worden ist, so ist doch ein Verständniss des modernen Staates 
nur denkbar unter Zugrundelegung des Gedankens , dass er 
eine lebendige Einheit ist, deren Leben sich unter der steten 
Wecliselwirkang seiner Tb eile vollzieht. Der Jurist muss, 
ehe er nach formalen Merkmalen dassificirt, zuerst die nicht 
nach abstraeten Begriffen, sondern nach der conofeten histo- 
rischen Gestaltung su erkennende Natur des Staates unter- 
suchen, den er einer Kategorie ebreihen will, üeber äusserliohen 
Aehnlichkeiten dürfen da die inneren specifisohen Unterschiede 
nicht übersehen werden. 

Wenn R. v. Mohl das alte Reich als einen feudalen 
Bundesstaat bezeichnet hat^), so hat er damit eine Contra- 
diotio in a^jeoto ausgesprochen. Viel treffender hat es 



*) H. SohnUa, Bialattang S. 263. 

^) J. J. MoBer, Von der Landeshoheit 13. Ctp. §. 12, I: „Sofera« 
die Reichutftnde sich ihrer Laudeehoheit nicht missbraochen, oder Streit dest- 
wegen mit Jumand haben, so sind sie darin Niemandes QaiioktabarlMit luiter- 
worfeu.« P titter, Beyträge I, XVllI besonders §. 6—9. 

') Spricht doch Ottnther I, §. 24 sogar von einem „tontachea 
Völkerrecht" ! 

••)¥. Gerber, örundzüge. Beilage I, S. 214. 

*) Doataohes ReichMtaatarecht. S. 31 n. 1. 
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H. Schnitze einen aus den Fugen gegangenen Peudalstaat 
genanat.**) Seine Verfassung war keine Organisation, sondern 
eine Desorganisation. Den Staatenstaat als eine Abart des 
Bundesstaates, wohl gar »Is vollkommen identisch mit ihm 
erklären, lieisat nickt auf den Grund der Dinge dringen. Denn 
von einem Bundesstaate nntersohied stok das Reick in folgenden 
wicktigen Punkten: 

a) Die Untertbanen waren wesentliek durch das Medium 
der Tjandeshoheit der Reichsgewalt unterworfen. Die Reste 
der direkten ünteroidnung unter das Keich, in <ler Reichs- 
gerichtsbarkeit und den kaifsprlirben Reservatrechten enthalten, 
sind selbst in der Theorie so kümmerlich , dass sie kaum in 
Betracht gezogen zu werden verdienen. Allerdings hat Laban d 
die directe Unterordnung unter die Centraigewalt als etwas 
für den Bundesstaatsb^griff NebensBekliokes betracktet und 
sogar die mittelbare Herrsekaft der Beieksgewalt als eine 
logiscke Gonsequens des Bundesstaatsbegriffes kinsustellen ver« 
sucht. •) Schon aus den einleitenden Bemerkungen zu diesen 
Paragraphen geht die Unhnltbarkcif, eiu.ir solchen Ansicht 
hervor — die folgende Untersuchung über den Bundesstaat 
wird sie bestätigen. 

h) In dem System der Institutionen des Reiches war 
keine vorhanden, welche auf eines der noth wendigen Herrschaf to' 
objecte einer Bundesstaatsgewalt — Gliedstaaten und Unter- 
tkanen — basirt war, wie deren alle modernen bundesstaat- 
licken Bildungen aufzuweisen kaben. Niekt« wäre unkistorisoker 
und unjuristiscker, als die Beieksstände als Vertreter der 
Territorien aufzufassen, derart, dass der Reichstag als die 
Gesammtheit der Territorialregierungen erschiene. Die Reichs- 
stände haben sioh vielmehr thniils aus den Beamteten des 
Reiches entwickelt und sind theils durch besondere ßelehnung, 
durch Verleihung der Hoheitsrechte von Seiten des Reiches 
entstanden. Nicht auf die Grosse und Bedeutung der Territorien, 
sondern theils auf die Bedeutung des Beicksamtes (Kurfürsten, 
Pfalz-t Markgrafen) tkeils auf den leknsrecktlicken Ckarakter 



•) Elaleitang S. 210. 
n StMterMkt I, 3. 70«: 
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der beireflßnid6& Territorien gröndete fdoli die Art und Weise 
der Theilnalime an der Beicheregierung and der Einfiaee auf 
dieselbe. Dass nicht die Landeshoheit oder die Reichsunrnittel- 
barkeit als solche zur Theilnahme am Reiche berechtigte, geht 
ja vor Allem daraus hervor, dass weder die reichsuninittelbare 
Reichsritterschaft, noch die Gauerbschaften, noch die Reichs- 
dörfer die Reichsstandschaft besassen. Wäre das Reich ein 
Bundesstaat gewesen, dann würde das Verhältniss dieser Territo- 
rien zun Eeiche völlig nnverständlioh bleiben. Der Keiohstag war 
keine organiairte Vertretung des Beiohavolkes in G-eatalt eines 
Bandes der Begientngen. Sdkon die Vorgänge bei Verleihung 
und Anerkennung der Beicbsstandsehaft seit 1658, vor Allem 
die Oooptation , ja sebon die trotz der Bestimmung der Wahl- 
capitulation fortdauernde Möglichkeit des Sitz- und Stimm- 
rechts von Personalisten widerlegen dies. Die Reichsstaudschaft 
war vielmehr ein lehnrechtliches Vorrecht, das hauptsächlich 
mit der Verleihung gewisser Territorien verbunden war, denn 
auoh die besonderen ans der Beichsbeamtung entspringenden 
Vorzüge und Vorrechte waren auf bestimmte Territorien 
radioirt. Die Beiohsstandsohaft war demnaeh niokt sowokl 
ein Beckt, als vielmehr ein Vor reckt, sie war eine Aua- 
seioknung, welche gewisse Glassen Reichsunmittelbarer vor 
anderen Unterthanen des Reiches genossen. Auch die Wahl 
des Reichsoberhauptes erfolgte nicht durch eine organische 
Vertretung des Volkes , sondern durch die in Folge des 
Charakters ihrer Lehen bevorrechteten Kurfürsten. 

So sieht man denn, wie die moderne Gewandung des 
Bundesstaates dem „monstro taniwn smüe*' nirgends recht 
passt, und wie die Verkleidung nicht dazu dient, die ehr- 
würdigen Formen des in dämmerigem Sckeinleben dakin- 
sieekenden Beickes versULndlick zu maoken. 

b. Ein Versneh, die Formen des alten Europa für das 
neue wiederzubeleben , ist von dem Manne ausgegangen, der 
soeben die alte Welt in Trümmer geschlagen hatte. Das 
Lehens verhältniss schien Bonaparte die richtige Form, um 

Vgl. Uaeberlin, Uandboch des deutschen Staatsrechts '6. Bd., 

§. 460-467. 

Dr. Jellinek, Die L«hr« von d«n Staatenverbindungen. XQ 
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einige kleine^ von ihm an Verwandte und GHIiistlinge vw* 
liehene Ffirstenthümer in Abhängigkeit zu erhalten, und so 
schul" er die französischen Reichslehen Lacca und Piombino, 
Neufchätel, Benevent und Pontecorvo, von denen die beiden 
ersteren „en toiUe propridtS^, die anderen „en toute propriiti 
et sauverainetS*^ ") verliehen wurden. Der Fürst von Piombino 
hatte gemäss der Botschaft des Kaisers der Franzosen vom 
18. Mftrs 1805 an schwören »oö^uMmo« et ä BaMajuU 

N , . , JEmpermir dea fran^aü" nnd an erklären, dass er nie auf- 
hören werde, unter allen Umständen gegen den Kaiser derFran- 
sosen die Pflichten ^d'un 6an nt fäXU Sujet' an erfttllen.^*) Aber 
anoh die Inhaber der in volle Son^erttnetät gegebenen Lehen 
hatten zu schwören, dem Kaiser zu dienen „en hon et loyal Sujef-^ .^^) 
Das Verhältniss, in welchem diese Fürstenthümer zu Frankreich 
stehen sollten, ist ein staatenstaatliches von ausgeprägtem 
Charakter. Das Subjeot der Landeshoheit wird unmittelbar 
dem französischen Kaiser unterworfen, während ein directea 
Unterthanenverhältniss der Einwohner der Fürstenthfimer aar 
franaösischen Krone nicht ezistirt. Die Oberherrlichkeit 
Frankreichs zeigt sich daher nur in der Einwirkung auf die 
Staatsgewalt des Lehensstaates. Die Grenze dieser Einwirkung 
war allerdings so wenig fixirt, dass sich bei diesen kurzlebigen 
Schöpfungen despotischer Willkür das ihnen zugedachte Gebiet 
uncontrolirbarer staatlicher Wirksamkeit schwer bestimmen 
lässt, ea sei denn, dass man die Ausdrücke ^^propHiU^^ und 
ffSouveraineU^ in dem in der Biieinbandesacte fixirten Sinne 
interpretirt. 

6« Im alten deutschen Beiche war wenigstens noch ein 
Aeat organischen Lebens enthalten. Formell war, wenn man nnr 
die ataatawidrig gewordene Anschannng der wohlerworbenen 
Hoheitsrechte h&tte überwinden wollen, durch die im Kaiser 

und Reichstage ruhende, Souveränetät die Möglichkeit einer 
legalen Umwandlung in eine politisch kräftigere Form gegeben. 
Der Reichsdeputationshanptachluss hat, freilich zu spät, gezeigt, 
dass eine Reorganisation und Verjüngung des Reichskörpers 

**) Klflbor dr. d g. §. 33. noto d, e. 

Härtens, SappUnMit IT, p 157. 
<•) fl». 863, 264. ' 



Digitized by Google 



147 



aicht ludenkbar war, wenn anob dieser jüngste Beiolie« 
eohlnes keineswegs einen Schritt zu einem solchen Ziele be- 
deutete. Ganz anders aber liegen die Verbältnisse in den 

BeziehuDgen der Pforte zu ihren Vasallenstaaten, besonders 
aber den christlichen. Hier ist jede Spur eines organischen Zu- 
sammenhanges verwischt, unterworfener und souveräner Staat 
sind durch keine innere Nothwendigkeit verbanden. Die Unter- 
ordnung des einen unter den anderen beruht nnr auf der physischen 
Gewalt des letateren und dem von Aussen durch die inter- 
nationalen Verhältnisse geübten Drucke. Daher haben wir in 
der jüngsten Zeit gesehen, wie sich drei Glieder vom Staata- 
leibe ganz loslösten, und wie neue Vasallenstaaten oder autonome 
Provinzen entstehen, um nach erlangter Reife dem Beispiele 
der schon abgetrennten Gliedstaaten zu folgen. 

Die Vasallenstaaten der Pforte zerfallen in zwei Classen : 
christliche und mahommedanischeJ') Iii Beziehung auf die 
erstaren ist und war das Verhältnisa ein derartiges, dasa es 
des staatsrechtlichen Charakters beinahe gänzlich entkleidet 
erscheint. Die Trennung swischen Suserän und Vasallenstaat 
war so weit gediehen, dass die unmittelbaren Unterthanen 
der Pforte, die Mahommedaner, gemäss des Friedens von 
Adrianopel nicht in den Donanfürstonthümern wohnen 
durften**); dass Krieg und Frieden zwischen beiden Staaten 
möglich war, wie denn 1877 der Krieg zwischen Serbien und 
der Türkei durch einen förmlichen Frieden beendigt worden 
ist**); die Rechte dieser Staaten wurden und werden von 
fremden Mächten gegen den Oberherrn geschützt. Eine Ver- 
änderung des Masses staatsrechtlicher Unterordnung zu 
Ungunsten des Vasallenstaates ist von seiner Einwilligung 
und Überdies yon der der garantirenden M&ohte abh&ngig, 
d. h. nur auf völkerrechtlichem Wege möglich. Selbst eine 
gesandtsohaftliohe Vertretung des Vasallenstaates beim Suaerftn 
ist nicht ausgeschlossen.^^) 

") Twisi I, p. 87. 

») Traft« ahpuk GhilUay II, 8. 292. 

<*) SielM dM PntokoU: StaatMieUv Nr. 6821, Bd. ZXXII, 8. 113. 
^) Die d«r Moldan andV«lla«k«i diirdh den Frieden TeAKnteehnk-Kninnr^i 
(1774) eingeiinnte Yerteetnnf dnroli Agenten bei der ftorU fcntte nllerdiegi 

10* 
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Trotz alledem sind die ohristliolien Yuallenatasten von der 

Pforte stets als Provinzen des ottomanischen Reiches betrachtet 
worden i**) und werden von ihr in officiellen Actenstücken bei 
jeder passenden G-elegenheit als integrirende Bestandtheile 
des Reiches und ihre Einwohner als Unterthanen desselben 
bezeichnet.^") Sämmtliobe Holieitsrechte, die sie selbständig 
aoBfiben, sind ibnen formell durch einseitigen Act der Pforte 
oetroyirt wordm, wenn sie auch, wie erwähnt, Gotisch das 
Besnltat von Verträgen sind.'*) Als Gegenleistung ist ge- 
wöhnlich die genaue Leistung des Tributes, sowie die Fort- 
dauer der Treue und des Gehorsams des Volkes ausbednngen.*^) 
Die Stellung dieser FürsteDthümer zur Pforte seit dem 
Pariaer, beziehungsweise dem Berliner Vertrage war und ist 
wesentlich folgende. Die inneren Angelegenheiten der Fürsten- 
thümer sind dem Willen der Pforte gänzlich entrückt. Der 
Fürst wird bei seinem Regierungsantritte der Pforte zur 
Anerkennung präsentirt, welche sie ihm in Form eines Lehns- 
briefes (Berat) ertheilt. Diese Anerkennung ist eine reine 
Fonnalie, da sie nicht verweigert werden kann.'*) Das Heer 

einen völkerrechtlich aehr »weifelhaftcn Charakter. Es entsprach nämlich der 
Ftaxis des ottomanincheu Reiches, dass die Froviuzialgouverneore sich durch 
Agenten an dem Centraisitz der i^dministration vertretea Hessen, wie denn 
auch Serbien durch den Hatischerif vom 3. Aognst 1830 (Tkalac S. 258) 
eina solch« Yertretnng eingeränmt wurde. Arilk«! II des «rwihBteii Vri«d«at 
(Marten«, Bic. t, II, p. 305) beitia»to mm, daat di« Agoitea der Fftratea- 
ihflner, wekio lontt der Willkflr dee tflrkieölieii Hofee preiegegebeii «aien, 
behuidelt werden sollen j^ammiM panonnB$joui$iante§ du DfüU dim 0sm, e*eel h 

h Vah\ri de toute vioUnce, Vgl. Tviss p. 291 ff. Aach die'Ver- 
tretasg Bnm&niena bei der Pforte geroftsa Art. IX des Vertrages von 1858 hatte 
«fnea ezceptionellen Charakter, indem die mmänischen Agenten nicht als Kit- 
gliedßr des diplomatischen Corps betrachtet worden ; Cal vo 1. §. 412, p. 476. Vgl. 
die Beschwerde der rumänischen Regierang wegen der Bohandlnng ihrer Agenten 
bei der Pforte iro Jahre 1876 : L. Neu mann, Becueil des trait^ eonclus par 
VAutriche t. XII, (Nouv. Serie VI) p. 870. 

»•) TwisB I, p. 86. 

^*) Vgl. das VerftMaangsgesetz (Uitaw) fSr Serbien bei TknUe & 265. 
Oft eingekleidet in die Tom «Ines Loknea oder einer Gnade fir die 
bewieaeae Trene. 

•«) Tkalae 8. 258, 862. 265. 

'*) Fär Serbien Tkalac S. 35. Dasselbe galt seit dem Frieden von 
Adzianopel ftr die MoldM und WaUaohei nnd gUI ebenao jetst fttr Bnlgailen, 
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dar Ffintonthflmer bildet keinen Beetandtheil der türkiscben 
Armee. Der Kriegsherr ist der Fürst.*!) Theoretisoh ist der 
Zweck des Heeres die Aufreohterhaltung der inneren Ordnung 

nnd die Defensive, fcustisch war und ist es bestimmt, seine 
Feuerprobe im Kampfe mit den Truppen des Oberherrn zu 
bestehen. Eine directe Beziehung der Pforte zu den Unter- 
thanen der Fürstenthümer ist nicht vorhanden, es fehlt auch 
jede recktliahe Basis dafür; höchstens darin zeigt sich ein 
Znsammenhang, dass sie als Einwohner des türkischen Keiohes 
im Auslande den Sckuts der diplomatisoben Vertretong der 
Pforte geniessen.**) 

Das Yerhaltniss der Fnrstentkfuner snr Pforte hat daher 
mit Ausnahme der Zahlung des Tributes und einiger, speeieller 
Verpflichtungen*») gar keinen positiven Inhalt. Die allgemeine 
Verpflichtung derselben zu Treue und Gehorsam ist rein 
negativer Natur, indem sie nur bedeutet, dasa von ihrer Seite 
nichts eigenmächtig unternommen werden darf, was die 
bestehenden Beziehungen zur Pforte alteriren könnte. Das 
Wichtigste ist, dass sie keine Vertrage absohliessen können, 
welche dem Abhängigkeitsverhältnisse zur Pforte suwider- 
lanfen» nnd dass sie selbst dureh die Staaten vertrage der 
Pforte gebunden sind. An diesem letaten Punkte bewShrt sieh 
die Sottveränetftt der Tfirkei über den Vasallenstaat, denn 

Berliner YerCnig Art 3 : £e frmf d$ Buigäriö Mm Kbremmi itu par la 
popuMen et an^kmi pvr la 8, ParU oveo tauenimmt da Auttanee». 
Beeht der Pfbrie, die BestMigviK m vemeigeni, Üiet «leh eehweHleli ens dieeer 

Beetimmnng dedadren. 

Tkalac §. 95. Fftr Rnm&nien: Art. 42 — 15 der Convention vom 
14. August 1858 (Gliilinny HI, 8. 426); fftr Bnlguien: Berliner Yertrag 
Artikel 1. 

**) Eine Ansnahme hievon bildete das bis 1867 bestellende Besatzunga- 
recht der Türkei in den (serbischen Festangen, sowie die Unterordnaug der in 
Serbien wohoenden Türken unter den Gouvernenr von Belgrad, Tkalac S. 31. 
An^ dieeee Yeriiiltnise trug indeis »«ikr den yÖUkerreohtllelMn Ohunkter 
einer Stenteserfitut nnd einea JuiediettoneTertragei nie den itantereelitlicber 
UntererAinng. 

**) Dnliin gehdrte die Yerpdiektang Bmniniena, okne Einveretindniet 
mit der Pforte keine die ZaU von 90.000 Mnnn tfbeisteigende Armee m hnltaa 

lud keine Ordensaoszeiohniingen n creiren nnd sn vwielhen. Firmen vom 
30. OetolMr 1866: Neamnnn, fieeneil XII, p. 819. 
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alle anderen Beziehongen der FUretentlittmer sur Pforte sind 
derarti daae sie ebensogut in v61kerrechtliehem wie in staats- 
reohtUohem Sinne gedeutet werden k(»'nnen. Zahlung eines 
Tribotes, sowie die inhaltlose Verpfliehtung zu Treue und 

Gehorsam ziehen an nnd für sich keine staatsrechtliche Unter- 
ordnung des derartig gebundenen Staates nach sich. Aber 
aus der Möglichkeit einer Verpflichtung eines Staates durch 
den eiaseitigen Willen eines anderen ergibt sich, wie unsere 
Ausführnngen über die Sottveränetät gelehrt haben, die ab- 
hängige Stellung des ersteren zn dem letzteren, und daraus 
folgt unsweifelhaft, dass die Besiehungen zwisohen der Türkei 
und ihren ohristlichen Vasallenstaaten ais staatsrechtliche 
zu qualiftciren sindj trotz aller Widersprüche, welche in den 
fhctischen Vorgängen enthalten sind. 

Anderer Art ist die Unterordnung der mahommedanischen 
Vasallenstaaten , . nämlich Aegyptens und Tnnis unter die 
Oberhoheit der Türkei. Hier fehlt vor allem die völker- 
rechtliche Garantie der Verfassung des Vasallenstaates und 
damit die Stabilität derselben. Die Privilegien werden zwar 
als unwiderrufliche verliehen, was indess nicht hindert, dass 
sie nach wenigen Jahren geändert oder zurückgenommen 
werden kennen. 

Aegypten hatte bis 1873 nur den Charakter einer 
türkischen Provinz, der EhediTo den eines Erbstatthalters. 
In dem Quadrupelvertrag mit der Pfbrte vom 15. Juli 1840 
hatte der Sultan dem Mehemet Ali und dessen Srben die 
Verwaltung des Paachaliks Aegypten übertragen nnd ihm 
das ßesteuerungsrecht zugestanden , „au nom du Sultan et 
comme diUgues de sa Hautesse^'" , obgleich ausdrücklich aua- 
gesprochen war, dass „tous las traüis et toules Ibs loin de U B/m- 
jnre ottoman s^appliquent a VEgypte comme h tout atUre partie 
de VJBmpire.^") Daher hat das englische Admiralitätsgericht 
gelegentlich des Znsammenstosses eines dem Khedive gehörigen 
Sohiifes mit einem holländischen auf der Themse am 7. Hai 1 87ft 
entschieden, dass der Khedive nicht als regierendes Haupt, 
sondern als Beamter des Sultans zu betrachten sei.**) Erst 

»•) Neamaiin, Racueil t. IV, p. 457. 
''i B««oh Lawreac« I. 17» p. 333. 
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dnroh den Flrman vom Juni 1873 ist demKhedive die gesammte 
innere Verwaltung Aegyptens zu eigenem JEtockte übertragen 
and ihm sngleioh ein beschränktes Yertragsreoht mit dem Ana* 
lande eingeräumt worden, das indess trots der Zosickening 
des Firmans, dass diese Privilegien als bestandige za betrachten 
seien, bereits in dem Investiturberat Tewük Paschas in 
mehreren Punkten restringirt wurde. So hatte nach dem Firman 
von 1873 ''^j die ägyptische Regierung das Recht, Anleihen 
aufzunehmen und Staatenver träge über innere Angelegenheiten 
zu schliessen, während 1879 diese Rechte unter die Controle 
der Pforte gestellt wnrden. Die ägyptische Armee bildet 
nach wie vor einen Theil der türkischen und hat auch 1878 
an der Seite der Ttlrkei am Kriege theilgenommen« Eine 
directe Unterordnung unter die Kriegshoheit des Sultans ist 
indess auch für Aegypten nicht vorhanden. Dem Charakter 
des Staatenstaates entsprechend, untersteht die ägyptische 
Armee dem Oberherrn nur durch das Medium des Khedive, 
und die ägyptischen Truppen haben demgemäsa im letzten 
Kriege viel mehr den Charakter von Hilfstruppen, als den 
eines organischen TheUes der türkischen Armee gehabt. Der 
Khedive untersteht noch insoferae persönlich der Controle 
des Sultans y als tSr wegen Üeberschreitung oder Vernach- 
lässigung seines Wirkungskreises abgesetst werden kann, wie 
dies auch thatsächlich 1879 mit Ismael Pascha geschehen ist. 

Aehnlich ist das Verhältniss der Türkei «u Tunis, 
welcher Staat lange Zeit hindurch die Souveränetät der Pforte 
ignorirte, dieselbe jedoch 1.875 wieder anerkannt hat. Nur 
fehlt hier die Zahlung des Tributes, während Aegypten einen 
solchen zu entrichten verpflichtet ist. Der Protest der Türkei 
gegen den ohne seine Elinwillignng von Frankreich mit dem 
Bey von Tunis abgeschlossenen Occnpationsvertrag war daher 
völkerrechtlich vollkommen gerechtfertigt.*^) 

») Martaai, Namteau Satumi, t. XVIII, p. 627. 

^ Schnithess, Barop. Geiehifilitikalendor 1874, p. 535. 

Calvo I, §. 75, p. 42. 

Vgl das Rand schreiben des türkischen Ministers des Answ&rtigen 
an die türkischen BotscbAfter vom 10. Mai 1881: StaatoMohiv Nr. 7473, 
Bd. XXXIX, p. 89. 
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Die gemeinschaftliche religiöse Grnncllage gibt der staats- 
rechtlichen Unterordnimg der mahommedanieohen VasaUen- 
staaten unter die Türkei bei dem grossen Einflüsse des Islams 
aof die politisohen Zwecke nnd innere Organisation der von 
ihm getragenen Staaten eine immerhin grössere Bedeutung 
als der der christlichen Fiirstenthümer. Nichtsdestoweniger 
ist auch die Abhängigkeit der mahoramedanischen Vasallen- 
staaten eine sehr prekäre, weil 'las Band ein rein mechanisches, 
durch keinen der wesentlichen Staatszwecke zusammen- 
gehaltenes ist, und keinerlei positive staatliche Functionen 
von dem ober Herr liehen Staate zum Besten des abhängigen 
wahrnehmbar sind. Wie stark die Verbindung ist, hat soeben 
die Occnpation von Tunis gezeigt. 

Bei aller inneren Verschiedenheit aeigt der Staatenstaat 
des alten deutschen und des türkischen Reiches denselben 
politischen Charakter eines durch Desorganisation zur Die- 
membration tulirenden Zustandes. 

7. Auch das Verhältniss der amerikanischen Staaten 
zu den auf ihren Gebieten lebenden Indianerstämmen, insofern 
dieselben einigermassen staatlich organisirt sind, muss als 
ein staatenstaatliches bezeichnet werden. Was zunächst die 
nordamerikanisohe Union betrifft, so betrachtet sie sich als 
Obereigenthümerin alles innerhalb ihrer Grenzen liegenden 
Landes , sie nimmt also die Territorialhoheit über das 
ganze Unionsgebiet ausschliesslich für sich in Anspruch. ") 
Dadurch allein schon ist die Betrachtang der auf dem Unions- 
gebiete sesshaften Indianerstämme als souveräner Staaten 
ausgeschlossen, und daher ist es auch unrichtig, wenn die 
amerikanischen Schriftsteiler und die officiellen Acten der 
Union -^") von einem Protections Verhältnisse der Union zu den 
sesshaften Indianern sprechen, da ein solches stets zwei souve« 

*") Ueber die Stellang der Indianer zur Union vgl. Kent, Comoientariea 
Tol. III, p. 331 ff.; Whtaton, Äl^ments I, p. 50; Be»eh Lawenee 
C,p.264ir;BattiiiiaBiiI, §. ^, II, §. 371—87»; Oalvo I» §.69; Sehliaf 
8. 400 ffl 

^ WheAtOB I. 60—52, Keat m, p. 377 ff. 

Z. B. Art. I dM Y«rlnget von 22. JnU 1852 mit den ChikMow- 

bdianem : Mi not, Treatie» coneluded iäi»U,8» i^A,mtii /br»gH iMMioii« 
amd JnduM Irt6«. Botton 1853^ p. 62. 
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räne Staaten voraussetzt. Hingegen sind die Indianer, wenn sie 
nicht epeoiell natnralisirt sind» nicht Bfiiger der Union sie 
regieren eich nach eigenen Geeetaen, um deren Inhalt die 
Union nnd die Einaelstaatett eich nicht kümmern, sind also 
vollkommen antonom hesflIglidiL ihrer inneren Angelegenheiten, 
und auch nach Aussen docnmentirt sich ihre Selbständigkeit 
darin , dass die Union mit ihnen Staatenverträge abschliesst. 
Mit Ivücksicht auf die üngleichartigkeit der eingeborenen und 
der eingewanderten Äace, hat diese die erstere nicht ihren 
Gesetzen unterworfen, sondern deren Organisation aU zu 
£echt bestehend anerkannt. Speciell die innerhalb der Grrenzen 
des Staates Georgia beifindlichen Cherokee-Indianer wurden 
durch eine Entscheidung des Unioneobergenohtee ausdrücklich 
als ein Staat beaeichnet, der das Recht bat, sich unabhängig 
von anderen zu regieren.**) Die Souveranetät der Union über die 
Indianer ^ssert eich hauptsächlich in dem Verbot der Cession 
von Iiand an Fremde, der Giltigkeit der mit fremden Mächten 
geschlossenen Staatenverträge auch für das Indianergebiet 
und dem Recht, die Autonomie der Indianer nach den Bedürf- 
nissen der fortschreitenden Civilisation zu beschränken. Kent 
und Wheaton vergleichen das Yerhältnies der Cherokeee 
zur Union mit dem eines Mündels zn seinem Vormunde. Daraus 
würde folgen, dass jenes unorganische Färsichsein der Indianer 
innerhalb der Union mit der Zeit weichen, und eine Unter- 
wer fong derselben unter die G^liedstaaten sowohl als die Union 
mit gleichen Beehten und Pflichten wie deren Bürger eintreten 
würde. Es mag jedoch dahingestellt sein, ob es müglich ist, 

•♦) Rnttimann I, S. 2. 

»*) Wheaton, I, pag. 51; Kent III. p. 382—63 charakterisirt die 
Stellang der Cherokees folgeBdemasKen : „It vat (idmitted diat the Cherokee« 
W0re a 9idte or dM$Hnct politieal toaetjf, eapable of nianaging iU own affain, and 
ffaMmififf itnelf^ «imI Äat they had tim/öniMiy bem irtated at muh «mim tke 
$etdment of^wr eourOry. 7%€ mtMtrw treaüti mad» wUh them hy lA< ünütd 
State» TteoymM tkm tu a peoj^ oapabU of nuHnkuninff the rdaiion$ af 
jMnee and irar, and ruponuhie intheir polUleat eapatUy. T/wAr relcuion to tht 
Utdted Sla'eji loas neverthdet" pecuUar. They voere domeeHe de/pendmt nation», 
and their reUuion to u$ retemblcd Chat of a ward to hts gnnrdian; and they 
had ati tinqriestionable right to the landt they ocotpied, until that right thoidd 
be extinguished by a voiuntary cestion to our yovernmenl," 
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dass ein physisch, geistig und sittlioh von den Bürgern der 
Union so weit abstehender Stamm jemals als gieiohbereohtigtee 
Glied in den Verband des Bondesstaates wird treten können, 
ob nioht vielmehr die moderne Giyilisation den völligen Unter- 
gang für diese Naturmenschen bedeutet. **) 

In ähnlichen, aber wieder eigens gearteten Beziehungen, 
wie die Union zu ihren sesahaften Indianern, steht Nicaragua 
zu den an seiner Ostküste angesiedelten Mosquitos. Nach 
langen Streitigkeiten mit Nicaragua hat England durch den 
Vertrag vom 28. Januar 1860*0 seinem Protectorate über die 
Mosquitoindianer entsagt, die Sonveränetät Nicaragna's über 
das Mosquitogebiet anerkannt, jedoch sogleich stipulirt, dass 
die Indihuier nnbesohadet der Sonveränetät Nioaragua's die 
vollständige innere Verwaltung des ihnen eingeräumten Ge- 
bietes nach eigenen Gesetzen und Gebräuchen mit Ausschluss 
eines jeden Eingreifens Kicaragna*8 ausfiben sollen, und dass 
alle auf dem Mosquitogebiete wohnenden Individuen ihrer Hoheit 
unterworfen sind. Dabei ist die Möglichkeit einer dereinstigen 
freiwilligen, völligen Vereinigung der Mosquitos mit Nicaragua 
in? Auge gefasst. Gegenwärtig aber äussert sich die Sou- 

*^ NMh BttttimanB II, 8. 25, n. 2 (1872) boH dai IndiuMt^et 
als Territorlui oder 8tut oiguiitirt vnd du VorliUtiilss d«r (TaIoh n 
dn Iidlaiiun nicht Bohr durah Yortfigo, sondon dnreh OomIm goNgdt 
.ir«rd«i. Ywgl. die Botieheften des Prttsidente& von Graut rvm 1. December 
1873 : Staatsarchiv Nr. 5283, Bd. XXYU, 8. 128 und TOm 7- Deeenber 1874 
ib. Nr. 54:^0, Bd. XXVIII. S. 313. 

") Martens, Nnnoeau Ree. t. XVI, Partie II, p. 374 ff. 

**) Art. 3: TUe Moaquito Jndians, ivithin the district designated in the 
preceding ArticU, shail eiijoy the right of governing, according to their oton customs 
and according to any regulationa whioh may from, time to timt be adopted by 
them, not ineomitUnUM tk» icmreiyn righlt o/the Bepublieo/Nicaraguat them' 
$dve$, and all pertom reiidinff mMn tu/ch dütriet» SuijifBct to the abavemmiiamd 
reierM, iha JSqmMw «f Htcaragua agru» U» ruptet wd not to tater/ers 
tmdk cuttomB and r^uk^ons do uldbßaktd or ie €&tab(ük$d viAm th» Mid 
dittriet. 

**) Art 4 t ir w understood, howeuer, tkatnoMnff m lAitlVea^ thmll 

constnied to prevent the Motquito Indiant, at any futwre time, /hm agreting to 
absolute ineorporation into the Bepublie of Nicaragua on the »ame footing <u 

other eitizens of the Republic, and from subfecting themselves to he gooemed by 
the general latoa and regtUeUtonM of the SepubUCf inttead of by their outn aust&ma 
and regulation». 
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veränetät Nicaragua's einzig und allein negativ und zwar 
darin, dass sie den Indianern das Recht entzieht, das Mos- 
quitogebiet toto zu veränssern. Die SteUang der Mos- 
qiiitos zu dem oberheirlichen Staate ist eine noch viel freiere 
iÜB die der Cherokees zur Union, Denn wenn es dieser kraft 
ihrer Sonveranetät nicht verwehrt werden kann, die Autonomie 
der Indianer zu beschränken und sogar anfzoheben, hat 
Nicaragua vertragsmässig zu Gunsten Englands vorderhand 
jeder Erweiterung seines Einflusses auf die seiner Souveränetät 
Unterworfenen entsagt, und eine dereinstige Ausdehnung seiner 
directen Herrschaft über die Mosquitos von deren Einwilligung 
abhängig gemacht. Durch eine eigenthümliche Combination 
Staats- und völkerrechtlicher Verhältnisse ist daher die Sou- 
verSnetät Nicaragua's Uber die Mosquitos ein «udwn 
dessen Inhalt mit dem Verbot der Gebietsoession gSnzlioh 
erschöpft ist. «0 Inhaltlostgkeit der nioaragaanisohen 

Sonverftnetftt ist eine rein vertragsmassige. Sollte der Vertrag 
mit England gelöst werden, oder, der im Art. 4 des Vertrages 
vorgesehene Fall eintreten , dann kann sich die Son veränetät 
Nicaragua's ungehindert entfalten, und das unorganische Ver- 
häitniss, in dem es zu seinem Indianergebiete steht, in ein 
Verhältniss directer Unterordnung der Mosquitos unter seine 
Staatsgewalt verwandeln. Darum hat die Leere dieser Sou- 
veränetät politisch doch einen ganz anderen Charakter als die 
der Türkei über Bosnien nnd die Herzegowina, indem hier 



AiL 2: Tk0 dutria anigned to th» MMiuUo IndUm» Moy 
iMt «eM hy dum to ony ß»rrign ftnm or StaU, hut iM/l he ond miam 
«ndtr Ifte wvereignijf af Ae MtpuUic of NkturaguA, 

*^) Hicara^a nahm zwar, sich auf seine Sonveränetfit stfltzend, weiter- 
gehende Rechte über das Mosqaitogebiet (s. B. das der Festsetzung eines Ein- 
fahrzollea für dorthin von der Seeseite eingeführte Waaren) in Ansprach, welche 
von England bestritten wurden. Durch den Schiedsspruch des Kaisers Frana 
Josef I. vom 2. Jali 1881 , dessen' Text ich der freundlichen Mittheilung 
meines Collegen Dr. F. Störk verdanke, wurde iodess als positiver Ausfluss 
der Sovvexiaetät Nicaragua's nur die Berechtigung de« Aufpflansens der 
niourtgmsiieheii FtogS« ^ Xosquitogebiete und BinMtMUf «Iiim Oonnltrtfi 
wn WahnehBmg der Beehto de« Mm^erlMa Stuttoi »iwrlwaat, hingegea 
derBepnbllk kdne B«redktifuig snr Tonutlisw bgwid «iaM Aetos ■teatUdmi 
Jmperiaiifl ftbtr die lloiqvitoa mfef jvoehoa. Art. II, m «. THI. 
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die inhaltlose Souveränetät das letzte Stadium Tor dem 
gänzlichen £rlÖBohen der Herrschaft , dort hingegen den 
Anfangaponkt einer dereinst reicheren Entfaltung derselben 
beseidmet. 

8» So nnnat&rlich die Form des Staatenstsates fOr die 
modernen Cnltnrvölker erscheint, so sehr sie sich nnr dnrch 
sine unausfüllbare Kluft in der Civilisation zwischen ober- 
herrlichem und unterworfenem Staate rechtfertigen lässt, wie 
zwischen der Union und ihren Indianern, so scheint sie dem 
trägen Staatsleben Asiens durchaus nicht zu widersprechen. 
Das Verhältniss Englands zu verschiedenen indischen Fürsten, 
Hollands zu javanischen Häuptlingen, Chinas und Siams zu 
ihren tributären Nebenländem u. s. w. ist wesentlich unter 
dem Gesichtspunkte des Staatenstaates zu beurtheilen. Ueber- 
aus merkwürdig ist es, dass Japan bis vor Kurzem einen 
Lehnsstaat bildete, dessen LebnsfUrsten, die Daimios, dem 
weltlichen Herrscher derart zur Seite standen^ wie die deutschen 
Reichsstände dem Kaiser, 8o dass factisch alle Gewalt bei 
ihnen ruhte. Alle diese Bildungen indessen, deren Details 
überdies wegen der mangelnden Literatur schwer zn beurtheilen 
sind, haben ein geringeres Interesse für uns, da sie zu unserer 
eigenthümlichen Civilisation nur in sehr entfernten Beziehungen 
stehen. 

9« Alle im Vorhergehenden erörterten Formen, — um 
das JSrgebniss unserer TJeberschau zu gewinnen — zeigen bei 
der unermesslichen Gesohiedenheit der historischen i^nd socialen 
Grundlagen, auf denen sie erwachsen sind, eine TTeberein- 

Stimmung darin, dass eine völlige Unterordnung des abhängigen 
Staates unter den oberherrlichen nicht stattfindet , dass dem 
ersteren ein grösseres oder geringeres Gebiet uncontrolirbarer 
staatlicher Thätigkeit eingeräumt ist und ihm daher der 
Staatscharakter zugesprochen werden darf, selbst wenn seine 
Organisation eine so rudimentäre ist, wie bei den nord- 
amerikanischen Indianern ; dass eine nicht nur auf dem dem 
Unterstaate fremden Willen des Oberstaates, sondern auf der 
Theilnahme unterstaatlicher Elemente beruhende organisirte 
Yerbmdung der sonverSnen mit der nichtsouverSnen Staats- 
gewalt nicht besteiht, dass die Unterordnung der Unter- 
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ihaaeii der letztenn unter die erstere eine durch die Gewalt 
des abhängigen Staates Termittelte ist, sofern überhanpt das 
rechtliche Substrat einer Emwirkn^g einer sonverSnen Gewalt 
auf die Individuen vorhanden ist und sich die Souveränetftt 
des oberherrlichen Staates nicht nur rein negativ äussert. 

Die Untersuchung der hier erörterten staatlichen Bildungen 
hat es daher wohl gerechtfertigt, aus ihnen einen Typus der 
Staatenverbindungen zu abstrahiren, der die eingangs dieses 
Capitels entwickelten Merkmale aufweist. Und mit Rücksicht 
auf die Thatsache, dass bei ihm das nächste Herrschafts* 
objeot des souveränen Staates nicht physische Personen, 
sondern Staaten sind, ist die Anwendung des bisher aller- 
dings wenig präcisirten Terminus des Staatenstaates **) auf ihn, 
als des sein Wesen am besten bezeichnenden, wohl genOgend 
gerechtfertigt. 

**) Ueber dU veiMiiiadfliieii BedMiniigeD, ta daaMi diaMr TcnBlmu 
giilmuMht ist, s. v. J«r«selt6k & 100. 
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ZW£1T£R ABSCHMITT. 

Organiairte Verbinduigen. 

i. 

Die oiganisirten Verwaltangsbündoisse. 

(littTMllMtle Vtrwtftmfmreiie.) 

1. ilaii hat von Alters her behauptet, dass die Staaten 
in ihren geg^seitigen Beziehungen sieh wie Individuen ver- 
halten. Ihaofeme man dieses Bild nicht su falschen, ans dem 
Privatrecht geschöpften und die specifisohen Unterschiede 
xwisohen Einzelmenschen und Staat fibersehenden Analogien 
mtssbrauebt, enthält es manches Richtige. So auch in Be- 
ziehung auf Verwaltungsaufgaben , deren Objecte über die 
Grenze des einzelnen Staates hinausreichen oder die seine 
Kräfte übersteigen. Hier steht ihm nur dasselbe Mittel zu 
Gebote, wie den Individuen , wenn sie innerhalb des Staates 
Yerwaltongsaufgaben übernehmen und erfüllen wollen, welche 
weder vom Staate selbst, noch von den Selbstverwaltungs- 
körpern ausgeführt werden: er muss sich mit anderen asso- 
ciiren.^) Die Form, in welcher der Staat seine verwaltende 
ThStigkeit entweder über seine Grenzen hinaus erstreckt oder 
innerhalb fteiner G>renzen durch die Kräfte anderer Staaten 
verstärken kann, ist der Verein. Vom einfachen Yerwaltangs- 
blindnisse unterscheidet sich der Verein dadurch, dass er 
selbständige Organe besitzt, dass seine Functionen 



^) L. Stein, Die Verwaltangfllelire I. Die Lefare von der vollsiehendea 
Chvalt 8. 520 ff.; X>i« ToUaiohMde Gewalt, SL Aafl. III. Abth., S. 104 & 
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nicht nur dem übereinstimmenden Willen der Mitglieder ikre 
Rxieteng verdanken, sondern dass er anch in eigenen Organen 
gimhsam sichtbar snm Ansdmok kommt. 

Wenn schon jeder Staatenvertrag «ne WiUenseiniguDg und 
daher eine Gemeinschaft darstellt, so ist das bei den Vereinen, 
Unions, wie es schon durch den Terminus ausgedrückt ist, 
in noch viel höherem Masse der Fall. Die Einheit des Ver- 
waltungszweckes, welcher diesen Vereinen zu Grunde liegt, 
macht die Vereinsstaaten in Beziehung auf die gemeinsam 
zu lösende Aufgabe zu einem gemeinsamen Verwaltungs- 
gebiete. So sind durch den Weltpostvertrag vom 9. Oc- 
tober 1874 in Beaehnng anf den Anstansch von Gorre- 
■pondensen alle Vertragsstaaten an Einem Poatgebiete 
geworden : „Xet pay$ mUre luqwk tH eandu U prüeni traiki 
farTMront^ la distgneUion dt „Union gitUrah des poHei'^ *), 
un »eul territotre postal pour Vichange ridproqm dm osr- 
respondances entre leurs bureaux de poste^. 

2. Unter den Vereinen sind aber zwei streng gesonderte 
Glessen zu unterscheiden. Entweder ist nämlich die durch 
den Verein zu lösende Verwaltungsaufgabe so beschaffen, 
dass sie ihrer Natur nach von Einem Staate allein nicht 
gelöst werden kann, z. B. die Herstellung und Handhabung 
eines Schiifahrtsreglements für einen durch die Gebiete 
mehrerer Staaten fliessenden Strom, wo also die Ghemein- 
schaftlichkeit der Verwaltung schon durch die Natur des 
Objectes gegeben ist , oder die Verwaltungsaufgabe ist derart, 
dass de in das Bereich der normalen Thätigkeit des IHnsel- 
staates föllt, aber von diesem zu einer mit anderen gemein- 
samen gemacht wird. In dem ersten Falle ist es ein inter- 
nationales, in dem zweiten ein staatlichen Interesse, 
dem der Verein dient. Im ersten Falle haben die durch den 
Verein geschaffenen Organe einen internationalen Charakter, im 
zweiten sind es staatliche Organe, die wesentliche staatliche 
Functionen su voUsiehen haben, welche als gemeinschafüiohe 
erklärt werden. Die Verwaltungsvereine zerfallen 
demnach in solche, welche internationale und 

') Seit dem Vertrage vom 1. Jani 1878, ^wntbi» poUale w^wertMe* , 
Alt. I. StMtMirchiT Nr. 7Q06, BtL XXXVl, p. 80. 
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solche, welche staatliche Zwecke zum. Inhalt 
haben und dieser Unterschied der Zwecke äussert sich in der 
verschiedenen rechtlichen Stellung, welche die Orgaue jeder 
der beiden Arten von Vereinen besitzen. 

3. Wir wenden ans zunächst den internationale Zwecke 
erfüllenden Vereinen zu, die s&nmtlich dem neunzehnten Jahr- 
hundert, besonden der zweiten Hälfte desselben, ihren 
ürsprang verdanken nnd als Vorboten dessen zn betrachten 
sind, was die Zukunft als internationale Verwaltung Tielleicht 
in weiterem Umfange kennen lernen wird, als wir es heute 
zu ahnen vermögen. 

Die älteste Gattung internationaler Verwaltungavereine 
sind die durch Verträge über internationale Flüsse consti- 
tnirten. Von dem Wiener Congresse wurde das Princip der 
freien Schiffahrt auf den die Gebiete mehrerer Staaten 
berührenden Flüssen aasgesprochen und bestimmt, dass ein 
einheitliches System sowohl für Einhebung der Abgaben als 
auch für Handhabung der Polisei soweit als möglich für den 
gansen Lauf des Flusses eingeführt werden solle. Die .üfer^ 
Staaten eines internationalen Flusses haben sich verpflichtet: 
„ä rigler tPun eammun accord ce qui a rappori ä Iß namgoHon 
de e«ite WM^«.**) Zugleich wurde die freie Schiffahrt auf 
dem Rhein geregelt und, um eine genaue Controle für die Beob- 
achtung des gemeinsamen Reglements herzustellen und eine Be- 
hörde zu schaÖen, welche den Verkehr der Uferstaaten über alles 
auf die Schiffahrt Bezug- habende zu vermitteln hat, wurde 
eine Centralcommission creiil:, bestehend aus den Commissären 
der Uferstaaten , von denen jeder je einen entsendet. Diese 
Centralcommission hatte sich jedes Jahr in Mainz (jetzt in 
Mannheim) sa versammeln. Ausser der Centralcommission 
wurde aber noch eine zweite Behörde creirt , um in der Zeit, 
wo die Centralcommission nicht versammelt ist, über die Auf- 
rechterhaJtung des Reglements zu wachen. Diese permanente 
Behörde besteht aus einem Oberinspector und drei Unter- 
inspectoren. Der Oberinspector wurde ursprünglich mit 
Stimmenmehrheit von der Centralcommission ernannt, die 

•) Acte du congrte de VUnne Art. CXVHI. 

t 

X 
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ünteruiBpectorefi von den einzeliieii Ufmtaaten und zwar 

theils von mehreren altemirend, tbeils ansschliesslich von 
einem derselben. Die Aufgabe der Inspectoren ist es, die 
Aufsicht über die Ausführung der Reglements und die Schiff- 
fahrtspolizei zu führen. Der Oberinspector hat daher das 
Recht and die Pflicht, den Zollämtern in dieser Hinsicht 
Weisungen zn ertheilen und sich in Verbindung mit den anderen 
Localbehörden zu setzen. Die Zollbeamten und LocalbehÖrden 
sind verpflichtet, ihm Gehorsam und Hilfe zu leisten in Allem, 
was die AasfUhrang des Reglements anbelangt, nnd können 
die Erf&Unng seiner Weisungen nur dann verweigern, wenn 
er die Grensen seiner Befugnisse üherschreitet. Ausserdem 
kann der Oberinspector Voröchläge an die Centralcommission 
machen und darauf Bezug habende Materialien vorbereiten, '^'j 
Aehnliche Commissionen und Inspectorate sind später 
för den Po*), den Pruth ^) und die untere Donau geschaffen 
worden. Die bereits im Pariser Vertrag von 1856 in Aussicht 
genommene Uferstaatencommission für die Donau ist bis 
jetzt noch nicht in Wirksamkeit getreten, da sie erst nach 
Auflösung der europäischen Donaucommission organisirt werden 
soll. Die europEische Donaucommission, durch den Pariser' 
Vertrag eingesetzt, durch den Berliner bestätigt, besitst unter 

*•) Jtiglement pour la libre navigation des riv. Artides eoncemant§ 
ianaviff. du Jihm. Abgedrückt bei Whcaton, Elements II, p. 362—374. 

*) Vertrag zwischen Oesterreich, Parma nud Modena vom 12. Februar 1850 
Neumann, Recaeil IV, p. 118 fF. Art. IX: „Sara cura della Conimi8.tiu7ie di 
Stabilire il personale suballerno ßtmianeiUe di ^orveglianza e di enecwiione. 
Organisation der Commissioa Art. V. Durch die Wandlung dea Po von alnem 
istonittteinln la dum iwtimlett Strom «nffeUtal» 

*) YeiiniK swisoheii Oastemicb, Bimbnd und Baminiaa ▼ob 16. Deeem« 
Uat 1866. Hart Otts» Howoan Baoaoil XX, p. 296. ArtYU: ChmmUwn mixt» 
pßr m mnmie, emp&tiB dn diUgvi§ d^Autrkh»^ de Aunie et «In Prlne^mttA' 
(/nie». Art. Till: La commisnon nommera tm iiug^eeUwr, Art IX: LHnipeeteur 
/tneUowura com»« orgoM de la commudm permanente et eou» »a direction. 
Tl aura tm cara^thre international et aon autorkr s^exercern imligtinctement ä 
Vigard df toua lei pavillons. Vgl. das Reglement für die Pcuthschiffahrt bei 
Samwer-Hopf. Noavean Recaeil g6aeral i. I, p. 485. 

Pariser Vertrag vom 30. Mänt 1856 Art. 15. 16. Berliner Vertr. vom 
13. Juli 1878 Art. 53-56. 

') Art. 17. 

Dr. Jellinek, Die Lehre von den Staateuverbiuduugen. 
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allen infernationalen VerwalUmgseommisflioneii die weitgehend- 
.eten Befognisse. Sie hat ihren Sita in Galats', ist' aber in 
keiner Weise der rttminiadben Eegienuig unterworfen, tße ist 
gdam uns eon^He indipendanee de Vautorki terrüorutU" und 

schliesst sogar selbständig internationale Vertrage im Namen 
der verbündeten Regierungen ab sowie sie auob das Recht 
hat, Anleihen anfznnehraen. Von den Uferstaatencommissionen 
unterscheidet sie sich vor Allem dadurch, dass sie nicht durch 
das condominiam des Stromes von Seiten der üfermäohte, 
sondern durch das Gesammtinteresse Europas geschaffen wurde, 
und daher in noch viel höherem Grade einen internationalen 
Oliarakter besitst, als die anderen Conunissionen. 

Indem diese Commissionen die Sohiffahrtsreglements 
festsetzen und mit G^etzeskraft erlassen, indem sie Straf- 
bestimroungen Air Contraventionen gegen ihre Normen an&teUen, 
welche die Territorialbehörden zu executiren gezwungen sind, 
üben sie Acte einer internationalen Gesetzgebung aus , und 
indem sie als Appellationsinstanzen in den zu ihrem Wirkungs- 
kreis gehörigen Strafsachen fungiren, haben sie auch den 
.Charakter eines internationalen Gerichtshofes. Die Vereine- 
Staaten haben hier also wichtige staatliche Befugnisse dem 
gemeinsamen Organe znr Ansübnng delegirt, es sind Aote der 
Staatshoheiti welche zur Erreichung des.intemationalen Zweckes 
von keinem Staate allein Torgenommen werden, sondern cor 
Ansgleichnng der etwa vorhandenen Gegensätze und Dififiwenzen 
einer eigenen internationalen Autorität Übertragen sind, auf 
welche ein jeder der Vereinsstaaten Einfluss hat und in welcher 
er seine Meinung und seinen Willen geltend machen kann. 

Die anderen organisirten Verwaltungsbündnisse, welche 
bis jetzt in^s Leben getreten sind, sind Schöpfungen der beiden 

") Vgl. dM BtQ« SflUilikrta- «ad PoliMinglmiMat vMi MovwdMr 1870, 
Martent, Vouvm« Bae. t XX, p. 40. 

*) Z. B. Tsrtnf swiMhta der «vop. DooMeoanlsiioa imd Bswiatin, 

Nenmann Reoueil t. XIT, p. 403. 

") Vgl. Nenn» an n, R«cneH t. XIV, p. 447, 481. 

Ueber die BehQrdenorganisation bei gemeinflamar Yenraltnng inter- 
nationaler Flüsse vgl. Engelhardt, Du rigime conventionnel de» fleuves 
wtemationaux, Paris 1679, p. 185 ff. Vorschläge zu einer yülkexreohtlioliea 
Fiximng der SteUang der gemeinaamen Organe p. 238 if. 
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letcton I>eoeiiiiieii.i^ .üb tiiid dies d«r Telegrapbenyereio,- 
begrfindet auf der Petersburger ConÜBreos vom 17. Mai 1866. 
der Weltpostverein, geschaffen durch den Bemer Vertrag vom 

9. October 1874, und die internationale Metercommission 
(Pariser Vertrag vom 20. Mai 1875). Andere mit den Namen 
von Unionen und Vereinen bezeichnete Verwaltungsbündnisae 
gehören nicht hieher, weil sie keine stabilen Organe besitzen 
80 z. B. der deutsche Zollverein vor 1867, die deutsch-öster- 
reichisch -liechtensteinische Münzunmn von 1857 und die 1866 
abgeschlossene sogenannte lateinische Münzonion. 

Die dorch diese internationalen Vertrilge eingesetsten 
Organe nnd ihre Functionen sind folgende. die Post und 
den Tjelegrapben wurde je ein intemationaies Bureau eingesetzt, 
welches unter die Oberaufsicht der Centraiverwaltung eines 
der Vereinsstaaten, gleichsam des Vorortes des Vereines, gestellt 
ist und dessen Kosten gemeinsam von sämmtlichen contra- 
hirenden Staaten getragen werden.'«) Die Aufgabe dieser 
internationalen Bureaus, welche sich beide gegenwärtig in 
Bern befinden, besteht in dem Zusammenstellen, Publioiren 
und Vertheilen von Mittheilungen aller Art, welche von 
Interesse für den internationalen Post» und Telegraphendtenst 
sind, femer in der Verpflichtung, Fragen über die Modifiea» 
tion des Dienstreglemeats au instruiren, die angenommenen 
Verftnderungen bekannt an geben, alle Studien zu fSrdem nnd 
Arbeiten auszuführen, welche im Interesse des Vereines gelegen 
sind. Das internationale Postbureau hat überdies noch die 
Pflicht, auf Verlangen der Parteien ein Gutachten über streitige 
Fragen abzugeben. Beide Bureaus geben je ein Journal heraus. 

Das internationale Bureau für Mass und Gewicht au 
Paris bestehend aus einem Director, zwei Adjuncten und 
der nöthigen Ansahl Bediensteter, welche^ unter die ans- 
schMessliche Leitung und Aufiiicht eines internationalen Comit^s 
fttr Gewichte und Hasse gestellt ist, hat die Aufgabe, die 
Prototypen des Meters und des Kilogrammes au vergleichen 
und au verificiren, von Zeit au Zeit vergletchoide Messungen 

*«) Vgl. Mflrtiber Calvo t. U, 1. XVI tdot. 3-6. 
»») L. Renanlt a. a. 0. p. 38, 78. 

Meteroonrentioft Art. 1—11 ; StMtsaidiiT ^r. 5553. Bd. XXIX, S. 316. 

11» 
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der Mnsterraasse der einzelnen Staaten mit den internationalen 

vorzunehmen u. s. w. Das überwachende internationale Comite 
besteht aus vierzehn Mitgliedern, welche alle verschiedenen 
Staaten antjehören, es leitet die metrologischen Arbeiten, 
welche die Vereinsstaaten gemeinsam ausfuhren wollen, und 
wacht überdies aber die Aufbewahrung der internationalen 
Prototypen. 

Bei allen diesen Vereinen soll nach einem Zeiträume 
von mehreren Jahren ein Congress von BeTollmächtigten der 
Yereinsstaaten Busammentreteut um das System zu vervoll- 
kommnen und wichtige Anordnungen za treffen. Bei diesen 

periodischen Congressen (Telegraphenunion mindestens alle 
drei, Postverein alle fünf, Mass- und Gewichtsunion alle sechs 
Jahre) hat jede der im Vereine betindlicheu Administrationen 
eine Stimme."^) 

Bei Vergleichung der ständigen Organe der Schiffahrts- 
commisdionen mit den internationalen Bureaus ergibt sich 
zwischen beiden ein bedeutender Unterschied. Wahre obrigkeit- 
liche Functionen werden nur von den Hafenoapitftnen oder 
Inspectoren der ersteren ausgeübt. Die intemalionalen Bnreatw 
haben keine wie immer gearteten Entscheidungen zu füllen, 
sondern nur Material für die obersten Verwaltungsbehörden der 
Vereinsstaaten zu liefern , oder sie tragen, wie das Bureau 
für Mass und G-ewichte, ausschliesslich den Charakter eines 
auf gemeinsame Kosten erhaltenen wissenschaftlichen Institutes. 
Hier zeigt sich der energische Widerstand der Staaten 
gegen das Aufgeben ihres Sonderwiliens zu Gunsten einer 
internationalen Behörde. Auch bei der Bheinschiffahrts- 
oommisstott ist das zum Durohbruch gekommen, indem die 
revidirte Schiffahrtsaete vom 17. Ootober 1868 das Institut 
der gemeinsamen Inspectoren aufgehoben und an deren Stelle 
von den Uferstaaten fBr bestimmte Sectionen ernannte 
Inspectoren gesetzt hat.^*) Die Abneigung der Staaten aus 
dem Inhalt ihrer Machtfiille auch nur den geringsten Bruch- 

Post, RenaaltpvSS, indMs gelbidert« Besthnmansen Avank Art ZIX 
dM WeltpMtvertrmgea tob 1. Jui 1878. T«I«Kriph, ib. p. 80. Msttr Alt 

l — 3 des Vertrages and Annexe Nr. 1. 

Conven'inn revU/e pour la nnvigalion du Bhin; sign^e h Mannh»iil^ 
le 27. oelio^ ms. klarten«, Koaveaa Bec t. XX, p. 355 C AI^. 4L 
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iheil einem gemeinsamen Institute zu übertragen, ist da« 
grÖssteHindemigs einer Weiterentwiokelung dieser embryonalen 
Anfänge einer internationalen Verwaltnng8organi8ation.>T) 

Trotsdem dehnt sich aber der Kreis der Ajigeiegenbeiten, 
welche zur Bildung internationaler Organe drängen, immer 
iveiter und weiter. Die Erkenntniss, daas ein wirksamer 
Schutz vor (lern Weitergreifen ansteckender Krankheiten nicht 
durch einseitige Massregeln der einzelnen Staaten, sondern 
nur durch geraeinsame prohibitive Vorkehrungen aller civili- 
sirten Staaten zu erreichen sei, wird zur ßildung internationaler 
SanitätBorgane drängen. Die internationalen Sanitätsconferenzen, 
das Entsenden einer Commission zur Untersuchung der Pest 
in Bassland 1879, bezeichnen Schritte auf dem Wege, die 
Sanitätspolizei zu einer earopäischen Angelegenheit zu machen. 
Neben Post und Telegraph sind es ferner die Eisenbahnen, 
welche als das herrorragendste Institut des öffentlichen Ver- 
kehres gewisse gemeinsame Grundsätze der Organisation 
fordern und für welche daher auch über kurz oder lang ein 
Organ geschaffen werden wird, welches die übereinstimaiende 
£ntwickelung des Eisenbahnwesens in den verschiedenen 
Staaten zu fördern berufen sein wird. 

Das gilt für eine nicht allzufeme Zukunft. Da dieser 
Process der internationalen Verwaltungsorganisation aber 
im Laufe der Geschichte ein Gebiet der Verwaltung nach dem 
anderen» mit Ausnahme der ausschliesslich einselstaaUiche 
Zwecke fördernden Staatsf unctionen , ergreifen wird, so ist 
diese Form der Staatenverbindung berufen, zu einer immer 
steigenden Wichtigkeit im Staatenleben zu gelangen. 

Obwohl alle diese Vereine auf Zeit gegründet sind, ent- 
weder ausdriicl<licli oder indem den Theilnebmern ein Auf- 
kündigungsrecht zugestanden wird, so ist es doch klar, dass 
bei der Natur der durch den Verein zu fördernden Beziehungen 
in den meisten Fällen dem Verein eine ewige Dauer in dem 
Sinne znzuschreiben ist, dass mit seiner Auflösung ein anderer 
mit denselben oder dock ähnlichen Tendenzen an die Stelle 
treten mnss.^*) £ine gänzliche Vemiektnng des Post- oder Tele- 

") Vgl. Renault p. 34. 

Die Dauer der Telegrapbunonion and ded Weltpostvureiaes itl ia dra 
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graplienvemnes ohne eine dieielbe emetEende Nensehöpfung 

wäre als eine uonothige Erschwerung des Weltverkehres sowohl 
gegen das Gesammtinteresse der civilisirten Gesellschaft als 
auch auf die Dauer gegen das Sonderinteresse der einzelnen 
Staaten. Weniger durch ihre formelle Grundlage als durch 
die Constanz ihrer Zwecke können diese Vereine ewige genannt 
werden. Schon bei vielen nichtorganisirten Verwaltungs- 
bündnieeen zeigt sioli die durch die Natnr der zu fördernden 
Zwecke geheieohte Danerbarkeit des Yertragee, welche ^ 
zwar Modificationen, aber keine gänzliche Aufhebung desselben 
zultot. Eine Vemichtung der VertrSge zum Schutze des 
literarischen Eigenthuras oder der gegenseitigen Rechtshilfe 
z. 6. würde einen an Barbarei grenzenden Rückschritt der 
Cultur bedeuten. 

Neben den durch ihren Zweck in dauernde Institutionen 
verwandelten Vereinen gibt es eine ganze Reihe solcher, deren 
Existenz durch die Erreichung eines zeitlich begrenzten 
Zweckes abgeschlossen erscheint. Wie schon bei EröHerung 
der Allianzen erwähnt wurde, können internationale Organe 
auch zur Ausfahmng eines gemeinsamen Beschlusses poli- 
tischer Natur eingesetzt werden, deren Thfttigkeit mit der 
Srf81]ung ihres Auftrages ein Ende erreicht, wie z. B. die 
durch den Berliner Vertrag eingesetzte Commission zum 
Zwecke der Organisiruiig Rumeliens. Auch die europäische 
Donaucommission gehört in die Reihe der temporären inter- 
nationalen Organe. Andere gemeinsame Organe und Insti- 
tutionen sind hinwieder nur für einen bestimmten Cultur- 
zustand, für abnormale Verhältnisse berechnet , mit deren 
Weichen ^uch die ratio aufhört, die sie ins Leben gerufen 
hat. So ist die GonsularjurtsdiotioA im Orient begründet durch 
den Umstand, daas in jenen Ländern yon den einh'eimiteheit 
Behörden auf unparteiische Rechtssprechung für die Fremden 
nicht zu rechnen ist. Auf Grund der durch Verträge geregelten 
Oonsularjurisdiction sind von A.egypten mit Zustimmung der 
europäischen Staaten 1875 die internationalen Tribunale 

neiiigt«!! Vertfigta benitf Mf «nbMtlAato Z«it (pmimmtun teo^c Mlriniiib^ 
fwIfiMtsI «nd die Uiliiui das YwAam vm dun Aeilrftt «lies oder dw 
ndwtB GltodM mliklBgig «rklirt wordta. 
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gesohaiftui worden, tktt» «IniheiiiiiselieiL and frmden EicÜtem 
bestellend, welebe rinen grossen Theil der bisher den Consnlflir- 

gerichten zustehenden Functionen auszuttben haben, wodurch 
die Verwirrung in der Anwendung verschiedener Rechte bef 
Streitigkeiten zwischen Angehörigen verschiedener Staaten, 
die Beschwerlichkeit und das Zeitraubende der Appellation 
an die Obergerichte des Staates, dem das jadicirende Gonsdlat 
angehört und andere Unzakömmiiohkeiten vermieden werden. 
Abgesehen davon , daas diese internationalen ^eri^htsbdfe 
▼«Verband noch einen provisoriseben Charakter haben, kann 
man sie doch nicht als ein QUed in der E^tte dauernder 
internationaler Organe betrachten. Mit dem doch einmal 
eintretenden Augenblicke, wo die inneren Zustände Aegyptens, 
wenn auch unter einer anderen Regierung als der heutigen, 
die Garantie einer unparteiischen Rechtssprechung bieten 
werden, hat die Berechtigung der gemischten Tribunale ein 
Ende erreicht. 

Was nun die rechtliche Stellung der internationalen 
Fnnotionjure dauernder Vereine anbelangt» so sind sie nicht 
etwa gemeinsame Beamte der Yereinsstaatein, sondern An- 
gestellte des Vereines als solchen. Sie werden meistens ron 
den Gommissionen y Conferensen, Görnitz, in deren HSnde 
die oberste Leitung der Vereins Verwaltung gelegt ist, ernannt 
und beaufsichtigt. Indess ist es immerhin möglich, dass, wo 
die Ernennung eines Vereinsfunctionärs von einem der 
Vereinsstaaten ausgeht, er von diesem als sein Beamter 
betrachtet wird« obwohl er in Beziehung auf die Ausübung 
seiner Functionen dem gemeinsamen Aufsichtsorgane untere 
steht. So werden z. B. gegenmrtig die Rheininspectoren 
von den Uferstaaten einielii ernannt und nnteratehen den 
Emennungsstaaten in disciplinarer Hinsieht.*^ Trotzdem 
haben die laspectoren einen Diensteid auf die Befolgung der 
Schifliüirtsconvention abzulegen und sind der Central- 

üeber die OigaalMtlm dl«8tt 0«rietoh«ft siebe SfatttMmbiv Nr. 6622, 

Bd. XXIX, S. 157 ff. 

*") Rerldirter Rheinschiffahrtsvertrag ▼om 17. Oeiober 1868 Art. 41; 
■sTiens, Noavean Ree. t. XX, p. 67. 

•*) 1. c. Art. 41: Le$ in»pectevr$ priteront termtnt de «e eoTtformer hla 
Ö^Mention potrr la napifftUion du Uhin eto. 
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oommission zu Mannheim in dienstlichen Angelegenheiten 

unterstellt. 

4. Die zweite Art von Staatenvereinen ist die, welche 
wesentliche Zwacke der Binselstaaten als solcher durch gemein- 
same Institutionen und Organe zu erfüllen trachtet, sei es, 
daas die finauzieU unzureichenden Mittel der also varhundenen 

Staaten, sei es, dass ein gemeinsames Interesse derselben es 
erfordert. Solche Verbindungen widersprechen bereits dem 
Schul- und Normalbegriffe des Staates auf's Entschiedenste, 
denn dieser fordert sowohl, dass der Staat die Gesammtheit 
seiner Organe in sich vereinige und für sich habe, als auch, 
daaa er aus eigener Kraft alle ihm durch seine Zwecke ge- 
setzten Aufgaben zu lösen im Stande sei. Insbesondere die 
organische Staatstheorie kommt hier ins Oedringe, weil solche 
Eracheinungen mit dem Wesen des Organismus wenig in Ein- 
klang stehen. Sie sind eben ein neuer BewMs dafAr, wie 
unzulässig es ist, die Wirklichkeit nach fertigen Schablonen 
zu beurtheilen, indem das Reale dadurch einfach unverständ- 
lich wird. Allerdings aber werden solche Vereine nur zwischen 
Staaten geschlossen werden, welche entweder Glieder eines 
höheren staatlichen Gebildes, eines Bundesstaates, sind oder 
doch national und historisch zusammen gehören , also von 
Theilen eines politischen oder historischen Ganzen, die somit 
durch ihre i^chtliche oder geschichtliche Beschaffenheit mit 
einander in Verbindung stehen. 

Beispiele solcher gemeinsamer Staatsorgane bieten die 
in GemSssheit des Artikel XII der deutschen Bundesacte durch 
Vertrag errichteten gemeinsamen obersten G-erichtshöfe der 
kleineren deutschen Staaten ^^j^ (jas Oberappellationsgericht 
der vier freien Städte zu Lübeck, der thüringischen Staaten 
zu Jena, der beiden Mecklenburg zu Rostock u. s. w., welche 
auch im deutschen Keiohe nach der neuen Gerichtsverfassung 

**) Diese Gerichtshöfe haben nicht nar, wie ülbrich, Rechtlich« Natur 
55, meint, die logische P'unction der Urtheilsfindnog zu vollziehen, sondera 
sie Tcrpflichleu auch die mit der Execution der Uriheile betrauten Organe der 
einzelnen Staaten mm Vollsage derselben, haben also eine wakihalt obrig- 
kd^ba Faaetion, wie jeier ordentllehe Goiobtsbof Mborsr luUas ia Deataeli» 
Und. Vgl. H. Sehlis s, Trwu. Steatirecht II, 8. 295. 
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als gemeiiMame OberlandeBgericlite (das der Hansest&dte gegen- 
wärtig an Hamborg) fortbestehen. Die eioaelnen Siohterstellen 
werden von den Vereinsetaaten entweder so besetzt, dass jeder 

Staat das Ernennungsrecht eines oder mehrerer Richter hat 
oder dass bei der Besetzung gewisser Stellen albernirt wird.") 
Die einen gemeinsamen Gerichtshof besitzenden Staaten bilden 
für die demselben überwiesenen Functionen einen Gerichts- 
sprengel. Der gemeinsame oberste Gerichtshof der freien 
Stfidte hatte überdies für dieselben die Bedeatuag eines ver* 
fassnngsmässigen Staatsgeriohtsbofes, dessen Functionen 
jetst an das Reichsgerioht übergegangen sind.**) 

Die am organischesten durchgebildete Form eines 
Verwaltnngsvereines dieser Kategorie war der deutsdie 
Zollverein 1867 — 1871 mit Bnndesratb, Zollparlament und 
gemeinsamer Zollgesetzgebung. Trotz seiner parlamentarischen 
Institutionen war er nicht etwa eine Art'Bundesstaat, sondern 
nur ein Bündniss souveräner Staaten, des norddeutschen Bundes 
und der deutschen Südstaaten und wenn von einem Staats- 
rechte des Zollvereines gesprochen wurde, so war das mindestens 
eine ungenaue fieseichnung für die vertragsmässigen Fest- 
setzungen der Organisation des Vereines nnd seiner Functionen. 
Das Singulare in dem Charakter des Zollvereines bestand 
darin, dass dem Vereine als solohem das Gesetsgebungsreoht 
in 2Sollsachen deiegirt war, derart, dass den Einzelstaaten 
nur die Verkündigung, aber nidit die Sanction der Zollgesetase 
zufiel 2t*) — ein historischer Beweis dafür, dass auch die Aus- 

**) Du Oberappflllationsgericht der freien Städte z. B. bMtand bis 1866 
ftQB einem von den Senaten der vitji Städte gemeinüchaftlich ernannten Präsi- 
denten nnd sechs von den Städten gewählten Bäthen. Jede Stadt besetzte eine 
Bathsstelle , die fünfte wnrüe abwechselnd von Frankfart and firemeo, die 
sechste Eweimal vun Hambarg and eiumal vuq Lübeck besetst. 

•*) S. H. Schulze, Lehrbocb des dexitscben Staalsr. I, S. 505. 

•*) Der Zollverein wurde von v. Uartitz, Betrachtangen über die 
YerfagsuDg des norddentschen Bandes S. 8 f&r einen Bundesstaat, von 
Q. Meyer, Gnudsflg« S. 178, fttr dtea StatteaHraad srlclftri Daai «r wader 
ta «iae noeli dag andere, loadem «ia etBÜsckei VertnfiTerbiUtaist war, liat 
Tkadieliam a. a. O. S. 681, 582 1. riekti« erkannt 

***) ZoUvereinavertraf wom 8. Jnli 1867 Art 7: Hiersemeosel, Die 
YerfaBsang de* nbrdd. Bundi^n IT, S. 33; Tgl. Tkadichnm 8. &87; Zorn, 
Einife Straitfjragen, a. a. 0. 3. äOO. 
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Übung der Gesetzgebung durch einen Bund detnwlbdn socll 
nicht den Staatscharakter vindiciri. Aber midbt einmal den 
Charakter eines Staatenbundes kann man dem Zollverein 
beilegen, da ein eoleher in erster Linie politische -Zweeke 
an fördern berufen nnd ein¥ danemde Institntion der ver- 
bündeten Staaten ist oder wenigstens sein soU, wShrend fSr 
den Zollverein vorerst eilae Daner von zwölf Jahren in 
Aussicht genommen war. Nichtsdestoweniger aber erschien 
der Zollverein im Gegensatze zu seiner früheren Gestaltung 
nach Aussen hin als eine Einheit, die verbündeten Regierungen 
waren, insofern sie Verträge mit anderen Staaten über in den 
Wirkungskreis des Vereines fallende Gegenstände abschlössen,, 
als Eine Person anzusehen.**} Der innere G^rand dieser 
Brseheinmig wird im näobsten Gapitel erörtert weiden. 

Besonders interessant ist die Thataaobe, dass sowohl im. 

Zoliparlament als im Bundesrathe das Majoritätsprincip galt, 
dass also die Mitglieder beider Körperschaften nicht sowohl 
Vertreter des sie entsendenden Einzelstaates, als vielmehr der 
Gesammtheit der Vereinsstaaten waren dass demnach der 
£inzelstaat, wenn er im Bundesrathe überstimmt und ein Geseta 
im Zollparlamente vielleicht gegen die Stimmen der von seiner 
Bevölkerung gewählten Abgeordneten angenommen wnrde^^r 
den Willen der MajoritSt als seinen eigenen aooeptirte* £a 
ist dies eine lehrreiche Instenz gegen die Theorie, dass in 
Staatenvereinen und -Bünden in wichtigen Fragen stets £in* 
stimmigkeit herrschen müsse, das Majoritätsprincip daher nur 



"*) Wenn H. Schulze, Lehrbuch des deutschen Staator. I, S. 42, be- 
hauptet, dass die Staaten des Zoltvereios nach Aussen als einzelne Staats- 
Persönlichkeiten erschienen, so gilt das nur für die unnrganisirte Periode 
deraelbeo, wo (Separat-Artikel 20 zam Art. 39 des offenen ZolIrereioTartng«» 
mi 4. April 1853, Kartenii HonT«an RM«dl t XVI. P. I, p. 315) du Recht 
dM AlneliluMs von SMlvwIiiseB anadraeklieh den SäaseltfeMtea ▼a^liflh» 
wikraid Mit 1867 bw die Krone Preaaea «It PrieidiiiBi im Muies dei 
TerclM ait SSestimaiiog dev BoadeenlhM Tertrife in ZollMohea abtoUiMmn 
dufte: ZoUTeniaaTertng Art. 8 %. 6. 

") TgL Thndiehna a 600-606, 60a 

Bnyem, Beesen nnd Württemberg kalten die WiUbnrkeit wnm ZeJl«. 
perlement aaf die eigenen Stteltengekörigen beechflnkt. 
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ak Ausnahme in nebe&Mehliohoi. Dingen snr Anwendung 
kommen kdnne^ Mag man über die politieehe Bedeutung des 
ZoUvereinee mit der dominirenden Steliong Prenseens in ihm 
wie immer denken, reohtlioh war er eine ' 1 k er r e c h 1 1 i ch e 

Bildung. Die Erscheinnngen, welche bei ihm zu Tage traten, 
können daher dem Wesen einer völkerrechtlichen Staaten- 
verbindung nicht entgegen sein. 

Die gemeinsamen Organe dieser Art von Staatenvereinen 
sind nun nicht nur Functionäre des Vereines als solchen, 
sondern eie sind noth wendige Momente in der Organisation des 
Einnebtaates. Während bei der ersten Art dordi den Verein 
internationale Organe gesehaffen werden, werden hier 
staatliche Organe als gemeinsam eingesetst. Das Hit- 
glied des Oberappellationsgerichtes der freien Städte war sowohl 
Biohter yon Lflbeok, als von Hamborg, Bremen nnd Frank« 
fürt. Der Präsident des Zollvereines, der im Namen desselben 
Verträge mit auswärtigen Mächten abachloas, war nicht nur 
Organ des norddeutschen Bundes, sondern auch Bayerns, Badens, 
Württembergs und Hessens. Ebenso war das Zollparlament 
nicht eine Versammlung von Delegirten der Einzelstaaten, 
sondern eine parlamentarische Vertretung der gesammten 
BevdlkertiDg des Zoll Vereinsgebietes. Der bayerische Abgeord* 
nete snm ZoUparlament war daher nicht nnr Abgeordneter 
Bayerns, sondern ebenso des norddentsohen Bandes n. s. w. 

S* Von den Verwaltnngsvereinen dieser Eat^rie müssen 
streng jene fWe geschieden werden, in denen sich ein Staat 
▼ertragsmiisdg des Organes eines anderen snr Besorgung 
seiner eigenen Angelegenheiten bedient. Wenn das öster- 
reichische Oberlandesgencht zu Innsbruck die höchste richter- 
liche Instanz für das Fürstenthum Liechtenstein "bildet, oder 
das mecklenburg-schwerin'sche Ministerium des Aeassern die 
Geschäfte von Mecklenburg-Strelitz besorgte u. s. w., SO ent» 
stehen durch die betreffenden Verträge keine Vereine, denn 
hier besorgt nnr das fremde Organ im Auftrage seines Staates 
Angelegenheiten eines anderen. Diese Organe sind nicht 
gemeinsam, nicht Vereinsorgane, sondern sie sind und bleiben 
Organe Eines Staates, welche gemttss eines bestehenden Ver* 
waltnngsvertrages Functionen für einen anderen Staat aus- 
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ttben. Ein solches VerhältnisB ist kein organisirtes, sein Typus 
ist nioiit der des Vereiaes, sondern vielmehr der des jlfandates. 



IL 

Der Staatenbund. 

1. Wenn Staaten ein dauerndes politisches 
ßüiidnias, dessen Zweck mindestens in gemein- 
fiam er Ve rth e i di gun g besteht, mit ständigen Bun- 
desorganen errichten, so entsteht ein Staaten- 
bund. Von der Allianz unterscheidet sich der Staatenbund 
durch die Einsetsung von ständigen Organen zur Erfuliung 
des Bondeszweokes 1), von dem reinen Verwaltungsvereine 
dnroh das wesentliche Erforderniss eines politischen Zweekes* 
Es können auch Objecto des inneren Staatslebens: Gemein- 
samkeit der G^tzgebung und Verwaltung unter die Zwecke 
des Bundes aufgenommen werden, aber nothwendig ist nur 
die Verbindung zu gegenseitigem und gemeinsamem Schutz. 
Ohne diesen Zweck würde das Bündniss den Charakter eines 
politischen verlieren, der eben in dem Auftreten der Staaten 
als Mächte besteht. Nach der andern Seite jedoch lasst sich 
keine Grenze ziehen. Es hängt von dem Willen der oout'öde- 
rirten Staaten ab, ob nicht nur nach Aussen gehandelt 
werden soll, sondern ob auoh innere üoheitsreekte gemeinsam 
ausgeübt werden. Die Voraussetzung ist nur die, dass, wie 
eng auch das Band sei, welches die Staaten mit einander 
verknüpft, diese nur durch Vertrag gebunden sind, dass 
also die vereinigten Slaaten souverän sind und bleiben. 
Nur an der S ou veränetät der ver bün de ten Staaten 
hat der Staatenbund seine Grenze. 



') Die begriftliche Identität von Allianz and Staateobond behaupten: 
J. F. Fries, Von deutschem Band and deutscher Staatsverfassung. Ueidel- 
bero: 1816; F. v. Gagern, Mein Antheil an der Politik. lU, S. 191; vgl. 
über beide Brie, S. 47,48. Ferner Austin, Lccturea on juriaprudcncn 4"' ed. 
London 1879, p 264: .^yit^m oj ctmf'jirrated Btate* is not essentialli/ dxffcrent 
from a numhcr of independent connected hy an ordinary aUiance\ Zorn, 
Staatsrecht I, S. 62. 
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Die Unklarheiteui DankeJheiteo and Wideriprfiolie , mit 
denen die Geschichte der Lehren vom Staatenbunde behaftet 
ist, insbesondere die Schwierigkeit, ihn von anderen Formen 
der Staaten Verbindungen za trennen, haben alle ihren Gmnd 

erstens in dem unklaren Erfassen des SouverSnetätsbegrifPes 
und zweitens in dem Umstände, dass man, Unwesentliches 
mit Wesentlichem verwechselnd , in der Art und Weise der 
Organisation der ßundesgewalt , der Herbeischalfung der 
finanziellen Mittel für die Bundeszwecke, des Verhältnissee 
der Bundesgewalt zu den Unterthanen der verbündeten Staaten, 
in dem Umstände, ob wichtige Beschlüsse und vor Allem ob eine 
Aenderang des Bandesvertrages nur mit Einhelligkeit oder 
auch mit Migorit&t der Stimmen vorgenommen werden kann 
u. s. w. das Kriteriam des Staatenbundes erblickte. Anf 
diesem Wege entstand denn auch die Behauptung von den 
„fliessenden Grenzen" zwischen Staatenbund und Bundesstaat 2), 
weil in den meisten Punkten sehr leicht Uebergänge von einer 
Form zur anderen stattfinden können, und in den historisch 
gegebenen Conföderationen sich selten der geheischte Typus 
ganz rein, ohne Abweichung von der angeblichen Norm ver- 
körpert fand. Sieht man jedoch auf das wesentliche Moment, 
von dem aus allein eine klare Einsieht in das Wesen der 
Staatenverbindongen möglich ist, auf die Souveränetät und 
hat man diese in scharf juristischer Weise erfasst, dann 
schwinden plötzlich alle Hindemisse, welche scheinbar unflber- 
steiglich der Erkenntniss der juristischen Natnr des Staaten- 
bundes im Wege stehen, dann ist auch alles Schwankende 
und Fliessende aus seioetn Begriffe entfernt, und er steht 
als eine selbständige, feste, gegen andere scharf abgegrenzte 



Bl ist b«freindeiid, dass die neaerea Schriftsteller über toliweiser 
Bnadasreclit fast direhfehend die Unmöglichkeit begrifflicher Abgrenzung dea 
Staatenbundes gegtn den Bundesstaat behaupten, nachdem doch die unter- 
scheidenden Merkmale beider Formen im Wesentlichen bereits von Snell, 
Handbuch des schweizerischen Staatsrechts (I8ii9} 1. Bd., p. XX ff. richtig 
angegeben sind. Vgl. Kaiser, Schweizerisches Staatsrecht III, S. 17. Johannes 
Meyer, Geschichte des schweizerischen Bundesrechta II. Bd., 1875, S. 89; 
Dubü II., S. 5. Eine Ausnahme macht Bluntschli, Oesch lebte des schweiser 
Bondesrechts I. Bd., 2. Auflage S. 563. 
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jnriBtisolie Bildung da. Ein Zweck, dessen Minimnm m dem 
Sehntse des Bnndesgebietes besteht, eine Organiamtion , um 
dem Bnndeesweok sa genügen, Fortdaaer der SoaverSnetttt 
der verbfindeten Staaten*), daa aiad die weeentliehen Merk- 
male des Staatenbundes, welobe alle Formen desselben auf- 
weisen, selbst diejenige, welcber bis jetzt von der Theorie 
nur geringe Aufmerksamkeit zu Theil wurde. 

2. Meistens wird auch noch die ewige Dauer als ein 
Charakteristiken des Staatenbundes hervorgehoben, es wird 
ihm mit Kncksioht dar&ui^ dass er substantiell auf einer engen 
nationalen oder historischen Gemeinschaft der verbüiideten 
Staaten beruht, wie dem Staate selbst das Moment der Ewigkeit 
vindicirt. Nun ist es awar riobtig, dass ein Staatenband nicht 
wie eine ADianc von jedem Wechsel der Politik abhängig ist, 
er ist nicht auf die Daner einiger JTahre geschlossen, wie 
etwa ein Handelsvertrag. Der Bund mag sogar als ein ewiger 
bezeichnet werden und die Mitglieder auf das Aufkündigungs- 
recht verzichten. Trotzdem ist der Bundesstaat seiner Natur 
nach keine ewige Institution. Der ßundesvertrag selbst kann 
— wir werden im nächsten Gapitel ein Beispiel kennen 
lernen — ohne dass der so entstehende Verein den Charakter 
eines Staatenbundes dadurch verlöre, auf einen, wenn andi 
langen, doch immerhin endlichen Zeitranm abgeschlossen 

') Die Bewahrnng der Staatensouver&netät ist in den Bundesverträgea 
der drei Conföderationen , welche das baaptsäohlicbste Material föir die 
Theorie des StMtealnudes geliefert haben, sogar MtdfttoUiGli «It einer der 
vwat toston Zw«ek«i dee Budes MorkMsl woidta. ^rtUlu of OoitfiK^ wutio n 
HI: „Ifte $aid Aofei Hrtlby fMrüßuf mttr InCe. • Jim Uagmt of frimMdp 
«pM Mch UktTf for Mmmon 4^fmm, tfte Mirfty 1/ iMr K&erffM, ßmd 
l)Mr miilual «nd gaurai weifare*, MmKm^ AeaiMleet U Mete «odk eübr, 
t^mhM M foTM offnod to, or ofteele mtd» «yow <Aem , er any 9/ Amn, en 
account of rdifjion, toverei gnty , trade or ony other pretenee «oÄateo«r.* 
SchweiEsr Bundesacte Art. 1 : „Die XXII sonveränen Kantone der Sehwais 
▼ereinigen sich durch den gegenwärtigen Bnnd zur Behauptung ihrer Frei- 
heit, Unabhängigkeit aod Sicherheit gegen alLs Angriffe fremder Mächte." 
Deutsche Bundeaacte Art. 2: ^Der Zweck desselben (des Bundes) iit: Br> 
haltnng der äusseren nnd inneren Sicherheit Deutaohiands nnd der Unab« 
kingigkeit vnd ÜBTerletsbarktit der «{»selneB devtidhis BtaAtn." 
IVIeur SoUoHMte Aft. 1: «Der dentaehi^ Bind ist «la vUkenraeblUeliar 
Tezeia . . . mr Bevalv uf der Uaebbliigigkeit und ÜSTeriiAiberkelt der im 
Bande begfUbaeB Staaten.* 
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Warden und die rechtliclie MögUebkeit der Auflösung eines 
ab ewig beseiehiiateii Bnndee dnreh ttberdiiatiiiiniendeii WUlcii 
■ftmmtlicher TheUnehmer ist nieht in Abfede m steUen.*^ 
Ferner, da Terbündete Staaten sonverlne Staaten sind, und 
die Anslegang von StaatenvertrSgen naeb' YSlkemebt den 
Vertragstheilen selbst anheimgestellt ist, so Iblgt daraus mit 
unerbittlicher Consequenz, dass, wenn nacb der Ansicht eines 
der verbündeten Staaten sein Verweilen im Bunde ihn in seinen 
Existenzbedingungen angreift, wenn die Bundesgewalt nach 
dem Ermessen des Staates die ihr eingeräumten Competenzen 
überschreitet nnd kein anderes Mittel für ihn . übrig blttbt, 
als Unterwerfung unter dtti Band oder Austritt ans demselben, 
der Anstritt gerecblfertigt*ersebeint. .Nallifioation nndSeoession, 
ab9olnt verboten den Gliedern dea Einbeits- oder Bundesstaates, 
Iblgen logisob als Recbtsmittel ans dem Wesen des Staaten- 
bundes als eines ▼ertragsmiasigen Institutes. Der sonyer&ne 
Staat, wie wir bereits ausgeführt haben, kann weder unbedingt 
noch in alle Ewigkeit gebunden werden.*) Als Preuasen dem 
Bundesschluss vom 14. Juni 1866, die nichtpreussischen Corps 
gegen Preussen mobil zu machen, gegenüberstand, erklärte es in 
entschiedenstem Widerspruobe sum Bundesrechte den deutschen 
Bundesvertrag wegen der von ihm behaupteten Bundesrechts- 
widrigkeit dieses Beseblnsses für gebrochen nnd den Bnnd 1%r 
serrisseni indem es von seinem, mit der SonverSnetSt nnver- 
l«sserlidi TsrbnndenenRftebte Gabräneb mapb'te, Aber die reebt- 
liebe Wirkung der Handlung einer Vertragspartei auf den 
Staatenvertrag und seine Fortdauer selbständig zu urtheilen.<^) 

V. Mohl, Encyclopldi« 8. 647. 
Vgl. La band I, S. 8. 

*) Das hat bereit« in aller Klarheit erkannt P. A. P fixer, Ueber die 
Entwicklung des ö£fentlichen Rechts in Dentschland darch die Verfasenog des 
Bundes, 1835, S. 44: ^Anch soll im Staatenbund der Bundeszvreck nicht anf 
Kosten der Unabhängigkeit der Bondefglieder verfolgt werden. Daher nmss, 
obgleich d«r ZwMk Staatenbundes eine dnnernde Vereinigung voraassetsi, 
doch dar Anttritt msa dm Bande jedem Mitglied liwtgtakan, wtU oIum diem 
BetecnlM Mine llntnrwiffftinf utw di« BwckUut und Entadwidnngan dai 
BnidM nnfhSftn vlirde, ein» freiwiUice sa sein« mit einer geswanseoen 
Vnterverfonf aber eaine ünabhiacickeit eich in Abhängigkeit rerwandeln 
Wirde." Ebenso Welcher, Staatslezicon f. y. Bnnd m, 3. Anfl., S. 146. 

*) Haenel, Vertncsminite Ble»ente 
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d. Die fortdauernde Souveränetät der zu einem Staaten- 
bände vereinigten Staaten ist es eben, was den Staatenbund 
zu einer „unförmlichen, wenig befriedigenden Organisation des 
staatlichen Lebens* *) macht. Die Verwirklichung der Bundes- 
zwecke ist und bleibt zuletzt immer dem Willen der einzelnen 
Staaten überlassen. Die Bundesgewalt steht eben nicht, wie 
Viele behaupten, über der Staatsgewalt der verbündeten 
Staaten, diese sind nicht einer höheren,, von ihnen getrennten 
Gewalt unterworfen, sondern die Bundesgewalt besteht aus den 
Hoheitsrechten der verbündeten Staaten, mit welchen sie von 
diesen ausgestattet worden ist. Im Staatenbunde übt der 
Staat gewisse Hoheitsreehte nur in Gemeinschaft und üeber- 
einstimmung mit anderen aus. Aber er übt sie selbst aus, indem 
er sie einem gemeinsamen Centraiorgane delegirt, an dessen 
Beschlüssen er Theil nimmt, die er in ihrer rechtlichen Kraft 
controliren kann. Die Beschlüsse dieses Centralorganes sind 
daher seine eigenen Beschlüsse, welche aber inhaltlich denen 
der anderen verbündeten Staaten gleich sind. Auch wenn die 
Bundesbeschlüsse mit Stimmenmehrheit gefasst werden, voll- 
fuhrt der überstimmte Staat in Befolgung derselben nur seinen 
eigenen Willen, indem er im BundesTertrage eingewilligt hat, 
seinen Willen dem der Mehrheit zu conformiren.^) Selbst 
wenn die Durchsetzung des Bundesbesohlusses mit Gewalt, 
durch eine Bnndesezecution erzwungen werden sollte, wider- 
fährt dem Staate nur sein eigener Wille, wie ja auch gegen 



•) Waitz, Politik S. 159. 

') Haenel, Vtrtr. Elem. S. 42 sieht im Staatenbunde, insoferne Majo> 
xiHttlMmUttne »usstbciid sind, eis VarbUtsiM dar Uaber- «nd Ustarord* 
vmtg, da dar WUla dta Bnsdat In diaaem Falla ain von das WUlan ainsahier 
ThaUaelunar mSglidianraiia ▼««chiadaaer iat. Uabar dia wabra Bedavtnag 
daa H^aritSteprfiicipea im Staatonbanda bat aicb baralta Walckar aatraftnd 
anagesproclien, indain ar banarkt, dass Stimmenmehrheit fQr die Mitglieder 
aller GesellschafteD nnr so lange gilt, „wie sie ihnen nicht verletzend oder 
dem Vertrage mit seinem Zweck widersprechend erscheint. Sobald aber letzteres 
der Fall ist oder aucii in den wichtigsten Fällen, gilt stets der Widerspruch 
und es kann nnr durch Belaasuug beim Alten oder durch nenea Vergleich 
oder, wenn, sowie im Privatstand ein souveränes Staatsgericbt für die Parteien 
ezistirt, dnrch Rechtshilfe, sonst durch Krieg, endlich dnrch Tceanang der 
Streit ■ beseitigt werden*'; a. a. 0. 8. 142. 
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denjenigeu, der einen priyatreehtUohen Vertrag nioht erfttUt 
bat, im ErfBllnngsziirange der yertragswille, also aein eigener 

Wille, zur Geltung' gebracht wird.*) Ebensowenig ist die 
Errichtung eines Bundesgericlites, das über Streitigkeiten der 
Bundesglieder entscheidet, mit der Souverünetät der Staaten 
unvereinbar. Der Staat, welcher einein Schiedspruche sich 
unterwirft, ordnet sich nicht einem ihm fremden Richterwillen 
unter, sondern lässt die logiache f onction des Findens des 
Beebtea dnroh einen Dritten beeorgen. Ein Bundeegerieht im 
Staatenbunde bat den Cbarakter eines permanenten Sobieds- 
geriobtee, es ist nnd bleibt ein gewUIk&rtes Gbriobt. Es ist 
endliob sogar denkbar, dass ein Hobeitsreebt dem Central- 
organ in der Weise übertragen wird, dass es von diesem 
direct, ohne Vermittlung der Einzelstaatsgewalt ausgeübt wird. 
Es ist oben bei Erörterung des Protectionsverhältnisses gezeigt 
worden, dass die Ausübung eines Hoheitsrechtes dui'ch einen 
fremden Staat Nichts mit der Sonveränetät Unvereinbares 
enthält. Umsoweniger ist dies der Fall, wenn die Existenz 
des Organes, durch welches das delegirte ilobeitsredit aus- 
geübt wird, durch den Willen des delegirenden Staates scibit 
gesobaffen ist.^ 

4L Die auch in jüngster Zeit von Maacban ▼erfoebtene 
Lehre, dass im Staatenbunde eine Herrschaft ftber die ver* 
bfindeten Staatsgewalten ausgeübt werde vernichtet den 

") Yerkaniit ist das Wesen der Bnadesexecntioa voa Welcker S. 143 
uad Bake p. 84, die es mit Krieg verwechseln, welcher doch, so lange der 
Band besteht, zwischen I» and eHgl ledern principiell ausgeschlossen ist. 

*) Das Nähere lüerftber weiter noten. &. v. M o hl , Beichsstaatsreoht S. 29, 
N.l Mi liervor, daat kfin raohtlidier Qnuid «Insiiaelwa itfc, wsmm nioht in 
einoi Stantenbude Anordnnngen aoUten yerstnadat mden kOnnen, welehe Ittr 
di« UatifCliABMi nmnittelbSN Geltuig Idttten« beiaieluiat diaien Fall jedach alt 
AuaalUMb Von den OMlatan andaren PabUdetaa ivlrd.w eeUadlithin nagirt 
Scbon der deutsche ZoÜr^t9in 1S67- 1871 hätte indaw das Bild eines mit 
direct die TJnterthanen verpfliolitendera Gesetsgebangtiaciite ausgestatteten 
internationalen Vereines c^eboteu, wenn sich die contrahirendeu Theile über 
die Uersleiliinf; eioes BundeegesetablatteB httttea Terstaodigen köoneu. Vgl. 
Thudichum S. 587. 

^^'> V. M ar titz, B«trachtung»:n über «iie Verfassung des nordd. Bandes S. 1 ; 
Haenel, Vertragsm. Eleui. S. 43; Brie S. 60; G. Meyer, Lehrbuch S. 21. 
Dr. Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbiudungen. lo 
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Begriff desselben und dadaroh jede Möglichkeit, ihn vom 
Bundesstaate dnroh ein wesentliches Merkmal sa nntersoheiden. 
Eine Gewalt, welche eine Herrschaft ausübt, heranht diejenigen, 
über welche geherrscht wird , ihrer SonverSaetit. Eine Herr- 
schaft über souveräne Staaten ist ein Widerspruch in sich und 
sowohl theoretisch als praktisch unmöglich. Herrscht die 
Bundesgewalt, dann sind die Staaten eben nicht souverän, dann 
kann man Staatenbund und Bundesstaat höchstens durch ihre 
Zwecke, aber nicht durch ihre juristische Formation unter- 
scheiden; indess ist eine Beschränkung des Staatenbundes 
auf den ihm nnerlassliohen Zweck des Sohntses des Bundes- 
gebietes historisch gar nicht vorgekommen, da überall auch 
Zwecke des inneren Staatslebens cum Gegenstände des Bnndes- 
▼ertrages gemacht worden sind. Die Ansicht von der Herrscher- 
stellnng der Bundesgewalt J&ast sich aber nur deduroh be- 
gründen, dass man den Vertrag, der zugestandenermassen 
den Rechtsgrund des Bundes bildet, über ihn hinaus steigert 
und ihn dadurch zu etwas von ihm völlig Verschiedenem macht. 
Wie es aber möglich ist, dass ein Vertrag geschlossen werden 
kann, der keines der wesentlichen Merkmale des Vertrages 
bewahrt, wie die Beschlüsse der durch Vertrag oreirten Bundes- 
gewalt das Moment des auf den WiUen der Psciscenten 
beruhenden Vertrages derart abgestreift haben, dass sie au 
Herrscherbefehlen an die Staatsgewalten werden, dieses 
juristische Rüthsei haben die Anhänger jener Anschauung nicht 
getöst und nicht zu lösen versucht. 

Der Staatenbund ist ein Gebilde des Völkerrechtes. Das 
Völkerrecht kennt aber keine anderen Rechtssubjecte als 
Staaten. Der Staatenbund, der aln solcher nicht Staat ist, 
kann demnach nicht Rechtssubject sein. Er ist vielmehr, wie 
ihn V. Mohl^^) und Laband^") treffend charakt^srisirt haben, 
ein Bechtsverhältniss. £r ist nicht juristische Person 

**) Treffend Madisou im Fed^ralist, Nr. XX, p. 177: „a iovereignty 
Over sovereignf, a goremment over government/>. a legialation for communitie* , 
OB cmtradiHtinguished from individual» ; an it is a golecium iv Iheory^ so in 
prcLcUce, ü »* mbveraive 6/ the order and end« of civil polity. 

<*) Sncyclop&die S. 44, 465. 

*^ I, S. 68. 



oiyui^uu Ly Google 



179 



und kann es nicht sein.'*) Denn wie immer man über die 
vielbestrittene juristische Person denken mag, das Eine muss 
zugegeben werden, dass sie nur innerhalb der staatlichen 
Rechtsordnung entstehen kann, dass sie, wie schon ihr Name 
andeutet, die Schöpfang einer Rechtsordnung ist, welche über 
denjenigen stehen muss, durch deren Willen sie gebildet werden 
kaftn. Die Bechtsordnnng des Völkerrechtes jedooh, welohe 
ihre juristische Sanotion in dem Willen der Staaten hat, kann 
tramSgUch ans und über mehreren Staatspersönliohkeiten eine 
jnristisehe Person schaffen. Denn «war sich selbst kann der 
Einzelstaat im Verhältnisse zu. den Individuen den Charakter 
als juristische Person beilegen , indem er als Fiscus auf- 
tritt, aber einem Vereine, dem er selbst nur als Mitglied 
angehört, kann weder er noch die anderen Theilnehmer das 
verleihen, was ausserhalb seiner Machtsphäre liegt. Wenn 
im Staate durch Vertrag Einzelner eine juristische Person 
gebildet wird, so knüpft die Rechtsordnung an die Handinngen 
der Constituenten die Entstehung der juristischen Person 
als Beehtswirkung. Nicht der Wille der Mitglieder, sondern 
der höhere Wille des Staates ist der Beohtsgnmd der Existens 
der juristischen Person. Üeber einem Staatenbunde aber 
erhebt sieh keine Macht, die das schaffen kSnnte, was auch 
die summirten Willen der Einzelstaaten nicht verm5gen. 

Ueberhaupt ist die Anwendung des Begriffes der juri- 
stischen Person im öffentlichen Recht nichts als eine der für die 
richtige Erkenntniss desselben so gefährlicben privatrechtlicheu 

Indem Haeael, Verir. Elem. S. 60 die Anweadbarkeit der Kate- 
gorie der joristisohen Person fär das Völkerrecht behauptet und als Substrat 
dentlbea die Tereinigung der Staatsa sa aiiMr hlthtirea OanftiiiMAaft hia- 
■tallt, vwnlclitst «r implidte atin« eigtas Dsflaitioii diis Staate« all utolK 
koMmMM ud ■elbatgeongiMia'' Qtntiiischaft (S*49), tralohe «sur Br^asnng dar 
iBdiTidiiellen UosaUUigliohkeit'' (S. 6t) ein« noeli bttbere Organiaatira eben 
siebt eraengeii kann. Souverän und einer Organisation ant arge prdnjst sein, 
sind absolut unvereinbare Kategorien. Wenn der Staat sein« ünsaiängliohkeit 
überwinden and trotzdem souverän bleiben will, so kann er nicht Mitglied 
eines Vereines sein, dessen Wille dem seinigen als ein selbständiger entgegen* 
tritt. Die luristische Person in das Völkerrecht einführen, hefsst demnach dem 
sonveränen Staate seine Eigenschaft als höchsten menschheitlicben Herrschafts- 
■nbjectes absprechen. 

12* 
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Analogien nnd zwar eine um so bedenklioltere , als dieser Be- 
griff gegenwärtig einer der unsichersten des Privatrechtes 
geworden ist und sich noch nicht von den wuchtigen Streichen 
erholt hat, welche von verschiedenen Seiten gegen seine 
Existenzberechtigung geführt worden sind. Wenn Lab and 
den Bundesstaat im Gtegensatze zu dem ßecbtsverhältniss 
des Staatenbundes als jnristische Person qualificirt^*) und 
diese ^juristische Person des öffentlichen Rechtes" durch die 
SU einem Bundesstaate sich vereinigenden Sonderstaatea ent- 
stehen ISsst, so ist vor Allem an fragen, oh die also gehildete 
jnristisohe Person in der Ordnung des Völker- oder des Staats- 
rechtes ruhen soll. Der erste Fall ist unmöglich, denn das 
Völkerrecht kennt die juristische Person nicht. Im zweiten 
Falle aber, wenn die Bundesgewalt kraft ihrer staatlichen 
Natur dem Gesamratstaate den Charakter einer juristischen 
Peri>on verleihen würde, wäre diese Hinzufiigung eine ganz 
überflüssige y weil sie dem Staate kein neues Moment auf- 
drücken kann, das nicht schon mit seiner Natur als Staat 
gsgshen w8re. Man kann zwar mit Haenel jeden £inheit8* 
alaat eine juristische Person nennen, insofern dnrch diese 
Bsaeichnnng nnr die Thatsaohe ausgedruckt werden soll, dass 
er eine von seinen Bfirgerri unterschiedene und üher ihnen 
stehende Persönlichkeit besitzt**), dass er als G^sammtpersön- 
Hehkeit der Einzelpersönlichkeit gegenübersteht. Diese That- 
sache aber, welche aus der Natur des Staatös als der 
mit einem einheitlichen Herrscherwillen begabten Anstalt 
zur i'örderung der menschlichen Gemeinzwecke sich ergibt, 
wird durch die Einreihung des Staates mitden von ihm 
abhängigen öffentlich-rechtlichen Vorhänden und privatrecht- 
lichen Corporationen unter die gemeinsame Kategorie der 
juristischen Person um nichts klarer, vielmehr wird dto 
Staatshegriff in seinem innersten Wesen verdunkelt, wenn 
man seine durch das menschliche Gemeinlehen nothwendige, 
von der Einzelwillkitr anabhängige Existenz in eine Linie 
stellt mit den mechanisch-atomis tischen Bildungen, welche das 



I, S. 72. 

Vertr. £iem. S. 60 Note 61. 
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Privatredkt bervorrofen kann. Auf dieser seiner Natur als 
noth wendiger, mit einheitlicliem Hersoher willen begabten Orgonl* 
•ation des Gkmeinlebens bembt die QaaHtftt des Staates als 

selbständigen Beobtssabjectes, als Pere^nliobkeit, und zwar 
gleichgiltig, ober Einheits- oder zusammengesetzter Staat ist, 
so dass auch in dieser Richtung die Qnalificirung dfn Bundes- 
staates als juristischer Person mindestens überflüssig erscheint.^') 

5. Indem man nun den Staaterihnnd nicht als Kechts- 
subject auffasst, sondern als Rechtsverhältniss, als eine völker- 
reebtlicbe organisirte Gesellschaft, scheint man die Tbatsaehe 
unerklärt anlassen, dass der Staatenbund, wenn er nacbAnssen 
bändelnd auftritt, niobt als eine Summe von Staaten, sondern 
als eine Einbeit ersobeint and zwar bierin nntersobieden von 
der Alliana, in welcher die alHirten Mftcbte trots des gemein- 
aamen Zweckes, den sie verfolgen, als eine Mehrheit volker- 
recbtHcher Personen erscheinen. Wenn alliirte Staaten einen 
Friedensvertrag mit einer Macht absch Hessen, so werden so 
viele Verträge geschlossen, als verbündete Staaten vdrhanden 
sind, ein Staatenbund hingegen scbliesst einen einzigen Vertrag. 
Alliirte Staaten he^^itzen keine gemeinsamen Gesandten, bei 
eonfoderirten hat die Bnndesgewalt aetives und passives 
G^esandtsebaftsreobt n, s. w. 

Der Ornnd dieses Üntersebiedes ist folgender. Wenn 
Staaten sieb verbünden, so bleiben sie nach Aussen bin dann 
getrennte MSebte, wenn die gemeinsame Politik keine siebtbare 

So richtig aach gegen Qber den AusscbreitoiiKen der orj^anischen 
Staatfiheorie von v. Gerber auf die Staatspersönlichkeit als den Aasgangs- 
pnnkt der jnristischeu Betracbtang deg Staates hingewiesen worden ist, eina 
80 grosse Gefahr liegt fär das ätaatsrecbt in der vöUigen Loslösang des 
joristiacben Staatsbegriffes von seiner natiUrliehen Grnndlage. v. Gerber 
mSbn Int «udifteklioli die ipwilsak«, durch die ibm wMantlieb« Ewnthitr- 
nwelit voa d«n joriftiveheii Penomo venehiedeiM Katnr de« Staatea kerrer^ 
gekobea nod vor eiser TermeDfong beider eiadrin^di feveml YfL Orned- 
sttge.S. S, K. 8, Beilege I & 218» BeiL H 8^ m Wenn diete Weniug 
»icM besehtet vnd der Staat eUflidi alt joristisclie Peraon behandelt wird, 
dem ist sehliesslidi bei consequenter Darchführong dieses Gedankens die 
D«»gradirnng des ganzen Staatsrechtes an einer Partie des Privatrechtes U!)ver- 
nieidlicb. üeber die Oefabrcn der Ueberspannung des abstracteu l^ersonllchkeits- 
begriffes fttr das Staatsrecht treffend U. Schulze, liehrbncb des deutschen 
Staatsr. 1, S. 20—23. 
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Oarantie der Dauer in neh tr&gt. Die AlUans, die heute 

gescHlossen ist, kann der nächste Tag zerstören. Wenn aber 
die andauernde Gleichförmigkeit der äusseren Politik ver- 
bürgt ist durch eine Organisation der verbündeten Staaten, 
welche die Wechselfälle der Politik überdauern soll, dann 
wird bei dem Umstände, dass dauernde Gleich- 
förmigkeit des Handelns mehrerer Snbjecte und 
innere Einheit von Aussen gesehen denselben 
Anblick darbieten, die Gesämmtheit verbündeter Staaten 
wie eine yölkerrechtliohe Einheit betrachtet und wie ein 
völkerrechtliches Snbject behandelt. Das Völkerrecht kennt 
eben die |,iitmfa BubUUtat*^ nicht , welche in anderen 
Rechtsgebieten herrscht. Mag man auch herausklUgeln, dass 
gemäss der gegebenen Begriffsbestimmung des Staaten- 
bundes conföderirte Staaten auch nach Aussen als eine 
Vielheit erscheinen müssten, die völkerrechtliche Praxis, 
und nur auf diese kommt es hier an, nimmt Staaten, 
welche dauernd dieselbe Politik verfolgen , wenn sie als 
Gesämmtheit auftreten, als eine einzige Macht, weil eben 
dauernde Gemeinschaft und innere Einheit ein und denselben 
praktischen EfE^eet hervorbringen. Daher war auch der Aus- 
druck aGesammianacht", den sich der deutsche Bund besüglioh 
seiner internationalen Stellung beilegte^«)» trotz der in den 
Bundesverträgen ausdräoUich anerkannten unverinderten 
Sonveränetät der einzelnen Staaten völlig gerechtfertigt. 
Selbst wenn ein Staatenverein nicht politischer Natur ist, und 
die Gemeinschaft nur ein eng begrenztes Verwaltungsgebiet 
betrifft, so kann doch au'^h in Beziehung auf dieses beschränkte 
Gebiet die Gesämmtheit der verbündeten Staaten als eine 
völkerrechtliche Einheit angesehen werden, wofern nur Organe 
vorhanden sind, in welchen der Societätswille sich verkörpert 
und durch welche er> sich manifestiren kann. Deshalb ist 

»•) Vgl. Galns, InHii. Ul, 94. 

**) Wiener Schlassacte Art. 2 : „Dieser Verein (der Bund) besteht in 
Bttinem Innern als eine Gemeinschaft selbständiger, nnter sich unabhängiger 
StMten, mit wechselseitigen gleichen Vertragsrechten and Vertragsobliegen- 
Wten, in seinen änsseren VerhältniMUi Aber als eine in politischer Einheit 
verbniidene Gesammtmacht." 
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die enropftisobe Donancommissioii bei Abscblnss der in ibr Be 
reiob fallenden Verträge al's eine völkerreebtlicbe Einheit aufge- 
treten, und ebenso die deatschen Zollvereinsstaaten seit 1867 in 
ZollsachpTi ; die Zollverträge wurden nur vom Bundesoberhanpt 
unter Zustiinraung des Bundesrathes abgeschlossen, derart, 
dass in jedem Falle nur ein einziger Vertrag zu Stande kam. 
Am demselben Gnmd wie Verwaltungsverein und Staaten- 
band eredbeinen auch real-unirte Staaten , trotzdem ibr Ver- 
b&ltniBs auob nnr das einer Societät ist, insofern sie gemein- 
sobaftliob nacb Aussen bändelnd aoflareten, als eine Einbeit. 

Die Einbeit verbündeter Staaten näob Aussen ist aber 
besobriinkt auf die im Bnndesvertrage angegebenen Zwecke. 
Inscfern sie das Recht, als Macht aufzutreten nicht aua- 
dpftcklich nur in Gemeinschaft mit den anderen Bundesgliedern 
ausüben zu wollen sich verpflichtet haben , bleiben sie für 
die nicht durch den Bund zu erfüllenden Zwecke als distincte 
internationale Grrössen besteben. Sie behalten daher in diesem 
WtAle das aotive und passive Gesandtschaftsrecht , das Recht 
der Verträge und die Entscbeidung über Krieg und Frieden, 
welobe Aeobte jedoob nur unter Wabrung des Bundessweckes 
ausgeübt werden dürfen. Das einseitige JEtecbt über JB^rieg 
und Frieden benebt siob selbstverständliob nur auf Offensiv- 
kriege und da ein solober sieh letobt in einen defensiven, also 
den Bandeszweck tangirenden, verwandeln kann, bleibt es, 
wie ehemals im deutschen Bunde für die über ausserhalb 
des Bundes liegende Besitzungen herrschenden Bundesglieder 
in ihrer Eigenschaft als europäische Mächte, eine nicht zu 
billigende Anomalie. 

Ueberhaupt gilt aber für den Staatenbund der aus der 
Natur der Souver8net&t> fliessende Sats, dass die Vennutbung 
iSr die Competens der Staaten und gegen die dee Bundes 
entsobeidet. *i) In letater Instans entscbeidet im Gonfüdtsfalle 
der Staat, die Buadeszwecke gegen seine büobsten partieulareii 
Zweeke abwägend, über seine Zuständigkeit, denn selbst der 

Wiener Sehlmsacte Art. 46. Der amerikaDische Staatenbund forderte 
Zostimmimg des Conpressea fär den Krieg eines Bundesgliedes : Art ofConf. F/,5* 
Ueber die Schweiz and die vereinigten Niederlande vgl. Bake p. 60 — 69. 

Vgl. Zftpfl I, §. 64 y i Held, Syitem I, S. 394. 



Digitized by 



184 



Sprach eines BundeegerichteB hat, 90 lange der Staat eoaverftn 
bleibt, für ibn nur die Bedeutung eines Sebiedsspmehes, dem 
er kraft seiner Sonveränetat Gehorsam yärweigern kann. 

Ans den bisherigen Erörtern ngen hat sieh bereits snr 

Genüge ergeben, dasa von einer Souveränetät des Bundes als 
solchen aensu atriGto nicht gesprochen werden darf. Wenn 
dennoch der publicistiaohe Sprachgebrauch von dem souveränen 
deutscheu Bunde, der souvei'änen schweizer Eidgenossenschaft 
vor 1848 bestand, so ist diese der Gresammtlieit der ver- 
bündeten Staaten zugesohriehene Soayeränetät keine von 
der der Einxelstaaten nntersehiedene , sondern sie föUt mit 
ihr snsammen oder vielmelir sie bezeichnet die ans der Son- 
▼eränetat der Einzelstaaten fliessenden Hoheitsrechte,, welche 
gemäss des Bnndesvertrages gemeinsam auegeübt werden 
sollen. Weil die völkerrechtliche Praxis Staatenbünde als 
Einheiten ansieht , so liegt es nahe, auch ein einheitliches 
Subject für das Bundesverhältniss zu supponiren. Es ist 
indess nach dem Vorangehenden klar, dass, wenn ein Bund 
Krieg erklärt, dies eine coUective Kriegserklärung sämmtlicher 
▼erbündeter Staaten ist, dass. wenn ein Bund Gesandte ab* 
ordnet, dieselben gemeraschaftliohe Gesandte der Einzelstaaten 
für die Angelegenheiten sind, besUglioh welcher dnroh den 
Bandesvertrag ein einseitiges Vorgehen eines der verb&ndeten 
Staaten ausgeschlossen ist. Einen Staatenband sonverSn 
nennen, heisst demnach nichts Anderes« als einen nngenanen 
Ausdruck für die fundamentale Thatsache wählen, dass 
gewisse Hoheitsrechte von den verbündeten Staaten nur nach 
vorhergegangener Einigung über die Art und Weise der 
Ausübung, also gemeinscliaftlich ausgeübt werden. 

6. Unter den Staatenbünden sind zwei Arten au unter- 
scheiden. In der Wissensobaft hat bisher fast ausschliesslich 
die erste Art Beachtung gefanden, derart, dass aus den ihr 
zugehörigen historischen Erscheinungen vielfach der Typus 
des Staatenbundes schlechthin construirt worden ist. Allerdings 
ist diese Art die älteste und die einsige, welche dauernde 
und snerksnnie Verwirklichung gefunden hat. 

hie griechischen und latinischen Städtebünde, die 
Hansa des J^ittelalters, die vereinigten Niederlande und die 
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Eidgenoflsenflcliaft der aokwelser Kaotooe bis 1798 imd dann 
1815—1848, die Vereimgteii Staaten von Kordamerika 

1778 — 1787, der Rheinbnnd und der deutsche Bnnd gehören 
samint und sonders dieser Reihe von Staatenbünden an. Ihr 
wesentlicher Charakterbesteht darin, dass das Centraiorgan dos 
Bundes ans einem Gesandtencongress der verbündeten Staaten 
besteht, der entweder ständig ist oder zeitweilig durch eine 
der verbündeten Regierungen als Vorort vertreten werden 
kann, dass in dieeem GresandteneongreBs die Mitglieder naoh 
den Inatruotionen ihrer Regierungen stimmen, dass eine Aen- 
derung des Bandesvertrages nor durah Stimmeneinhelligkeit 
aller ßnndesglieder erfolgen kann, endlich — und dieser 
Punkt ist für diese Art der Staatenbünde der wichtigste — 
dass die Beschlüsse des Hundesorganes nicht unmittelbar 
Geltung für die Bürger der Staaten besitzen, sondern sie erst 
durch ausdrücklichen Befehl der Staaten erlarigen, so dass 
die Bürger immer nur der Gewalt ihres Staates als Einzel- 
staates unterworfen sind, also der Societätsgewa,lt nicht unter- 
stehen. Das gilt jedoch nur für die Gesetzgebung, indem das 
färlassen von Normen mit verbindlicher Kraft für die Staats- 
bürger ausschliesslich den Staaten vorbehalten bleibt. Wohl 
aber kann der Bund einzelne gemeinsame Ezecntivorgane 
ernennen, wohl gar Behörden einsetsen, weldie direct ohne 
Vermittlung der Staatsgewalten auf die tTnterthanen ein- 
wirken. So z. B. hatte in den vereinigten Niederlanden 
der Stadthouder als Generalcapitain und Admiral weit aus- 
gedehnte execntive Befugnisse, so bestanden dort Admiralitäts- 
collegien , die das ansscbliessliche Verfügungsrecht über die 
Karine hatten.^^) Die nordamerikanische Confoderation PT naonte 
die Generale der für gemeinsame Vertheidigung ansgehobenen 
Contangente der Staaten der deutsche Bund hatte das 

ai^ Hgn kmui aofar mit Snell I, p. XXV behau pten, Ums ohae eigene 
VolUagi^organe ein nur eioigermassea ertriglicher StMtenbuod nickt ors«Bisirt 

werden kann. Vgl. aach Bake p. 93 iF. 

Ifeal, Scitvofi du Oouv. ir, p. 311; Ed. de Laveloy*?, forme 
du nouof rneinLnt dum ia r^ubiv/ue des I*rovinces. l/nies. jReoue dmx mondes 
1874, p 877- 882. 

Art, tif Conjkdertai^ti VI, VJI, 
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Bechti den Oberfeldhemi der Bandeatrappen zu erneoneii.**) 
Der Staatenbund der schweizer Eidgenoasensehaft von 1815 
bis 1848 setate fest, dass die Tagsataang die Organisation 
der Gontingentstruppen bestimmt, über deren An&tellnng nnd 
Gebrauch verfügt, den General, den Generalstab und die 
eidgenössischen Obersten ernennt. Dass gemeinsame Gesandte 
ernannt werden könneo, ist bereits erwähnt worden. 

Die rechtliche Stell ang dieser gemeinsamen Organe ist die- 
selbe, wie bei der zweiten Form der Yerwaltongsvereine. Sie 
sind also nicht nur Organe des Vereines, sondern anch wesentlich 
Organe der verbündeten Staaten selbst. Der GeneralcapitSn 
der vereinigten Niederlande war als Execntivorgan des Staaten- 
bundes Organ eines jeden der verbündeten Staaten. Indem 
ihm z. B. das Recht zustand, alle Officiere der Bnndesarmee 
zu ernennen, übte er einen Act der Kriegshcheit aller Staaten 
aus. Der vom schweizer Bund zu ernennende General war 
als solcher General der Contingente aller Gantone und daher 
der Gantone selbst. 

Es ist für diese Form des Staatenbandes begrifflich nicht 
ausgeschlossen, dass zur Feststellung der gemeinsamen Normal 
den Vertretern der Kegiemngen Volksvertreter, etwa Abge- 
ordnete der Parlamente der Vertragsstaaten an die Seite 
gesetzt werden.**) Der Münchener Entwarf einer deutschen 
Bundesverfassung vom 27. Februar 1850 z. B. hielt an der 
Idee des Staatenbundes fest verlangte jedoch die Errichtnng 
einer Nationalvertretnng von dreihundert von den Landes- 
vertretern der einzelnen Bundesstaaten gewählten Mitgliedern 
welche das Recht der Zustimmung zu den gemeinsamen 
Gesetzen, sowie das der Initiative haben sollten.^^) Ebenso 



Bnitdesvertrag vom 8. Angnst 1815 Art. 8. 

Gnindzüge der Kriegaverfassung des deutschen Bundes: G. v. Hejtr, 
Ctrp. Juris Conf. öerm. 3. Aufl., II, S. 140; vgl. Zachariae II, S. 829. 

») Zöpfl I, §.64, XI; Waits, S.157; Bluntsohli Oasch. d. sohw. 
Bund«». I, S. 563. 

Zöpfl I. §. 194, S. 514. 

Geber den Mfincheoer Entwarf v. Kaltenborn , G«aehiehto dar 
drateohan BnndavraiUUtDiaM II, S. 187 f.; Zachariae I, S. 231 Note 26; 
Z9pfl I, §§. IH 195; H. Sehulse, Bialettiii« & d31. 



oyio^uu Ly Google 



187 



venncbtmi das siefasiflelie R«formproject von 186t und das 

österreichische von 1863'''), beide staatenbündiscber Natnr, 
eine National Vertretung zu schaffen. 

Da alle diese Staatenbünde keine dem Bunde übertragene 
Finanzgewalt, sowie kein selbständiges Heer besassen, so hat 
man dem typischen Bilde des Staatenbundes wohl noch die 
Merkmale hinzugefügt, dass er in ünanzieller Hinsicht auf die 
Matricularbeitrage der Bandesglieder angewiesen ist und sein 
Heer sieh ans den Gontingenten der einzelnen Staaten snsammen- 
setst. Da indessen Staatenbünde gemeinsame Institutionen 
haben müssen, — wenigstens ein stihidiges Centraiorgan nnd 
die Möglichkeit gemeinsamer Repräsentation nach Aussen 
mnss dem Begriffe des Staatenbundes gemäss gegeben sein — 
so lässt sich hier keine begriffliche Grenze ziehen. So gut 
wie Generäle und Oberste kann auch eine ganze Armee 
gemeinsam sein, und es lässt sich sehr leicht denken, dass 
der Bund eine selbständige Einnabmsquelle besitzt, etwa indem 
er zugleich eine Zolleinigung darstellt und die Erträgnisse 
der ZöUe direet an die Bnndesoassa abgeliefert, nnd zu Bnndes- 
swecken verwendet werden. Es ist allerdings bei dem Bestreben 
▼erbfindeter Staaten, ihre SonverSnetfit nnr auf das Allemotb« 
wendigste einznsebränken , nnwabrscheinlioh , dass bei dieser 
Art des Staatenbundes die gemeinsame Heeres- und Finanz- 
Verwaltung irgendwo einen breiten Rahmen einnehmen wird. 

7. Dieser Form des Staatenbundes, welche keine directe 
Gesetzgebung des Bundes kennt und auch die Verwaltung 
zum weitaus grössten Theile den Bandesstaaten überlässt, 
steht eine andere gegenüber, welche eigentlich nur theoretisch 
ansgebildet ist, deren einziger Yersnoh jedoch, in die Wirk- 
lichkeit hersassutreten, durch den farchtbarsten Bürgerkrieg 
nnseres Jahrhunderts erstickt worden ist. 

Die Partei der nordamerikanisohen Union, welche die 
Fortdauer der StaatensonverSnetüt in der 1787 gegründeten 
Union behauptete, hat ihren geistvollsten xmd. scharfsinnigsten 
Vertreter gefunden in John C, Calhoun.") Wenn auch 

») StMkwrobiy I. Hr. 164. 
StaatMvehiv vm, Nr. HfiO. 

Die ans bior intentstrendett Ansf&hrangen Calhoun'g Aber die 
recbtUeb« N«tar d«r Uiilon siad ai«d6if«lect in dem bweita eitirMn DkomnB 
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Mine AusfiUiroiigeii auf die Union nioht anwendber sind, 
wenn die grosse Streitfrage, ob sie oder die Staaten soaverSn 
seien, wie Präsident Garfield bei seinem Begiemngsantritte 
bemerkte, durch den bffehsten Gkriditsbof des Krieges zu 

Gunsten der Union entschieden worden ist, so war doch die 
Conföderation der Kebellenstaaten auf den Ca 1 h o u n'achen 
Principien aufgebaut. Aber nur diese kann unbestreitbar als 
eine Verwirklichung des Calhoun'schen Begriftes eines 
^edet'al government'' gelten. Die Uebertragung der Calboun'schen 
Ideen auf das neue deutsche Reich, die Seydel mit wenig 
£rfolg versucht bat, übersieht — abgesehen von der Frage, 
ob sie juristisch durchführbar ist — vor Allem den tiefen 
Unterschied der historischen nnd socialen Grundlagen des 
hanpts&ohlich aus monarchischen Staaten xosammengesetsten 
deutschen Reiches, dessen Fttrsten jahrhundertelang einem 
gemeinsamen Oberhaupte untergeordnet waren und dem auf 
der Idee der Volkssouveränetät nnd grosstmüglicben Auto- 
nomie der Grlieder aufgebauten transatlantischen Buiuieastaate, 
dessen Einzelstaaten die volle Souveränetät als Geschenk zu 
ihrem Geburtstage als Staaten erhalten hatten nnd früher nur 
einer Macht unterthan waren, mit der sie sieh durch kein 
innerlich nothwendiges Band verbundisn fühlten. 

Wenn die Calhoun'sohe Theorie der Föderation, sowie 
die Natur des Bundes der amerikanisehen Secessionsstaaten 
im Folgenden eingehend erörtert wird, so soll dadurch gezeigt 
werden, wie weit die Grenzen des Staatenbundes gehen, wie 
er Formen annehmen kann, durch welche er sich, so lange 
kein tiefer ConHict in seinem Inneren herrscht, von einem 
Bundesstaate praktisch kaum mehr unterscheidet, wie aber 
auch in dieser täuschenden Umhüllung die Natur der Sou- 
veränetät in unerbittlicher Weise die Existenz der blos ver- 
tragsmftssigen Gemeinschaft zu einer bedingten, von dem 
Willen der Vertragsglieder ununterbrochen abhingigen macht. . 

on IhiA Constitution and goveniment of the United Staten. Kur/.e Analysen dieser 
Abbandinng, die bei aller »ophistiachea Interpretatioa der Uaioasverfassiing 2u 
dem Bedeutendsten xählt, wa» diü amerikanische Staat-swissenschaft geleistet 
hat, bei v. M o hl, Geschichte uud Literatur der Staat^wissenschaften I, S. 570 ff. ; 
Bättimann 1, S. CJdtf.; Brie, S. 193— 198j Haenel Vertr. Blem.S. 24-27. 
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Calh oan gebt von dem Satse ana, daee die Constitittion 
derTereinigten Staaten ein Vertrag zwieohen Staaten, also kein 
Geseta über den Staaten sei. Von dieser Prämisse ans weist 
er mit unwiderlegbarer Scbftrfe naeh, dass ein Vertrag unter 

allen Umständen Vertrag bleibt, dass die nur durcb Vertrag 
gebundenen Staaten souverän sind und bleiben, dasa die 
Souveränetät untheilbar ist und nur entweder bei der Union 
oder bei den Einzelstaaten sein kann. Die erste Alternative ist 
durch die Tbatsache aaageschlossen , dass die Staaten als 
Gontrahenten des Vertrages fortexistiren und demnach sind 
ansseUiessUeh die einzelnen Staaten der Union, nicht aber 
diese selbst sonverftn. 

Das Eine ist jedenfalls das bleibende Resaltat der Ans- 
«fttbmngen Calhonn*8, dass ein Bundesstaat dnrdi Vertrag 
nicht begründet werden kann, dass also, wenn ein Vertrag 
der künftigen Grliedstaaten bei Gründung eines Bundesstaates 
geschlossen wurde, dieser nicht als Rechtsgrund der neuen 
staatlichen Bildung gelten kann. Das Mangelhafte der 
Deductionen Calhoun's bezüglich der Union liegt darin, 
dass er die Möglichkeit, dass die Unionsverfassong auf einem 
anderen Grande als dem eines Vertrages ruhe, gar nicht in 
ErwSgnng zieht, in dieser Einseitigkeit allerdings anterstützt 
Ton der in Amerika popalftren Ueberzengang von der Ver- 
tragsnator des Staates überkaapt. 

Von der ersten Fonn des Staatenbandes, von einer 
^confederaey^ nntersoheidet sieb jedoch das ^federalgovernmmV^^ 
wie Calh Gun die von ihm entwickelte Bildung nennt, trotz- 
dem beider Grundlage ein Vertrag ist in einem wichtigen 
Punkte. Das Centraiorgan eines Staatenbundes der ersten 
Art, wie ea die Union bei ihrem Entstehen war, gleicht einer 
Versammlung von Diplomaten, die zusammenkommen, um zu 
beschliessen , wie ein Band oder Vertrag zwischen ihren 
Soaveribien zur AnsfÜhrnng gebraoht werde, wobei jedook die 
AnsfÜbrang selbst den vertragschliessenden Theilen überlassen 
wird. Das y/edertd gavemmeru** besitzt aber als Centraiorgan 
eine wirkliche Kegierung, welche direot auf die Bürger der 

1. 0. p. 161 
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Staaten wirkt, und zwar übt dieses Centraiorgan sowohl 
Gesetzgebung als Verwaltung und Gerichtsbarkeit ans. Diese 
Macht steht dem Centraiorgan jedoch nicht sn eigenem Beoht 
sn, denn es ist blos dnrch den YertragswUlen der Staaten 
geschaffen nnd weiter nichts als der Träger bestimmter, ihm 
▼on den Staaten delegirter Hoheitsrechte. Die Staaten sind 
nnd bleiben souverän, daher müssen sie auch die Subjecte aller 
Hoheitsiechte bleiben. Ein Quantum ihrer Macht übertragen 
sie zur Ausübung an den Bund, während der liest, sowohl 
der Innehabung als der Ausübung nach, bei ihnen verbleibt. 
So zerfallen die staatlichen Hoheitsrechte in zwei Ciassen: 
delegaied und reseroed power s.*^) 

Bie delegirte Macdit wird durch die Bundesgewalt gemein- 
schaftlich mit den anderen Staaten ausgeübt. Die Feststellung 
der Art und Weise der Ausübung der delegirten Macht gehört 
nothwendig in die Verfassung eines jeden der verbündeten 
Staaten, daher ist die Bundesverfassung ein Theil der Staats- 
verfassung, Diese Construction ist nicht so leichthin mit 
dem Einwände zu beseitigen, dass die BundesverfaBsung einen 
für die Einzelstaatenverfassung unmöglichen Inhalt habe, 
weil in ibr Normen vorhanden seien , welche von dem Einzel- 
Btaat nicht erlassen werden können, da sie ausserhalb 
seiner Machtsphüre liegen — wie gegen die SeydeTsche 
Ueberiragnng der Calhoun'schen Ideen auf das deutsche 
Reich eingewendet wurde. *^ Wenn es s. B. in der Bundes- 
verfassung heisst, dass Massachusetts diese und Connectiotti 
jene Ansahl Abgeordneter in das RepHisentantenhaus sendet, 
so liabe diese Bestimmung in der Verfassung des Staates 
New-York keinen Sinn , so wenig die Landesverfassung von 
New-York verfügen kann, dass die Staaten Massachusetts und 
Connecticut bei der Wahl des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten mitwirken sollen, oder dass der Präsident über 
die Streitkräfte der Staaten Vermont und Rhode-Island £u 

p. 225 : „fAe goremment of the United Sta(es w, in each State, the 
co-ordifiate of itt separate <fovemm«nt; and taken togelhtr, tk« two make the 
entire govemmtnt of «ae& «nd oU Stalte».^ 
•*) p. 167. . 

^ Haeael, Tartr. läem. S. 63. 
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▼erfögen berecfatigt ist Solche Slltze wären nur insoferne 
unmöglichy akde präoeptive £raft haben sollten, wohl aber 
enthalten sie nichts Unmögliches als rein declaratorisohe 

Bestimmungen, in welchen die Eigenschaften der Organe fest- 
gestellt werden, denen die zu delegirenden JbLobeitsreclite zur 
Ausübung übertragen werden sollen. Es enthält keinen 
Widersinn, wenn verfasanngsmässig erklärt wird, als Prä- 
sidenten des Bundes soll nur demjenigen Gehorsam gezollt 
werden, der auf eine bestimmte Art von allen Vereinsstaaten 
gewählt worden ist, wenn auch der Einzelstaat als solcher keine 
Macht hat» die Wahl des Präsidenten nach dem im Bandes- 
▼ertrage ang^benen Modns ansnordnen. Dass die Mitglied- 
schaft an einem Staatenbunde in die Landesverfassung als 
integrirender Bestandtheil anfgenommen nnd die ans dem 
Bundes vertrage entspringenden Brechte und Pflichten zu ver- 
fassungsmässigen erhoben werden können , dafür bieten Bei- 
spiele viele Verfassungen von Gliedern zweifellos als Staaten- 
bünde zu charakterisirender Staatenverbindungen. So hieas 
es z. B. in der badischen Verfassung vom 22. August 1818: 
1. Das Grossherzogthum Baden bildet einen Bestandtheil 
des deutschen Bundes. §. 2. Alle organischen Beschlüsse der 
Bandesversammlnng) welche die verfassungsmässigen Verhält- 
nisse Deutschlands oder die Verhältnisse deutscher Staats- 
bfiiger im Allgemeinen betreflTen, machen einen Theil des 
badischen Staatsrechts ans und werden für alle Glassen von 
Landesangehörigen verbiadlich, nachdem sie von dem Staats- 
oberhaupt verkündet worden sind." *•) Ebenso bestimmen die 
meisten Verfassungen der schweizer Cantone aus der Zeit des 
Staatenbundes die BimdesangehÖrigkeit. Wenn nun die 
Zugehörigkeit zum Bunde und die staatsrechtliche Bedeutung 
der Bundesbeschlüsse verfassungsmässig festgestellt werden 
können, dann ist nicht abzusehen, warum in dem Grundgeseta 

H. A. Zaehariae, Die deatscbea TerfiUMUig^gttsttS« derQq^vart 

1865, S. 831. 

»^) Z. B. Solothxun (1841) §. 1: „Der Kanton Solotharn ist ein Frei- 
staat und ist ein Hnndesglied der schweizerischen Eidgenossenschaft." Snell 11^ 
S. 340; Wallis (1844) §. 1: „La rdpubliqua de Valai» forme un Etat tou- 
verain ineorpor4 cohum Muten ä im eomfMntim mim.* ili. 8. 866. 
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nicht tkUßk diejenigen gemeinsamen Organei durch welche die 
Aoiilbttiig der delegirten Hoheitsreohte stattfinden soll, die 
Art ihrer Eineetsaiig und die ihnen snkommenden Functionen 
bezeichnet werden können, am sie derart in ihrem recht* 
liehen Werden nnd Sein den Staatsbürgern kenntlich zn 
machen, und diesen Gehursam gegen die Bandesregierung 
anzubefehlen. 

Die Theorie von der tortJauernden Innehabung sämmt- 
licher Hoheitsrechte durch den Einzelstaat in dem mit einem 
federal govenanent auso^erUsteten Staatenbunde steht in vollem 
Einklänge mit dem Fundament der amerikanischen Staats- 
rechtsanschanung. Das Snbject aller Hoheitsrechte ist dasYolk, 
dem die SouverSnetät unflbertragbar innewohnt* Sämmtliche 
Organe des Staatslebens handeln nur im Auftrage des sou» 
TerSnen Volkes. Sowie nun das souverftne Volk die Terschie- 
denen aus seiner Souveränctät Üiessenden Gewalten im Staate 
an ver8chied(*iit; Organe überträgt , wie verschiedene Träger 
der verschiedenen staatlichen Functionen durch die Staats- 
ideen gefordert sind, so kann das Volk die Gewalten ebensogut 
unter zwei gesonderte Organismen vertheilen. Die Einheit der 
SouverSnetät ist in dem sweiten Falle so wenig wie in dem 
ersten gefährdet*') Denn nur» wenn swei verschiedene Sub- 
jeote f&r. beide Organismen angenommen wftrden, wenn dem 
einen von dem angeblichen Gesammtstaatsvolk, dem anderen 
von dem Einselstaatsvolk seine Gewalten delegirt worden 
wSren, dann wäre jene Tbeilung der Souverftnetät voriianden, 
welche sowohl begrifflich als auch faotisoh unmöglich ist.'') 

**) üeb«r diesen für die rielitige WArdigang seiuer Theorie widitigsten 
Punkt spricht «r sich folgeadermasiKrn ^w. „It i» oidy by etnmdarmg tha 
granttd powtn^ in iheir tme eharaetsr of irimt or tUlegaled powers, tkmt all 

the various pari» of out eompliecUed «tystmh of gov€rnment ean be harmonirfd 
and explained. Tfutn rcgarded, U "•HI be ea^y to perceioe Uoto the people of 
the ieverai Sfatea cvuld gra-id eerfnin poivert lo a Joint — or, as itn f ramer» 
eaUed it — a gmeral '/ovemment, in trust to be exercited to tksir common 
beneßff wUhoui an ahsoltUe uurr ender of them ; or uutkoui impoiring their inde- 
pendmee and Mvereiyniy." p. 145, 

**) ffBegarding t/i«n m tkt i^fioHte Ught, mapowtr» ohtelttkly murtndeftd 
and irimocahljf trun$ferred, uu^lieaUe di^ßaUiiet prMent thaus^Mt, Jmang 
t&e irti u Aatt wkith $prinff§ from tfte idea öf divided *§vertigntif , imelimng 
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Wenn die Bnndearctgiening nim üana Beehtagrand in 
einem Vertrag swifleken den Staaten hat, wenn sie nnr der 
Triger eines Quantome von den EinseletaatsvSllEem delegirter 
ataatliclier Macht ist, so kann sie nicht über den Staaten 

stehen, sie ist den Staatenregierungen nicht über-, sondern 
beigeordnet. Sie ist das Werk der Staaten, ihr Geschöpf. 
Daher können die Organe des Bundes keine Autorität über 
die Staaten beanspruchen, sie haben nicht das Recht, einen Act 
des Einzelstaates für null und nichtig zu erklären. Im Gkgen- 
theile folgt aus der Natur des Bundeß als einer vertrage- 
m&Bsigen Institution und aas dem Wesen der Sonveränetät 
mit nnerUttUoher Nothwendigkeitr daas die Staaten Biekter 
sind über den üm&ng der Bandeseompetens und die Yer- 
i^8sangsndU»igkeit der Bnndesbesolilüsse, dass im Falle ein 
Aet der Bandesregierang ihnen verfkssungswidrig erseheint, 
sie das liecht haben, von der Gesammtheit der Staaten (auf 
dem für Aenderungen der Bundesverfassung im Unionsvertrag 
vorgeschriebenen Wege) ein TJrtheil über die Verfassungs- 
mässigkeit des betretfenden Actes zu verlangen, bis dahin 
denselben als rechtsangiltig zu betrachten und dass, wenn 
trotz der Billigung des Actes durch die Staaten der in der 
Minorität befindliche Staat die Competens der Bundesregierung 
für Überschritten h&lt, der Austritt dieses Staates ans dem 
Bande gerechtfertigt erscheint. In diesem Rechte der Seoession 
bewährt sich die trots des Bandesvertrages fortdauernde unge- 
brochene Souveränetät der Staaten : „ ThcU a Stat«, aa a party 
to the constüutional compact, kos the right to secede — acting in the 
same capacüif, in which it raiified the coristäution — cannot^ wüii 

1k» pwyharfn^ fMttion — kom Ifte pwft» cf ik» Mverfll Siatu «an ha pmü/f 
äOBertigmt and partly not tomnign — sovereign a» to tha re$eroed and fM 
»overeign as to the delegated pov>er$f There U no difficuUy in underttandmg 

how powers, appertaining to sorereignty , mag he dividtd ; and the ex er eis« 
of one portlon delegated to <me set of agents, and anotker portion tö annlher: 
br kow sovei'cignly mag be vested in one man or in a few ; or in many. Bvt 
how tovereignty itaelf — Che tupreme power can be diviäed, — huw the people 
of the »evereU 8taU§ ean be partijf tOoereign and partly noi §OMrmgn — partly 
tupreme, and partly nöt «tfHWM ~^ ii i$ imfoatiNe ediMeio«. StuMnignty 
i» an mtüte ikmg\ to dimd» — to detkny tl." p, 146, 

Dr. Jellinek, Die Lehre von dea Staateaverbiudungen. 1$ 



L^iy -i^uu Ly Google 



194 



any shovo of rea$on dmd$d hy <my eme 1OI0 rtgardt ike emuidti^ 
hm 09 a compact 7%iä retulta neeesBarüy from the fuUure 

of a compact, where the parttes to ü are sovereign; andy of course, 
have 710 higher authorüy to which to appeal. That the effect of 
secession would he to place her in the relation of a foreign State 
to the otherSj ts equally clear — — All thia results, necetaarily, 
from the nature of a compact öetween sovereign, pattiM, 

%, Die Geschiebte hat entschieden , dass die Satze 
Calhono's auf die Umon nicht anwendbar aind, daaa nicht die 
Staalton, acndern die Union dnrdi das oberste Bnnde^enekt 
Aber die YerlkasaogsinSsngkeit eines Gesetses entscheidet» 
dass daher bei ihr nnd nicht bei den Einaelsfcaaten die Son* 
▼erBnetät mht. Aber die za Montgomery geschlossene Con* 
federation der Rebellenstaaten war ganz auf den C a 1 h o n n'schen 
Principien aufgebaut. Indem die secedirenden Staaten von der 
Union sieb losrissen, glaubten sie bereits von ihrem angeblichen 
Hechte Gebrauch zu machen. Der Präsident der Confederation 
nannte es einen Missbranoh der Sprache, dass dieser Vorgang 
eine Revolntion genannt wurde, nnd die Argomente, mit 
welchen er den Abfall von der Union rechtfertigen wollte, 
waren die Calhonn's. Trots der grossen Aehnlichkeit der 
Confederationsverfassnng mit der der Union nnterseheidet sie 
sieh von der letzteren doeh wesentlich dadurch, dass sie in ihriem 
Eingang ausdrücklich als ein Vertrag zwischen sonver&nen 
Staaten bezeichnet ist, dass jene angebliche Zweideutigkeit, 
welche in dem Prearabel der Unions Verfassung liegt, durch die 
Erklärung beseitigt ist, dass die Staatenvölker als solche 
den Coufederationsvertrag errichtet haben.*') Nach den 

p. 301. Dieselben Argamente für die Rechtfertigang der Secessioo, 
irckbe ttbrigens bereiia 1798 von Jeffersoii in den Kentackybeschlttsien 
fonialirt «areo, in der Botschafl Jef fexton DaTit' TeaSD. April 1861 
«i den GoBgreee der Bebellemtaaten toa Montcomeiy. SlutMrddv Mir. 64i 

I. Bd^ a m 

*0 TasagBiatloinredi des Prieidtalen der Gonlbderirtea 9ta«tea voa 
18. Vebrnar 1861. Sütatsarcbiv Kr. 6S, Bd. I, 8. 135. 

Einging der UnionsverfiMeBlv: i^lFe, the people of the United State», 
t»» Order to form a mor« per/ect union, protjide for the common defenee^ pro^ 
mote the general welfare, and tecure the bletnnff» of liberty to onraelve* and 
our jfoUerity, do ordain and estabUsh tM* eonttiiiUion for the United Statu of 
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Inteotioneii der yerträgsdliUesBeiideii Theile sollte also duek 
den Bund keine selbatSndige Staatsgewalt entgtehen nnd 
daher aneh kein gemeineAmes StaatsTolk Vorhänden sein, 
sondern jeder Bflrger nnr setner Staatsregierang nnterthan 

bleiben , indem diese den Kreis ihrer Hoheitsrechte theils 
selbständig, theils in Gemeinschaft mit den anderen Vereins- 
staaten ausübt. Die Confederation, wenn ihr zum Unheil der 
Entwickelung Amerika's der Sieg besohieden gewesen wäre, 
hätte also, trotz ihrer Abweichung von dem herkömmlichen 
Typus des Staatenbundes, einen Verein völlig souveräner 
Staaten gebildet.«*) 

Von jenem Typus unterschied sieh die Confederation 
noch in einem sehr wesentlichen Punkte. F8r Aenderungen 
und ZusStsie zum Bundesvertrage war n&mlieh nicht nur 
keine Einstimmigkeit der verbündeten Staaten erforderlich, 
sondern es lag die definitive Entscheidung sogar bei einer 
noch geringeren Majorität als in der Unionsverfassung — hier 



Amwiea,* 'XhepsopU^ftke fMied Statu kaan sowoU du Volk der Uoioa «Ii dar 
eisMliMiiStMiteii «b^Mlohir Mratn ud daii Utittnn CHiiii achieUdmiAiis- 
dnMfcsnlir Oalkonit p. 132 V|^. Story, OmmmUarUt o» U» ihnttUutixm of 
tke Untied States §. 352 ; RttttimABB I, S. 74 ; Beaoh Lawrence IT, p. 96, 97. 
Eingang der ConfederationsrerfMMnuig : „fPe tha fopla of t&B Cou/edc' 
rate States, each State aoting in hi$ »overeign and independent 
charaeter, in order to form a p ermanent Federal g ove mm ent , 
9$tahli»h justice, inrure domtstic tranquillity and secure the blessings of liberty 
to ouraelve$ and our potterity — invoking the favur and guidance of the 
AlimigMy Qod — do ordain and e$tabliah thit conttitution for the Confederate 
8t€an o/ America. Artikel VI, 5 : 7%e cmmim'aiioHt m Ao rnnttttuHon, of cer» 
taim «Aott twt ht cotutrucd to dmy or diaparage othoro relamed fty the 

pooplo of tho oeoeral Staf, irtknnd boi dm oonst gloioUaiiteBdon 
9. Amendement der UnionvrerfMni^i die letelin vier Worte fehlen. Sbeme 
wird im Artikel IV, 6, das IQ. Amendement aufgenommen mit dem ansdrlUllB» 
liehen Beifügen, dasa die den Confederirten Staaten durch die Verfaeeoai; 
nicht delegirten Gewalten den Staaten oder deren Völkern (to ihe people 
the reo/) reservirt seien. Die Abweichungen der Confederationsverfaasiing TOn 
der der Union abgedruckt bei Haenel, Vertr. Elem. S. 276 — 283 

**) »TÄc Confederate ConttittUion in the main was copied from that of 
ihe UniUd States, but ils f ramers toere particular to state tfiat the poxoers 
ee e teä In <>• (kmgreet were delegatod^ not granted to that Body»* Coolej 
in eelier Anegabe von Story, Boeton 1873, I, p. 220. 

18* 
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dreiviertel, dort zwei Drittel der Staaten.«*) Im falle ein in der 
Minoritöt befindlicher Staat ein Ton der Majorität acoeptirtea 
Amendement als durchaus gegen den Geist des ünionavertrages 
verstossend angesehen hätte, so wäre er durch das aus seiner 
Souveränetät flieasende Recht derSecession vor der gezwungenen 
Unterwerfung auter den Willen der Majorität geschützt 
worden, sowie er auch die nach seiner Ansicht bundesrecbts- 
widrigen Acte der Bundesregirung hätte nallificiren können. 
.Dieser Punkt ist enteoheidend fär die Frage, ob allein durch 
den Umstand, dase eine Bondeeverfueung dorch Majorität 
der zur Verfossnngsänderung befugten Factoren abgeändert 
werden kann, dieselbe sieh nothwendig als Verfassung eines 
Bundesstaats qualificirt, ob daraus allein gefolgert werden 
kann, dass die Bundesgewalt das Recht der Entscheidung 
über ihre Competenz besitzt. *5) Er zeigt, dass im concreten 
Falle das Kriterium zwischen Staatenbund und Bundesstaat 
nur zu gewinnen ist durch Entscheidung der Frage, ob es 
irgend einen Aeohtsgrund gibt, der den im Bunde enthaltenen 
Staaten gestattet, aus ihm auszutreten, mit anderen -Worten, 

**) Art. V der Confederationsverfassung : JT^Jon thc danand of any three 
Stßtetf legaiiy a$»embltd in their »evercd Conventions, the Clongrest thall summon 
« CbiiMNljbn of uU Siate§ to loft» wlo oondderation nuh amendmenU to 
OMUfftirftOR «0 dhit tmd State» Motf «OiMUr m mggesting at Hm» idktn 
1k» »«dd «bmoMcl m rnade; Mtd »komld amg of tko propoted »mondmmit» of ifte 
ChmiUulion he tigreei «n Sy the »aid Omvenlfton — wüng Ay State» — emd 
Ae Mine he raUßed fty Ae LegMaiure» of two ikird» of the eeveral Stete», or 
hjf cottioeiiiien» m tteo Ihhd» thereof — a»Ae ene or the other mode of ratißcatiou 
muff he propoaed hy ih» general ctynvention — they ahall thene^orwa*d form 
a pari of thia ConatitvUion. Vergl. Art V der ünionsverfassang* 

Haenel, der Einzige, welcher die Confederation von 1861 in die 
jaristische Betraclilung gezogen hat, reibt sie unter die Bondesstaaten ein, 
gemäss suiaes Satzes, dass die Herrschaft des Majoritdtgprincips bei der 
Willensbildung, insbesondere bei der Yerfassungdänderang eines Bunde» das 
einzige feste Kritariam des Btaatliclieii Oharakters desselben aei Vertr. £lem. 
8. 149, Tgl. 8. 49, 60. Aber der BimdeasCaaft dorolibrlolit nadi Haenal di« 
SouTeriaetft der Ytrbfindateii Stastan, Tfl. 8. 46, wftbrend die oon&derirtea 
Staates anedrttcklich Aura volle wd «ngetheilte SonTerftnetftt bevabraa 
wollten. Der Hacbwoia. dass oia aof Galhonn'schea Principien arriehteter 
Bond mit ansscMiessIicher Souveränetät der Bondesglieder überhanpt nicbt 
möglich ist, dass er dem Wesen des Staates widerstreitet, ist von Ha anal 
iiicibt angetreten worden. 
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ob die Lösung des Bundes in den Willen der Staaten gestellt 
ist, oder nieht. 

B. Sowolil die Theorie als die Oeschiobte hat die 
Möglichkeit dieser zweiten Form des Staatenbundes und 
damit die Grenzen geseigt, bis su welchen der Staatmbund 
gehen kann, ohne seinen Charakter zu verlieren. Sie hat 
gelehrt, dasß auch die directe Unterordnung der Unterthanen 
unter die Bundesgewalt nichts dem Wesen des Staatenbundes 
Widersprechendes enthält, sofern nur die Bundesgewalt keine 
eigenberecbtigte JElzistenz hat und daher nicht nach Art einer 
selbständigen, von den Willen der verbündeten Staaten unab- 
hftngigan Staatsgewalt herrscht, sofern ein Herrschaftsreoht 
derselben über die Sinsebtaatsgewalt ausgeschlossen ist. Daraus 
wfpbt sich fttr die Theorie unumstSsslich der Satz, dass es 
für alle Gestaltungen, die der Staatenbund annehmen kann, nur 
einen festen Punkt gibt — den der Souveränetät der 
Bundesglieder, und somit hat sich aus der Betrachtung 
der historischen Bildungen die Richtigkeit der Behauptung 
ergeben, die wir an die Spitze dieses Capitels gestellt haben. 

m. 

Die fiealuQion. 

A. Kritik kitberifsr Bsgriffobestiniiiungen. 

1. Im Gegensatze zu der Personalunion als der recht- 
lich zufälligen Vereinigung mehrerer Staatsgewalten in 
einer physischen Herrsoherpersönlichkeit pfl^ seit H. A. 
Zachariae als eine Form der juristischen Staatenver- 
bindungen die Realunion definirt zu werden als die grand- 
gesetzliche Vereinigung mehrerer Staaten unter demselben 
Herrscher»^) Das Hauptgewicht wird auf die Verfassungs- 
mässigkeit der Vereinigung gelegt, derart, dass sie für eine 

^ Tos Stydel, CoamtnUir 8. XV, nieht gUtaUidi Sit «ftestsreelit- 
* lieker StMlmbind* iMStiehaet. 

*) H. A. Zsehariae, Zur ScblMwif-Ho]sttiii*Mh«ii Vng» 1847* 8. 29 

Deutsches Staats- n. Bundesr. I, S. 104; Zöpfl I, §.65 II; Held, System I, 
S. 395; 0. Mejcr S. 6; Pözl, ßtaaUwörterbuch s. v. Union X, S. 671; 
U. Schatze, Einleitims Ü.ÜQI ; 0. M e/ er, Lahrbach a 19 ; U Ib r i ch , Becht- 
liehe Natur S. 6. 
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itaatareektliohe «rUIrt wird. Sie wird demnaoh dnieh 
Gesetas begründet, dauert so lange ala das Geaets und wird 

durch Gesetz aufgelöst.*) Der neueste Bearbeiter dieser Lehre, 
V. Juraschek, sucht nachzuweisen, dass der Begriff der 
Realunion sich nicht beschränkt auf die verfassungsmässige 
Einigung mehrerer Staaten unter einem gemeinsamen Herrscher, 
sondern vindicirt ihm eine viel umfassendere Bedeutung, 
indem er ihn derart erweitert, dass jede verfaeeungsmäesige 
Gemeinsamkeit eines staatsreehtliehen Organes nnter ihn fällt. 
Er defimrt nSmlioh als Eealnnion »jene Staatenvereinigong, 
welche besteht durch iigend «n oder mehrere von mem Ver- 
fassnngsgesetxe begründete, zwischen mehreren Staaten ge- 
meinsame staatsrechtliche Listitnte oder VerhSUnisse, ohne 
neben oder über den unirten Staaten einen neuen Staat zu 
errichten."') Die Realunion steht als eine eigene Staats- 
recht 1 i c h e F orni neben dem Bundesstaat, beide bezwecken 
die gemeinsame Lösung gemeinsamer Aufgaben. Die Gemein- 
samkeit der Organe kann sich in wirkliche Einheit verwandeln, 
und es ist ei» unmerkliches Uebergehen der Eealnnion in den 
Einheitsstaat möglich.**) 

S. üntersnohen wir zunächst die Möglichkeit einer gmnd- 
gesetslfchen Vereinigung mehrerer Staaten. 

Das Wesen des Gesetzes besteht darin, dass es Gebote 
an die dem Machtbereiche des Staates unterworfenen Per- 
sönlichkeiten enthält, also an die seiner Grewalt untergeordneten 
Individuen und Verbände, an seine Organe und an ihn selbst. 
Für Andere, dem Machtbereiche des Staates nicht Unter- 
worfene kann das Gesetz nur die Bedeutung einer einseitigen 
Wülenserklärung ohne bindende Kraft haben. Daraus folgt, 
dass ein Staat sich durch sein Gesetz nicht mit 
einem anderen verbinden kann. Eine Verbindung 
selbstftndiger Staaten kann nnr durch überein- 

*)Zachariae I, 8. 105; Fftil 8. 672; ▼ Jsrascliek 8. 84—86. 

') Personal- und Realunion S. 95. Acceptirt ist die v. Juraschek'soke 
Eotwickelung der Bealunion v. H. Schulze, Lehrbach des deatschen Staatir. 
I, S. 43, 44.. Die Besch dukang der RealanioD auf Monarchitin schon frfllmr 
Tefworfen vou Held, ystem I., S. 395t jedoch oline ftäUer« Äjuiaiixaag, 

»•) a, a. 0. S. 6, 97. 
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stimmenden Willen beider sn Stande kommen. 
Knr der Vertrag und keine andere rechtlioke Form kann den 
Reohtsgrand der Verbindung von Staaten abgeben, weldhe 

nicht entweder bereits Einem höheren Willen unterworfen 
oder derart verbunden sind, dass einer dem anderen von 
Rechtswegen untersteht. Wenn ein Staat verfassungsmässig 
mit einem anderen verbunden ist, so kann die Verbindung 
nioht durch die betreffenden Verfassangsbest immun gen, sondern 
nur durch Einwilligung des Staates zu Stande gekommen sein, 
mit dem die Vereinignng statthat. Bis dahin war in dem 
VerfjBLSsnng^eeetse nnr eine reohtUeh ganz wirknngsloee ein- 
seitige Handlung des einen Staates vorhanden, wdohe, darob 
einseitigen Willen des Staates gesetzt, anoh dnrcb einseitigen 
Willen wieder anfgeboben werden kann. Schon diese Con- 
sequenz zeigt den Widersinn, der in der Behauptung der 
Möglichkeit einer Staaten Vereinigung durch Gresetze liegt. 

Noch greller tritt dieser Widersinn hervor, wenn in 
' einem Verfassungsgesetze ein gemeinsames Handeln mit einem 
anderen Staate oder die Errichtung einer gemeinsamen Behörde 
oder Institutes anbefohlen wird. So z. B. lautet §. 39 der 
norwegisehen Verfassung: „Stirbt der König nnd ist der Thron- 
fblger noch nnmiindig ; so sollen der norw^isohe nnd sehwedisehe 
Staatsraih sogleich zusammentreten, um gemeinsobafUich die 
Einberufung zum Stortbing in Norwegen und zum Beiobstage 
in Schweden auszufertigen.*«) Mit welchem Rechte kann das 
norwegische Gesetz dem sohwedischen Staatsrathe gebieten, 
sich mit dem norwegischen zu vereinigen ? Diese Bestimmung 
hat überhaupt nur einen Sinn, wenn eine Willenseinigung, 
also ein Vertrag Schwedens mit Norwegen vorangegangen 
ist, welcher Norwegen das Recht ertheilt, seinem Staatsrathe 
zu gebieten, gegebenen Falles gemeinsame Handlungen mit 
dem scibwediBcben Staatsrathe vorzunehmen . Auch das fieUrol 
govemment Galboun*s sollte einen Bestandtheil der Ver- 
üassungen der Terbfindeten Staaten ausmaohen. Aber erst 
musste der Vertrag zwischen den Staaten vorangegangen 
«un,^ durch welohen die gemeinsame Regierung gesebafEbn 

FSlitm, Barop. y«ifMranf«a III, S. 105. 
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wird. UnabbaDgig von diesem Vertrage w8re daa die Ueber- 
tragODg beatimmter Hobeitareobte an eine gemeinaame Regierung 
anordnende Geaets ein jnriatiaobeB Niebta. 

Inaofem ein Staatenvertrag Verpfliebtangen der derStaata- 

gewalt ünterworfeDen enthält, ist es zu seinem Vollzüge, zur 
Erfüllung der durch ihn eingegangenen Verpflichtung noth- 
wendig, dass der Staat seinen Unterthanen die Befolgung der 
Vertragsbestimmungen anbefiehlt. Nicht durch den nur die 
Staaten als solche bindenden Vertrag, sondern nur dorcb den 
staatlichen Befehl seiner Befolgung gewinnt ein Staatenvertra|p 
rechtliche Bedeutung fttr die Unterthanen.^) Der vdlker- 
reebtlicbe Act dea VertrageR äebt daber bier notbwendjg 
einen ataatarecbtlieben Act nacb aieb, der jnriatiaob auf eine 
Linie mit dem Erlaaaen einea Geaetaea an atellen ist. Der 
Inhalt eines Staaten Vertrages kann daher staatsrechtliche 
Bedeutung gewinnen dadurch, dass der Staat in Erfüllung 
seiner vöJkerrechtlichen Verpflichtung gegen einen anderen 
Staat seinen Unterthanen die Befolgung der im Vertrage 
enthaltenen, durch ihre That zu realisirenden Vorschriften 
anbefiehlt. Die Verpflichtung der dem Staate Subjicirten ist 
jedoch eine secnndäre, sie berührt die Natur des Staaten- 
vertragea nicbt, der Vertrag ala aolcber, d. b. die WiUena- 
einignng der contrabirenden Staaten nnd die ana ibr ent- 
springenden Rechte nnd Pflichten bleiben nnverftndert beateben, 
ob die Verfügung des Staates an seine Unterthanen erflossen 
ist oder nicht. Wenn daher die Vereinigung eines Staates 
pait einem anderen grundgesetzlich ausgesprochen ist, so ist 
nicht das Grundgesetz, sondern ein dem Grundgesetze noth- 
wendig vorangehender Vertrag der Rechtsgrund der Verbindung. 
Nur die Ausführung der zur Burchführang und Aufrechthaltung 
der Vereinigung nothwendigen Acte dea Staates kann durcb 
Geseta dea Staatea ausgeaprocben werden. Wenn die die 
Vereinigung aelbat festaetzenden und regelnden Normen in daa 
Geaeta aufgenommen aind, ao können sie, wie oben bei der 



•) E. Meier, lieber den Abschlass von Staateoverträgen S. 329 ff.; 
Labaiid II, §. 62; Zorn, Die. deutachea ätaatsverträge S. 14; Mein, Die 
r«di|]icilw ITsinr dtr Stastoftvtrtr. 8. 6& 
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£rörten]])g des federal gavenmeni hervorgehoben wurde, nur 
•inen declaratorisehen , aber kernen pr&oeptiyen Charakter 
besitzen. 

Es ist überdies ffir das Wesen der Vereinigung ganz 
gleicbgiltig, ob sie dnreh Grundgesetz oder einfaches Greaete 

ausge fuhrt wird. Ein Grundgesetz unterscheidet sich formell von 
einem anderen meistens nur dadurch, dass zu seiner Abänderung 
und Aufhebung die Beobachtung erschwerender Formen notb- 
we ndig ist. Da aber ein Staatenvertrag nicht durch den 
einseitigen Willen eines der Vertragstbeile, sondern nur aus 
einem der rechtlichen Endignngsgründe der Verträge ohne 
Bruch des Völkerrechtes gelöst werden kann, so sind die Formen 
der GesetzesKndemng anf ein zum Zwecke der AnsfÜhning 
eines StaatenTertrsges erlsssenes Gesetz nicht anwendbar. 
Das Gesetz kann, so lange der Vertrag zn Hecht besteht, 
ohne Bruch des Völkerrechtes nicht geändert werden. Kor 
w enn eine Modification oder Aufhebung des Vertrages voran- 
g egangen ist, kann und ninsa auch das Gesetz aufgehoben 
und modificirt werden. In welcher Form dies geschiebt, ob 
durch Verfassungsänderung oder einfaches Gesetz ist für die 
Modification oder Auflösung einer auf Vertrag beruhenden 
ätaatenverbindung wieder irrelevant.* 

Zur Zeit des deutschen Bundes wer in vielen Landes- 
verfassungen, z.B. der königlich sächsischen, hannoveranischen» 
wfirttembergisohen, badisohen und oldenburgischen Ver£sssung 
die Zugehörigkeit der betreffenden Staaten zum deutschen 
Bunde ausgesprochen in anderen Verfassungen, z. B. der 
bayrischen und mecklenburgischen fehlte diese Bestimmung. 
Nichtsdestoweniger standen Bayern und Mecklenburg in eben 
demselben Verbältnisse zum deutschen Bunde, wie Hannover 
und Württemberg. Andererseits hatten die in den einzelnen 
Bundesstaaten publicirten und dadurch zu Landesgesetsen 
erhobeneii Bundesbeschlüsse einen ganz anderen Charakter 
als die spontan erlassenen Gesetze der Staaten. W&hrend 
diese durch einseitigen Willen des betrefiPenden Emzelstaates 



") Sachsen §. 1, Haunover 4^. 2. "VN ümemherg §. B, Baden §. 1, Olden- 
birg Art 2 : Z a c b a r i a e. Dentsche Verfassungsgesetze S. 154, 209, 297, 331, 901. 
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«bga&iidert worden konnten, waren jene dem indLvidaellen 
Willen der Staaten gSnnUoh entrfiokt, sie konnten okneVer* 
letzosg des Bundes Vertrages niekt eher an%ekoben oder abge- 
ändert werden, als der Band selbst die Aafhebang oder 
Abänderung beschlossen hatte. Die zu Gesetzen erhobenen 
Bundesbeschlüsse hatten daher, ohne Grundgesetze zu sein, 
staatsrechtlich noch einen viel stabileren Charakter als Ver- 
fassungsgesetze, für welche eine Aeoderong durch einseitigen 
Willen des Staates, wenn anck anter erschwerenden Formen, 
möglich ist 

Ble gmndgesetslidi ansgesprockene Verbindnng eines 
Staates mit einem anderen fngt daher dem Charakter der Yer- 
einigung kein epeei&ohea Moment kinzn. Denn der Vertrag, auf' 
welcbem jede Yerkindnng sonverllner Staaten herakti kat juri- 
stisck einen ganz anderen Charakter als das durch einseitige 
staatliche Willenserklärung erlassene und aufhebbare Gesetz, 
welches die Natur eines Staatenvertrages nicht zu modificiren 
vermag. Mit Rücksicht auf die grosse politische Bedeutung, 
welche der dauernden vertragsmässigen Verbindung mit einem 
anderen Staate snkommt, mag sie Zierlich in der Verfassung 
des Staates ansgesprocken werden. Aber das kat dann 
stets nur den Gkarakter einer SolemnitSl Von 
apecifisok juristisoker Wirkung ist es nickt. 

Eine Verbindung souTeräner Staaten kann reektliok'auck 
nicht durch Gesetz gelöst werden, sondern nur aus einem der 
Endigungsgründe der Staaten vertrage. So lange der Vertrag 
besteht, ist das die Vereinigung aufhebende Gesetz kein recht- 
mässiger Act im völkerrechtlichen Sinne, sondern bedeutet, 
wenn es in Ausführung gebracht wird, den Bruch vertrags- 
mässig übernommener staatlicher Verpflichtungen. Wenn 
Norwegen das Grundgesetz, welches seine Vereinigung mit 
Sokweden unter einem König bestimmt, einseitig aufkSbe, 
so wilrde damit der durck die Reieksaete vom 31* Juli und 
6. August 1815 mit Sdiweden gesoklossene Vertrag, durok 
weleken die Union beider LSnder besiegelt wurde, verletnt 
sein. Nicht ein norwegisches Gesetz, sondern die Zustimmung 
Schwedens ist erforderlich, um das Band zu lösen, das um 
beide Staaten geschlungen ist. 
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Wenn andererseits eine fitaatenvereinigung durch einen 
der Endigvng^pptkide der Staaten vertrSge gelSet ist, so haben 
die anf die VeEeinigtiDg bezüglichen gesetslichen Bestinuniingen 
keinen Sinn mehr. Sie und kraftlos, noeh ehe sie formell 
durch Gesetz aufgehoben sind. So hatte x. B. die Bestimmung 
der württembergischen Verfassung, dass dieses Königreich 
einen Theil des deutschen Bundes bilde nach der Auflösung 
des deutschen Bundes im Jahre 1866 einfach keinen Sinn mehr. 
Es war nicht erst die ausdrückliche Aufhebung des betreffenden 
Verfassungsgesetzes nothwendig, um Württemberg vom 
deutschen Bande, der nicht mehr existirte, loszulösen. Die 
LSgnng eines völkerrechtlichen Verhältnisses sieht ipso facto 
die Aufhebung aller auf die Fortdauer desselben besfigHohen 
staatsrechtlichen Anordnungen nach sich. 

Auch nicht durch übereinstimmende Gtesetse aoiehrerer 
Staaten kann eine Staatenverbindnng begründet werden. So 
lange der eine Staat nicht durch Vertrag an den anderen 
geknüpft ist, kann er in jedem Augenblicke kraft seines 
Willens sein Gesetz ändern oder aufheben, ohne dass er dem 
anderen Staate dadurch Unrecht thäte. Es fehlt auch hier 
die Willenseinigung , welche zu jeder Staatenverbindnng 
souveräner Staaten erforderlich ist, ohne die eine f actisch 
existirende Gemeinsamkeit jenen rechtlich sulKlligen Charakter 
aufweist, wie ihn die Personalunion besitat. 

Es ist endlich behauptet worden, dass durch ein einziges 
gemeinsames Gesetz zweier Staaten eine Realunion geschaffen 
werden kann. ') Ein gemeinsames Gesetz hat aber bereits 
einen gemeinsamen Willen zur Voraussetzung. Dieser gemein- 
same Wille ist aber entweder ein in sich einheitlicher Wille, 
dann sind die Staaten bezüglich des demselben entsprungenen 
Gesetzes nicht mehr zwei selbständige Staaten*), oder es sind 

*) $. 3 dtir Verfamof von 26. 8«pt. 1819: Zaohftriae, DtmtMkt 

Verfassungsg. S. 297. 

V. Juraschek S. 85. 

Anf diese Weise könnte daher eine Realunion nur derart entstehen, dass 
swei nicbtsonveräne Staaten darch die Oberstaatsgewalt als stets unter dem- 
selben Herrscher yereinigt erklärt werden und nach gewooneoer Selb- 
ständigkeit die VereiBigaog fortsetien « «ia« Entst^hangsfbfm, die gänzUoh 
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zwei inliaitlioh übareinBÜmmende Willen in dem gemeinsamen 
Willen zn onteraclieiden , dann ist das gemeinsame Geseti 
Resultat einer Willenseinignng, d. Ii. eines Vertrages. 

8* Eine VereiniguDg gegen einander selbetftndiger Staaten 
kann daher nickt dttroh Gesetz entstehen, nicht durch Gesetz 
bestehen, nicht durch G-esetz endigen. Sie kann nur entstehen 
durch Vertrag, bestehen durch Vertrag und endigen durch 
einen der rechtlichen Endigungsgründe eines Staatenvertrages. 
Wohl kann und muss die Bestellung and Organisirung der 
gemäss des Vereinignngspactes gemeinsamen Institate durch 
G^esetse, seien es einfache oder Verfassungsgesetze, eriblgen, 
ja es ist sogar mögliob, dass der die Vereinigung liegrOndende 
Vertrag gar nioht zu sichtbarer Erscheinung gelangt, sondern 
nur als juristisch nothwendige Voraussetzung der auf die 
Union bezfigliehen Gresetze existirt. Das wird besonders dann 
der Fall sein , wenn die beiden zu vereinigenden Staaten 
in Personalunion stehen oder wenn der Inhalt einer bereits 
bestehenden Realunion geändert wird, wenn also der Vertrags- 
abschlass in die Hände einer und derselben physischen Person 
— des gemeinsamen Monarohen — gelegt ist. Es ist ein aner- 
kannter Satz des Völkerrechts, dass Verträge zwischen Staaten 
nicht an bestimmte Formen gebunden sind und au ihrer 
Existenz auch concludente Handlungen der Staaten gentigen. *) 

Wenn die Realunion eine wahre Staatenverbindung sein 
soll, so ergibt sich aus dem Vorangehenden, dass sie nicht 
staatsrechtlicher, sondern nur ▼Slkerrechtlieher Nati» 
sein kann ^^), wie alle Verbindungen souveräner oder wenige 
stens gegen einander selbständiger Staaten. 

d«r Vergaogenhait, der Ordmuig de« fendal^B Staatd«b«ia «agelritet. Soloker 

Art war die Vereinfgan^ Schleswigs nad HoUrteiiis durch den König tob 
Diiomark im Jahre 1460, durch die Zasicfaemng „dat $e hliteen «wich tosaait^ 
ende ungedelt". Nur scheinbar gehört hieher die Vereinigung der Fürsten- 
thfimer Moldau und Wallachei för die Dauer der Regierung Cusa's durch den 
Firman der Pforte vom 6. Decetnher 1861, was nichts als einen Aufschub 
der wenige Jahre später erfolgenden Anerkennung des EinbeitgataateR Rumänien 
bedeutete. 

•) Heffter §. 87; Blnntoohli, Hod. yoikevrocht Art dS2: «yaikor- 
roohtlioho Yortrftg« kttnoon in jeder Vorm gütig abgeaeUoMon wardon, wolok» 
den YerCragswillon der eontrabiroDden Theile olllmbar maebt * 

Daa bat in aUer Sebirfe nur Hold. Syatem I» S. 397 avageoprocben. 
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4. Was iMu die reformatorisolie Wendung anbelangt» 
welehe y. Juras eh ek der Lehre von der Realnnion geben 
will, so läset sie siob, nachdem festgestellt ist, dass eine 

Vereinigung von einander unabhängiger Staaten nicht durch 
Verfassungsgesetze, sondern nur durch Verträge entstehen 
und bestehen kann, da«s sie demnach immer völkerrechtlicher 
Natur ist, leicht beurtheilen. Eine Staaten Vereinigung, welche 
in gemeinsamen staatsrechtlichen Instituten und Verhältnissen 
sum Aiisdraok konunt, ist ein Bund von Staaten zu gemein- 
samer Ansfilrnng von fiobeitsrechten, d. b. entweder ein Ver- 
waltnngsTerein oder ein Staatenband, je nach dem Charakter 
der gemeinscbafbliob aosznnbenden staatlieben Ponotionen. 
Sofern man den BegriiF des Staatenbundes richtig erfasst hat 
nnd ihn nicht willkürlich auf die herkömmlich als Staaten- 
bünde bezeichneten historischen Formationen beschränkt, lässt 
sich, wenn die „stsLatsrechtliclie" Verbindung zweier gegen 
einander selbständiger Staaten ein gemeinsames politisches 
Auftreten nach sich zieht , irgend ein begrifflicher Unterschied 
zwischen Staatenbund und den hieher gehörigen Formen der 
Realunion im Sinne y. Jnrasebek's nicht angeben. Das 
federal gov«nment C a 1 h o n n's nnd demgemSss die Confederation 
der Bebellenstaaten siebt einer v. Jnrascbe k'scben Bealnnion 
mm Verwechseln fibnlioh, weil in ihr die Gemeinsamkeit der 
Bnndesgewalt ansdrQcklich durch die Verfassungen der ver- 
bündeten Staaten ausgesprochen ist. Ebenso besteht kein 
Unterschied zwischen der zweiten Form der Verwaltungs- 
vereine und den betreffenden Arten v. Juras chek'scher 
Kealunionen , zumal , wenn überdies die Gremeinsamkeit des 
staatlichen Institutes in die Verfassung eines der Vereinsstaaten 
aufgenommen ist, wie sich z. B. in den Constitutionen mancher 
dentsober Eleinstaaten der Hinweis anf den mit anderen 
gemeinsamen obersten Gkrichtsbof findet. 

Das Entfernen des bisher für die Realnnion als nnef* 
ISsslich angesehenen Merkmals der gemeinsamen Regenten- 
person verdankt v. Juraschek ausschliesslich der Betrach- 
tung des Verhältnisses beider Mecklenburg, welche seit der 
Union von 1523 die Landständo gemeinsam haben. Dieser 
ewige Bund der Landstände war aber nur möglich in einer 
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Zeit, in welcher die Idee des öffimtUohen Rechtes sieh noch 
nieht heranegefaildet hatte, seiner gansen Katar nach ist er nnr 
an henrtheilen nach dem Staatsrecht des feadalen und patri- . 

monialen Staates. Er wurde geschlossen zum Schutze der 
Privilegien und Aufrechterhaltung der Einheit der Stände 
auch bei Landeatheilungen widerspricht also seinem Zwecke 
nnd seiner Form nach den ersten Grundsätzen des modernen 
Staatsrechtes, welche die Untheilbarkeit des Staates gegen*-, 
aber dynastischen Erbaneprüchen als mit dem Wesen des 
Staates gesetst fordern, nnd andererseits nnr den durch die 
StaatBverftasnng hiesn Berofenen das Recht ertheileiii Bünd- 
msse mit 9£PeiitUch*reclitIieher Eraft absnsekliessen. Die Ver* 
biadniig der beiden Meddenboi^ bemht nicht, wie v. Jnra* 
scliek meint, auf der Gemeinsamkeit des gesetzgebenden 
KSrpers. Die mecklenburgischen Landstände sind keine „gesetz- 
gebenden Körper" , sondern Corporationen , welche ganz im 
Sinne des feudalen Staates öffentlich-rechtliche Befugnisse in 
privatrechtlicher Weise ausüben. Der Begriff des gesetz- 
gebenden Körpers oder vielmehr der Kammern gehört dem 
Staatsrechte der oonstitutionellen Monarchie an. Wenn man 
amek yersncht hat, einigermassen eine Continnitait zwischen 
der Idee der alten Landstinde nnd 4ler Kammern herznateUen, 
80 mnss doch zugegeben werden, dass das Znstandekommen 
des Gesetzes im constitntionellen Staate rechtlich in ganz 
anderer Weise yor sich geht wie im 'ständischen. 

Unter modernen Staaten ist eine blos auf Gemeinsamkeit 
des Parlamentes beruhende Verbindung einfach undenkbar; 
es lässt sich kein vernünftiges Motiv ersinnen , das zu einem 
solchen Bunde führen könnte. Aus einem mittelalterlichen 

Uebor diu« ThtUaagia i. BShUv, M«eldaii1nrziMbm LandrMht 
I. M. 14. 25. 

*^ K. Sokalsc, Pma«. StMtBrecM II, 8.814 ngt von 4tii iieekln- 

bnrgisclusi lAftdftibldMii: „Bs sind die dnrch Privileg und Herkommen be- 
festigten, wohlerworbenen ständischen Rechte, welche ohne ausdrückliche 
Znstimranng der Landstände nicht abgeändert werden dürfen , während die 
wichtigsten Anordnungen für das Gemeinwohl des Landes als „gleichgütig" 
gelten nnd zu ihrem Erlasse nnr des gutachtlichen Beirathes der Landstände 
bedürfen." Vgl. Wiggers im Staatswörterbach s. v. KecUenbnrg, Bd. YI, 

am. 
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üeberbleibael jedoch eiii«i für die Gegenwart und Znkonft 
giltigen Begriff des Sflbntliohen Beeilte' heraus su oonstmiren, 
Ist eine liSclist missliebe Sache. Die mecklenlrargieche Union 
— - die übrigens ibrem ersten Ursprünge naeh auf emem 

von den Ständen abgeschlossenen Vertrage bagirt ist — 
hann für das moderne Staatsrecht nur als ein vereinzelt 
dastehender Fall eines eigenen Genus der Staatenverbin- 
dungen betrachtet werden. Die so bereitwillig für jede neue 
Gestaltung angewendete Bezeichnung eines Gebildes sui generis 
gebübrt der mecklenburgisohen Union mit vollem Rechte, wie 
ja aneh der Natnrforsehsr, wenn er ein dnroh Zufall am 
Leben erhaltenes antedilnvianisohes G^esobüpf träfe, gezwungen 
wire, für dasselbe den Begriff einer eigenen Gattung zu fordern. 

Die anderen von V. Jurasohek beigebraohten Beispiele 
von Realunionen zeigen sämmtlich die gemeinsame Regenten- 
person und ausser derselben meistens mehrere gemeinsame 
staatliche Institute. Nun wird aber behauptet, dass zu einer 
Realunion nur die Geraeinschaft in eine der folgenden fünf 
Gruppen gehörender staatlicher Institute oder Organe noth- 
wendigist: die Staatsgrnndlagen, nämlich Land und Volki die 
oberste Staatsgewalt, die Organe der Regierungsgewalt und die 
ridhterliehe Gewalt. Eine nur auf Gemeinsehaft der Parlamente 
beruhende Union haben wir bereits als naeh modernem Staats- 
xeeht undenkbar erklärt. Ebenso ist aber aueh eine Verbin- 
dung durch Land und Volk allein undenkbar, weil sie. zwecklos 
wäre. Wohl kann in Consequenz eines Bundesvertrages Land 
und Volk in dem Sinne als gemeinsam erklärt werden, dass 
sie gegen Feinde als Ein Gebiet, als Ein Volk dastehen. 
Daneben mögen, wie es bei allen Staatenbünden der Fall war, 
Verabredungen getroffen werden, durch welche auch im Innern 
eioh eine gewisse Gemeinschaft zeigt. Aber eine Verbindung, 
wdebe aussohliesslieh auf der Gemeinsamkeit von Laad und 
Volk mit blos staatareohtliohen Gonsequensen beruht, 
ist unseres Eraohtene nur in einer von allen Bedingungen des 
realen Staats- und V51kerlebens abstrahirenden Pbantasie 
möglich. Eine Vereinigung durch die Organe der Regierungs- 
gewalt wird je nach dem Charakter der gemeinsamen Organe 
ein Staatenband oder ein Verwaltungs verein sein, und ausschliess- 
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lieh der letztere Charakter kann einer nur auf der Gemein - 
eamkeit tob richterlichen Organen bemhenden Union zage- 
sprechen werden. 

Aber anoh unter den von v. Juraschek angeführten 
Beispielen der auf Gemeinsamkeit der Regentenperson beruhen- 
den Union sind manche nicht zutreffend. Vorerst ist Russland- 
Polen, wie oben gezeigt wurde, in richtiger Würdigung der Wiener 
Congressactft nicht als eine Staaten Verbindung zu betrachten. 
Sodann ist auch Sachsen-Ck>bnrg und Gotha keine Staatenter- 
bindung im juriztiechen Sinne mehr. Die beiden Herzogthumer 
haben seit 1852 Einen Herzog, Ein Staatsministerium , Ein 
Staategebiet und Ein Staatevolk. Wie man aber da, wo 
die drei hauptsächlichen, den Staat constituirenden Momente 
einheitlich sind, wo Ein Land, Ein Volk, Eine Staatsgewalt 
vorhanden sind, noch zwei Staaten söhen kann, bleibt schlechthin 
unerklärlich, es sei denn, dass man den alten Widersinn von 
der geth eilten Souveränetät zur Bundesgenossensohaft ruft. 
Denn mir indem man die Staatsgewalt zwischen den beiden 
Herzogthümem und dem gemeinsamen Staate theilt, k6nnte 
man die Selbständigkeit der beiden Herzogthümer aulrecht 
erhalten, obwohl auch diese von einer fehlerhaflien Prämisse 
ausgehende Construction schwer dnrchf&hrbar wäre. Wenn man 
aber' die staatlichen G-rundbegriffe klar und scharf erfasst hat, 
so kann man Coburg-Gotha nach der Verfassung von 1852 
nur in die Reihe der Einheitsstaaten stellen. Es besteht 
zwar für jedes der Herzogthümer ein besonderer Landtag 
neben dem gemeinsamen, der ans sieben Mitgliedern des 
Coburg'schen und vierzehn des Grothaischen Landtags, die 
durch Wahl der Einzellandtage abgeordnet werden, zusammen- 
gesetzt ist. Die Competenz des gemeinsamen Landtags kann 
nur in Folge übereinstimmenden Beschlusses der Sonderland* 
tage erweitert werden. Die letzteren haben auch das Recht, 
wegen Verfassungsverletzungen seitens der Staatediener die 
Anklage zu erbeben. Selbst zu Staatenverträgen, welche 
nur eines der beiden Herzogthümer belasten, ist nur die 

Vgl. Staatsgrnndgesetz vom 3. Mai 1852 §§. 1, 2. 8, 23, 24. 71 
Zachariae, Deutsche Yerfassongsgesetze 8. 653 ff. 
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Zostiiiiiirang des betr«ff(BiLdeii Sonderlaiidtages erforderlich. 
Trotsdem können bei dem Umstände, dass es keine selb- 
ständige HerzogthtUner Coburg nnd Gtotha mehr gibt, weder 
der Staatsgewalt, noch dem G-eblete, noch dem Volke nach, 
die beiden HersogthÜmer nnr als ProWnsen des Staates 
Coburg-Gotha aufgefasst werden. Ihre Stellung ziiui Staate 
ist eine analoge, wie die der Österreichischen Kronländer zum 
cisleithanischen , oder Croatiens und Slavoniens zum unga- 
rischen Staate, welcher seiue Competenz über seine Provinz 
Croatien-Slavonien nar mit deren Zustimmung ändern kann. 
Auch bei diesen Ländern finden wir gesetzgeberische Befug- 
nisse, aber, wie erwähnt, sind die Landesgesetze von dem 
Beichswillen emanirte G^esetze mit territorial beschränktem 
Geltungsgebiete. Ebenso ist sowohl das cobarg'sche als das 
gothaisohe Gesetz cobnrg-gothaiseher Staatswille. Die Befugnisse 
der Provinziallaiidtage sind allerdings in den beiden Herzog- 
thümern in mancher Hinsicht noch grösser als in den öster- 
reichischen Kronländern, da aber nach deutschem Staatsrechte 
nicht die Kammern, sondern ausschliesslich die Fürsten Träger 
der Staatsgewalt sind, so kann bei dem Umstände, dass die 
Sonderpersönliohkeiten der Herzöge von Coburg und Gotha ganz 
in dem Herzoge von Coburg-Gotha aufgegangen sind, ein geson- 
derter coburg'scher und gothaischer Staatswille nicht mehr 
zum Ausdruck gelangen — jeder Willensaot des Herzogs ist 
coburg-gothaischer Staatswflle. 

5. Das Beispiel von Sachsen-Coburg-Gotha soll v. Ju ra- 
se h ek zufolge auch als Beweis dienen , dass die Gremeinsamkeit 
unmerklich in Einheit übergehen kann und daher die Real- 
union die vollste Entwickelungsfähigkeit von der Gemeinsam- 
keit nur eines Organes bis zur Ineinander bildung der unirten 
Staaten zur Einheit besitzt. Allein was von diesem Beispiele 
gilt, hat für alle ähnlichen Fälle Geltung. In dem Momente, 
wo zwei gesonderte Staaten auf irgend einem Gebiete ihrer 
Thätigkeit zu Einem werden, derart, dass sie bezuglich des- 
selben nicht zwei, sondern nur Einen Willen haben können, 
Inlden sie nioht mehr zwei unabyingige, sondern Einen Staat, 

T^. olMB a 30. 

Dr. J«lll]i«k, DI« Lehn von doa StattonvarbtiidiiiicMi. ^4 
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und zwar entweder einen Einheits- oder einen Bundesstaat, je 
nach den concreten Verhältnissen. Denn es ist unmöglich, 
dass der Wille eines Staates mit dem eines andern in einem 
Fankte zu einem einheitlichen nnd, weil von den beiden 
Einzelwillen unterschiedenen, auch neuen zusammenschmilzt, 
und in anderer Hinsieht als unabhängiger bestehen bleibt. 
Es ist unmOglieb, weil der Staatswille sich nicht spalten laset, 
'weil die SouverSnetftt untheilbar ist nnd nur entweder gans 
dem einheitliehen oder gans dem Sonderstaatswillen susteben 
kann. Im ersten' Falle sind aber die Sonderstaaten keine 
souveräne Staaten mehr, sondern können nur fortexistiren als 
mit bestimmten Hoheitsrechten von der souveränen Staats- 
gewalt ausgerüstete nichtsouveräne Staaten. Im zweiten Falle, 
wenn die Sonderstaaten souverän sind, können sie keinen 
Einheitswillen neben sich haben, denn dieser Einheitswille 
würde einen neuen Staat bedeuten und damit die theoretisch 
und ÜEMstiscb gleicherweise unmSgHobe Theüung der Souve- 
ränetät gefordert sein. 

Es ist eben heute staatsrecbtMeb nicht mehr denkbar, 
dass zwei Staaten unmerklich in den Einheitsstaat übergehen. 
Ein solches Hinüberdämmern eines Staates in den anderen war 
wohl im Zwielicht des mittelalterlich-privatrechtlichen Staates 
nnd für absolute Monarchien möglich, wo der absolute Herrscher- 
wille nach Belieben schalten und walten konnte. Aber bei dem 
wohlausgebildeten Organismus des modernen Staates ist ein 
Zusammenwachsen der Staaten in diesem Sinne nicht mehr 
möglich. Hier lautet die Alternative in jedem Momente des 
Staatslebens scharf und bestimmt: Ein Staat oder mehrere? 
Ist Eine Staatsgewalt, Ein Volk, Ein Territorium Toirbanden 
— und das muss sich rechtlich jederzeit constatiren lassen — 
dann ist auch Ein Staat da; im anderen Falle, wenn diese 
gemäss der organischen Natur des Staates unabtrennbar mit 
einander verbundenen constituirenden Staatslactoren nicht 
einheitlich sindi dann können zwar Staaten mit gemeinsamen 
Institutionen vorhanden sein, aber ein einheitliches Staats- 
gebilde ist aus den selbständigen Staatskörpern nicht ge- 
worden. Jene Klarheit und Schärfe der juristischen Begriff, 
nach welcher das Sfitotliche Recht mühsam ringt, würde angen- 
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blicklich verloren gehen, wenn man in diese ein dynamisches 
Moment einfiilirte, wo es dann dem subjeotiven Belieben über- 
lassen bliebe, zu constatiren , an welchem Punkte der Bewegung 
der concrete Fall angelangt ist. Dynamische Begriffe finden 
ihre Stelle in der Politik, aber das JEtecht braucht feste, 
dörch einbeitliehe Grenzeti von einander geschiedene. 

Nach alledem ist der BegrüF der Bealonion in der Fas- 
sung T. Jnraschek's nicht haltbar. Weder die geschicht- 
lichen Bildungen, noch die juristische Logik reohtfortigen die 
von ihm aufgestellte Kategorie. 

6. Entwickelasf des BeiHHes der Rsataaies. 

6« Die Natur der Realnnion ist folgende : monarchisohe 
Staaten können unbeschadet ihrer SouyerSnetftt eine poli- 
tische organisirte Verbindung schliessen entweder in der Art, 
dass die Trfiger der SourerSnetSt physisch geschiedene Per- 
sonen bleiben, und daher ein eigenes Organ für das Zustande- 
kommen des Bundeswillens geschaffen werden muss , oder sie 
können ihre politische Zusammeugehörigkeit dadurch zum 
Ausdruck bringen, dass sie die Trägerschaft ihres 
Willens einer und derselben physischen Person 
cuweiseni derart, dass dieselbe rechtlich so viele 
Staatsgewalten repr&sentirtf als Staaten ver- 
einigt sind, 80 dass die zu den Bundesaweoken nothwen- 
dige Willenseinigung sich innerlich in der gemeinsamen 
Herrscherpersönlichkeit voUsieht, und nur insofern in den 
Verfassungen der betreffenden Staaten eine constitntionelle * 
Beschränkung des Herrscher willens bezüglich der Bundes- 
angelegenheiten stattfindet , auch äusserlich eine Ueberein- 
stimmung der hiezu verfassungsmässig berufenen Körper- 
schaften zum Zustandekommen des Societätswillens nöthig ist. 
Dieser Fall, dass zwei oder mehrere Staaten, um politisch 
zusammenzugehören, Einem physischen Individuum die Träger- 
Schaft der Staatswillen zuweisen , ist als Jßealunion zu 
bezeichnen. 

Indem die Trägersohaft der Staat^walt real-nnirter 
Staaten Einer physischen Person gebührt, wird die Staats- 
gewalt dieser Staaten durchaus keine einheitliche j der über 

14* 
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real-unirte Staaten herrschende Ffixat ist ein gemeinsamer 
in dem Sinne, . in welchem überhaupt in mehreren Staaten ein 

Organ gemeinsam sein kann: indem die nattlrliehe Einheit 
eine rechtliche Mehrheit reprasentirt. Wo ein rechtlich ein- 
heitliches Organ vorhanden ist, da ist auch Ein Staat da. 
Eine Staatenverbindung mit einem rechtlich einheitlichen Mon- 
archen an der Spitze kann nicht eine Verbindung souveräner 
Staaten, sondern nur entweder ein Staatenstaat oder ein 
Bundesstaat sein, weil diese einheitliche Staatsgewalt einen 
eigenen, von den nnirten unterschiedenen nnd als sonveräne 
Gewalt die in der Union begrifPenen Staaten der Sonver&netät 
beranbenden Staat voranssetsen würde. Sollen die zu uni- 
renden Staaten aber sonveribi bleiben, dann mnss jeder seine 
Staatsgewalt ganz und nngetheilt besitzen; sie können sie 
daher in grösserem oder geringerem Masse gemeinsam aus- 
üben, aber sie niclit zu einer einheitlichen verschmelzen. 
So weit daher das Gebiet staatsrechtlicher Betrachtung reicht, 
ist in real-unirten Staaten stets eine Mehrheit von Staats- 
willen zu unterscheiden . ^**) 

Diese auf der rechtlichen Gemeinsamkeit des Monarchen 
beruhende Vereinigung ist im Gegensatz zu der Personalunion 
eine Verbindnng der Staaten selbst. Und bei der Bedeutung 
der Person des Souverilns für den monarchischen Staat ist 
diese Verbindung nothwendigerweise eine sehr enge Verbin- 
dung der Staaten. Die Personalunion entsteht durch Momente, 
welche keine Willenseinigang der Staaten voraussetzen und 
zur Folge haben , die Realunion hingegen beruht auf dem 
übereinstimmenden, geeinigten Willen der Staaten, welche die 
Fülle der Staatsgewalt, die Entscheidung über die wichtigsten 
Angelegenheiten der Staaten Einer natürlichen Persönlichkeit 
zuweisen. 

Im monarchischen Staate ist trotz aller etwa vor- 
handenen verfassungsmässigen Besohrünkung die Staatsgewalt 
im Monarchen vereinigt. Wenn daher der Monarch eines 
Staates zugleich dieselbe Stellung in einem anderen innehat, 

^*') Nur insi^ferne es sich nm solclxe BiiiMrcliische lastitationen handelt, 
welche schon in eio^r Personalanion gemeinsam aein kiiiaeil (■. obeu S* 85), 
ist eine jnristiiclkiB Spaltung denelben äberflftesis. 
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80 ut «in äbsolnt feindliches Gegenüberstehen beider Staats- 
willen gSnslich ausgeschlossen. Wie bei Erörterung der 
Personalnnioo bemerH wurde , kann ein über zwei sottverfine 

Staaten herrschfnder Monarch nicht mit dem Heere des einen 
gegen den anderen Krieg führen, er kann nicht «r gen sich 
selbst ins Feld zielien, nicht an der Spitze zweier sich feind- 
lich gegenüberstehender Armeen stehen.^**') Ebenso kann er nur 
mit Verletzung seiner Pflichten gegen einen der Staaten eine 
Politik betreiben, welche einem an Gunsten des anderen eine 
tiefe und dauernde Schädigung verursachen würde. Daraus 
ergibt sich, dass schon dann, wenn Staaten durch rechtlichen 
Zufall eine und dieselbe HenrscherpersSnlichkeit besitaen, eine 
l^wisse üebereinstimniung in ihrem Auftreten nach Aussen 
stattfindet. Diese Umstände , welche schon durch die blos 
historische Gemeinsamkeit des Herrschers gegeben sind, werden 
ihre Macht mit vermehrter Gewalt geltend machen, wenn die 
Gemeinsamkeit eine rechtlich gewollte ist, wenn gemäss eines 
• Vertrages die Staaten unter Einem Individuum vereint bleiben 
wollen. Ein solcher Vertrag hat genau denselben Erfolg, wie 
die Errichtung eines Staatenbundes, und wenn man den Begriff 
desselben klar erfasst, so wird die Bealunion hur als ein 
apedeller Fall dieses Gknus von Staatenverbindungen er- 
scheinen. IMe Merkmale des Staatenbundes sind: vertrage- 
mftssige Gemeinschaft und demnach fortdauernde Souver&netHt 
der verbündeten Staaten , ein Zweck , dessen Minimum im 
Schutze des Bundesgebietes besteht, ein Organ, in welchem 
die Willenseinigung der Staaten sich vollzieht. Alle drei 
Momente treffen bei der Realunion zu. Denn nicht nur der 
Krieg zwischen real-unirten Staaten ist ausgeschlossen; aus 
dem Umstände, dass die (-remeinsamkeit der Herrscherperson- 
lichkeit ein Ausdruck für die Zosanunengehörigkeit der 
Staaten ist, folgt, dass ein Angriff auf den einen der Staaten 
eben&lls einen Aiigriff auf den anderen bedeutet — sonst 
hätte die Zusammengehörigkeit eben keinen Sinn. Wenn ein 

Vgl. Zach an ae, Zur Schlesw.-Holst. Frage S. 31, wo der Real- 
nnion als ^Belbatveri^tcindliclie Folge*' die Wirkungen einer danemden Völker- 
rechtlicben Co&föderation zagegchrieben werden. 
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Staat mit einem anderen vereint bleiben nnd deahaib denselben 
Hemeber.mit ibm baben vriU, dann ist er gezwungen, jede 
Störung dieaes Verbftltnisfles* weliobe von einer dritten Ifooht 
anageht, anr&cksnweiaen, nnd anob dann, wenn eine Bevolation 

in dem einen der unirten Staaten ausbricht, welche dem 
Zweck des Unionsverhältnissee drohend wird , ist eine Inter- 
vention des anderen Bundesgliedes Recht nnd Pflicht. Wenn 
Norwegen erklärt, dasa ea mit Schweden unter Einem KJjiiig 
vereint sein will, bo darf es nicht neutral bleiben, wenn der 
Versuch gemaebt wird, Schweden dem gemeinsamen König zu 
entreissen, es kann äberbanpt keinem wie immer gearteten Angriff 
auf Schweden rabig ansehen, weil ein solcher nachtbeüige 
Folgen für die feierlich gewollte und bekräftigte Vereinigung 
baben kann ; auch die LoslSsung eines Gebietstheiles von dem 
Umfange Schwedens, ja jede ScbwSebang von dessen Macht 
und EinHuss muss von dem mit ihm verbundenen Nach- 
barstaat empfimdeu werden.'*) Diese Consequenz hxxh dem 
Wesen der rechtlichen Vereinigung mehrerer Staaten unter 
Einem Herrscher hat Ungarn mit klaren "Worten in dem 
XII. Gesetzesartikel von 1867 gezogen. In der pragmatischen 
iBanction war festgestellt worden, dass Ungarn und die andern 
unter dem Qause Habsburg vereinigten Länder einen uatbeil* 
baren und unaertrennlicben gemeinsamen Besita bilden sollen. 
Daraus ergibt sieh nach dem Wortlaute des ungarischen 
Qesetaes: „Diesem entschieden ausgesprochenen Principe 
aufolge begründet die Vertheidigung und Aufreohterhaltnng 
der gemeinsamen Sicherheit mit gemeinsamen Kräften eine 
gemeinsame und wechselseitige Verpflichtung, welche direct 
aus der pragmatischen Sanction entspringt."^") 

Indem also die Realunion ihrem Zweck nach sich identisch 
mit einem Staatenhunde darstellt, theilt sie mit ihm auch 
ihrem Begriff nach Umfang und Inhalt. Wir haben gesehen^ 
dass nur das Minimum des Inhaltes des Bundesvertrages sieb 

Richtig hat Pözl, a. a. 0. S. 673 erkaant, dass, wenn man die 
Motive untersacht, welche die Staatpuzuj-Begrittidung von Realaoionen bestimmen, 
«f« sieb erf^ibt, das8 man durch die Verbindung die Unabhängigkeit nach Aussen 
besser gewahrt glaubte, als es iui isolixt stehenden Staate möglich ist. 
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genau prUcisireii ISsst, das» aber ausser der gemeinsamen 
Vertheidigimg noeh eine ganze Aeihe etaatlicher Angelegen- 
heiten in seinen Bereich- hineingesogen werden kann, daee 
irgend eine Isste Schablone als i^e alleingütige ffir ihn nicht 
aufgestellt werden darf, dass also die völligste Freiheit in 
der Bestimmung des Inhalts and ümfangs des Bundes und in 
der Art und Weise seiner Organisation herrscht und ihm nur 
einerseits durch den unerlasslichen Zweck des Schutzes des 
Biindesgehietes , andererseits durch die fortdauernde Soave- 
ränetät der verbündeten Staaten Schranken gezogen sind. 
Dasselhe iiadet bei der Kealunion statt. Auch hier lässt sich 
nur das Minimum der durch die Vereinigung an erstrebenden. 
Zwecke als begriiFsnothwendig feststellen, auch hier findet 
die vollste Freiheit in der Organisation der die gemeinsamen 
Angelegenheiten besorgenden BandesbehSrden statt» anch hier 
/ist die Sonveränetät der vereinigten Staaten die G-rense, an 
welcher die Vereinigung, wenn sie ihrem Begriffe entsprechen 
soll, Halt machen mnss. 

Die Realunion ist daher nur ein Specialfall 
des Staatenbundes. Sie ist jene Form des Staaten- 
bundes, weicheentsteht, wenn zwei oder mehrere 
gegen einander selbständige Staaten sich zu gemein- 
aamem Schutz derart rechtlich vereinigen, dass ein 
un d dieselbe physisch ePersönlichkeit zur Träge r- 
sohaft ihrer Staatsgewalten berufen erscheint, 
wobei es den so vereinigten Staaten unbenommen 
bleibt, das Bündniss anch auf andere staatliche 
Functionen anssn dehnen. Die Yereinigong kann ge* 
schlössen werden für alle Zeit, also unabhängig von der Existenz 
einer individneU bestimmten Herrscherpers^nlichkeit oder 
Dynastie, oder sie kann auf die Dauer der Regierin>g eine«? 
Herrschers oder eines Herrt^cherhauses eingeschriiDkt sein. Die 
Beschränkung der Union auf die Regierungsdauer nur Eines 
Herrschers ist aber der unwahrscheinlichste Fall, weil organisirte 
politische Bündnisse, die stets die Folge historischer oder 
nationaler Zusammengehörigkeit der verbündeten Staaten sindi 
sich nicht an die kurse Dauer, eines Menschenlebens binden 
lassen. Wohl aber kann da, wo die historische Zusammen« 
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gehörigkeit der vereinigten Staaten wesentlich das Werk der 
gemeinsamen Dynastie ist, die Gemeinsamkeit ihren Ausdruck 
darin finden, dass die factisch nnter dem Herrscherhause ver- 
einigten Staaten in auf die Existenzdauer der Dynastie zu 
rechtlicher Gemeinsehafb verbaadene verwandelt werden. 

7. Die Realanion als eine scharf ausgeprägte Form der 
Staatenverbindangen war und ist aber nur möglich für den mit 
einem kräftigen ständischen Organismus begabten Staat der 
Vergangenheit oder für den oonsütutionellen Staat der Gkgen- 
wart. In der abeoluten Monarchie oder der nur dem Namen nach» 
aber nicht factisch ständisch beschränkten, wie sie das sieb^ 
sehnte und achtzehnte Jahrhundert aufzuweisen hat, hängt es 
ausschliesslich von dem Willen des Souveräns ab, ob er die 
verschiedenen Rechtspersönlichkeiten , die er repräsentirt und 
damit die Staaten selbst, in eine Einheit verschmelzen will oder 
nicht. Und sobald die Umstände es erlaubeni wird er die unter 
seiner Person vereinigten Länder in ein in sich einheitliches 
Ganze verwandeln. Das ist, wie bei Erörterung der.In- 
corporationen hervorgehoben wurde, der Frocess der Staaten- 
bildnng durch färstliche Gewalt. In ihm sind die einzelnen 
Stadien der Verschmelzung der Territorien schwer zu unter- 
scheiden, sein letztes Ziel ist die Bildung des Einheitsstaates.. 
Sie gelingt in den meisten Eiillen; nur dort, wo die Fürsten- 
gewalt durch die Stände wirklich beschränkt ist oder grosse 
räumliche Entfernung zwischen den Staaten die Einigung 
hindert, hat es entweder bei dem persönlichen Band sein Be* 
wenden, wie in England-Hannover, Preussen-Neuenburg und 
Sachsen-Polen, oder es bildet sich eine wahre Bealunion 
heraus, wie in Oesterreich-Ungarn. 

8* Wenn nun auch die Realnnion ihrer juristischen 
Seite nach den Staatenbünden beigezählt werden muss, so ist 
sie doch von den Formen derselben, in welchen der Träger 
der Souveränetät sich als physisch getrennte Pei sonen — sei 
es als Individuen oder als Collectivpersonen — gegenüberstehen, 
in politischer Hinsicht weit unterschieden. Die Natur der 
Souveränetät bringt es mit sich, dass sie sich ihrem Wesen 
gemäss im Ealle des Conflictes mit einer anderen Macht als 
höchste geltend zu machen bestrebt. Daher ist der Staaten- 
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bnnd, wenn er anoh auf ewige Zeiten abgesohloasen ist, dennoch 
▼on der Gefahr der Seoession seiner Glieder bedroht» denn ein 
Staat kann sioh nicht ffir imnker nnd für alle Falle binden, 
ohne seine Unabhängigkeit, die ja auch in dem Staatenbund und 
durch ihn gewahrt werden soll, preiszugeben. Diese Gefahr ist 
bei der Realunion auf ein Minimum herabgedriickt , wenn 
nicht gänzlich geschwunden. Denn, da eine Seoession eines 
der unirten Staaten nur durch den Willen des gemeinsamen 
Monarchen erfolgen könnte, so ist es unwahrscheinlich, dass 
ein CSonflict swischen durch die rechtliche Gemeinsamkeit des 
Monarchen verbündeten Staaten jemals die Höhe erreichen 
könnte , wie unter solchen, denen das feste Band eines, wenn 
anoh rechtlich gespaltenen, doch natürlich in sich einheitlichen 
Willens mangelt. Das persönliche Interesse des Monarchen 
wirkt hier ausgleichend nnd bemhigend, die gegenseitige 
Eifersucht der Träger der Souveränetät, welche den Staaten- 
bund zu politischer Ohnmacht zu verdammen pflegt, hat in 
dem Herzen eines gemeinsamen Fürsten keine Stätte, und kein 
erdenklicher Umstand kann eintreten, der den Herrscher ver- 
möchte, aus eigenem Antriebe das zu zerreissen, was ihm seine 
Väter als ein einiges Erbe überliefert haben. 

Es läset sich begreifen, dass Sonderinteressen einiger 
Kantone des schweizerischen Staatenbundes zur Verletzung 
des Bundesrertrages nnd anm Kriege geführt, dass im deutschen 
Bnnde das mit Oesterreich riyalisirende Prenssen die Verf 
bindnng Deutschlands mit jener Grossmacht zu losen getrachtet 
hat, aber dass der König von Schweden sidi jemals von dem 
König von Norwegen oder der Kaiser von Oesterreich von 
dem König von Ungarn trennen sollte, dafür lässt sich 
schlechterdings kein vernünftiger Grund ersinnen. Es ist 
möglich, dass der Inhalt des Bundesvertrages unirter Staaten 
nach Uebereinkunft erweitert oder verengert wird, aber au 
der rechtlichen Gemeinsamkeit der Herrscherpersönlichkeit 
hat die Wandelbarkeit des Verhältnisses unirter Staaten 
ihre Grenze; eine Verwandlung des rechtlich gemeinsamen, 
Monarchen in einen zufällig gemeinsamen , ein üebergang der 
Bealunion in Personalunion ist derart unwahrscheinlich, dass 
mau ihn füglich als unmöglich beznehnen kann. 
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9. Die Eealunion zeigt daher eine Dauerhaftigkeit und 
Festigkeit, welche die aller anderen Formen des Staaten- 
bundes bei Weitem fibertriflt, nnd darin ma^ wohl derGhrnnd 
SU suohen sein, weshalb -man sie den staatsreohtliohen Ver- 
bindungen beizuzählen pflegt, weshalb man nur die auf die 
Realnnion Bezug habenden Gesetze bei der Begriffsbestimmung 
derselben in Betracht zieht inid den liinter den Gesetzen 
nothwendigerwei.se stehenden Eiuigungsvertrag übersieht. Aber 
trotz dieser Dauerhaftigkeit der Bealunion ist die formale 
Möglichkeit einer Auflösung derselben durch übereinstimmenden 
Willen der unirten Staaten nicht ausgeschlossen. Ebenso 
ist es möglioh, dass die Verbindung durch Krieg mit einer 
fremden Macht derart gelSst wird, dass einer der unirten 
Staaten abgetreten wird — dieser Endignngsgrund ist auch 
f&r die Lösung des staatsrechtlichen Verb&ltnisses eines 
Gebietes im Einheitsstaate zum bisherigen Staatsverbande 
gegeben. Fernere Eudigungsgründe der Realunion sind: 

1. Bildung eines staatsrechtlichen Ganzen aus den bisher 
rechtlich getrennten Staaten, sei es, dass einer dem anderen 
ala Provinz incorporirt wird, sei es, dass aus ihnen allen ein 
neues, von ihnen allen verschiedenes Staatsgebilde ^ Bundes- 
oder Einheitsstaat — entsteht. 

2. Bruch des Unionsvertrages durch einen der Staaten. >^ 
Eine solche gewaltsame Auflösung ist möglich durch Bevoln- 
tion^ indem die bisher gemeinsame Dynastie in einem der 
unirten Staaten vertrieben wird, oder wenn die gemeinsame 
Dynastie ausgestorben und die Union nicht auf das Dasein 
einer bestimmten Dynastie, sondern für alle Zeiten geschlossen 
ist, dadurch, dass der eine Staat selbständig zur Wahl eines 
Monarchen schreitet, ohne die gemäss des ünionsvertrages 
bestehenden Vorschriften über die Mitwirkung der anderen 
Staaten bei diesem Acte zu beobachten. Wenn also z. B. 
Schweden nach dem Aussterben des gegenwärtig regierenden 
Hauses eine neue Dynastie einseitig, ohne Mitwirkung Nor- 

Ganz unhaltbar ist es demnacli. wenn v.Hol t zendor ff, Eacyclopädie 
S. 790, die Kealunion als „von RecLtswegen nnlöslichc Verbindang" erklärt. 

Wobei iudessen, wenn mehrere Staaten nnirt siud, die Union für 
die anderen selbstverständUch fortbestehen kann. 
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wegeuB dnsetsen wttrde» so erlangte Norwegen dadnrcli die 
▼ollkommene FreUielt, sich eelbst&ndig einen König zvl geben, 
und der nene soliwedisehe Herrsoher brauchte nicht von Nor« 

wegen anerkannt zu werden. 

Dieser Umstand allein, den Niemand wegleugnen kann, 
docuiuentirt den völkerrechtlichen Charakter der Realunion 
zur Grenüge und zeigt deutlich die Unmöglichkeit, sie auf 
Verfassungsgesetze gründen zu können. Wenn nämlich die Union 
zwischen Schweden und Norwegen auf der Verfassung des 
letEteren Staates bernben würde, so wSre sie durch eine von 
schwedischer Seite erfolgende Verletzung der in der Reichs- 
acte mit Sohweden stipulirten VorschrÜten über die Wahl 
der gemeinsamen Dynastie nicht gelöst, sondern dauerte 
fort, bis die betreffenden norwegischen Verfassangsbesttm- 
mungen aufgehoben' wären. Bis dahin wäre daher der König 
von Schweden de Jure König von Norwegen ! 

Den Charakter einer völkerrechtlichen Staatenverbindung, 
welchen die Realunion an sich trägt, wird sie auch dadurch 
dooumentiren, dass die divergirenden Interessen der einzelnen 
Staaten sich stets geltend machen werden, dass demnach ein 
stetes Ausgleichen in ihr nothwendig ist, das za besorgen 
eine der schwierigsten Aufgaben des gemeinsamen Monarehen 
bildet Denn er ist der feste Punkt, an dem sich die union- 
feindlieben Bestrebungen der Sonderstaaten begegnen und in 
welchem sie zur Harmonie geeint werden müssen. Es entspricht 
dem Wesen der Realunion , wenn in der Greschichte des Ver- 
hältnisses Ungarns zu Oesterreich seit dem Jahre 1867 das 
Wort „Ausgleich" eine so bedeutende Rolle spielt. Gesetz 
und Vertrag sind nicht blos abetracte juristische Kategorien, 
sondern im politischen Leben mächtig wirkende Kräfte. Nur 
da, wo eine gesetzmüssige Verbindung der Theüe eines Ganzen 
besteht, wo also eine wahre Einheit vorhanden ist, kann ein 
in sich widersprudisloses oiganisches Leben der Staatsgewalt 
bestehen. Wo aber eine G^einschaft auf Vertrag beruht, 
wird das Mechanische, welches dem Vertrage unauslöschlich 
anhaftet, die innere Harmonie der Glieder stets gefährden. 

Da real-unirte Staaten gemäss der Natur der Realunion 
eine gemeinsame äussere Politik befolgen müssen, so erscheinen 
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sie axLB den im vorigen Capitel dargelegten Grründen Völker- 
rechtlich, soweit es der Bnndeszweok erfordert, in politischen 

Fragen als eine Gesammtmacht , die als solche der völker- 
rechtlichen Anerkennung bedarf. Sie werden in der Regel 
nur gemeinsame Gesandte schicken und nur für alle unirten 
Staaten geraeinHchaitiich bestimmte Gesandte empfangen. Es 
ist aber ebensowenig wie bei den anderen Formen des 
Staatenbundes ausgeschlossen, dass sie anch gesondert im 
auswärtigen Verkehre anftreten, also vornehmlich in nicht 
politischen Dingen, dass sie s. B. selbständige Verwaltongs- 
vertrftge schliessen^ ebenso aber anch, dass ihnen jede wie 
immer geartete einseitige Wirksamkeit nach Aussen versagt 
ist. Ein selbständiges Vorgehen in politischen Fragen ist 
zwar ohne eine darauf bezügliche Bestimmung des Unions- 
vertrages von Vornherein nicht ausgeschlossen, wenn nur 
keine dem Bundeszweck widersprechende Handlung vorge- 
nommen wird , wäre jedoch eine nicht zu billigende Anomalie, 
wie es auch bezüglich einer, wenn auch innerhalb der Bundes- 
Vertragsgrenzen sich bewegenden politischen Actionsfreiheit 
von Mitgliedern eines Staatenbundes der Fall ist. 

10. IHe Bildung von Realnnionen kann erfolgen: 

1. Dnrch Vertrag zweier oder mehrerer getrennter 
Staaten; sei es, dass diese bisher gegen einander ganz selb- 
ständig waren, sei es, dass ein Einheitsstaat sieh in mehrere 
auflöst, welche die gemeinsame Hegen tenperson vertrags- 
mässig beibehalten. 

2. Durch Verwandlung einer Personalunion in ein auf 
die rechtliche Gemeinsamkeit des Herrschers gegründetes 
Bündniss. Das ist der Fall, bei welchem die Vertragsnatur 
der Union am wenigsten sichtbar hervortritt. Wenn die zn- 
fällig gemeinsame Herrscherpersönlichkeit in allen ihren 
Staaten absolut herrsekt, so bedarf es nur Eines Willens- 
actee des Monarchen, um die rechtliche Gemeinsamkeit her- 
vorzurufen, wie er ja auch durch Einen Willensact einen Staat 
dem anderen völlig incorporiren konnte. Nichtsdestoweniger 
müssen in dem einheitlichen psychischen Willensacte zwei 
juristische unterschieden werden, da auch im absoluten Staate 
der Fürst rechtlich nicht im Stande ist, durch eine und die- 
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selbe Handlung zwei Staaten ein Gkseta sn geben. Hier ist 
aber der jnristisoh notbwendige AbsolQass des ünionsvertrages 
ganz znm innerlioben Vorgange in einem Individuum geworden. 

In der ständischen und constitutionellen Monarchie jedoch 
tritt die innere Zweil)eit des TJnionsactes sogleich wieder 
hervor , indem zwei auch äusserlich getrennte Gesetze nöthig 
sind, um die Union zu realisiren. Diese G-esetze sind aber 
nur möglich, nachdem eine förmliche gegenseitige Verständi- 
gung mit den Ständen oder Kammern der zu nnirenden 
Staaten vorangegangen ist. Es finden Verhandinngan dnrch 
Delegirte, Anssoh^se, Gonunissionen n. dgl. statt, welohe ganz 
das Grepräge der Negotiation emes Vertrages haben. Das die 
Union Terknndende nnd ausführende Gtesets enthält sngleioh 
die Ratification des Vertrages, der als solcher nicht publicirt 
zu werden biaucht. Erlässt etwa ein Staat das auf die 
Union bezügliche Gesetz früher, als der andere, so ist es 
als ein in solenner Form niedergelegtes Anerbieten zum 
definitiven Abschluas des Vertrages zu betrachten, bis der 
andere Staat seine Zustimmung dazu gegeben hat. Bevor diese 
Znstimmnng ertheilt ist, kann die Union nicht als perfect 
bezeichnet werden. 

3. Durch Abtretung eines Staates oder einer Provinz 
von der bisherigen Staatsgewalt an eine andere, ohne dass 
diese das Territorium ihrem Gebiete dnverleibt. Dieser Fall 
wird heute noch häufig als Personalunion bezeichnet auch 
von Solchen, die die Personalunion auf die rechtlich zufällige 
Gemeinschaft des Monarchen beschränken. Aber wenn in 
einem Friedensvertrage ein Gebiet an den Monarchen des 
feindlichen Staates abgetreten wird, so wird es nicht der 
Person des Monarchen oder der Dynastie überlassen, sondern 
dem feindb'chen Staate selbst. Denn Friedensverträge, das 
darf nach heutigem enropäisohen Völkerrechte als unzweifel- 
haft gelten, sind in allen ihren Theilen Staaten Verträge. 
Nicht der Monarch als vom Staate losgelöste Persönlichkeit, 
sondern der Staat führt Krieg, nicht ihm, sondern dem Staate 
fallen die Früchte des Sieges /.u. Wenn Dänemark im Wiener 

^) I. B. H. Schals«, Prenas. Staataracht, I, S. 127; G. Meyer, Lehr* 
bncli S. 310; TJlbrioä, Badiflielie H«tor 8. 4. 



Digitized by Google 



222 



• Frieden Laneiilnirf an Oeiterreioli und Freuaeeii abgetreten 
und Oesterreioli in der Ghtsteiner Gonv<intion anf seine Bechte 

auf Lanenburg zu Gunsten des Königs von Preusaen ver- 
zichtet hat, 80 ist Lauenburg dadurch in dauernde Verbindung 
nicht nur mit der preussischen Krone, sondern auch mit dem 
preussischen Staate gesetzt worden, da daa Kriegführen für 
rein persönhche , vom Staate losgelöste Zwecke des Königs 
von Preussen der Verfassung Preosaena, sowie einer die Aus- 
Übung der staatlichen Fonotionen abgrenzenden constitntioDeUen 
Verfassung überhaupt widerstreitet. Bis zum Jahre 1876 war 
aber die Verbindung Lauenburgs^ mit Preussen nur auf die 
Person des gemeinsamen Fürsten beschränkt, der in dem 
nenerworbenen Lande aber nicht als König von Preussen, 
sondern als Herzog von Lauenburg regierte. Es waren somit 
die beiden rechtlichen Persönlichkeiten, wie es die Realunion 
erfordert, in dem geraeinsamen Fürsten scharf geschieden. 

Die auf solche Art begründeten Vereinigungen stellen 
sich indees meistens nur als ein Uebergangsmoment zu einem 
anderen staatlichen Zustande des abgetretenen Landes dar, 
sei es, dass es von der neuen Staatsgewalt ihrem Heraschafts- 
bereiche völlig einverleibt wird, sei es, dass der Wille des 
Cessionars gar nicht auf ein bleibendea Verhältniss an dem 
cedirten Gebiete gerichtet ist. In diesem letzten Falle kann 
auch von keiner organisirten, und deshalb auf längere Dauer 
berechneten Verbindung, sondern nur von einer vorüber- 
gehenden Occupation und Administration die Rede sein. 
Solcher Art war die Abtretung Sclileswigs , Holsteins und 
Lauenburgs au die beiden deutschen Grossmächte im Wiener, 
die Abtretung der Lombardei an Frankreich im Züricher 
Frieden« Diese Cessionen hatten nach der Absicht der 
Cessionare nicht den Zweck, die definitive Stellung der cedirten 
Länder zu ordnen. Nicht sowohl die Vereinigung derselben 
mit den erobernden Staaten, als vielmehr ihre Lostrennung 
von dem ursprünglichen Staatsverbande war hier der un- 
mittelbare Zweck des Krieges. 

Die Gegenwart bietet zwei hervorragende Typen der Real- 
union in Schweden-Norwegen und Oesterreich-Ungarn, an deren 
Gestaltung die JBichtigkeit der entwickelten Theorie zu prüfen ist. 
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C. Oft RatlorioBM ior Itogtqmrt 

11. Das Eönigrttcli Norwegen wurde im Kieler Frieden 
vom 14. Jannar 1814 von Dänemark an Schweden abge- 
treten. Die Norweger jedoch , mit dieser Oession nicht ein- 
verstanden, wählten den bisherigen dänischen Statthalter 
Prinzen Christian Friedrich von Schleswig-Holstein zum König- 
und entschlossen sich, den Schweden Widerstand zu leisten. 
Durch die Verfassung von Eidswold (31. Mai 1814) wurde 
die Selbständigkeit der Krone Norwegens ausgesprochen. 
Die Sehweden erlangten jedooh bald nach ihrem Einfall in 
Norwegen die Oberhand. Es wurde am 14. August 1814 ein 
Waffenstillstand au Moss gesehlossen, und in der Convention 
Ton demselben Tage erklärte. Prina Christian den norwegi- 
schen Beiehstag zusammenberufen zu wollen , um ihm die 
Vereinigung mit Schweden zu proponiren, wogegen der König 
von Schweden vorläufig die Eidswolder Constitution anerkannte. 
Am 14. November 1814 wurde der König von Schweden zum 
König von Norwegen prociamirt.^^) In der norwegischen Ver- 
fassung wurde erklärt, dass „das Königreich Norwegen ein 
freies, selbständiges, untheilbares und unabhängiges Reich ist, 
mit Schweden unter einem Könige vereinigt Die auf die 
Vereinigung mit Schweden Bezug habenden Bestimmungen 
wurden durch die von den Parlamenten beider Staaten be- 
rathene und angenommene Beichsacte vom 31. Juli und 
6. August 1815, welche vom König sanctionirt wurde, fest- 
gesetzt. Erst durch diese Beichsacte, welche ihrer ganzen 
Form nach die Natur eines Pactes nicht verleugnen kann,**) 
ist die dauernde und reale Union beider Staaten begründet 
worden.^3) Diese Union hat einzig und allein die Gemeinsamkeit 

") Actenstücke bei GhiUany II, 8. 672 ff. 
*^ §. 1. Pölitz, Enrop. Verf. III, S. 101. 

*0 Text bti Gkillany, S. 689 ff. IM» Stiad« erkläreo eingaDgn der 
Act«: ifNaut avmw eru, en guaiU^ de fi^n^pottniiaire» Ugitmet de» kähitam dß 
/« 2ior»ige et de la Suide, m pauvair ßxer pouiF Favmir d*une maniire fhu 
MWtenabU et pht» eohnneÜe le§ eoridithtu de la riuniaH de la Norvige ei dein 

Sukde souit nn setd et mime Boi, mnts eou$ d^irenteiloig ci»Ue», que de ridiqer 
et d^dtnblir d'un oommun acevrd dem» «m acte partieulier ee» diepontionf atiMi 

") Der BetrUiubigung der norwegiscben Verfassung war ausdrücklich 
die Clanael binzagefugt: „mit .Vorbehalt des yerfassungsmäasigen Recbts der 
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des Königs znm Inkalt , in welchem die beiden reohtlichen . 
Persönlichkeiten sorgfältig getrennt sind. Weder das Heer, 
noch die Verwaltnngs- oder Gerichtsbehörden sind gemein- 
sam. Ein Staatsminister nnd zwei Staatsi^the Norwegens, 
welche der Person des Königs beigegeben sind , haben Sitz 
und Stimme im scbwedischen Staatsrathe , wenn dort Gegen- 
stände erledigt werden, welche beide Länder interessiren. und 
ebenso haben im norwegischen Staatsrathe drei Mitglieder 
des schwedischen Staatarathes Sitz und Stimme, wenn dort 
vor dem Könige Fragen verhandelt werden, welche beide 
Staaten betreffen.*') Ein gemeinsames Vorgehen beider Staaten 
findet bei der Mindeijährigkeit des Königs besöglioh der 
Bestellnng des zur Begentschaft zn bernfenden Vormundes 
nnd beim Erlöschen der Dynastie nnd Wahl einer neuen 
statt. **) In Beziehung auf die auswärtige Politik ist die durch 
die Realunion nothwendige Gremeinsamkeit ausdrücklich fest- 
gesetzt. Der gemeinsame König hat das Recht, Truppen zu 
versammeln, Krieg zu erklären, Frieden zu schliessen, Staaten- 
verträge ahzuschliessen und aufzuheben, Gesandte zu schicken 
and zu empfangen. Im JTalle der König Krieg erklären will, 
ist er gehalten, das consultative Votum der norwegischen 
Regierung und eines ausserordentlichen aus norwegischen und 
schwedischen Mitgliedern zusammengesetzten Staatsratfaez 
einzuholen» Die definitive Entscheidung ist jedoch ausschliess- 
lich in des Königs Hand gelegt.»^) Das Ministönum des Aeussem 
ist keine gemeinsame schwedisch-norwegische Behörde, sondern 
eine schwedische, die von Norwegen mit der Führung der nor- 
wegischen Angelegenheiten betraut ist. Die den gemeinsamen 
König und die internationale Einheit Schweden-Norwegen reprä- 
sentirenden Gresandten hingegen haben sowohl den Charakter 
von schwedischen als norwegischen Gesandten , wie auch • 

schwedischen Reidisstände in den Stöcken, welche Veränderungen oder Modi- 
ticationen in der Regiernngsform des tohwedisohen Reiche« mit sich ffthreB.* 

Pttlitz III, S. III. 

"j Norweg. Verf. §. 15. Rwichsacte Art. V, XI. 

«*) Norweg. Verf. §§. 7, 8. Reichaacte Art. III, VII— IX. 

Norw. Verf. §. 26 j Reichaacte Art. IV; Schwediache Verf. (Pölit« 
m, S. 74.) §. 12—15. 
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gemSss des nachAassen hin politisch einheitliehen Charakters 
der beiden Staaten die fremden MSebte nor je einen Gesandten 
bei dem König von Schweden nnd Norwegen aocroditirt haben. 

Das gegenseitige Verhältniss Norwegens nnd Schwedens 
ist das zweier souveräner Staaten. Eine über beiden Staaten 
stehende Centraigewalt iet durch die Union nicht begründet 
worden. Es gibt kein Schweden-Norwegen als einheitlichen 
Staat f der über oder neben den Sonderstaaten bestände 
es gibt kein gemeinsames Volk, kein schwedisch-norwegisches, 
sondern nnr ein schwedisches nnd ein norwegisches Bürger- 
recht. Beide Staaten sind xwei selbstftndige, za einem Staaten* 
. bnnde vereinigte MSohte, dessen Organ der £onig beider 
Staaten nnd dessen Zweck in der gemeinsamen Süsseren 
Politik erschöpft ist ^ also eine Bealunion , die nnr die 
wesentlichen Merkmale dieses Begriffes darbietet — denn nnr 
durch die auch über den gemeinsamen Schutz hinausreichende 
Identität des politischen Auftretens geht sie über dan Minimum 
des Zweckes einer Realunion hinaus. Sowohl der Begriff der 
Personalunion als des Bundesstaates sind von der Bestimmung 
des Rechtsverhältnisses beider Staaten zu einander ansge« 
schlössen.*') Die Personalnnion, weil die Gomeinschaft der Person 
des Monarchen eine von beiden Staaten rechtlich gewollte , also 
keine znf&llige Thatsaohe ist, der Bundesstaat, weil keine über 
den beiden Staaten stehende souveräne Gentraigewalt vorhanden 
ist. Aus dem letzten Grunde kann Überhaupt k^n Staats* 
rechtliches Verhältniss — das Wort sensu stricto genommen — 

N«ok H. SohvUe, Bisleitnaf 8. 199 foU die Sealanion d«m 
BnadaMtmite duria Ihnda, dsM bei ito die StsatoaswMiasAaft «iaMiiraliraii 
itaatUdien Oliuiklw hat, n. a. W , dan «ine Ömtcalgevalt Sbcr dn Steatem 
TOilwadaB iit Wie' nen Sohweden-NorweKen als typleebee Betftpi«! eiaer 
eoldies Bealnnion aufgestellt werden kann (S. 202), ist schwer ▼erstindlieh. 

*'') Kein Beispiel vielleicht illnstrirt die Unklarheit und schwankende 
Terminologie in der Lfthre von don Staatenverbindiingen hesser, als eine Zu- 
sammenstellung der Ansichten über den Charakter des Verhiltniaaes Schwedens 
nnd Norwegens: Baudesstaal (Tr. Twiss), Realunion (z. B. Heffter, 
Beach Lawrence, H. A. Zachariae), Personalanion (Wbeaton 
PhilliiDore, Calvo), Personalonion, die aach Bealnnioa geaaaat «erden 
mag: dae Verdienet dieeer Combination gebfihrt BUntsekli, Med. YSlker- 
reclit Axt. 75. Ann. 1. 

Dr. JelHnek, Dl« Lehre tob den Sttatenverhindtingen. |5 
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zwiflchen Sohwedan und Norwegen stattihabeii, weil jede Ver- 
bindung za einer staatsrechtlichen Einheit — die nothwendige 

Voraussetzung staatsrechtlicher Beziehungen — völlig mangelt. 
Weder vertragsraässige Geraeinschaft auch des wichtigsten staat- 
lichen Organes, noch die durch andauernde geraeinsame Politik 
hervorgerufene Anerkennung als völkerrechtliche Einheit kann 
das erzeugen, worauf einzig und allein ein staatsrechtlichea 
Verhältniss basiren kann: eine Unterordnung der zu gemein- 
samen intematicHialen Sohieksalen verbnndenen Staaten unter 
eine höhere, von ihnen als Sonderstaaten untersohiedene Staats- 
gewalt. 

12. WSlixend die Normen, welche die Verbindong Nor- 
wegens und Schwedens regeln, in klarer Einfachheit vor uns 

liegen , ist die Verfassungsgeschichte der Länder der Öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie die wechselreichste und ver- 
wickeltste, die ein moderner Grrossstaat aufzuweisen hat. 
Absolute Fürstenmacht, Revolution und nationaler Einigungs- 
trieb haben die innerlich festgefügten grossen Einheitsstaaten 
des europäischen Continents entstehen lassen. Diese innere 
Verschmelzung der einzelnen Bestandtheile des historisch 
zusammengehörenden Länderbesitzes zu einem staatlichen 
Ganzen, das keine rechtlichen Sparen des vormaligen Gefiiges 
mehr aufweist, ist dem durch das Ebtus Habsburg begründeten 
und auf ihm ruhenden Reiche nicht gelungen. Auch der jüngste 
Versach, alle unter dem Scepter Habsburgs vereinigten Länder 
in einen, wenn auch mannigfaltig decentralisirten Einheitsstaat 
zu verwandeln, musste in Folge des Widerstandes Ungarns 
aufgegeben werden, und es wurde im Jahre 1867 Ungarn mit 
seinen Nebenländem aufs Neue als ein den westlichen Ländern 
der Monarchie gegenfiber selbständiger Staat anerkannt, dessen 
Vereinigung mit jenen Ländern einzig und allein auf der 
pragmatischen Sanction und den in Ausführung derselben 
errichteten gemeinsamen Instituten und Organen beruht. Auf 
den Charakter dieser Vereinigung wollen wir nun hier einen 
prüfenden Blick werfen. 

Es ist die Behauptung aufgestellt worden, dass gemäss 
der pragmatischen Sanction und der Ausgleichgesetze von 
1867 Oesterreich-Ungarn eine von den beiden Sonderataaten 
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unabhängige Staatsgewalt besitze. Bistorisch saoht dies zu 
begründen Bi d e r m a n n der für den reohtliohen Charakter 
des Beiehes die Beceiehnung „Staatenstaat" wählt. IndeM ist 
der Beweis seiner Hypothese von Bid ermann kaum angetreten 
worden, gesehweige denn als vollbracht anzusehen, da das 
wichtigste Moment, die juristische Entstehung der Gesammt» 
herrscher-Persönlichkeit gar nicht erörtert, sondern durch die 
Aulzählung der der Centralgewalt zustehenden Befugnisse und 
4ttrch historische Betrachtungen ersetzt wird, welche zwar von 
der eingehendsten Kenntniss der Verfassangsgeschiohte zeugen 
aber des staatsrechtlich üherzeugenden Kernes ermangeln.**} 
In weitläufiger Weise hat aber Dantsoher ▼.Kollesberg 
Oesterreich-Ungam ab einen Bundesstaat**) dogmatisoh dar- 
zostellen unternommen in einem Bnohe*^}, das zwar Beharr- 
lichkeit in der Dnrohfflhrnng der einmal ergriffenen Idee 
darthnt, aber auf Prämissen beruht, die wir in keiner Weise 
als stichhältig anzuerkennen vermögen. 

13. Dantscher verwirft nämlich den Begriff der 
Realanion als gegen das Wesen des Staates verstossend. Wo 
immer zwei Staaten ein Organ gemeinsam haben, da müssen 
sie auch rücksiohtlich seines Gompetenzkreises eine gemein- 
same, in sich einheitliche Staatsgewalt haben. Besitzen daher 
zwei Staaten rechtlich einen .und denselben Monarehen t so 
erhebt sich fiber beiden Kronen, die derselbe trägt, mit logi- 
scher Nothwendigkeit noch eine dritte, die gemeinsame B^roniB. **) 
£s ist unmöglich, daäs zwei distincte Staaten Einen Minister, 



Die »chtlicbe Natur der Österreichisch-angtriBcbeii JiosArcliie. 
Wien 1877. 

«*) Vgl. V. Juraachek S. 100 ff. ülbrich, Ewjhtliche Natur S.49fl. 
Fttr einen BunrJysstaat erklart Oesterreich-TJngtrn aasaerdem S ch äffle, 
Baa -nnd Leben des socialen Körpers IV, S. 406, Zasammenstellangen anderer 
Ansichtea über die rechtliche Natur des Eleichea bei Bidermann, Recht- 
liche Natur des Reiches S. 2 ff.; v. Jnraschek S. 99. 

Der monarchiKche Bundesstaat Oesterreich-Ungarn und der Berliner 
Vertrag nebst der bosnischen Vorlage 1880. Vgl. auch Dantscher's Becension 
von Jurascbeks Personal* und Realanion inGrünhnt's ZeitMthrifl f. d. 
PriTsfe- a. 8ir. Beeht der Gegenwart Bd. TI, & 481^605. 

Qranbnt's Zeitscbrift S. 484. 

16* 
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Ein Heer besitzen ; es iet unmöglich, dass ein Staat eine Ent- 
scheidung iallt über Angelegenheiten eines anderen. Indem 
Oesterreich-Ungarn gemeinsame Organe besitzt, muss es auch 
Ein Staat sein, die Delegationen, welche das Gresetzgebungs- 
recht Ib gememsamen Angelegenheiten ausüben, kdnnen nicht, 
wie y. Jaraschek and Ulbrioh behaupten, Ausschüsse 
der Sonderparlamente der Staaten Cüsleitliaiiien utid UngaxB 
sein, sondern müssen als SteUvert^ter eines gemeinsanien 
österrelcbisch-nngarischen Parlaments, des weiteren Beiebs- 
tags, aufgefasst werden. *^ Das eisleithanische nnd nngariscke 
Parlament sind, insofeme sie gemeinsame Angelegenheiten 
behandeln, Theilkörper jenes weiteren Reichstages (ein In- 
stitut, welches unter dem Namen „gesammter Eeichsrath* 
der in Ungarn nie zur Anerkennung gelangten Verfassung 
vom 26. Februar 1861 eigenthümlich war).»*) Als einheit- 
licher Körper kann dieser weitere Beiohstag xwar nicht ein* 
berufen werden, weil er keine selbständige Gescbftffcsprdnong 
besitst **), seme Existenz ergibt sieh jedoök logisck ans dem 
Vorhandensein Ssterreichiseh - nngarischer Angelegenbeiten» 
welobe einer parlamentarischen Bebandlnng unterliegen. 
Gest erreich -Ungarn ist ein monarchischer Bundesstaat, fifr 
die gemeinsamen Angelegenheiten existirt das Keich, zu dem 
«ich Ungarn und die Erbländ^r rücksichtlich seiner Com- 
petenz wie Piovinzen verhalten , das Reich mit dem gemein- 
samen österreichisch-ungarischen Kaiser als Souverän, dem 
gemeinsamen Ministerium als Executive und dem weiteren 
Beichstage nnd seinem Stellvertreter, den Delegationen als 
legislative Körperschaft, dem 8sterrMehiseh*nngarisohen Staats- 
volk nnd dem einheitlichen österreichiseh-nngarischen Terri- 
torium. Ufieksichtiieh der den Sonderstaaten überlassenen 
Angelegenheiten bilden diese zwei souveräne, sowohl von 
einander, als vom Reiche unabhängige Staaten. Die Com- 
petenz des Reiches gegenüber den Sonderstaaten kann nur 
durch Verträge des ersteren mit den letzteren geändert 

") Der münarch. Bundefötaat S. 52—78. 
'*) ih. S 63 ff , S. 109, 117, iöö ir 
»*) S. 174, 230 if. 
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werden,*^ Für die Swaore Politik ezistirt nur das Reieb, 
welches stets sieh als eine TSlkerTeohtUebe Einheit seigt, an d 
schon aus dieser Thatsache folg^ die staatliche Qualität der 
Gesammtmonarchie ; denn was nach Aussen Eins ist, kann 
nicht nach Innen Zwei sein. Die Staatenverträge, welche 
Oesterreich-Ungarn abschliesst, sind einheitliche Verträge, und 
daher ist das Reich sowohl staats- als völkerrechtlich als 
£inStaat zu betvaohten. Die entgegengesetzte Ansieht kann 
anr nnter Verkennnng des Staatsbegriffii darob^fahrt werden. 

W!as sanaohet den Sats anbelangt, daes jedes gemeiA- 
gehafdiebe Organ sweier Staaten raoksiebtliph desselben eme 
einbeitliebe Staatsgewalt erfordert, so eatbftlt er die ent- 
eebiedene Negation der Mdgliebkeit eines orgaaisirton Sooietäto- 
verhältnisses swisohen Staaten. Wo immer mehrere Staaten 
sich ein gemeinsames Organ schaffen, wäre demnach ein 
Bundesstaat vorhanden. Der Staatenbund der vereinigten 
Niederlande, die Schweiz vor 1848, der deutsche Bund wären 
Bundesstaaten gewesen, weil sie gemeinsame Organe der ver- 
bündeten Staaten besessen. Da Staatenbünde unbestritten naeb 
Aussen sls Einheit anfireten, da sie bereobtigt aind, aiob 
dnrob Gesandte vertreten an lassen, so mfisstan sobon wegen 
dieser gernrnnsebaftUelMin Gesandton, wegen der einheitlioben 
YertrBge die Staatoobflnde als Bandesstaaten beaeiebaet 
werden« Koeb mebr; dnieb den dentseben Zollverein in 
seiner letzten Periode, durch die internationalen Flnssoom- 
missionen, durch den Weltpostvertrag müssten die contrahiren- 
den Staaten Bundesstaaten gegründet haben. Die Möglichkeit 
organisirter Societätsverhältnisse wird ferner geleugnet, wenn 
es für anmöglioh erklärt wird, dass ein Staat über die Angel egen> 
beiten eines anderen als seine eigenen entscheiden kann. 
Es wird dadurch dem Staatenvertrage die Kraft abgesprochen, 
swiseben nebrüreii Staaten ein Gebiet gemeinsamer Tb&tigkeit 
derart bennatellen, dass jeder Staat rfteksiebtliob dessen, was 
auf dem ganaeii üm&nge des Gebietes an gesebehen habe, 
sein Yotam abgeben könne. So wenig aber das Gondominium 
des Privatreohts gegen dea Begriff der menseblioben Per* 

••) S. 313—359. 
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sSnliolikttt yerstSsst, ebenso wenig TentSsst die Idee des 
Coimperinms gegen das Wesen der staatliehen. Wenn z. B. 

die badiBcbe Verfassung bestimmte, dass der deutsche Bund 
berechtigt sei, Beschlüsse zu fassen, die darch Verkündigung 
von dem Staatsoberhaupte zu Thailen des badischen Staats- 
rechts werden so war damit erklärt , dass dem Bunde das 
Aecht zustehe, den Inhalt für den badischen Staats willen in 
gewissen Fällen zu erzeugen, aber es folgte daraus keines* 
wegs, dass Baden mit den anderen Staaten Deutschlands einen 
Bundesstaat gebildet hätte. Der deatsche Bnndesbeschlnss vom 
24. Hai 1862, der dem Cnrfflrsten von Hessen die Aufhebung 
der Ver&ssnng vom 30. Hat 1860 und Wiederherstellung der 
Verfassung vom 5. Januar 1831 aufbrug<^, enthält dooh ein 
«ehr tiefgehendes Eingreifen in die staatliche Sphäre Hessens, 
und trotzdem entschieden die verbündeten Staaten , welche 
sich zur Garantie der Verfassungen verpflichtet hatten, nicht 
über eine fremde , sondern eine eigene , gemäss des Bundes- 
vertrages zu einer gemeinsam gemachten Angelegenheit. 

Allerdings kann ein Staat nicht durch sein Gesetz 
einem anderen Etwas vorschreiben, wohl aber kann, wie oben 
gezeigt wurde, ein Vertrag in Form yon Gesetzen auftreten 
oder durch Gesetze ausgeführt werden. Bantscher führt 
eine Reihe von Gesetzen an» um aus ihnen nachzuweisen, 
dass sie unmSglich den Inhalt des daleithanisohen und 
ungarischen Sonderstaatswillens bilden k0nnen. Das wäre 
richtig, wenn diesem Gesetze nicht ein vertragsmässiges 
Uebereinkommen vorangegangen wäre, wodurch beide Staaten 
sich gegenseitig gestattet haben, die Angelegenheiten des 
anderen als eigene zu behandeln. So fragt z. B. Dantsc her, 
wie der Staat Ungarn dazu komme, durch sein Gesetz eine 
österreichisch -ungarische Bank zu schaffen, ^s) Die Antwort 
hierauf lautet: in Folge Vertrages mit Oesterreich. So gut 
die freien deutschen^ Städte ein oberstes Gericht, die Pariser 
Signatarmächte die europäische Ponaucommission , die Welt^ 
poststaaten ein internationales Bureau, ebenso konnten Oester- 

"»•) S. oben S. 191. 

G. V, Meyer Corpm^ juris conf. germ. 111^ S. 288. 
»*) Mon. Bnndeast. S. 105 n. 38. 
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reich und UDgarn eine gemeinsame Bank gründen. Ist ja 
doc)i jeder Staatenvertrag niclit nur gemeinsamer Wille 
der Yertragstheile, sondern anch individaelier Wille eines 
jeden Gontrahenten und wird doroh die Pablication« insoferne 
in ihm Normen an die Behörden und Ünterthanen enthalten 
sind, znm Staatsgesetz Das beste Beispiel dafür liefert 
das Zoll- und Handelsbündniss zwischen Oesterreich und 
Ungarn , das Dantscher selbst für einen völkerrechtlichen 
Act, einen Vertrag erklärt. *") Dieses Bündniss existirt für 
beide Staaten in der Form inhaltlich gleichlautender Gbsetse. 
Wenn es nun z. B. in dem österreichischen Gesetze vom 
27. Jnni 1878, E. G. Bl. Nr. 62» beisst: «die vorselunff;». 
massig erwirkten Privilegien (Patente) baben in beiden Länder- 
gebieten G^ltnng**^}, so baben wir eine G^setzesbestimmnng 
vor uns, ans der man mit demselben Beoht die ihnstens einer 
Centralgewalt dednciren könnte, wie ans allen anderen von 
D an t scher zur Unterstützung seiner These angeführten 
Beispielen; denn auch bei diesem Gesetze kann man fragen, 
mit welchem Rechte Oesterreich erklären kann , dass die 
von ihm ertheilten Privilegien in Ungarn Geltung haben. 

Indem nun aber Dantscher den Bundesstaat als die 
Kategorie bezeichnet, der die Staaten Verbindung Oesterreieb* 
Ungarn einzureiben ist, gerätb er mit den Gonsequenzen seines 
Staatsbegriffes in niobt geringeren Confliot, als naob seiner 
Ansiebt die Anhänger anderer Theorien über die reobtliobe 
Natur der Monarobie. Wenn es nnmöglicb ist, dass zwei 
verschiedene Staaten auf einem Gebiete gemeinsamer Thätigkeit 
ein und dasselbe Organ besitzen, so ist es noch weniger möglich, 
dass drei Staaten sich in dieser Lage befinden. Wenn der 
Kaiser Gesammtmonarch ist, so wird dadurch die nach 
Dantscher dem Staatsbegriffe widersprechende Thatsache 
nicht aufgehoben, dass er Monarch dreier einander als völlig 
unabhängig gegenüberstehender Staaten : Oesterreiob-Ungams, 
Oesterreichs und Ungarns ist. Wenn der Staat die auf einem 

") Vgl. E. Meier, üeber den Abschluss von Staatavertrage u S. 330 ff. j 
La band II, S. 155 ff. ; Zorn, Die deutächen Staatsverträge S. 16 ff. 
Mon. Bandesst. S. 362, 353. 
*') Art. XVI. 
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bMÜmmten QMieit mtBakaitb, - tni Pendnliöhkcit oxg^isirte, 
sonvarSlie meoscliliolie Ggmeinicfcaft itt^^, dAim ist es gewiw 
gegen die Natur des Staates — sehon gemSss des Gesetses 
der ündnrclidriiigliclikeit ^ dass ein und dasselbe Gebiet 

von mehreren souveränen Gesammtpersönlichkeiten besetzt ist. 
Die Theorie der Doppelaouveränetät im Bundesstaat« kann 
einer strengen, den Begriff der Souveränetät richtig erfassenden 
Kritik nicht Stand halten. Und wenn man die l>oppelsouyeränetät 
für logisch möglich hält, wenn man ferner keinen Widerspruch 
dann findet, dass ein Volk als zwei Völker, ein Terrifeorinm 
als swei Territorien, ein Konarek als swei oder far drei 
Monaroken gedaekt werden kann, dann ist mekt absosehen, 
wamm es nickt anok gestattet ssin sollte, in Einem gemeinsamen 
Staatenvertrage vnd Einem gemeinsamen Minister naok Aussen 
swei StaatenvertrSge nnd zwei Minister nach Innen zu erklioken. 
Die Schwierigkeit, Eins als Zwei zu denken, ist ■ dann doch 
jedenfalls keine unüberwindliche.**) 

Die Ausführungen Dantscher's sind ein neuer Be- 
weis für unsere in der Einleitung gegebene Darlegung, 
dass die obersten Begriffe des öffentlichen Bechtee und die 
.Rechtswirklichkeit nicht zusammenstimmen, weil sie ver- 
schiedenen Qnellen, jene der Specnlation, diese der Erfahrung 
entstammen« Der organische StaatsbegrifP ist der Typns des 
Einheitsstaates. Ans dem Einheitsstaat abstrahirt, fährt er 
immer wieder som Einheitsstaat . snrfick, aber nie Aber ihn 
hinaas. Alle organisirten Staatenverbindungen: Verwaltungs- 
bündniss, Staatenbund, Realunion und Bundesstaat, sind von 
ihm aus , wenn er streng gefasst wird , unerklärliche Er- 
scheinungen, und das Einzige , was sich von den Staaten- 
verbindnngen dann aussagen lässt, ist der Sats, den J. v. Hei d 

Örünhttt's «ilUcJirift S. 495. 
**) Abgesehen Ton eeiaer Untnuchbarkeit fflr Oaeterretch-Dogarn pMtt 
der D a n tsch e r'Bche BnDdesstaatsbegriff, wQoach die Compet«nz des Central- 
Ktaates sich nur dorch Vertrag mit den EiDEelstaaten abändern lässt, aof 
keine der von der ▼eitans gcössten Zahl der Schriftsteller als Bandesataaten 
beaeicbaeten Bildungen. Weder in der Union, noch der Schweiz, noch im 
d«atMhra Reiohe «rfolst di« ConpaieiizftBdtfanf de« CentraUtMtM im Wtf • 
d«i Y«rti»set, aoadini BW is im dtt CtMttsM. 
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in Hehtiger Gonaequenz dieses Staatsbegriffes aufjgestellt hat, 
dass alle politischen StaatenTerbindungen jnristiscli an&ssbar 
sind, dass sie TTebergangsstadien im Leben der Völker bedeuten 

in eiuem Procesae, der entweder zum Einheitsstaate oder zu 
einer unverbundenen Vielheit von Staaten führt*') — denn nur 
der Einheitsstaat lässt sich vom Standpunkte des organischen 
Staatsbegriffes widerspruchslos denken. Man muss daher 
entweder, wenn man den Staatsbegriff für endgiltig fest- 
gestellt ansieht, anf eine wisseDSchaMiehe Erklärung der 
Staatenverbindnngen veniohten, oder angeben, dass er ein 
Ideal ist» welches in den concretea Ersoheinnngen des Staaten- 
lebens nicht immer zur Verwirklichung kommt, dass die 
Empirie für ihre Zwecke sich nicht begnügen kann mit einer 
abstracten Formel, die das Leboi Lügen straft. Dass da« 
logisch Unmögliche das real Wirkliche sein kann, muss 
Dantscher selbst zugeben. Denn schon die Personalunion 
ist ihm „ein Unding, ein staatsbegrifflicher und staatsrechtlicher 
Widerspruch" **), weshalb sie doch vor unseren Augen in 
Holland-Luxemburg verwirklicht ist. Wenn aber das ün- 
zolKngliche Ereigniss werden kann, wenn das JEteale niobt 
nothwendig dem reinen Begriffe entsprechen muss , dann 
geht es nicht an, allein Ton ihm aus irgend eine ooneret» 
G^altung zu beurtheilen. Denn nur unter der Voraussetiong, 
dass die Wirklichkeit unbedingt der Idee oongruent sein muss, 
kann man aus einem allgemeinen Begriffe heraus den Charakter 
einer staatlichen G-estaltung mit Sicherheit bestimmen. 

Aus diesen Gründen können wir den positiven Aus- 
führungen D a n t s c h e r's in keinem wesentlichen Punkte bei- 
pflichten. Durch die Ueberzeugung , dass man aus einem 
abstracten Staatsbegriffe keine stringenten Folgerungen für 
den rechtlichen Charakter irgend einer staatlichen Bildung zu 
ziehen befugt sei, sondern jede gemäss ihres individuellen 
Wesens untersucht werden müsse, entfällt jede Nöthigung, das 
positive Staatsrecht Oesterreichs ui^d Ungarns in einer Weise 
zu intecpretiren, welche dem klar ausgesprochenen Willen des 



*•) Vjl. oben S. 13 n. 12. 

««) Grftnbat't ZdtMlirifl S. 482, 49a 
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G^set^ben straks entgegenlänft und den Gesetzestext zu 

dem widersprucfayollsten und nnverstSndlichsten macht, den 
die Verfassnngsnormen zweier Staaten aufzuweisen haben. 
Wenn man auch den Ernst anerkennt, mit dem Dantscher seine 
Theorie durch den höchst widerspenstigen positiven staats- 
rechtlichen Stoff durchzuführen versucht, so fordern doch die 
Grundsätze wissenschaftlicher Forsclinng, dass man von zwei 
Hypothesen, welche einen Ersoheinnngscompiez erklären wollen, 
jener beipflichtet, welche das gegebene Objeot auf die einfachste 
Weise nnd mit der grösstmSglichen Vermeidiuig von Fictionen 
ableitet. 

14. üm die rechtliche Natur des VerbSltnisses Ungarns 
zu den im iteiohsrathe vertretenen Königreichen und L8ndem 

zu erkennen, wird man zuvörderst die Frage beantworten 
müssen, ob beide Staaten nichtsouverän sind oder souverän, ob 
daher über ihnen eine Centraigewalt steht, von welclier sie ihre 
Rechte empfangen haben und die sie ihnen wieder entziehen 
kann, oder ob sie keinem Willen als ihrem eigenen unter- 
worfen sind* 

Die zweite Alternative mnss bejaht werden und ist von 
Allen bejaht worden, die die rechtlichen Beziehungen beider 
Staaten zum Gegenstände wissenschaftlicher Untersuchung 
gemacht haben ; denn auch die Tertheidiger einer selbständigen 
dsterreiehisch-nngarischen Staatsgewalt haben die Souveränetät- 
der beiden Sonderstaaten nicht geleugnet. 

15. Dass aber keine souveräne Centralgewalt existirt, 
ergibt sich aus der Betrachtung der fundamentalen rechtlichen 
Thatsache, auf welcher das Verhältniss Ungarns zu Oesterreich 
beruht, der pragmatischen Sanction, welche die ausschliessliche 
Grundlage der gegenwärtigen Beziehungen beider Staaten 
bildet und durch den XII. ungarischen Gesetzesartikel von 1867 
eine authentische Interpretation erfahren hat.**) 

Nachdem bereits im Jahre 1687 die männlichen Erben 
Kaiser Leopold's L als Thronfolger in Ungarn anerkannt worden 
waren, gelang es Karl VI. die Anerkennung der weiblichen 

**) ülbrich, Rechtliche Natur S. 32. Staatsrecht S. 21. Ueber die An- 
nahme nnd Bedentung der ptägm. Sanction vgl. die in letzterem Werke S. 27 n. i 
angeführte Literatur. 
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Thronfolge im Falle des Abganges mSonliclier Descendenz 

und die üntrennbarkeit des Besitzes aller unter seinem Scepter 
vereinigten Länder auch in Ungarn auf dem Landtage 1722/3 
in der Art durchzusetzen, dass in Ermanglung des männlichen 
Geschlechtes zuerst seine, dann Joseph'sl. und endlich Leopol d's I. 
Töchter nach dem &echt der Erstgeburt und Lineals uecession 
zum Throne gelangen sollten. In den ungarischen Gesetzen 
von diesem Jahre wurde bestimmt: »pro ttabüienda in omnem 
casum, eiiam eontra otm eetemam cum vieinis Begnü ti Bromneüs 
Eaeredtktriis Umone, et emuervanda dameatica tranquffliuae'^ 
dass im Falle des Aussterbens der männlichen Linie Karl VI. 
das weibliche Geschlecht zur Regierung kommen und die Erb- 
länder, welche gemäss der pragmatischen Sanction unauf- 
lösbar miteinander verbunden sind zugleich mit dem König- 
reiche Ungarn (indiimihiliter , ac inseparahiliter, rnvicein, et in- 
stmul f ac una cum Megno Hungariae posHidendis) und seinen 
Nebenländern in den Besitz der Erben übergehen sollen. 
Die Länder der ungarischen Krone und die anderen König- 
reiche und Länder bilden daher einen untrennbaren und 
unanflSabaren erblichen Besitz des Hauses Habsbnrg» so 
lange ein katholischer <^ Nachkomme aus den in üngam 
zur Erbfolge berufenen Linien des Erzhauses vorhanden ist. 
Ffir den Fall, dass kein in Ungarn erbberechtigter Erbe aus 
dem Hauäe Habsburg existirt, wurde das Recht Ungarns, einen 
neuen König zu wählen, anerkannt und dieses Recht der 
freien Königs wähl wurde im zweiten Gesetzartikel von 1867 
ausdrücklich bestätigt.*») 

Schon dieses Recht der freien Königs wähl beim Abgang 
eines gesetzlichen Erben aus dem Hause Habsburg zeigt die 
Unmöglichkeit, dass durch die pragmatische Sanction ein neuer 
Staat errichtet wurde. Der ganze bihalt der ungarischen auf die 
Vereinigung mit Oesterreich Bezug habenden Gesetze bekundet, 
durch die Interpretation, die ihnen 1867 zu Theil wurde, 

*•) Gesetz-Artikel I: 1722/3 pr. 
^) G. Ä. I: 1722 3 §§. 3, 4, U. §. 7. 
<•) G. A. II: 1722,3 §. 7. 
6. A. n: 1722/3 §. 11. 
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dass sie auf die Daaer der herrschenden Dynastie gerichtet 
ist, dass Ungarn ipso ÜEtoto von Oesterreioh rechtlich ganz 
miabh&iigig wird, wenn der in den Gesetzen von 1722/3 und 
1867 vorgeflehene einmal eintreten sollte.***) Es ist aber 
nninSgUeh, einer souveränen Staatsgewalt einen Tennin an 
setaen, mit dessen Eintritt sie von selbst an ezistiren anfhSrt. 
Denn der Termin kann ihr nicht von ihr selbst bestimmt sein. 
Der souveräne Staat ist ewig, sein Zweck ist ein continuirlich 
zu erfüllender, keine Staatstheorie, weder eine mechanische 
noch eine organische, kann zugeben, dass ein Staat im Voraus 
den Zeitpunkt seines Unterganges bestimmen kann , dass er 
selbst sein Dasein für ein zeitlich bedingtes erklärt. Historisch 
sind die Staaten dem Wechsel alles Irdischen unterworfen. 
Aber juristisch gilt für den souveränen Staat der Sats: 
eioitaa non iMrihir» Eine Befristung iiann einer Staatsgewalt 
nur von einer höheren gesetat werden, daher ist eine fouyerSne 
Staatsgewalt mit einem dt« widersinnig — wie schon bei 
Erörterung des SouveHlnetStshegiiffes gezeigt worden ist. IMe 
Fortdauer der ungebrochenen Souver&nelftt des KSnigi^eiches 
Ungarn in der mit den anderen Ländern der habsburgischen 
Krone geschlossenen Vereinigung bewährt sich demnach schon 
darin, dass es die Gemeinsamkeit mit diesen Ländern für 
eine möglicherweise temporäre erklärt hat. 

Verhält dies sich aber so, hat Ungarn sich keiner Centrai- 
gewalt uutergeordneti ist es ein souveräner Staat, dann können 
seine Beziehungen au den im Reichsrathe vertretenen König- 
reichen und Undem nur auf Vertrag beruhen, da der Vortrag 
der einzige Weg ist, auf dem sich soUverSne Staaten verbinden 
können; die ailenfalls in Gemeinschaft mit Oesterreich aus- 
geübten Hoheitsrechte können nicht Ausfluss einer selbstSndigen 
Staatsgewalt, sondern nur einer mit delegirter Macht aus- 
gerösteten Socialgewalt sein. Und diese Unabhängikeit, 
diese Soaveränetät Ungarns ist in den fundamentalen staats- 
rechtlichen Acten, auf welchen di^ Verfassung dieses Staates 
beruht, ausdrücklich anerkannt und wird vom König im 
Krönongseide feierlich beschworen. Die Versuche, eine ein- 



*n V J«raaeh«k S. 104. 
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heiUiohe Grewalt über Oesterreich und üngam hersnstellen, 
welche namentlich' nnter Joseph n.*>) und m der Periode 
1849—1865 nntemommeik worden sind, haben nicht za dem 
gewünschten Ziele geführt. Anch das Patent vom 1. Anguikt 
1 804, mittelst welches Franz II., als Herrscher der Gesammt- 
heit seiner Staaten den Titel eines Kaisers von Oesterreich 
annahm, hat keinerlei Folgen für die staatsrechtliche Stellung 
Ungarns gehabt ; Ungarn hat durch Anerkenn uug dieses Titels 
sich in keiner Hinsicht zu einer Provinz eines über ihm stehenden 
Staates gemacht. '^^) So zweifelhaft es vor dem Ausgleich 
sein mochte, ob nicht durch die wechselvollen historisehen 
Ereignisse, welche sieh vor and • seit dem Jahre 1728. voU-: 
sogen hatten die Sonveribietät Ungarns sn Gunsten der 
Gesammtmonarchie aufgehoben war, so^ ist durch die rückhalt- 
lose Anerkennung derselben durch die Sanction der Besdiiflsse 
des Reichstages von 1865/7, durch die auss chliessliche Herlei- 
tung aller Verpflichtungen Ungarns zu den im Beichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern aus der pragmatischen 
Sanction jeder Deduction aus staatsrechtlichen Acten, welche 
swischen 1723 — 1865 vorgenommen wurden, su Ungunsten der 
Sonveränetät Ungarns, die Spitze genommen, und auch die 
pragmatische Sanction darf nur in dem Sinne iAterpreürt - 
werden, der ihr durch das ungarische Ausgleichsgeseta bei- 
gelegt worden ]8t.*0 

Vgl. Krone 8, Handbuch der Geschichte Oesterreichs IV , S. 479 ff. 

Vgl. F. V. D eäk, Ein Beitrag zum ongarischen Staatsrecht S, 204 ff. 
Im III. Gesetzartikel 1865/7 §. 2 legt der Dngaiieche Reichstag Verwafarnng 
ein gegen die hinsichtlich der Selbständigkeit and Unabhängigkeit Ungarns 
ans dem ümstMidt wa siehendan naohtheiligen Conseqaenzeii, das« di« aaf die 
AbdieatioA KaiMr F0TdiiiM|id*t L lMittglleh«B lTrkiwd«ii Mos tva tatorretelitsehMi 
KsiMiflinM tpradim , üifin aber «It da ymOg^ Himtt VeiHuiset Mlb< 
■tt&digM ftcieh ia dtniMlbMi niolit biMMdcn arwikiit ist. Allardlng« hattj» 
dM Fataat da» Kaiiartilal dt» Hamehar «imaitlieliar Lladar dor Üabi- 
bnrgiscliaii Krone beigelegt, jedoch ansdrüoUicIi bestimmt, dass aus dieaar 
Titulatar keinerlei staatarechtlicbe Conseqnf^nzf^n für die Stallaog Vrfuns • 
and seiner Nebenländer zo ziehen sei. Dan t scher spricht vom gemeinsamen 
and cisleithanischen Kaiser. Dnreh welchen «tMlsrechtlichen Aot ist da* 
letatere Titel gescb^ff^n wurden 7 

*^ XII. Gesetzartikel 1867 §. 1: «Der Verband, welcher einerseits 
zwischen deu Ländern der nngaii^qhen Krone, andererseits zwischen de« 
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Um die recbilidie Wirkung der pragnkatieohea Sanction 
for Ungarn zu conetatiren, muse man die staätareckilichen 
Inatitutionen üngama cor Zeit, als die besagliehen Geaetse 
erlassen worden, vor Augen haben. Ein Gesetz über die 

Thronfolge konnte nur von dem Eöoig von Ungarn mit Zu- 
stiramuug der Stände erlassen werden.**) Indem nun der König 
und die Stände Ungarns bestimmten, dass der Besitz der 
Länder der ungarischen Krone an denjenigen Descendenten 
des Hanses Habsburg übergehen solle, der gemäss der im 
Erzhause festgestellten Erbfolge die Krone der anderen Erb- 
länder trägt, derart, dass sie zusammen einen untrennbaren 
nnd nnanfiöslichen Besits bilden, hat Ungarn mit den 
übrigen Königreichen und Landern seines Königs einen Vertrag 
geschlossen.^) 

Wenn es feststeht, dass durch die pragmatische Sanction 
kein neuer Staat ins Dasein gerufen wurde, dann kann die 

♦ 

übrigen Llüdeni mid Provinaea Sr. IbjMt&t rechtlieli battekt, lienikt wt dar 

daroh die Gesetzartikel 1, 2 und 3 vom Jahre 1723 Mganommeneo prag^ma* 
tischen Sanction". §. 4: „ Und so wie Ungarn eiaerMits in der Ver- 
gangenheit bereit und auch in Zukunft za Erfällnng all' dessen bereit sein wird, 
^as uach der pragmatischen Sanction die Vertheidigung und Aufrechterhaitang 
der gemeinsamen Sicherheit mit vereinter Kraft unumträaglich erfordert, ebenso 
kann es andererseits solche Verpflichtangen, welche sicU über dieses Ziel hin- 
M> erstrecken, und za dessen Erreichnng nicht unnmgaaglich nothwendig sind, 
Hiebt aaf «icb nehmen.* 

**) Ygl, Geaeturtlkel U. IH: 1687, G A.I: §. 1: ,Qiiod 

mineunt ptoque Sexum — — — ad lUgiam ffvagariae Caronam — — — 
unanirm Univenonm Staiuum et OrdmuM Seffni^ Ptff'Üumjme adem muuxantm 
libero vöto proelan^atum." 6. A. X, XO: 1790/91, G. A. II: 1865/7 §. 1, 
G.A, XII -.1867 §.5. 

6. A. XII: 1867, ^.2: „Indem dieser feierliche Grandvertrag das 
Thronfolgerecht der weiblichen Linie des Hauses Habsburg feststellte, sprach 
♦^J* zugleich aus, ilass die Länder und Provinzen , welche der festerestellten 
Erbfolj>fiordnunp gemäss uuter einem gemeinsamen Herrscher stehen, pmen 
untheilbaren und unzertrennlichen Besitz bilden." Durch die aus dieser Be- 
stiuituung dedacirte Verpflichtung der gemeinsamen Vertheidigung (vgl. oben 
S. 214) itt dit in der Adresse des nngarischen Landtages vom 5. Jnli 1861 
aufgestellte Bebanptung, dass „Ungarn mit dem Harrscb er banse und nidit 
mit den BAIiadem einen Yertras eingagangen lat* (Aagidi nnd Klanbold, 
Dar nngariioba YarliMsnngfBfarelt, Bailag» som Staalaarobir 1862, 8. 109) 
widerrafen nnd dag VerlragSTerbftltnias mit dam Oatonaiabiaban Staate 
anerkannte. 
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pragmatisGlLe Sanction kein gemeinsames Gesetz beider Staaten 
sein, denn ein aolcbea setzt die Existenz einer gemeinsamen 
über den Staaten, für welche das Gresetz gelten soll, stehenden 
Gewalt, also einen Gentralstaat yorans. Mehrere sonyerilne 
Staaten können swar inhaltlich gleichlautende, aber nicht 
gemeinsame Qesetze haben. Die auf die Erbfolge bezüglichen 
ungarisehen Geeetzartikel von 1722/3 können daher nur das 
Resultat eines Vertrages sein, welchen zwei bis dahin rechtlich — 
wenn auch nicht historisch — gegen einander selbständige 
Contrahenten geschlossen haben : der Souverän der öster- 
reichischen Erbländer und der König von Ungarn, durch welchen 
Vertrag für die Dauer der herrschenden Dynastie ein Bund 
beider Läodercomplexe errichtet wurde, des Inhalts, dass der 
Herrscher der einen (später zum Einheitsstaate Oesterreich*^ 
zusammengefiissten) LSndergruppe zugleich auch Herrscher 
des anderen Staates sein, und dass demgemfiss beide Staaten 
nach Aussen hin ab Eine Macht auftreten sollen. Innerhalb 
der gemeinsamen physischen Herrscherperson sind jedoch, da 
die Persönlichkeit des Königs von Ungarn keineswegs dem 
Herrn der Erbländer unterworfen, sondern ausdrücklich die 
tortdauerude staatliche Unabhängigkeit Ungarns anerkannt 
wurde zwei rechtliche Persönlichkeiten: der König von 



") Obwohl nicht ofFiciell fär die im Keichsratbe vertretenen König- 
reiche und Länder gebraucht, folgt die Znlässigkeit dieses Namens aus Art. 1 
des Staa-tsgrandgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger , wo- 
durch für alle Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder ein aligemeiuea österreichisches Staatsb iirgerrecht £estge8t«llt 
worda. Vgl. Ul brich, Bachdiclie Natur S. 62. 

»0 G. A. IH: 1716, DI: 1722/23. Vni: 1741. X. XII: 1790/1. VI: 1826/7, 
yU: ilBSß. Am aehivftton wurde MsgwproelMD im Q, A. X. 1790/91: dast, uif»- 

Mihtet d«r pngnttiMste Sanetion , — — Hunffaria cum FaMut MmesM dt 

regnum Ubenm et rdaU od tvtam legaliM regminU formtm (hno wtfaiZMfl« jmSim* 
vif DicnHeriu kim) independens id est nulti «Itero Regno mit poptilo oknoaBkan, 9od 

propriam habens ConnUenUam et 09iuiitutienem,proinde « Segemu»-^ — prO" 

priia Legümt et C<mruetudinibtta,nnv rrro ad normam aliarnm IVovineiarum — — • 
regendum et gubemnndum'*. Ferner G. A. XII: 1867 §. 5: „Ehedem verfügte 
in Betreff Ungarns bezüglich all dessen, was sich auf die erwähnten Verhält- 
nisse (die gemeinsamen Angelegenheiten) bezieht, der ungarische .eichs- 
tag und der ungarische König im gemei nsame n Sinverit&nd* 
aisi« «nd bd Feitatallaog di«mr Verfftgangen batte kein uderw Laad 
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Ungarn .and der Herrscher der übrigen Königreiche und 
Länder zu unterscheiden. Es wurde demnach durch die 
prftgmatieohe Sanetion zwisohen swei bie dahin hittoriech 
▼ereuiigUa, jedoch rechtlich nnverbnndenen Staaten, ein den 
anegesfffochenen Typae einer ▼dlkerreelitliohea Verbindung 
tragender Verein errichtet, deeeen Oentraleigan in erster 
Linie der rechtlich gemeinsame Herrscher ist, also eine 
Bealvnion in dem von uns entwickelten Sinne geschlossen. 

16. Nachdem der zu Beginn der constitutionellen Aera 
unternommene Versuch, Uii(]^rn als ein Glied in den einbeit*- 
lichen Organismus des Kaiserthums Oesterreich einzuordnen, 
aufgegeben wörde, ward die vor der Bevoiution von 1848/9 
in Kraft gewesene Verfaasang von Neuem als zu Recht 
bestehend anerkannt and die pragmatische Sanetion als die 
Norm der Besiehungen Ungarns au den im Relohsrathe ver- 
tretenen Königreichen und LSndern. Da aber Cisleithanien 
sich in einen iirodernen Verfassungsstaat umgewandelt hatte, 
sowie auch der ständische Staat Üngam durch die Gesetze 
von 1847/8 zu einer constitutionellen Monarchie umgebildet 
war, 80 war eine den geänderten Verfassungszuatänden an- 
gepasste Regelung der durch die pragmatische Sanetion für 
gemeinsam erklärten Angelegenheiten nothwendig. Diese 
erfolgte nach vorhergehender Verständigung awischen den 
üngam und der österreichischen B^giernng in dem ungarischen 
Gesetaartaket XII von 1867 und dem die in dem früher 
erlsssenen ungarischen Gesetse'**) festgesetaten Modalit&ten der 
Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten acceptirenden 
österreichischen Gesetz vom 21. December 1867 R.G.BL Nr. 

Binflsw, dcnii d«r vngvifefc« Könif, alt «bsolatar Vlinfc d«r Ibiifffa amtar 
teiser Ecmdiafl ttelindea Liadar, veifBgte ttlier die LitaMMn «ad Aä- 
galegeolieittn dieser Liader alt abaohiter Maebt.* 

^''*) Das nngaritebe Aasgleicbsgesetz, am 28- Juli 1867 erlassen, var 
bezöglich des darin angeordneten Modus der Behandlung der gemeinsamen 
Angelegenheiten die Offerte eines Vertrags an die im Reichsrathe vertreteneik 
Königreiche und Länder (vpri. §. 18 u, §. 69), der durch die Pnblication des öster- 
reichischen Gesetzes* perft ct wnide. §.11 lit. c des österreichischen Grund- 
gesetzes über die Reichsvertretung bezeichnet die gemoinsamen Angelcgenheiteu 
daher ganz richtig- al.s durch „Yereinbarong'' mit Ungarn festgestellt, sowie 
§. 18 XII: 0. A. 1867 von dem „ Jebereinkommen" spricht. 
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146, daroh welobe Gleise also die oonatitiitioiielle Begeliing 
der durch die pragmatieehe Ssnotion für gemeinsam erkl&rten 

Angel egenbeiten erfolgt ist. Die nenerlicbe Anerkennnng der 

staatlichen Selbständigkeit Ungarns hat auch bald darauf 
eine Aendemng des Titeis der Monarchie und des Namens 
der Gesaramtmonarchie zur Folge gehabt, indem Kaiser Franz 
Josef I. mittelst des A. h. Handschreibens vom 14. November 
1868 die Coordinafcion der Titel der beiden Herrscherpersön- 
lichkeiten anordnete und den Namen des österreichischen 
£aiserstaates in die alternativ zu gebranohenden Ausdrücke: 
SsteiTeiebiaoh - ongarisobe Monarohie und Ssterreiebisob* 
nngainscbes Beiob verwandelte. **) 

Die gemeinsamen Angelegenbetten bezieben siob sammt 
und sonders auf das Auftreten Mder Staaten naeb Aussen 
bin.^ Es sind gemeinsam die Verwaltung der auswärtigen 
Angelegenheiten, das Ministerium des Aeussern» die diploma- 
tische Vertretung und die Conauln, ferner das Heer als 
organisirte Streitmacht und die Flotte und als ökonomische 
Voraussetzung einer gemeinsamen Verwaltung das Finanzwesen 
rücksichtlich der gemeinschaftlich zu beatreitenden Auslagen. 
Das Reobt über Krieg und Frieden kann nur von beiden 
Staaten gemeinsam ausgeübt werden, und ebenso ist der 
ySlkerrecbtliobe Absebluss von Staatenverti^en — mit Aus- 
nabme der von beiden Staaten unter einander geseblossenen 
Sache der Gksammtmaoht, wSbrend die verfassungsmässige 
Genehmigung derselben, soweit eine solche erforderlich ist, 
den Parlamenten beider Staaten vorbehalten bleibt. Nach Aussen 
treten demnach beide Staaten nie gesondert auf, nie durch 
Organe, welche nur einem von ihnen angehören, und des- 
halb sind sie als eine völkerrechtliche Einheit, als eine 
Gesammtmacht ananseben. Die stetige Gemeinsamkeit 
des österreiehiseben und ungarisoben Staatswillens bezüglich 
der äusseren Angelegenbeiten — wenigstens soweit sie politi- 
sober Natur sind**} — läset die dualistisobe Natur der 



") üeber die Bedeataog det Ah. HandiokititiMtt vgl. Jttrst«k«k 
8. 105-107. 

DtrAbteUsw mYwwaltingiTtrtxksra m\% »tnelilitnlidier GUftig- 
Dr. J0l Ii nek, Die Lehre von d«n StaaisaEWUiiAaagtn. 16 
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gmeinsuBeii Oigane und Acte ▼«raohwinden, da sie praktiech 
einer inneren Einbeit Völlig gleichkonunt. Im Innern jedocii, 
wo die Bedingungen nnd die AusfÜhrang jener Gemeinsamkeit 
dnreh den Willen der beiden Staaten stets hersustellen nnd 

zu erhalten sind, tritt der dualistisohe Charakter der gemein- 
samen Organe und Institute klar hervor. Da beide Staaten 
souverän sind, da sie demnach die Fülle der Hoheitsrechte 
beaitzen, so muss jeder Staat seine Vertretung nach Aussen 
nnd seine Armee haben. Darob Vertrag können nun staat- . 
liebe Binrichtnngen derart zn gemeinsamen gemacht werden, 
dase ein nnd dieselben physisohen Snbjecte nnd Objecte einen 
redhtiioh mehrfaoben Charakter erhalten. Daher haben die 
gemeinsamen Organe nnd Institute staatsreditlieh ' einen 
doppelten Gharakter, sie gehören sowohl dem Staatsorgamsmna 
Ungarns, als dem Oesterreiehs an. Bin Widerspmeb mit 
dem richtig erfassten Wesen einer anf Vertrag bemhenden 
Staatenverbindung und der juristischen Logik ist hierin nicht 
vorhanden, da der unus homo plures sua^nens personas der 
Jarisprudenz eine wohlbekannte Erscheinung ist. 

Die gemeinsamen Organe, Behörden nnd Institute haben 
jaristiscb denselben Charakter , welchen die Fonctionäre nnd 
Anstalten eines Staatenbundes besitzen. Der General-Capitän, 
die Admiralit&tsooll^en nnd die Flotte der vereinigten Nieder* 
lande, der Generalstab des schweicerisehen Staatenbundes, ' die 
Gesandten der Vereinigten Staaten snr Zeit der ConfiSderation 
bieten der Theorie keinen anderen Anblick da^, als das ge- 
mdnsameösterreiehiseh-ungarisehe Ministerinm oder die gemein« 
same Armee. Alle Einwände, welche gegen die Möglichkeit der 
Doppelfltellung derselben erhoben werden können, treffen auch 
die staatsrechtliche Möglichkeit jener staatenbündiBchen Organe. 

keit ftr mr eiaaB d«r beidmi Staaten Uagt staatweelitUcili nldii immr üam 
Benidi« d«r MSglldikeit; Q.A. XU: 1867 §. 6a 

") OwtMr. StaatagnndgwetB Tom 21. December 1867 tiber die Ast- 
fibimg der Beglernngs- nnd Yollza^sgewalt Art. 5: »Der Kaiser fahrt den 
Oberbefebl über die bewaffnete Macht, erklärt Krieg und schliesst Frieden". 
Art. 6: „Der Kaiser schliesst die Staatsverträge ab". För Ungarn vgl. 0. A. IX : 
1867, G. A. XII: 1867. §§. 11, 12, 14: „nngarieches Kriegsbeer". Femer z. B. 
G. A. I, XV: 1869, G. A. 1: 1871; G. A. XH: 1867 §. 8: „Diese auswärtig«! 
Angelegenbeiten erkenat somit aicli Ungarn ala gamaiaiaM an.* 
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Abgesehen von der Identität der physischen Herrscher- 
persönlichkeit weicht aber das Verhältniss Ungarns zu Oester- 
reich durchaus nicht wesentlich ab von dem ersten Typus des 
Staatenbundes. Trotzdem das Heer als Streitmacht ein einheitlich 
org^nisirtes ist, kann es seine Entstehong'aus den Contingenten der 
Einzelstaaten nicht ganz verleugnen. Die Rekrutenbewilligang^ 
und die Gesetzgebung über die Art und Weise der Erfäiliuig 
der Web^flieht, die Yerfügnngen lunsiohtlioh der Dislooinmg 
und y^rpflegnng des Heeres, femer die Bßgelang der bürger- 
lioiben Verhältnisse and der sieb niobt auf den Militlrdienst 
beziehenden Rechte nnd Verpfltobtnngen der Mitglieder des 
Heeres sind Sache eines jeden der beiden Staaten geblieben. 
Auch darin gleicht Oesterreich-Ungarn dem Schultypus des 
Staatenbundes , dass es keinen selbständigen Fiscus besitzt, 
sondern zur Bestreitung der Kosten der gemeinsamen An- 
gelegenheiten auf die von Zeit za Zeit durch ein — nur allsa 
sehr den Charakter eines Vertrages zeigendes — üebereinkommen 
üdstgesetsten Beiträge der Staaten angewiesen ist Biesen 
eiob aUe zehn Jabre wiederholenden „Ansgleidi'' kdnnte man, 
aelbst^-dann, wenn eine selbständige Österrelcbisob-nngariscbe 
Centralgewalt existirte, nur mittelst einer den wahren Sacb- 
verhalt geradezu erdrückenden FQlle von Piotionen als ein 
Gesetz hinstellen. 

Da die gemeinsamen Angelegenheiten nicht von einer 
den Staaten über- oder nebengeordneten Centraigewalt, sondern 
von einer Socialgewalt verwaltet werden, so gibt es auch keine 
einer selbständigen österreichisch •nngarisoben Staatsgewalt 
unterworfene Bürget. Es gibt kein gemeinsames 5sterreicbiscb* 
nngarisobes Staatsbürgerreobt. Die positive Gesetzgebung 
kennt nur (teterreiobisobe und nngarisobe Staatsbürger. 
Die Eiistens eines gemeinsamen Staatsvolkes kann niobt 
ans den Thatsacben des Sffbntlicben Seebts beider Staaten 
inducirt, sondern nur aus einem a priori construirten , mit den 
Tbatsachen in unlösbaren Widersprüchen stehenden Bun- 

•«) OMt Ans^clfltecwsts S- 1 Ut. b, e. A. XU: 1807 §. 18—14. 
y. Jarasokek S. 102; ülbrlch, Beehtliohe Hiliir S. 52; 
E. Ifüner, Studien xnm QgterreinWaehw Staatmdit«» L Di« StlenvifiUaehe 
StMtabttrgMidMft 1880, a 83 C 

16* 
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desstaatsbcgriffe dedadrt werden. Nicht einmal die Er- 
werbung der Staatsangehörigkeit in beiden Staaten ist för 

ein Dienstverhältniss in gemeinsamen Angelegenheiten noth- 
wendig. Mag die strenge Logik des Staatsbegriffes fordern, 
(las8 die Organe eines Staates auch Bürger desselben und 
demnach mindestens die gemeinsamen Beamten auch gemein- 
same Bürger sein sollten — das Leben kümmert sich nun 
einmal nicht um alle theoretischen Consequenzen. Dass ein 
xnm Minister des Aenssem ernannter Oesterreicher Beamter 
des nngarischeh Staates wird, ohne dadurch nngaiiseher 
Staatsbarger an werden, ja ohne es werden an kSnnea**), 
ist allerdings eine Lregnlaritftt **) yom Standpunkte der 
organischen Staatstheorie ans, allein nur deshalb, weil ihr 
StaatstypuB in solchen Verhältnissen, wie die Verbindung 
Oesterreichs und Ungarns sich eben nicht verwirklichen 
kann. Das Staatsrecht, so gut wie jede andere juristische 
Disciplin , darf den Satz bestätigen, dass keine Kegel ohne 
Ausnahme gilt. **) 

«j Vgl. Milner S. 97. 

**) In Norwegen besltht iuoflBni eia analogM YarbUtniw, als g«aiw 
§w 14 der YerlSMeoiic ein Mwede ScatllMlIer des Leades werden kenn. 

**) Alle poettiTen Tfcnteeekm, wM» Dnntsolior S. 318 C nun InrtiM 
der Bziatena einer 9tterreiflhlMih*nngnrlseiiea Stnatebttrscnoiinft vwlnlngt, sind 

dnr^wegs unstichhältig. Das« in den Stutcovertiftgen von Untertbanen der 
österreichisch-nngariechen Monarchie gesprochen wird, beweist so wenig das 
Vorhandensein einer einheitlichen Staatsbürgerschaft, als etwa der Gebranch 
des Ausdruckes „schweizeriacbe Angehörige" io den Actenstücken der Tag- 
satzang (vgl. z. B. Cpncordat vom 13. Heumonat 1829: „Die Anwerbung 
schweizerischer Angehöriger" n. s. w. Snell I, S. 224) die Existenz einer 
Schweiler Sttntebärgersohaft, die bekanntlich erst dnrch die Bandeaverftwanng 
. Tom September 1848 gwehdfen wurde, duthnt Die Beetlmmnng in beiden 
Welirgeietien, daae jader WahipÜicibtiga beider Staaten nie Inlinder gilt, 
bat fBr die efaibeitiidM Satarreiebiieb'Wigariacbe StaatabUrgwiobaft diaielba 
Beweiakraft ala etwa §. 38 des Osterreiehiieben Straf^^eaatabnobM, wonaeb ein 
Eramder, wenn er im Auslände gewisse Verbrechen begangan hat, „f^leich 
einem Eingeborenen" zn behandeln ist, fftr die Staatsbttrgerqnalität solcher 
Vorbrecher, Ebensowenig haben die positiv-rechtlicben Beweise für ein ein- 
heitliches Territorium Oesterreich-Ungarns irgend welche zwingende Kraft. Aus 
dem Vorhandensein strafrechtlicher Normen zum Schutze des Reichsgebietes 
im ungarischen Strafgesetae kann nur mit demselben Hechte auf ein Staate» 
nohfilah aitibait»abae Oeibiat gafeUoaean werden, wie ans den §§. 58 und 66 
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17. Da keine selbständige, von den beiden Staaten un- 
abhängige österreichisch-angarische Centraigewalt existirt, so 
kann es auch keine Gesetzgebnng eines österreichisch-ungarischen 
Staates , sondern nur eine Gesetzgebung der beiden Einzelataaten 
geben. £s gibt nur österreichische und ungarische Gesetze. Da 
aber beide Staaten Yerfaaiuiigsstaaten sind und darum den Parla- 
menten die constitutionelle Theilnahme an der Gesetzgebung fQr 
alle Zweige der Staatsthfttigkeit, sowie die Gontrole der Re- 
gierung und Verwaltung zukommt, so musste ein zweckmässiger 
Modus gefunden werden, in dem die Parlamente beider Staaten 
bezüglich der gemeinsamen Angelegenheiten die ihnen ver- 
fassungsmässig zukommenden Functionen derart ausüben, dass 
die für ein gemeinsames Handeln unerläsaliche Willenseinigung 
zu Stande kommt. Das geschah durch die Einführung des 
Institutes der Delegationen. Diese sind nicht an Instructionen 
gebundene Ausscbflsse der Parlamente beider Staaten mit dem 
Beohte selbständiger, definitiver Beschlussfiasaung zum Zveoke 
der Herbeifttbruttg materieller Ueber^instimmang in den die 
gemeinsamen Angelegenheiten betreffenden Gesetzen und der 
parlamentarischen Controle der gemeinsamen Regierung und 
Verwaltung. Die beiden Delegationen berathen getrennt, 
verkehren auf schriftlichem Wege mit einander und nur auf 
Antrag einer Delegation, dass eine Frage durch gemeinschaft- 
liche Abstimmung entschieden werde, welcher Antrag, sobald 
ein dreimaliger Schriftwechsel erfolglos geblieben ist, von 
der anderen Delegation mtbt abgelehnt werden kann, findet 
eine Plenarsitzung beider Del^ationen zum Zwecke der ge> 
jneinsamen Abstimmung statt, in welcher der Beschlnss nach 
abzoluter Mehrheit der Stimmen gefasst wird. 

Nach den klaren, jeden Zweifel ausschliessenden Be- 
stimmungen der hierauf bezüglichen Gesetze üben die 

des ftsterreichigchen Strafgesetzbaches vom 27. Mai 1852, in welchem hock- 
venütheriflche Handlungen gegen dfloi d«irtM]i«i Bud «d«r «faM dar Bsadaa- 
•teataa mit StraHs belegt afaid, «af «in alahaitUfikM Deatedblasd nr Salt das 
Brndaategea* 

T. Jaraaekak, dia reahtliaka N«tiir der Dalafatlaneii. Orflnkat'a 
ZelSaahrift, Bd. Y, 8. S90 Paraanal* snd BaalimioB, 8. lU il; ülbriak, 
Bachttlofca Haior S. 60. 
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Delegationen dae dem 5sterreiobieo]i«&. Bdohmthe und dem 
nngariechen Beiebetege snateliende Beeht der Mitwirkung an 
der G^tJBgebiug ilirer Staaten ans.**) Von einem Mmt^ 
reichieeh-nngarisoli^ Parlamente , von einem weiteren Beieba^ 
tage weiss das positive Staatsrecht nicbts. Es ist ein Tiel- 
leicht Seinsollendes, aber gewiss kein Seiendes.®") 

Die Idee parlamentarischer Delegationen, wie sie in 
Oesterreich und Ungarn verwirklicht erscheint, ist keine ganz 
neue gewesen. Schon in dem münohener und dem sächsischea 
Keformprojecte für den deutschen Bund war sie angedeatety 
anefiihrlioh aber in dem österreichischen auf d^m Fürsten- 
tag an Frankfurt 1863 verbandeltett Projeete bis auf den 
Namen enthalten. In dem letsteren, dessen ataatenbilndisoher 
Charakter zweifellos ist, wnrde den von den Fürsten be- 
stellten Bnndesorganen eine von den Parlamenten der ver- 
bündeten Staaten zu wählende Versammlung der Bundes- 
abgeordneten an die Seite zu setzen proponirt.*^') Diesen 

**) Oestenr. AugleichsgeseU §. 6. Staatsgnindgasetz' fiber die B«ichs> 
^«rtrttang 11 Ht. o. G. A. XII: 1867 $. 89. 

Bat onguriflokd AotgleCdusMets Temirft dto AntrknuiUBc des vwn 
dtr FefernacTerfkmiiiig iatondlftMi weitttran Mdlsiathat «ad jedas wia iauaar 
gaaxtetaa gaaaiiiaamaa ParlaaaiiCaa in aiaar ao wuwaidaiitigaB Weiae» daaa 
da« Dadaelion so Omisten eines solchen ana dem poaitiyan Baehtaatoff 
vadaraaa Mttbe ist. G. A. XII: 1867 §. 1^: „In Betreff jenes TJiaika dar 
^emeinsaraen Aogelegenheiten, welcher nicht rein Sache der Regierong ist, 
hält ÜDgarn weder einen vollen Reichsrath, noch ein wie immer s&a benennendes 
gemeinsames oder Cent ralparlameut f&r zweckmässig nnd nimmt keines der- 
selben an, sondern hält daran fest, dass, nachdem auch nach der Allerhöchsten 
Thronrede St. Majestät die pragmatische Sanction der gemeinsame Aasganga- 
puakt ist, einerseits die LiUider der nngarisehen Xrona aumman, naderaraeita 
dia ttbrigau Lftndar and Pirovlnnan 8r. Majestät sntauaan ala sirai gaaon» 
darta and gana glaichbarachtigta Tkalla angaaaliaa vardan 
m5gan. VolgUeh iat dia yaDkottnana Paritit dar baidas Tbaila bat Ba* 
bandlnng der gamalnaainM Angalagenbeitaa aiaa n n arl MiUcha Badingang*. 
Dantsolier S. 151 b&It diesen sonnenklaraa Bestimmnagan antgjSgaa, d$M 
in ihnen zwar eine Willenaarldimng Ungarns Torlianden, es hier aber niohi 
«lischeidend sei, was Ungarn will, sondern was es gesetzlich geschaffen hat. 

") Vgl. Staatsarchiv Nr. 1760 Bd. VIII, S. 179—194, Abschnitt III, 
Art. 16 : „Die Verfiammlnng der BnndeHabgeordneten geht durch Del egation aus 
den Verwaltnngskörpern der einzelnen deatBc en Staaten hervor. Sie besteht 
ans 302 von diesen Kdrpern gewählten Mitgliedern". 
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Delegirten der ParlMnente aollten keine Instructionen mit 
bindender Kraft von Seiten der wfihlenden Kdrperaehaften 
SU Theil werden.**) Andh hier sollte also das ]Etecht der Mit- 
wirkung an der Geaetsgebnng in Bandessmgelegenheiten von 

den Parlamenten der Einzelstaaten durch Delegirte ausgeübt 
. werden, auch hier sollte ea trotzdem keinen Centralstaat, 
sondern nur eine Verbindung „unabhängiger und gleich- 
bereohtigtdr Souyeräne" geben.''*) Und diese Versammlang der 
Yon den Parlamenten delegirten Bandesabgeordneten sollte 
gemeinsam tagen und die Abstimmung in ihr nack Köpfen 
erfolgen. Also anoh .die gemeinschaftEohe Sitaong der Dele- 
gationen, weloker Dantscber eine so grosse Bedeutung fär 
den Erweis eines Gentraistaates beilegt^"), enth&lt niokts, 
was mit der Natur eines Societätsverkaltnisses irgendwie 
unvereinbar wäre. Schon W a i t z hat 'm aller Klarheit erkannt, 
dass ea „dem Staatenbund nicht entgegen ist, wenn eine 
Landes- oder Reichsversammlung der gemeinsamen Regierung 
zur Seite stekt. Diese wird die Staaten und nicht das Volk 
▼ertreten. Das ist der Fall, sowie die Versamm- 
lungen der Einzelstaaten Abgeordnete zu einer 
gemeinsobaftlicken Beratkung der gemeinsam 
gemackten Angelegenkeiten senden." Femer weist 
er auf den Widersinn kin, der darin liegt, dass Regierungen, 
weloke jede für siok in der Gksetzgebong an die Mitwirkung 
der Kammern gebunden sind , in ihrer Vereinigung durch 
Delegirte, die ganz und gar von ihnen abhängig sind, jenes 
wichtige Recht einseitig für sich, mit l^norirung der Kammern 
ausüben sollen. '^^) 

Wenn constitutionelle Staaten keute einen Staatenbund 
gr&nden würden, dessen Zweck in der gemeinsamen Aus* 
fibung Boleker Hokeitereekte besteken soll, kinsioktliok deren die 
. Souveräne an die Mitwirkung der Parlamente gebunden sind, so 
. mfisste den letstdren notkwendig ein Antkeü an der Feststellung 

I.e. Art. 17: „Die LandesvertretaDgen der Einzelataaten kAnaea ihrft 
Abgeordneten zum Bande nicht an Inatxoctionen binden*'. 
•») Vergl. 1. c. Art. 23—25. 
*^ Monarch. Bnodesst. S. 186 ff. 

ttmt & 167. m 
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der gememsamen Besehlflaae emgerftmiit werden. Den Dele- 
girten der SonverSne mfiseten die Delegirten der Kammern 

an die Seite treten. So abnorm daher im ersten Angenbfiek 
das Institut der Delegationen aussehen mag, so nothwendig 
erscheint es, wenn man es als Consequenz eines Staatenbundes 
constitutioneller Staaten aufFasst. Wenn gemeinsame, von 
den Einzelregierungen zu pablicirende Beschlüsse von einem 
Gesandtencongrese gefasst werden können, so ist nicht abzu- 
sehen, waram es unmöglich ist, dass Parlameniaanaschüsse 
an der f aasang solcher Beachlüaae mitwirken können.'^) Alle 
Argnmente, welche gegen eine solche Institution vorgebracht 
werden können, treffen gleicherweise die MSgliehkdt der 
Besohlnssfassung in den Generalstaaten, der Tagsatsnng, dem 
Bundestage, oder wie immer die Versammlung der Regierungs- 
vertreter im Staatenbunde heissen mag. Wenn es , wie 
Dantscher gemäss seiner Anschauung der absoluten Be- 
schränkung der eigenen Competenz des Staates auf nur den- 
selben betreffende Dinge scharf betont, unmöglich ist, dass 
die österreichische Delegation nngarische Angelegenheiten als 
ihre eigenen behandelt, dann war es anoh nnmöglioh, dass 
auf dem deutschen Bundestage Bayern seine Stimme über 
Ssterreiehische , prenssische, sSchaisehe Angelegenhelten als 
seine eigenen abgab, dass es unter Umständen von den 
anderen Staaten überstimmt werden konnte, und die Beschlüsse 
derselben als seine eigenen anzuerkennen und auszuführen 
gemäss der Bundesverträge gezwungen war. 

Die Sanction und Publication der Üelegationsbeschltisse, 
welche entweder durch Uebereinstimmung beider Delegationen 
oder bei mangelnder Uebereinstimmung durch Majorität der 
in der Plenarsitzimg abgegebenen Stimmen geüasst werden, 
erfolgt durch die Einzelstaaten Oesterreich und Ungarn in 
der für jeden dieser Staaten bestehenden Weise, also in der 
Form inhaHlieh übereinstimmender Doppelgesetze. Aucb hierin 
entspricht die Verbindung Oesterreichs und Ungarns dem 

**) Die Delegationen sind daher Kemeinsame Organe, trotzdem sie nur 
AnsscIinBse der beiden Parlamente sind, wie ja anch die Bundesgesandten im 
Staatenbnude trots ihrer Qualität als Organe der Einzelstaaten zagleich 
Organe des Bnodea als solehen sind. A. A. Ulbrich, BechtUche Kat. S. 60. 
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Staatenbunde, in welchem die Bundesbeschlüsse nur durch den 
Willen der Einzelstaaten für ihre Unterthanen Geltung 
erlangen. 

18. Die Bestimmung des Verhältnissea der finanziellen 
Beitragsleistung beider Staaten zu den gemeinsamen Angelegen* 
heiten gehört nicht in denWirkungskreis derDelegationen, sondern 
wird von beiden Staaten dnFoh ein vom gemeinaamen Monarohen 
(natttrlioh als Doppelgeseta) za sanetionirendee Uebereinkomnien 
dea SsterreiohisohenBeiohsrathes nnd des ungarischen Beichatag^ 
▼on Zeit an Zeit festgeaetst Wenn swiachen beiden Farlamentäsi 
kein üebereinkommen erzielt wird, so kann der Kaiser nnd 
Ü-önig dieses Verhältniss bestimmen, jedoch nur für die Dauer 
Eines Jahres."*) Diese Bestimmung ist die juristisch und politisch 
bedenklichste. Nicht nur nicht dem Wesen des Bundesstaates, 
nicht einmal dem des lockersten Staatenbundes entspricht es, 
wenn die fierbeischafiung seiner Existenzmittel und damit er 
aelbat immer nnd immer wieder in Frage gestellt werden kann. 
Jedes l>eeenninm müssen swei dnreh die engsten historisohen 
Bande zu einem politischen Ganzen verknüpfte Staaten den 
anregendsten Kampf nm die Feststellung der beiderseitigen 
Quoten durchmachen. Wer die grosse historische Mission 
erkannt hat, welche Oest.erreich- Ungarn als Schatzmauer der 
europäischen Civilisation beschieden ist, der muss aufs 
Lebhafteste wünschen, dass jene, dem um die nach Aussen 
gewendete Kraft des Gesammtstaates unbekümmerten Sonder- 
geiste dienenden Abmachungen durch solche ersetat werden, 
welche die innere Einheit und damit das äussere Ansehen 
dea Beiches in höherem Gerade an erhalten und zu fördern 
im Stande sind. 

19. Neben den für geraeinsam erklärten Abgelegenheiten 
sind durch die Ausgleichsgesetze noch eine Reihe solcher 
bestimmt worden, welche nach gleichen, von Zeit zu Zeit 
zu vereinbarenden Grundsätzen zu verwalten sind, nämlich 
die commerziellen Angelegenheiten! speciell die Zollgesetz- 
gebung; die Gresetzgebung über die mit der industriellen 
Production in enger Verbindung stehenden indireoten Abgaben ; 

««} OMt AvsgltidifittMto |. 3, 6. A. XU: 18Ö7 | 18—23. 
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die FeststeUung des MfinsweseB« und das QeldfiiBBes; Ver- 
fügiiog«ii besttglioh jener Euenbahnlimen, welohe äßM Inieresee 
beider Reiebsliftlffeii berfilireii; endlich die FeetetdQuiig des 

Wehrsyatems welche indeae gemäss §. 13 des nngaiischen 
Ausgleichsgesetzes als eine nur im Einverständnisse mit dem 
anderen Staate zu behandelnde Angelegenheit zu betrachten ist. 

Bezüglich der ersten vier Angelegenheiten wurde ein 
Zoll- und HandelsbündnisB zwischen beiden Staaten abge- 
schlossen, also eine völkerrechtliche Vereinbarnng, die in dieser 
Qualität von Niemandem besweifelt wird.'*) Der Absebloss 
eines solchen Verwaltongsb&ndnisses ist jedoeb dnrohans niobt 
als absolut notbwendig hingestellt. Das nngarisebe Ansgleicbs* 
gesets bat sieb ansdrficldich für den Fall des Soheitems einer 
Vereinbarung über die genannten Gegenstände vorbehalten, 
dass das gesetzliche Verfügungsrecht des Landes auch für diesen 
Theil der Staatsaufgaben unantastbar bleibe. 

20. So ist denn in den Beziehungen Ungarns zu Oester- 
reich Nichts enthalten, was einem auf Vertrag beruhenden 
Verhältnisse irgendwie widerstreitet. Wenn in den Gesetzen 
beider Staaten von ihnen als Aeichsbälften gesprochen wird» 
wenn die G^esaauntheit der im Beiobsratbe vertretenen nnd der 
LSnder der Stepbanskrone ak Österreiobiscb-nngarisdies Beiob 
abwechselnd mit Ssterreicbiseb-nngarisoher Monarchie offiqiflii 
beseiehnet nnd dadurch der Schein erweckt wird, als büde 
die Geisauimtheit der den Kronen Habsburgs unterstehenden 
Länder eine als Ganzes staatlich organisirte Einheit, so ist 
daran zu erinnern, dass eine feste Begriffsbestimmung des 
Wortes „Reich" bis heute nicht existirt, das die verschiedensten 
Staats- nnd völkerrechtlichen Bildungen als Reiche bezeichnet 
worden nnd werden, von dem die Gesammtheit der Christen- 
heit nmfiissenden r(hniBcben Reiche des Mittelaltem nnd den 
ans vdlkerrecbtUcb nnverbnndenen Staaten bestehenden Beiobe 
EMails Y. bis zn dem streng eentralisirten ElnbsitMtaate 
Frankreich; selbst das dünnbevölkerte, politiscb nnbedentende 

'*) Oest. Ausgleichsgeaete §. 2, ö. A. XII : 1867 §. 68—66. 

Biderman, Rechtl. Hat. S. 42; v. Jaraschek 8. 120; Ulbriok» 
Ro«htiiche Nat. S. 62; Dantscher, Monarch. B. S. a&2. 
»•) G. A. XU: 1867 §. 67. 
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Norwegen beseiolinet eich in eeiner. YerfMeimg als Beioh.'') 
Ln Allgemeinen wird hente die Besetohnnng einem jeden 

mit der Prätension einer Grossmacht auftretenden, sei es zn 
staatsrechtlicher, sei es nur zu völkerrechtlicher Einheit 
organisirten n einfachen oder zusammengesetzten politischen 
Gemeinwesen zu Theil werden können, besonders wenn es 
monarchischer Natur iat. Der Terminus «Beich^ ist kein 
jnristisek fixirter und man kann insofern von Eeichstheilen 
sprechen, ohne dass dadurch von dem juristischen Wesen der 
conereten Bildung iitwas ausgesagt wird. Eborao enthSlt es 
keinen Widerspruch, wenn swei unter Einem Monarohen sn 
einem Bunde Termnigte Staaten als Ei n e Monarehie heseichnet 
werden, denn auch diese Bezeichnung ist nur ein Ansdrnok für 
die Thatsache, dass die vereinigten Staaten dem Auslande 
gegenüber politisch als eine Einheit gezählt werden. Von Aussen 
gesehen, verschwindet bei der steten Gleichheit der österrei- 
chischen und ungarischen Politik die juristische Doppelpersön- 
lichkeit des Herrschers, er erscheint demgemäss anderen 
Mächten gegenüber als Ein Monaroh, seine Staaten als Eine 
Monarchie. Seihst hei einfochen Staatenhünden kam es vor, 
dass die verhQndeten Staaten sieh mit einem einheitlichen, 
nieht an ein BnndesyerhSltniss erinnernden Namen heseioh- 
neten. So wurde in der deutsehen Bundesaete von einem 
Deutschland, in den Beschlüssen der Eidgenossenschaft sur 
Zeit des Staatenbundes von der Schweiz als einer Einheit 
gesprochen. 

21. "Wenn nun nach den gegenwärtig geltenden Normen 
Oesterreich-Ungarn sich als eine Kealunion darstellt, so darf, 
um die von uns vom juristisohen Standpunkte verworfene 
Theorie eines österreichisch-ungarischen Centraistaates richtig 
m wfirdigen, Eines nicht ausser Acht gelassen werden. 
Indem durch den Ausgleich mit Ungarn die pragmatische 
Sanction als die ausschliessliche Basis der Besiehungen der 
Lünder der Stephanskrone su den im Reichsrathe Vertretenen 
Königreichen und Ländern anerkannt wurde, ist eine Fülle 

Ueber die verschiedenen fiedeotongen dM Wortes ^Reich" vgl. 
Q. M ejrer, Gnmdafige S. 25 n. 1. 
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Btoatmehtliclier Thatsaclieii mit ihren Conseqnenzen völlig 
beseitigt worden. Der naturgemässe, der Entwickelang anderer 
Grossstaaten analoge Process wäre dahingegangen, aus allen 
Ländern des Hauses Habsburg ein in sich einiges , sei es 
als decentralisirter Einheitsstaat, sei es als Bundesstaat orga- 
nisirtes Reich zu schaffen. Vor dem Jahre 1867 war es auf 
Grund vorangegangener historischer Thatsachen, welohen ohne 
Zweifel die Kraft staatsrechtlicher JEbeohtsbildong innewohnte, 
cum mindesten nngewiss, ob nioht anch Ungarn der centrali- 
alienden Tendens, welche alle Staaten nnd Staatenb&ide 
in nnserem Jahrhundert erfEtUte, unterlegen nnd dem Seter* 
reichisohen Kaiserstaate als ein Glied desselben eingefügt sei. 
Oesterreich bot nach dem Jahre 1849 das Bild eines Ein- 
heitsstaates dar. Wer nun mit dem Blicke des Historikers 
den Wiederbeginn des Verfassungslebens und dann die Rege- 
lang und Ausgleichung der staatsrechtlichen Wirren in den 
Sechziger Jahren verfolgt, der kann unmöglich die historische 
Continuitat durch den Ausgleich als ganzlich unterbrochen 
ansehen und das Jahr 1867 namitteibar aa das Jahr 1723 
anreihen. Ihm wird sich vielmehr wie Bidermann und 
Dantscher jene Gewalt, welche bis dahin den seit der 
Niederwerfung der ungarischen Revolution d^fiuito existkenden 
Einheitsstaat nach Aussen vertrat, welche das einheitliche 
Heer leitete, als durch die Ausgleichsgesetze unverändert 
darstellen. Diese haben auch nicht an der realen Existens 
jener Institute gerüttelt, sie haben ihnen nur eine andere 
juristische Basis gegeben. Historisch ist also das Reich in den 
heute für gemeinsam auszuübende erklärten Rechten intaet 
geblieben. Aber die Betrachtungsweise des Historikers und 
Politikers, bei dem das patriotische Gefühl eine berechtigte 
Stimme hat, ist nicht die des Juristen, deir die Thatsachen 
nur ihrer formellen Seite nach an prfifen hat und seinen 
Sprudi abgeben muss, vielleicht im Gegensatse su seinen per* 
BÖnlichen Wünschen und Hoffnungen ; der jeden Versuch , das 
zu Erstrebende schon deshalb, weil es erstrebenswerth ist, in 
den realen Verhältnissen verwirklicht zu sehen, nui* als eine, 
die hartnäckige Natur des positiven Rechts verkennende 
Selbsttäuschung zurückzuweisen gezwungen ist. Er muss 
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•daher nach ruhiger, unparteüsolier Erwägung der auf die 

Vereinigting Ungarns mit Oesterreich bezüglichen Rechtsacte 
den Spruch fällen, dass im Jahre 1867 den "Wünschen Ungarns 
entsprechend der Einheitsstaat Oesterreich von Neuem rechtlich 
gespalten wurde, dass den in ihrem äusserlichen Aussehen 
unverändert fortexisürenden bisher einheitUchen Organen des 
Geaammtstaates eine Doppelnatur eingehaucht und dieser selbst 
somit wiederam in einen Bond zweier Staaten aufgelöst wurde, 
dass jede jnristisehe Anslegang irgend eines Factnms der 
Gesehiohte an Gunsten der Fortexistenz der sonverSnen Gentral- 
gewalt der Gesammtmaeht nnm^glioh gemacht ist dnrch das 
nngarisohe Ausgleichsgesetz, welches die pragmatische Sanotion 
interpretirt als einen Act, der die Souveränetät Ungarns in 
keiner Weise angetastet hat und deragemäss auch keine über 
Ungarn stehende Cent<raigewalt schaffen konnte. 



IV. 

Der Bnndesstaat 

A. Uf EstttsImBi 4et Bsstfeittaatss. 

h So weit anek die Ansiobten über die recbtUohe Natnr 

des Bundesstaates auseinander gehen , in dem einen Punkte 
stimmen doch Alle überein, welche die Möglichkeit eines 
zusammengesetzten Staates zugeben, dass die Bundesgewalt eine 
wirkliche, selbständige Staatsgewalt sei, dass der Bundesstaat 
daher nicht nnr eine Völker-, sondern auch eine staatsrecht- 
liche Bildung reprSsentire. Jene drei föderativen Staatsgebilde, 
ans deren Natnr Tomehmlieh der Begriff des Bondesstaates 
abgezogen worden ist, — von den Föderationen der hellenischen 
Städte wissen wir trotz aller daranf, namentlich von Freeman*) 
angewandten Mühe, doch zn wenig, um fiber sie ein prädses 
juristisches ürtheil fällen zu können — n&mlich die Vereinigten 
Staaten von Kor damer ika seit 1787, die Schweiz seit 1848 und 



^) History of federol Ooverntnent, frovi the fondation of the Achaian 
leojfue to the di$rujption of the Unäcd States. Vol. L London and Caminidge 
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das neue deatsche Reich') seigen alle eine von den Gliedstaata^ 
g^waltän unterschiedene selbständige Centralgewalt. Diese 
Oentrelstaatsgewalten sind nun Sohöpfnngea der neuesten 
Zelt, die der Schweis und des deutschen Reiches tot den 
Augen der heute lebenden Generation entstanden. 

Um sie in ihrer eigenartigen Natur su Tsrstehen, gilt 
es vor Allem, ihren Ursprung zu begreifen. Das schwierigste 
aller wiBsenschaftlichen Probleme^ das der Staatenbildung, 
tritt bei ihnen aus der Sphäre abstracter philosophischer 
Speculation hinaus in die praktische Welt der Thatsachen. 
Und wie die folgenden Erörterungen zeigen werden, hängt 
von der Art der Lösung dieser Frage die Möglichkeit des 
Bundesstaatsbegriffee und die Gestaltung der gansen Bundes- 
staatstheorie ab. 

Eingehend ist diese Frage in der Union und dem deutschen 
Reichel erörtert worden, hier ans theoretischem Drange, dort 
aus eminent praktischen Grftnden. Die beiden Theorien von 
der Entstehung der Union, die juristischen Unterlagen, auf 
welche man die ünionsverfassung stützen wollte, waren zugleich 
Fundamente für diametral entgegengesetzteParteianschauungen. 

' Die Verfassung ist Vertrag zwischen den Staaten — 
also sind die Staaten in der Union souverän geblieben und 
kSnnen demgemäss die juristischen Consequenzen aus der 
SouverSnetät sieben: sie stehen fibor der Union und haben 
ein unveräusserliches Recht, die Union, wenn deren Eustens 
mit ihrer SonverftnetSt in Gonfliot geräth, su sprengen. Die 
Constitution ist föderal, nicht national, der Völker der JSinael* 
Staaten, nicht eines gar nicht esdstirenden Gesammtstaats- 
Volkes wegen da. So die Partei der Staatenrechte, deren Lehre 
durch Jefferson begründet, durch T u c k e r 1803 in seinen 
Conunentaren zu Blackstone ausgeführt wurde, durch Calhoun 
ihre theoretische Vollendung erlangt hat.^') 

>) Um nlokt BtkamitM nad oft CteiagtM htor an wiodnbolw, -fvnrtlsn 
wir boBflsUck des lÜMhwdBM atMÜleliA Gharaklan dtr dnt BoadiMtMtaii 
dir QogoiwMrt wat dis saUrai«lif& M Bri« aagclllhrtM hfflnaf besigUai« 

Werke, denen noch für das deutsche Beich die neaeren Werke über das 
BeichsBtaatsreoht, fttr die Sdiweis doi bezeitB oitirtd W«rk tos Oubo bdia« 
Ittfoa wäre, 

Ueber die Entetebuns und die Oeeciücbte dieser Lehren vgL Story, 
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Die Yer&flsiing ist kein Vertrag zwisohen den Staaten, 
selbst wenn sie als das Eesnltat eines vom Volke oder dien 
Staaten abgeseblossenen Vertrages anfgefasst wird; denn 

einmal abgescblosaen, verändert der Vertrag seine NatttT 
und wird Gesetz. So weit der Bereich der Constitution reicht, 
gibt es Ein Volk und Einen Staat. Secession der Staaten atia 
der Union ist daher nicht der Gebrauch eines natürlicheil 
Kechtes sondern Hochverrath. IHe Gesetze der Union sind 
die höchsten , daher hat sich vor ihnen auch der Wille der 
Gliedstaaten za beugen. Die Verfassong ist nicht nnr föderal, 
sondern auch national, sie bat niobt niur einen Bujid, sondern 
aneb einen Staat gesebaffen. Das ist die Tbeorie der Be^nbli- 
kaner, wie sie mit versobiedenen Nnanoen von Hamilton, 
Madison und Jay im „Federalisten" begründet, YonKent 
und Story acceptirt und in glänzender Weise gegen die 
Angriffe der Partei der Staatenrechte — der Demokraten, 
wie sie später genannt werden — in den Reden Daniel 
Websters vertheidigt worden ist.*) 

Die ser Widerstreit der Parteien in Amerika hat gezeigt, 
dass das Problem der £ntstebung des Bundesstaates durchans 
keine blosse staatsreehtlidieScbulf^age, sondern audi politisob 
Ton der grössten Bedeutung ist — wie jede Frage ftber die 
Katar des Staates. Das luteresse an ihr ist daher ein zwei- 
faches, gleich lebhaft für die staatsrechtlicbe BSrkenntniss, wie 
für das staatsmännische Handeln. 

% Unter den von den Anhängern des Bundesstaates 
über diese Frage aufgestellten Ansiebten begegnet uns zuerst 

CmmmUmu, Mb UZ» ch, UJf. H*e9el, Vartvacsai. Slmi. 8. 1—27; b©- 
■ondm aber H o i s t , yerfassims und DoMkratie der Ver. Staston Bd. I~in. 

') Am schirfsten formnlirt Webtter seine AAsichten von der Ent« 
stehonK der Union und ihrer Verfassung in der ber&hmten Rede: The ÖontH- 
tution not a compact. Workti III, p. 468 : „The con$tUution, Sir, i» not a contraet, 
but the retult of a contract, meaning by ctnUrat^ no morc than aseent. Founded 
on contentit ia a government proper. Adopted Jfy thc agreement of ihe people 
öf the United Statu, when adopted^ ü ha$ beeovie a Ck>n8iiiution. T?i6 people 
ha09 agrüd to vrnke a Oonttitutionj but tohen made, that ConttittUion beeomes 
«HMI U» IM« in^örti, S ü §» lengtr ,a m»k mgmmwiU'^ ; Yf^. Story, 
Om mtnktri» §. S90^S79, 
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die, welche die vertragsmässige Entetehong des Bandes- 
Staates, wie auch seiner Verfassung behaaptet. Die ein- 
seinen sich zu einem Bande vereinigen wollenden Staaten 
schaflini durch Vertrag eine von ihnen verschiedene Staats- 
gewalt, welche direot auf die Unterthanen als Ein Staatsvolk 
einwirkt.*) Diese mechanische ErMttrang der Geburt des 
Bundesstaates ist einfach logisch unmöglich. Eine jede Per- 
BÖnlichkeit kann nur über das verfügen, wa« innerhalb 
ihrer Willerissphäre liegt. Ein Staat kann daher über 
seine Competenzen disponiren, er kann sie einem anderen 
zuweisen, die einen oder anderen in Gemeinschaft mit anderen 
ausüben, aber er kann keine von ihm verschiedene Staats- 
Persönlichkeit schaffen.^) Die Zeugung eines neuen Individuums 
ist so wenig im Staatenleben wie im Leben der physischen 
Personen durch den blossen Willen möglicb, so wenig wie ein 
Mensch kann ein Staat durch Vertrag geschaffen werden. 
Die wichtigste Gkrundlage des Staates» das organische Element 
desBelben, durch welches und auf weichem er sich aufbaut, 
ist dad V^olk. Dieses Volk kann ein Staat durch seinen Willen 
nicht in ein anderes verwandeln. Rhode Island und New-York 
konnte aus den Rhode Islandern und New-Yorkern keine 
Amerikaner machen, ebenso wie das deutsche Volk keine Schöpfung 
den preussischen , bayrischen, sächsischen Staatswillens ist. 
Bayern konnte durch Vertrag mit den anderen deutschen 
Staaten seinen Bürgern so wenig die Qualität von deutschen 
Bürgern beilegen, als es ans eigener ICachtvollkonunenheit 
Fransosen, Engländer, Spanier schaffen kann. 

Alle tiefere Einsicht in das Wesen des Staates, welche 
wir der wissenschaftlichen Ueberwindung der naturrechtUchen 
Theorien verdanken , ginge augenblicks wieder verloren, 
wenn man auch nur die Möglichkeit der Entstehung irgend 
eines Staates durch Vertrag zugäbe. Man verschone endlich 
einmal das Staatsrecht mit den abgeschmackten angeblichen 
Beispielen von vertragsmässigen Staatengründungen, wie z. B. 
der €hründung des ersten Neu-Englandstaates an Bord des 



Zuerst entwickelt von Madison im Federalist Mr. XXXIX. 
Bichtig Liebe S. 19, 28. 
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Seldflfes ICayflower oder Kaliforniens n. s. w. VerMge 
können bei der Bildung eines Staates unter den Yolkagenoesen 
nocb so viele geachloasen werden, der Vertrag wird danun 

doch nicht Rechtsgründ des Staates, weil er seiner Nator naeh 
unfähig ist, einen solchen abzugeben und zwar schon deshalb, weil 
weder ein Einzelner, noch ein Staat durch Vertrag 
mit Anderen eine bisher nicht bestehende Volks- 
gemeinschaft schaffen kann. Die Thatsaohe, dass eine 
Gesammtheit sich als eine Einheit fühlt und weiss und diese 
Einheit dadurch zum Ausdruck bringt, dass sie sich als 
Gesamm^erflönlichkeit, als wollendes und handelndes Snbjeet 
constitnirt, das ist der innere Grund der Entstellung des 
Staates, unter welchen Suaseren VerhSltnissen und Beiwerken 
sie auch immer vor sieh gehen mag. 

Noch weniger als ein Staat kann die Staatsverfassung 
durch Vertrag entstehen. In dem ständischen Staate, wo die 
Idee des öffentlichen Rechtes noch durch privatrechtliche 
Auffassung der Staatshoheit verdeckt war, kamen allerdings 
Verträge der Staatsgewalt mit den Ständen vor, welche ver- 
^Mnngsändemde Kraft hatten, und es ist ja die Lehre yon 
den pactirten Verfassungen auch in der Gegenwart trotz ihres 
Widerspruchs mit dem modemen Begriff des 5£fentliohen Bechtes 
noch nicht gana auagestorben. Aber die primäre Ordnung 
des Staates, die erste Einsetsung der Staatsgewalt durch 
Vertrag ist undenkbar: Ans pactum wi^feetionit und ordinoHoma 
ist ebenso unfähig, den Rechtsgrund der Staatsverfassung zu 
bilden, wie das pactum unionis den des staatlichen Daseins. 
Denn durch Vertrag kann man keinen höheren Willen über 
sich und keinen selbständigen Willen neben sich hervorbringen. 
Man weise nicht auf die juristischen Personen im Staate hin. 
Wenn nicht der Staatswille an die WiUensacte der Con- 
stitnenten die Bechtefolge der Entstehung einer mit selbstän- 
digem Willen begabten juristischen Person knüpfen würde, käme 
sie nie zu Stande. Denn wo kein h(^erer Wille yorhanden ist, 
der den Vertrag zu einem dauernden, von der Willensanderung 
der Vertragschliessenden unabhängigen macht, besteht der 
Vertrag nur so lange, als es mit den höchsten Interessen der 
Contrahenten , die natürlich immer particulärer Natur sind, 
Dr. Jellinek, Die Lehre voo den Staatoaverbiadangen. yjf 
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verträglich ist. Die etwa eingesetzte Societätsgewalt kann 
daher nie das hervorragendste Merkmal einer Staat^walt 
haben: sie kann nicht herrschen, nicht bedingungslos 
befehlen, sondern ist immer auf den guten Willen der Gesell- 
schaftsglieder angewiesen. 

Zwischen Staaten paotirte Verfassungen sind jnristisoh 
nach den Grundsätzen über die Staaten Verträge zu beurtheilen. 
Vertrag bleibt Vertrag und kann nicht 6»^setz werden. Die 
Theorie von der »staatsrechtlichen Novation" ') hat alle Ein- 
wände gegen sich, welche gegen die atomistische Lehre vom 
Socialcontract erhoben worden sind, deren gewichtigster der 
ist, dass es nur mit kühner Verachtung aller Logik möglich ist, 
den Faciscenten die Nöthignng zur Vertragserfüllung selbst 
dann nachzuweisen , wenn die wichtigsten ihrer individuelleii 
Interessen mit* denen der Gksammtheit in Confiiot kommen. 

Die nnnmstSssUeh richtige Conseqnenz dieser Lehre hat 
denn auch Calhonn nnd nach ihm Seydel gezogen: der 
Bondesstaat als staatliche Bildung ist unmöglich, er ist und 
bleibt Vertrag, seine Verfassung ist eine Summe delegirter 
Gewalten, aber keine in sich selbständige. Und ebenso unwider- 
leglich von diesen Prämissen aus ist die Behauptung des 
Rechtes der Secession. Der Austritt der Südstaaten aus der 
Union ist dann ebenso gerechtfertigt, wie es ein erneuerter 
Sonderbund schweizer Kantone oder die Befriedigung wieder- 
erwachter Kheinbnndsgelüste deutscher Gliedstaaten wäre. 
Wenn die Eidgenossenschaft durch Bnndesgeseta den Kantonen 
nach deren Ansicht für ihre Sonderezistens nnentbehrliohe 
Rechte entzieht, wenn das deutsche Reich seine Yerfkssnng 
derart abändert, dass einige G-liedstaaten dadurch sich in 
ihren particalaren Lebensinteressen tief geschädigt eraehten, 
welcher Rechtsgrund sollte sie hindern, ihre Interessen höher 
zu stellen als die der vertragsmässig eingesetzten Centrai- 
gewalt ? Selbst nicht die Natur der Verfassung als Gesetz, 
wofür viele Anhänger der vertragsmässigen Entstehung des 
Bundesstaates die Verfassung desselben erklären, denn auch 
ein Gesetz, woher immer es stammt, muss den höchsten 



*) 8«7del, BnndesstMltbagriir a. 0. 8. Sil. Lieb« 8. 17 IT. 
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IntereMen des Staates w^etoi. So lange die Gliedstaaten 
als SebÖpfer des Bandesstaates und damit nnmittelbar oder 

mittelbar seiner Verfassung erscheinen — sei es, dass diese selbst 
als Vertrag der Errichter des Bundesstaates oder als selb- 
ständig erlassenes Gesetz der vertragsmässig entstandenen 
Bundes gewalt aufgefasst wird — so lange kann man nicht 
behaupten, dass der Schöpfer zu Gunsten seines Geschöpfes 
sieh aufzuopfern verpflichtet ist. Das principielle Postulat der 
Staatsidee , dass sie höher stehe als jedes Particularinteresse, 
dass daher im Falle des inssersten Conflietes ihr jedes 
ihren Zweoken widerstrebende Interesse eines Staategliedee 
aufgeopfert werden müsse, hat einem dersrt oonstmirten 
Gebilde gegenüber keine Berechtigung. 

8. Eine andere Theorie, welche das Hervorgehen des 
Bundesstaates aus einem Vertrage der Glieder behauptet, 
sucht die organische, vor dem willkürlichen Zerfall geschützte 
Natur der Bundesgewalt und damit deren Staatscharakter 
dadurch zu wahren , dass sie auf die organischen Lebensver- 
hältnisse, s. B. die £he, hinweist, deren Eingehung zwar 
Sache eines Vertrages ist, die dann aber unabhängig von ihm 
ihre eigene höhere Natur entwickeln.^ Hieher ist auch die Lehre 
an zählen, dass der Bundesstaat eine Ton den Gliedstaaten 
gebildete juristische Person sei , die einen über dem Willen 
der Contrahenten stehenden Gesammtwillen besitzt, dass der 
Sohlnss von der vertragsmässigen Entstehung auf die vertrage- 
massige Natur eines Rechtsverhältnisses kein zwingender sei.^) 

Es unterliegt keinem Zweifel, dasa durch Vertrag Rechts- 
verhältnisse eingegangen werden können, deren Wesen höher 
als das eines rein obligatorischen ist. Aber die Existenz und 
Dauer derselben beruht dann in keiner Weise auf dem frei- 
willigen, durch den Vertrag erklärten Eintritt in das Ver- 
faältniss, sondern entweder auf dem organischen Versehmelzen 
der Individuen zu einer hSheren Einheit oder auf dem Willen 
der Rechtsordnung, der an den Vertrag als Becbtswirkung 
die Entstehung der juristischen Person knüpft und dem in 

') H. Schulze, Einleitung S. 205 Anm. 1; vgl. F. Lieber, IW» Iw 
iure* on ihe conniitution of the Unifed States, New- York 1861, p. 8* 
■) Haenel, Yertragsm. Eiern. S. 32} Labaud I, S. 72. 

17* 
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einer Boloheni besweokten VerlüÜtiiiw der Ueber- und Unter- 
Ordnung die reohtliche Anerkennung verleiht. Dieser letzte 

Fall ist aber, wie schon bei Erörterung des Staatenbundes 
bemerkt wurde , unter bisher unverbundenen Staaten un- 
möglich aus dem Grunde, weil die Ordnung des Völker- 
rechts die juristische Person nicht kennt, weil alle Einwände 
gegen die vertragsmässige Entstehung des Staates der 
Mögliohkeit der Schöpfung irgend einer juristischen Person 
durch von einander unabhängige Staaten im Wege stehen. 
Aber auch ein organisches LebeDSverhftltniss, dessen con- 
erstes Dasein stets abhftngt von der üaotisch fortdauernden 
Versohnielsung der Individuen m bleibender Gemeinaohaitt 
trägt nicht die Gkurantie der Stetigkeit in sich, wenn 
nicht eine höhere Macht einzelne aus dem organischen • Ver- 
hältnisse fortstrebende Glieder in demselben zurückzuhalten 
rechtlich befugt ist. Wenn die sittliche Grundlage einer 
bestimmten Ehe verloren gegangen ist, dann hat sie eben auf- 
gehört, ihrem Zwecke zu entsprechen, und sie existirt dann 
höchstens noch als ein Vertrag fort, als ein obligatorisches 
civilrechtliches Verhältnisse das die höhere sittliche Natur 
abgestreift bat. Oer Staat kann jede Ehe f&r nnauflöslich 
erklären, auch die, welche innerlick desorganisirt ist, dann 
existirt* sie aber nicht mehr durob sick selbst, sondern dnrck 
den höheren Willen fort, der sie vor gänzlichem Zerfall schützt. 

Ohne das Vorhandensein eines über einem organischen 
Lebens- und Rechtsverhältnisse stehenden höheren Willens 
besteht dasselbe nur so lange für alle Glieder, als sie that- 
sächlich in organischem Verbände mit einander stehen. Der 
Austritt aus jedem Verbände ist und bleibt dann dem freien 
Gutdünken der Individuen anheimgegeben. £s bleibt daher 
* auch nach dieser Theorie die Frage unbeantwortet, was eine 
vertragsnässig entstandene öfPentlich-recbtliche Corporation, 
als welche der Bundesstaat sick darstellen würde, vor der 
Seoession eines €Miedes recktlicb schützen könnte, sobald es 
einmal der ergänzenden Gemeinschaft mit den anderen 
entrathen zu können glaubt.^) Auch hier ist dasselbe unlösbare 

**) Die CoDMqneDB dieser Theorie fflr den BiudeMtMt liit bereite 
Toeqnevtlle I, eh. XYIII, p. 449 gesogen: f,L*lMicu metutth n» durtrm 
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ProUem vorhanden, das die Veitragstheorie in allen ihren 
Formen nnd Wendnngen nnansweichlich durchsieht: woher 

nimmt dort, wo keine über den Gontrahenten stehende Rechts- 
ordnung vorhanden ist, der Vertrag seine bindende Kraft 
auch im Conflicte mit den höchsten particulären Interessen 
der Gontrahenten? Welches ist der Rechtsgrund, der unter 
allen Umständen die Seoeseion der Glieder widerrechtlich 
maoht ? 

Das ist aher das Moment, welches den Staat von allen 
anderen Formen mensohlioher Qemeinsohaft nnterseheidet, dass 
es ihm gegenüber heine absolnte Bereohtigiing irgend dnes 
seiner Glieder gibt, dass er. das Mass und die Grensen der 
reehtliehen Freiheit seiner Glieder absteckt, aber sein Herr« 
Schaftsbereich nicht von ihrem Belieben und guten Willen 
abhängt. Es ist kein Staat vorhanden, wo man ein Recht der 
Secession deduciren kann. ^) Die eigenartige Natur des Staates, 
sein specifisches Merkmal als der mit herrschender Macht aus- 
gerüsteten Organisation des Volkes zur Einheit, iu der erst 
die Individuen und die aus ihnen gebildeten höheren Verbände 
die gliedliohe Stellung erhalten , welche ihnen die Veri'olgnng 
imd Erceiehnng der Lebenszwecke ermfiglicht, sie ist ver- 
dunkelt und nnkenntlioh gemaohti wenn man anf ihn Analogien 
anwendet von Yerhfiltnissen, wie sie nur im Staate and 
wesentlich unter Mitwirkung des Staates entstehen und be- 
stehen können. Der Vertrag ist und bleibt, trotz seiner um- 
fassenden Bedeutung für das Rechtsleben, auf die Beziehungen 
der dem Staate untergeordneten Persönlichkeiten und die 
Staaten selbst unter einander beschränkt. Aber stets ist seine 
Voraussetzung die Existenz des Staates, so dass er nie Vor« 

dmw pi'autmtt fue Imm Im J&«te fin to ^empotmU wniimutmU h vmdoSr m 
faire parUtF* 

") Bia soldiM SeotMfoinredht vifd Ar di« GUadtteatan 4« dantsolMii 
Beidies im Falle des YerfairaigtlnnieliM behaaptet von v. Mo Iii, Relch8>> 
Staatsrecht S. 11 und v. Rönne, Staatsrecht des deutschen Reiches, 2. Aufl., 
I, S. 47, trotzdem beide Schriftsteller den staatlichen Charakter des Reiches 
auerkennen. Mit demselben Rechte könute man aber auch im Einh^itsstaate 
deoa Verfaasuogsbmch staatsauflösende Wirknni; beilegen, derart, dass es 
jedem Verbände ionerbalb desselben freistfinde, seinen eigenen Staat zu gründen. 



Digitized by Google 



262 



äussetzang des Staates sein kann, auch nicht ausnahmsweise. 
Auch wenn die Puritaner bei Gründung der Neu-£ngiand- 
Staaten keine Verträge untereinander geschlossen, wenn sie 
sich niclit feierlich versprochen hätten, siah als Staat sa 
organisiren und den eingeeetsten Obrigkeiten xu gehorchen, 
die Greechiohte der eoglisohen Colonien in Nordamerika wäre 
auch ohne diese erhebende Ceremonie ihren Weg gegangen. 
Das Ergänsangsbedfirfiiiss und die Solidaritöt der in ftireht- 
barer Einöde einsam dastehenden Handvoll Menschen, verbunden 
mit hochgeateigerten religiösen Gefühlen, also organische 
Triebkräfte waren es, welche hier, wie überall, zuerst den Staat 
in'fl Dasein gerufen haben. 

Alle Versuche, die Entstehung des Bundesstaates aas 
einem Vertrage der Gliedstaaten abzuleiten, müssen misslingen, 
weil es unmöglich ist, die Entstehung des Staat es 
juristisch su construiren. Der Staat als Voraus- 
Setzung der Hechtsordnung kann nicht durch 
einen Sata der erst von ihm Sanction empfan- 
genden Ordnung erklftrt werden. Jede juristische 
Rechtfertigung des Staates beruht daher auf einem tSrapov xpatrspov. 
Für die Bildung der Staaten gibt es kein anderes Recht, als das 
der Weltgeacliichte, und um sie zu begreifen, muss man sich 
den historisch wirkenden Kräften zuwenden, deren Gewalt in's 
Dasein ruft, was dem Juristen stets ein Gegebenes, nicht 
weiter Ableitbares ist.^^) 

4. Wenn man aber die Entstehung des Bundesstaates 
und seiner Verfassung begreifen will, darf man ihn nicht als 
eine isdirte Erscheinung im Völkerleben betrachten. Die Bil- 
dung der Bundesstaaten unterliegt demselben Prooesse, wie 
die der nationalen Staaten. Der Bundesstaat ist eine 
der Formen, in welchen sich der auf die nationale Gemeinschaft 
oder innere historische Zusammengehörigkeit anderer Art 
aufgebaute moderne Staat verwirklicht. 

Die moderne Staatenbildung steht im schärfsten Gegen- 
satze zur dynastischen Staaten bildung der früheren Zeitea. 

^*) Für DeataehUad ist wat di« ledisUdi fiMtiiek« Eotitoliwif ilw 
Bnndesittfatts liiiigtwiMeii von Z of a, Staatareeht I, S. 24, Billig« Straitfragia 
a. a. 0. 8. 3tl. 
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Hier setzte sich um das Stammland des Fürsten nach nnd 
nadh durch Eroberung» Erbschaft» Tausch n. s. w. der Kreis 
der Territorien fest» welche durch die flemcher zu einer Einheit 
verschmolsen wurden. Es ging da immer nur die Erweiterung 
eines tschon bestehenden Staates vor sich, keine eigentliche 
Neuschöpfiing. Die Staatsgewalt war bereits vorhanden, nur 
das Gebiet, über welches sie sich erstreckte, war in Verände- 
rung begriffen. Daher reichte man mit den Terminis der Incor- 
poration , Cession , Debellation , Personal- und Realunion aus, 
um diese Vorgänge sn bestimmen und zu. erfassen. Ganz 
anders bei dem nationalen Staate, wie ihn die neue Zeit ent- 
stehen sieht. Hier handelt es sich nicht um ein 
Mehr oder Minder des sckon Bestehenden, son- 
dern um etwas wesentlich Neues, bis jetzt noch 
nicht Dagewesenes. Die nationale Staatenbildung be- 
steht darin, dass ein Volk, welches sich als eine Einheit 
fühlt und weiss, diese Einheit dadurch zum Ausdruck bringt, 
dass es sich als solche organisirt und demgemäss als Staat 
darstellt. Dieser Staat schafft nicht etwa erst das Volk, 
wie in den durch dynastische Politik entstandenen Staaten, 
wo aus den Einwohnern der ursprünglich getrennten Terri 
iorien durch Unterordnung unter ein und dieselbe Staats- 
gewalt Ein Staatsvolk entsteht, sondern umgekehrt empfängt 
er von dem Volke sein Dasein. Das Volk, als natfirliche Ein- 
heit, als Nation bereits ezistirend und wirkend, sucht sich in 
dem Staatenbildungsproeesse. ans seiner nat&rliehen Existenz 
zur rechtlichen Existenz als Staatsrolk zu erheben. Alle 
nationale Staatenbildung geht aus von der Thatsache, dass 
Nation nnd Staatsvolk nicht zusain in enf allen, da.ss die Nation 
entweder in mehrere Staatsvölker gespalten oder mit anderen 
ihr unadäquaten Elementen mechanisch zu einem Staatevolke 
zusammengefügt ist. 

Indem nun eine Nation sich Staate organisirt, ist 
ein Zweifaches nöthig. Erstens ein Hinwegräumen der alten 
staatlichen Zustände, zweitens eine Neuschöpfung. Der alte 
Zustand kann beseitigt wei^den durch Berolution und Krieg, 
also durch Gewalt : auf diesem Wege ist der nationale Staat 
in Norwegen, Griechenland, Belgien, Italien, Rumänien p.nd 
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Serbiflii in's Leben getreten. Aber niobt nur Gewalt, auob 
friedliobe innere Entwiekelnng kann den dem nationalen Leben 
niebt mebr entsprecbenden Zuetand fiberwinden, indem sie iba 
biuüberfttbrt In einen angemesseneren und dieser Weg ist bei 

der Scböpfabg der Bundesstaaten betreten worden. Während 
im ersten Falle die alten Staatsgewalten völlig beseitigt 
werden, vollzieht sich hier die Neubildung entweder unter 
wesentlicher Mitwirkung der bisher bestehenden legitimen 
Gewalten selbst, oder doch wenigstens ohne störendes, wider- 
strebendes Eingreifen derselben. 

Trotz dieses tiefgehenden Unterschiedes findet aber in 
beiden Fällen eine vollige Nenscböpfiing statt, die siob jari- 
stieeb ans dem Mberen Znstande niobt ableiten läset. Vertrag, 
Incovporation n. s. w., die för scbon beatebende Staaten von 
grosser Bedeutung sind, versagen bier ibren Dienst. Das 
Königreich Italien ist nicht etwa dadurch entstanden, dass 
Sardinien die Lombardei, Parma, Toscana. Neapel o. s. w. 
sich annectirte , denn mittelst dieser Annexionen hätte nur 
ein vergrÖssertes Sardinien mit sardinischen Bürgern entstehen 
können, aber kein Italien mit Italienern. Italien ist keioe 
SebÖpfung Sardiniens, wie etwa Preussen eine Schöpfung 
Brandenburgs war, sondern es trat in's Dasein durch den 
Willen und die Tbat der italieniaeben Nation, welebe sieb 
ihren Staat gründete. Alle Vorgänge, durch welebe diea 
geschah, entbehren der jüristiscben Qualifieation , es sind 
Facta, welche bistoriseb, aber niebt mit einer jnriatieeben 
Formel begriffen werden kSnnen. Erst wenn der Staat fertig 
dasteht, kann der Jurist die Formen untersuchen und begreifen, 
in denen sich das Leben desselben vollzieht. 

5. Das Hinwegräumen des antinationalen Zustandes auf 
dem Wege historischer Entwickelung kann, wie erwähnt, be- 
werkstelligt werden entweder dadurch, dass die bisher 
bestehenden Staatsgewalten die Entstehung des nationalen 
Staates nicht bindern, dass sie den Einigungedrang . fm 

") Bezüglich der Zulässigkeit der AnwenduDg des National! täte nbegrift'es 
Mf dfo Schweiser vgl. Hilty, VorlMnngeii ttber die Politik der Bidge- 
atmatehsfl 1875, Yoritmagtii aber die Helvetik 1876, 8. 687 C ; Blnstsehli, 
Die eehwtinrieelie KationaUtl«. Ges. ktelse MHflen II, 8. 114 1. 
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gewäliren lassen oder dadurch, dass sie positiv das Zustande- 
kommen des nenen Staates fSrdem. Das erstere geschah in 

der Schweiz, indem hier eine Revisionscommission zur Berathnng 
der Bundesverfassung eingesetzt wurde, ohne dass ein positiver 
Willensaet der Kantone vorangegangen wäre, in dem sie sieh 
zur Unterstützung der Einigungsbestrebungen des Volkes 
verpflichtet hätten. Der zweite Fall trat bei der G-ründung 
der nordamerikanischen Union und des norddeutschen Bandes, 
besiehnngsweise des deutschen Reiches ein. In Nordamerika 
berief 1787 der Congress des Staatenbundes eine Convention 
nach Philadelphia anm Zwecke der Ansarbeitiing der Bnndes- 
verÜMsnng em, in Deutschland verpflichteten sich auerst die 
norddeutschen Staaten durch den Vertrag vom 18. August 1866 
und dann der norddeutsche Bund und die deutschen Südstaaten 
durch die Versailler Verträge von 1870, einen Bundesstaat 
zu gründen, d. h. dessen Entstehung zu fördern und .dann 
in den gebildeten Staat als Glieder einzutreten. Diese 
völkerrechtlichen Acte stehen in keinem juristischen Causalitäts- 
verhältnisae an den später entstandenen Bundesstaaten, sondern 
es wurden durch sie nur gegenseitige Verpflichtungen der 
bisher bestehenden Staatsgewalten begründet, Verpflichtungen, 
welche die Einselataaten als solche eingingen und zu lösen 
hatten. 

Die Schöpfung des nationalen Staates selbst besteht darin, 
dass eine Ordnung hergestellt wird, gemäss welcher die Func- 
tionen des Gemeinlebens ausgeübt, dass Organe bestellt werden, 
durch welche die bisher nur als natürliche Thatsache wirkende 
Nation rechtliche Gestaltung, d. h. Willens- und Handlungs- 
fähigkeit empfingt. £ine solche Ordnung nennt man aber 
eine Verfassung. Der Act der Staatsschöpfung ist 
daher hier identisch mit dem Act der Verfassungs- 



Oeber die Sntstehnassgesoliiflite dwUniwimteaBs vgl. Beim an d, 
Dte T«niai(l» StMtea m MordMowlka In Uobefsaa«« wvm Steatmlnmd 
m Bvadentaat 1865; Story, Book III, eb.I; Koni I, p.S01— S19; 
Hildroth, /KKory of the OwUtd Stttm, VoL Uf, ob. ZliVIU} t. Holst I. 
8.1-86. 

^ V^. Haonol, Yertr. BIom. S. 65-91; Loband I, §,84; Zors, 
StMttr. I. |. 2, 8. 
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sohSpfnog. Staat und Yerfassmig sind anabtrennVar Yon 
einander gegeben, nnd die erste Verfaasong eines Staates ist 
bereits mit seinem Dasein als solcher gesetzt, ja ist die 
logische Voranssetsnng des Staates selbst. Denn ein Staat, 

der vor seinen Organen existirt, ist eine unvollziehbare Vor- 
stellung. Das wesentlichste Moment im Begriffe des Staates 
ist, dass er Ordnung ist und eine Ordnung vor der Ordnung 
ist ein Widerspruch in sich selbst. Daher ist die erste Ordnung, 
die erste Verfassung eines Staates juristisch nicht weiter 
ableitbar.'^) Sie hat ihren Grund in der Existenz des 
Staates, welche stets etwas Factisches ist. Die Verfassung 
eines nenentstandenen Staates ist daher ebenso ein Factisches 
wie der Staat selbst. So wenig als dieser, lässt sie sieh 
juristisch constmirtn. Sie gehört mit zu dem Gregebenen, von 
dem der Jurist auszugehen hat: erst mit der Existenz des 
Staates und damit seiner ursprünglichen Ordnung ist das 
Feld füf seine Thätigkeit geschaffen. 

Der Vorgang der Organisirung vollzieht sich aber 
folgendermassen : In den Nationen, welche in Folge der 
gewaltsamen Vernichtung der früheren Staatsgewalten keine 
anerkannten staatlichen Autoritäten besitzen, bilden sich 
provisorische Kegierungen, welche eine verfassungsgebende 
Versammlung einberufen. Die von dieser Versammlung fest- 
gesetzte Verfassung wird zur Staatsverfassung dadurch, dass 
sie factisch ins Leben tritt, d. h. dass die yon ihr vorge- 
schriebenen Organisirungen wirklich durchgeführt werden und 
dass den so geschaffenen Organen thatsächlich Gehorsam 
gezollt wird. So erb&lt der Ver&ssungsentwurf, der als 
solcher ganz kraftlos ist, Leben und Thatkraft durch den 
Willen der Nation, durch di^i Anerkennung, die ihm von der 
Gesammtheit zu Theil wird. Der tiefste Grund der Existenz 
alles Rechtes: sein Ruhen im Volksbewusstsein, sein Getragen- 
werden von dem Volksgeiste, wie es von der historischen 
Schule für das Privatrecht aufgezeigt wurde, tritt hier als 
unmittelbare Sanction der Verfassung und damit der Con- 
solidirung des Staates, der. Heranbildung der blossen Potenz 

Siitf«geBSMftet«r Anaiclit Zorn, Sinig» Stnitfngea «. a. O. 8. 321. 
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des Staates znr Wirkliehkeit liervor. Auch in dem Staate, 
dessen Wurzeln weit in die Vergangenheit zurückreichen, ist 
es das lebendige Volkabewusstsein, welches die befruchtende 
und nährende Quelle seiner Verfassung bildet, aber die Ent- 
wickelung der Verfassung vollzieht sich hier in den vom 
Rechte festgesetzten Formen, es schiebt sich hier zwischen 
dem Yolksbewusstsein und der staatlichen Ordnung die Antorität 
Jener ein, die rechtlich befugt sind, im Namen des Staate« 
zn handeln und daher anch in seinem Namen die Verfassimg 
zn ftndem. Eine Constitution im engeren Sinne, d. h. eine 
Einschränkung der fürstlichen Gewalt, kann in der absoluten 
Monarchie nur durch den Willen des Monarchen selbst erfolgen. 
Der Rechtsgrund der Constitution liegt daher in den alten 
Staaten immer in einer Concession der Krone, in einem freien 
Entschlüsse des Trägers der Staatsgewalt. 

Nicht so in den neugebildeten nationalen Staaten der 
neuesten Zeit. Hier wird die Staatsgewalt sogleich 
als eine in ihren Trägern rechtlich beschränkte 
geboren. Die belgische Verfassung z. B. ist nicht etwa durch 
eine Octroyimng von Seiten des E5nigs entstanden, sondern 
dieser wurde vielmehr in Folge der bereits zu Recht bestehenden 
Verfassung zur königlichen Würde berufen. Am 26. Februar 1831 
hatte der belgische Nation alcongress die noch heute geltende 
Verfassung angenommen, kraft welcher Belgien ein erbliches 
Königreich ist, und am 21. Juli 1831 bestieg Leopold I. auf . 
Grund dieser schon vor seiner Annahme der Krone in Rechts- 
kraft erwachsenen Verfassung den belgischen Thron. Der 
König von Belgien konnte stets nur die ihm gemäss der 
Verfassung zukommenden Functionen rechtlich ausüben, es 
ist in der Verfassungsgeschichte Belgiens kein Raum für einen 
Zeitpunkt, in welchem ein absoluter König sich durch eine 
von ihm erlassene Constitution hätte beschränken können. 

Es ist nur eine ans den Thatsaohen des deutschen 
Landesstaatsrechtes gezogene und daher unvollkommene Tn- 
duction, wenn Zorn behauptet, dass jede constitutionelle 
Verfassung vom Fürsten octroyirt ist und demgemäss den 
norddeutschen Bund, beziehentlich das deutscheReich begriMich 
als vorerst unbeschränkt darstellt und dann den Träger der 
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Bimdeflg«walt, die Einheit der verbündeten SouveriSne nch 
oonstitationell selbst beeehränken läset Wenn man die 
Bildung des deutsohen Beicbes im Znsammenliange mit der 
nationalen Staatenbildimg betrachtet, dann verschwinden, wie 
sieh sogleieh zeigen wird, die Schwierigkeiten, mit welchen 
für die Theorie des Keichastaatsrechtes die Entstehung der 
Bundesverfassung verknüpft ist. Hält man jedoch an der 
Oetroyirung der Verfassung durch den Fürsten als einen 
nothwendigen Sats des constitotionellen Staatsrechtes über- 
haupt fest, dann wird nicht nur etwa die Dedaction der 
Entstehung der Reiohsverfassnng nnnSthigerweise compUoirt 
und mit überflüssigen Motionen verbr&mt, sondern die Natnr 
der Constitutionen von Ländern wie Norwegen, Belgien und 
RnmSnien ganx nnverstBndlich gemacht. Hisr sind eben wiedor 
P&lle gegeben, in weldien das Staatsreeht genöthigt ist, einer 
abstracten Benrfcheilnng eonereter Ersehetnnngen nach bereits 
feststehenden, typischen Sätzen zu entsagen, um einer selb- 
ständigen BeurtheiluT)g der eine Erklärung heischenden Bil- 
dungen Kaum zu geben. 

Denn derselbe Process wie in den durch Revolution 
entstandenen Staaten vollzieht sich, wenn auch in anderen 
Formen in den Nationalstaaten , die sich ohne gewaltsame 
Umänderung der alten Ordnung entwickeln. Diejenigen Organe, 
welche hier die constitnirenden Convente, Gommissionen, Reichs- 
tage znsammenberofen, nehmen gegenüber den sn bildenden 
Staaten genan dieselbe Stellung ein, wie die provisorischea 
Regierungen der im Wege der Revolution selbständig gewordenen, 
aber noch nicht rechtlich organisirten Nationen : sie sind das 
Gouvernement de facto des entstehenden Staates. Die von den 
verfassunggebenden Versammlungen ausgearbeiteten^ Consti- 
tutionen sind die Grundgesetze des zu bildenden Staates. 
Diese Versammlungen haben allerdings nur den Charakter 
von Notabein Versammlungen i^), aber das hindert ihren 
Charakter als gesetsgebende Yersammlnngen nicht, den n wie 
die erste Regierung, so hat auch die erste Volks* 



StMtttneht I« 8. 27; Biaiffd StrfltfrsgM m. 0. 8. aSt 
G. K ty«r, Uhrbrnk 8. 199; Zorn, StMtmckt I, 8. 19. 



Digitized by Google 



269 



yertretnng eines sich bildenden Staates nur 
faetische, jaristisoh fiberhanpt nicht qnalificir- 

bare Existenz. 

6. Mit der Ausarbeitung der Verfassung durch Regierung 
und Parlament de facto ist aber der Staat noch nicht fertig. 
Die Beschiiessung der Verfassung durch die gesetzgebende 
Versammlong ist nicht der Grund, durch welchen sie in's Dasein 
gerufen werden kann. Bei den auf den Trümmern nieder- 
gestfiister Staatsgewalten errichteten Nationalstaaten ist 
natürlich eine Besiehnng des nenen Staates au den früheren 
Staatsgewalten nicht yorhanden. Anders wo die alten Staats- 
gewaken de jure fortbestehen. Hier kann der neue Staat gar 
nicht in's Basein treten, ohne dass die alten Staaten ihre 
Zustimmung zu der Neubildung geben, ohne dass sie sich 
der neuen Gewalt unterwerfen. Die Verfassung des werdenden 
Staates, wie sie aus der Berathung der constituirenden Ver- 
sammlungen hervorgeht, bezeichnet nun für die bestehenden 
Staaten dass Mass der Bedingungen, unter denen sie in den 
neuen Staat aufgenommen werden. Wenn auch eine absolute 
G-ebundenheit eines Staates gegenüber einem anderen ehemals 
selbständigen , nun su einem seiner G-lieder gewordenen Staat 
nicht statthaben kann, wenn daher ein Gkbundensein des 
neuen Staates an seine erste Verfassung aus der That- 
Sache, dass sie die Bedingungen für den Eintritt der Einzel- 
staaten enthält, durchaus nicht deducirt werden kann, so hat 
ein Acceptiren der Verfassung von den Sonderstaaten doch 
insofern eine grosse Bedeutung für sie, als es höchst unwahr- 
scheinlich ist, dass ein Staat die Basis, auf die er sich selbst 
gestellt hat, sobald wieder verlassen sollte. Daher hat es 
.wohl einen Sinn, dass die Staaten in legaler Form die Ver- 
fassung des Bundesstaates prüfen. Aber nothwendig ist dies 
nicht. Auch ohn^ dass ein Staat die Yerfisssung als Grund- 
gesetz des Bundesstaates anerkennt. In den er einsutreten 
gedenkt, kann er dennoch Mitglied des Bundesstaates werden, 
wenn er sich nur factisch den Bestimmungen der Verfassung 
unterwirft. So wurde im Jahre 1848 die Verfassung des 
schweizer Bundesstaates blos von Xb^j^ Kantonen angenommen, 
während Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Appenzeil Inner- 
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Rhoden, Wallis und Teasin dieselbe ausdrücklich verwarfen 
Nichtsdeatowemger erklärte die Tagsatzung die neue Bundes- 
▼erfassung für angenommen und die Wahlen der Mitglieder 
dea National- und Ständerathes worden auf Grund der 
Bestimmungen der VerCasBung in allen, auch den diMentirenden 
Kantonen vollsogen. Die 6Vs Kantone traten in den Bundes- 
staat ein dnroh stillschweigende Unterwerfung unter die Ver- 
fassung.^*) 

Im norddeutschen Bunde und im deutschen Reiche, wo 
sich die Staaten gegenseitig durch Vertrag zum Eintritt in den 
zu bildenden Bundesstaat verpflichtet hatten, hatte die Berathung 
der Bundesverfassung durch die constitutionellen Körper- 
scHaften der Einzelstaateni welche der Annahme der .Ver- 
fassung voranging, den Zweck, zu constatiren, ob der neue 
Staat, in den einzutreten man sich verpflichtet hatte, den 
Bestimmungen jener eingegangenen ydlkeneohtliclien Ver- 
pflichtungen entspreche oder nicht. Die Publieation der 
Bnndesyerfassung in den Sonderstaaten in der Form eines 
Landesgesetzes enthielt nidits als die solenne Verkündigung 
des Entschlusses der Landesstaatsgewalten, dem Bundesstaate 
als Glieder angehören zu wollen, i^) Die entgegengesetzte 
Ansicht, wonach die Verfassung selbst Inhalt des Vertrages der 
Einzelstaaten ist i**}, hätte theoretisch zur Folge, dass das Reich 
kein Staat wäre und praktisch die Möglichkeit einer Auflösung 
des Reiches durch übereinstimmenden Willen der Glied- 
staateUi sowie das Zugeständniss eines Secessionsrechtes der- 
selben. Wie wenig juristische Bedeutung die ausdrückliche 
Erklärung eines Gliedstaates, Mitglied des Bundes sein zu 
wollen, fBr die Natur des Bundesstaates hat, geht zur Genflge 
aus dem Beispiele der dissentirenden schweizer Kantone her* 
vor, in denen der Bundesstaat und seine Verfassung durch die 

üeber die Entstehung der schweizer Bnndesyerfaasuiig vgl. Blamcr 
It S. 127 — 137; Joh. Meyer, Geschichte des Schweis. Bandesrechts II, S. 83 ff. 

") Haenel, Vertr Elein. S. 76, 85; La band I, S. 30, 47: Zorn, 
Staatsr. I, 8.23, 35. Ueber die Bedeutung des Eingangs der Reichsverfassnog: 
und die Unzulässigkeit, ans ihm einen Schluss auf eine vertrag.smäsäige 
Grundlage desKeiches ziehen zu dürfen Tgl. besonders Haenel 1. c. S. 91 If.; 
Zorn 1. c. S. 43 ff. 

Neuerdiogs vertreteo von 6. Hey er, Lehrhaeh S. 138, 145. 
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Thatsabhe exutent wurden, dass die bandeaataatHohe Organi- 
sation in ihnen sor Wirksamkeit gelangte. Auch wenn ein 
oder der andere dentsohe Staat die feierlioke Erklärung, Mit- 
glied des norddeutschen Bundes, beziehungsweise des deutschen 

Reiches sein zu wollen, nicht in Gesetzesform abgegeben hätte, 
so wäre er heute nichtsdestoweniger Grlied des Reiches, wenn 
er nur factisch nach Zustandekommen desselben die ihm ver- 
fassnngsmässig zugewiesenen Functionen vollzogen hätte. 

Nachdem nun sowohl edle Hindernisse, welche der Bildung 
des neuen Staates im Wege standen, hinweggeräumt und die 
Grundkttge seiner Organisation festgesetzt sind, tritt der Staat 
in's Dasein dadurch, dass er sich als real wirkende Hacdit 
erklSrt, dass die ihm angehildeten Organe thätig werden, dass 
er factisch die Herrschaft fkhet Volk und Land ausftbt. Der 
Moment, in welchem die VerfMSung des Staates in Kraft 
tritt, ist seine staatsrechtliclie Geburtsstunde. Bis dahin war 
nur ein nasciturus vorhanden. Bei den Nationen, deren Staaten- 
bildung auf revolutionärem "Wege vor sich geht, hat aller- 
dings das Staatenembryo bereits eine juristische Bedeutung, 
indem die provisorische Regierung, bei dem Mangel anderer 
staatlichen Autoritäten, nicht nur die Organisation des Staates 
KU leiten, sondern auch bis zum Zustandekommen und Ins- 
lebentreten der Verliassung die dringendsten Yerwaltnngs- 
geschafte au besorgen hat. Auch die völkerrechtliche Aner- 
kennung, die Einreihung eines solchen werdenden Staates in 
die Staatenfamilie kann statthaben vor Vollendung seiner 
Organisation, weil dera Völkerrecht das blosse Factum genügt, 
dass ein auf einem bestimmten Territorium sesshaftes Volk 
sich als unabhängig erweist und irgend ein nach Aussen 
handlungsfähiges Organ aufzeigen kann. Bei den Bundesstaaten 
jedoch , wo bis zum Wirksamwerden der Verfassung legale 
Gewalten vorhanden sind, ist der werdende Staat sowohl 
Staats- als völkerrechtiich handlungsunfähig. Alle staatliche 
Thätigkeit, nach Innen sowohl als nach Aussen, kann vor 
dem Inkrafttreten der Verfassung nur von den alten Staats- 
gewalten vollzogen werden. 

9« Fflr diese bedeutet aber Eintritt in den Bundesstaat 
dasselbe, was der Eintritt in irgend einen schon bestehenden 
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Staat für jede PersöaUohkait bedeatet: Unterwerfan g onter 
die Gewalt des Staates, deasea Mitglied maa seia will. Die 
Einselstaaten unterwerfen sieh daher der Bandesgewalt , nm 
▼on ihr die ihnen verfassongsmässig als Gliedstaaten zuge- 
dachten Reehte zu empfangen. Der Eintritt in den Bundes- 
staat ist jedoch bedingungslos, die ganze staatliche Existenz 
wird der Bandesgewalt zur Verfügung gestellt, denn Reser- 
vationen eines Gliedes in Form derart selbständiger ftechte, 
dass sie dem Staatswillen absolut entzogen sind, wären gegen 
die Natur des souveränen Staates. Die Gliedstaaten müssten 
im Bande souverän bleiben und der Band demnach nicht Staat 
sein, wenn den enrteren vertragsmassig gewisse Rechte über- 
lassen bHehen. Wenn daher im Bandesstaate den G-Hedstaaten 
Rechte anstehen, zn deren Entaiehang ihre Einwilligung noth- 
wendig ist, so k5nnen diese nicht etwa als dem Willen der 
Bnndesgewalt gänzlich entrückt angesehen werden , sondern 
es sind durch die Verfassung des Bundesstaates den Glied- 
staaten zugewiesene, mit erschwerenden Formen für ihre Aende- 
rung und Entziehung versehene Rechte. Dasselbe zeigt sich 
natürlich am klarsten, wenn zum Aufgeben eines durch die 
Bandes Verfassung selbst geschaffenen Rechtes der Gliedstaaten, 

Vpl. oben 8. 46. Ricbtig ia Beziehung aaf das d. Reich v. Held, 
Verfasaaog des d. R. S. 25 : „Durch die gesetzliche Natar der Beic hs« 
verfassnog erscheinen die Soaveränetatsrechte der einzelnen Staaten nniimehr 
als eine Zulassung des Reiches"; ferner Zorn I, S. 58. 

Keichfiv. Art. 78, Absatz 2. lieber die Interpretation dieser viel- 
mmstrittenen Bertimmnng vgl. Ha »aal, Yarlr. Blain. 8. 183—209; Labs ad 
I. §§■ U» 12; 0. M*7*r« Labrbneh S.419 C; LSnlag, Di« 8oiidflir«ehte 
dir dwUMkm Staaten. AnnalMi dai dantMlicn BeiehM 1875t 8. 337 tf. ; 
Zoin, Staaiiir.Z.a88ft; MarUts,ZeltMlurift t d. g. StMtov. Bd. XXXII, 
8. (64 it üna sebeitti die von Heyer nnd Zorn vertretene Ansiolit, dasa 
nnter den „Vorschriften der Reichsverfassnng, dnrok welohe bestimmte Rechte 
einzelner Bnndesstaaten in deren Verhältnias zur GeRammtheit festgesetzt 
werdeu", nur die verfassungsmässigen Exemtionen einzelner Gliedstaaten zu 
▼erstehen sind, die richtige. Wenn im deutschen Reiche dennoch vertrags- 
mässige Verhältiiisse nehen der Verfassung einherlaufen, für deren Aenderung 
oder Aufhebung von den meisten Pubiicisten ebenfalls eiu Vertrag als rechtlich 
aolässige Form bezeichnet wird (vgl. indeat Lab and I, 119), so ist daa eben 
eine die Oaltnng der Begel nieht aaratSnade imanahina. Heber derartige Ver- 
tri^e B. veiter nnten. 
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also eines Mitgliedrechtes , die Willenserklärung derselben 
nothwendig ist, wie z. B. nach der Unionsverfassung kein 
Staat ohne seine Ein willigang seiner gleichen Stimmrechte 
im Senat beraubt werden kann. -°) 

Auch das Erfordern iss der Zustimmung des Gliedstaates 
zur fintsiehiing eines Rechtes durch die Bundesgew&lt kann 
nichts an dessen juristisdiem Charakter als verfassungsmäs- 
sigen Beolites ändern, wenn aaoh darin iustorisch die ehemals 
souveräne Nator der Gliedstaaten and politisch eine grössere 
Selbständigkeit derselben, als mit der Katar des Bber ihnen 
stehenden Staates verträglich ist, zu erkennen ist Aber trotz 
der historischen und politischen Erinnernngen an ein vertrags- 
mässiges Verhältniss, ist juristisch einzig und allein der Satz 
haltbar , dass , welche Rechte auch immer den Gliedstaaten 
zustehen mögen , sie dieselben nur in ihrer Eigenschaft als 
Mitglieder des Bundesstaates besitzen. Der bekannte Ausspruch 
Lincoln's, dass die Staaten ihren Status in der Union haben 
and einen anderen gesetzlichen Status überhaupt nioht be* 
sitsen ist der Grund- und Eokstein des Verfassungsrechtes 
eines jeden Bundesstaates. 

Derselbe Flrooess wie bei dem Eintritt der bisherigen 
souveränen Einzelstaaten in den nengebildeten Bundesstaat geht 
vor sich, wenn in einen bereits consolidirten Bundesstaat ein 
neuer Gliedstaat aufgenommen wird. Auch hier hat sich der 
eintretende Staat der Bundesgewalt zu unterwerfen , um von 
ihr die verfassungsmässig dem Gliedstaat zustehenden Rechte 
zu empfangen. Ein solcher Act der ünterwerfong ist aber 
dort gar nicht nöthig, wo der Bundesstaat einem bisher gar 
nioht als Staat bestehenden Theile seines Gebietes mit den 
▼er&ssungsmässigen Rechten eines Gliedstaates ausstattet* 
Der üntersohied zwischen dem primären Entstehen der Bundes- 
staatsgewalt und der Aufiiahme neuer Gliedstaaten besteht 
nur darin, dass dort durch das Wirksamwerden der Bundes- 
gewalt, das erst mit der Unterwerfung der Gliedstaaten ein- 

Art. Y: Nq ttttte, wükout it» mumiU, thaU U d^rived 0/ Ua egutU 
m/ffrage in the tenate. 

•*) The State» haoe their »tatus in the Union, and they have no other 
legal siatus. BotscliAft Tom 4. JaU 18(>1, StaatsMTchiv Nr. 47, I. Bd. p. 123. 

Dr. l«lliB«k, OtoLthf» vwd0i»StMKt<nvwliiiiauistn* 18 
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treten kann, ein völlig neuer Staat entsteht, w&brend hier ein 

bestehender Staat eine Veränderung erfährt. Es ist zwar im 
Hinblick auf das deutsche Reich ein Anderes behauptet worden 
von Zorn, der da« Reich durch den Austritt, beziehungsweise 
Eintritt eines Grlif^dstaates für factisch gelöst und demgeraäss 
die Errichtung eine3 neuen Bundesstaates für nöthig hält, 
und zwar, weil eine Verandening einer der 25 staatlichen 
Individualitäten eine Veränderung der VorauBsetzungen ist, 
auf denen das Beich beruht.**) Allein es ergibt sich bei 
einigem Kachdenken, dass, wenn dieser Satz richtig wäre, 
eine jede Verlndemng in einein der wesentlichen Momente 
des Staates die Staatsgewalt vernichtm und damit geradesu 
jede Stabilität im Staatsleben zerstören wfbrde. £ine jede 
Gebietscession oder -Erwerbung im Einheitsstaate würde den 
Untergang der bisherigen Staatsgewalt nach sich ziehen denn 
das Staatsgebiet gehört ebenfalls zu den „factischen Unter- 
lagen** der Staatsgewalt. Auf den Bundesstaat im All- 
gemeinen angewendet, hätte der Satz Z o r n's zur Folge, dass 
die Union, die im Augenblicke des Inkrafttretens ihrer Ver- 
fassung eilf und heute achtunddreissig Staaten zählt, der 
achtnndzwansigsie Bundesstaat wSre, den die Amerikaner in 
den letaten neunzig Jahren gegründet haben. 

Allerdings erleidet, wie schon bemerkt, der Bundesstaat 
durch den Eintritt oder die Schöpfung neuer Glieder eine 
Veränderung, die aber weit von einer phönixartigen Selbst- 
zerstörung und Wiedergeburt entfernt ist. Aufnahme neuer 
Staaten in den Bund ist nicht mehr und nicht weniger als 
eine Verfassungsänderung 2^"), selbst da, wo die Träger- 
Bchaft der Bandesstaatsgewalt der Gresammtheit der G-lied- 
Staatsgewalten angewiesen ist, wie im deutschen Reich, so gut 



•>) StMtoreebt I, 8. 65, 66. 

**) Für irelohe in der Unfoo nicht einmal die geMteÜcben Formmi 

einer solchen vorgeschrieben sind , indem die Aafnahm« neuer Staaten in den 
Bund unter die Competenz des Congresies f&llt. U. V. Art. IV, sect. III, 1. 
Ueber die Aufnahme neuer Kantone in die Eidg;onossen8chaft, sowie neuer Glieder- 
Staaten iu das deutsche Reich fehlen gesetzliche Bestimmungen. Unsere im Text 
erörterte Ansicht bessttglich der Schweis ausgesprochen von Enttimann H* 
§.825. 
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die staatsrechtlich viel tiefer greifende Verwandlung einer 
Republik in eine Monarchie, oder umgekehrt, keine Erschaffung 
einer neuen, sondern verfassungsmässige Umbildung einer 
bestehenden Staatsgewalt ist. Selbst der Wechsel der Staats- 
form hat auf die Gontinuität der Staats persönlichkeit keinen 
£influ8s, nicht einmal dann, wenn er durch Revolution erfolgt 
ist. Frankreich ist bei allen Stürmen, die es seit hundert 
Jahren erlebt hat, heute dennooh dieselbe Bechtspersönlichkeit, 
wie zur Zeit Ludwig*s XVI. 

Ans diesem Grunde ist auch die Ansicht, dass das 
deutsche Reich gegenüber dem norddeutschen Bunde eine 
völlige Neuflchöpfuns^'^^) sei, nicht haltbar, zumal die Even- 
tualität des Eintritts der Südstaaten in der norddeutschen 
Bundesverfassuntz; an drück lieh vorgesehen war.'*) Das deutsche ^ 
Reich ist vielmehr, wie bei weitem der grösste Tbeil der 
Schriftsteller über deutsches Staatsrecht annimmt''^), der zum 
Reiche erweiterte norddeutsche Bund. Indem die Südetaaten 
in den Bund eintraten, haben sie sich der bereits bestehenden, 
ohne ihr Zutbun gebildeten Bundesgewalt unterworfen, welche 
sich gemäss den yon ihr in den vorbereitenden Verträgen 
gemachten Zusagen in ihrer verfassungsmässigen Gestaltung 
den veränderten Verhältnissen angepasst raodificirte.**) Auch 
die (Jnionsvertassung hat insoferne eine ähnliche Geschichte 
wie die deutsche, als sie in Kraft trat, bevor alle Staaten 
der Coiifüderation sie ratificirt hatten — Nord-Carolina und 
Rhode lsland traten erst nach dem 4. März 1789 *'), dem 
Tage des Regierungsantrittes des ersten Präsidenten, in die 
Union ein.^*) 

Seydel, Commentar S. 15 ff. ; Riedel, Die Beichsvorfumugt- 
vktmde, 1871, S. 77; Zorn, 8taat8r. I, S. 40, 41. 
»•) Art. 79. 

*4 Z. B. T. Mokl« BAtehMiMtvttolit 8. 51; Hstatl, Yertr.-Sleift. 
8. 82; Laband I, 8. 43} G. Xey«r, Ldirbrnh 8. 146. 
M) ygL L Absud I, 8. 4811 

») Hiidretb p. 639; Balisa an & 869—871; Blttimann, 

X, 8. 44; Story I, §. 279, vgl. hiezn die Bemwkttsg rw. Cooley. 

Der hier entwickelten Theorie von der Enistebnng dea Bandessiaates 
kommt nahe bereits Hamilton in Beziehang anf die Union; vgl. Federaliat 
XXII, p. 193 u. 194, indem er das Ungenftgeade eiaer aof Vertrag errich- 

18* 
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B. IMt Niter 4m BiMitttattot. 

8. Haben wir nnii eine klare Vorsielliiiig von dem 
Proeesse erlangt, dem ein Bitndeaetaat seine Entstehung ver- 
dankt , so ist jetzt die Möglichkeit gegeben, das Wesen des- 
selben zu erkennen. 

Indem ein Staat sich organisirt, sind ihm verschiedene 
Möglichkeiten gegeben. Er kann die Gesanimtheit seiner Auf- 
gaben nnmittelbar durch von ihm geschaffene und abhängige 
Organe vollziehen lassen» so daea zwischen ihm und den 
Individuen kein weitere« Glied sich einschiebt; das ist 
der centralisirte Einheitsstaat. Er kann vorgefundene, ge- 
Bchichtlioh herausgebildete organisehe Verbände , in denen 
die Individuen sich befinden, als Glieder seinem Organiemus 
einfügen, oder auch solche durch seinen Willen schaffen und 

teten Verfassnag fär die filldnog eines Staates h*>rvorhebt. Gerade die Ter- 
traf^Bnatur der Conföderationsacte hat den Anstos;» zn allen für die Einheit 
Amerikas j^efährlicheu Streitigkeiten gegeben: „Owing ifa ratlfication to fhe 
law of a Htate , it /laf f>een confendetl, that the sanie authority might repeal 
the law ly lehich it vxii ratißed. Hotoever i/rott a heresy it may be, to main- 
taiu that a parly to a compact ka$ a right to revoke that compact, the doc- 
trine iUd/hathadretpoettMe ad»aeat«$, 2%* pMribilUy of a queaüon of thÜB natttrm 
yrovei the n«ee$9ity o/laying the fa/unätithtu 9f9W nüUonal govemment de^er, 
ihan m iht m«r« amusdon of ddegeted authoritjf, 7%9 fuMe of AmtrMM em- 
pirs ought io re$t oi» tha toUd b»n§ of ih$ content of tho peoplo, Tht 
Hream* of naüonmi potoer m^t to fiow imwuJKat^p fron that pure original 
foimtain of all leqhiniate authority.'' Vgl. Keal 'I, p. 207; Sto ry I, §§. d63. 
bis 365; Webptpr, The „Constitution not a compact a. a. 0. p. 476 flf. 

Fär die Schweiz noch ^ar Zeit des Staatenbundes Snell I, p. XXII: 
„Der Bundes- oder Völker staat beruht aaf einem Bescblass der Majorität 
aller einzelnen Bürger, auf dem Pit-^ohluss des Gesammtwillens, also auf einem 
eigeDtiichen Grandgesets, eiu.r Verfassung, welche die Oliedsiaaten zu 
•Imr NfttioB ooDfltitiiirt*. la Besl«]iiuig auf du dentool» Keieh iat diessr 
lokeinlMur anr asf B«piiblifceii aniraadban Oedsake angedentot irordm voa 
Liebe, 8.18—21. Dagegen Zorn, Biaige Streitftagea a. a. 0. S.320--822, 
nit GrIUlden, deren tTnliaUbeTkeit bereite eben dargetbaa waide. Wober nimt 
flbrigens Zorn, der selbst S. 317, 318 das Reich ansdrfteklicb fftr keine Monarchie, 
Boadeffn für eine „Plconarchie'* erklärt, die Berecbtigong, obne-treiters Sätze des 
mnnarchiBchen Staatsrechts auf dasselbe anzuwenden , zumal „die Einheit der 
verbündeten Regierungen" nicht einmal eine Eioheit monarchiacber Regie- 
rangen repräsentirt? Ist das „Gntndaxiom de.s constitutionell-monarchischen 
Staatsrechts*' mit Einemmale auch fdr Hamburg, Bremen und Ltlbeck gütig 
geworden? 
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diM Yerb&ode zur YerwirUichuBg seiner Zwecke derart 
benutjBeiii daas er sowohl seinen Willen durch sie vollziehen 
ISsst, als auch ihnen ein Gkhiet der Selbstthätigkeit über- 
weist, für welches er nur die obersten leitenden Normen fest- 
setzt und dem gegenüber er sich nur die Controle vorbehält, 
ohne düich seine ihm ausschliesölich angehörenden Organe 
selbstthätig einzugreifen. Ein solches Staatsgebilde, das unter 
wesentlicher Mitwirkung von Selbstverwaltungskörperu unter 
Controle der Staatsgewalt fdnctionirt» ist der deoentralisirte 
Einheitsstaat. 

Aber noch ein dritter JRall ist möglich. Ein Staat kann 
vorgefandenen oder in ihm entstandenen organischen Ver- 
binden die ErlSlluDg staatlicher Aufgaben in der Art zuweisen, 
dasa er jeder Controle über die Art und Weise der Aus- 
übung der betreffenden staatlichen Functionen entsagt, dass 
er zwar das Ueberschreiten dieser selbständigen Sphäre 
zurückweisen kann, dass er sich jedoch des Rechtes begeben 
hat, die Thätigkeit dieser Körperschaften, insofern sie sich 
innerhalb des ihnen eingeräumtep freien Spielraumes bewegt, 
irgendwie zu beaufsichtigen. Eine Körperschaft, welche staat- 
liche Macht ohne Controle ausübt, nennen wir aber Staat. Ein 
Staat, der Glieder besitzt, denen uncontrolirbare staatliche 
. Maohtbefbguisse, also ataatlicibe Gewalt zu eigenem Beohte 
zustehen, befasat daher Staaten unter sich. Stehen diese 
Glieder in dem Yerhältniss, dass eine organische Beziehung 
zwischen ihneu und dem Oberstaate, vor allem eine directe 

0)LabaadI, S. 97 wendet segea die Idtadflciniiig dee decentrali- 
slrten Staates mit dem mit Selbst verwaltuDgakörpeni ausgerüsteten ein, dase 
auch bei völlig bareaakratiscber Staatsverwaltnog die Decentralisation Im 
grössten Mass« erreicht werden kann dnrch Beschrftnkung der Beschwerden 
und anderen Rechtsmittel, durch Anüstattang der unterea Instanzen mit weit- 
reichenden Befugnissen. Indess wird bei den Begriffen der Ceotralisatioa und 
Decentralisation nicht daran gedaekt, ob die Centralregierung selbst oder die 
. vatnen Instenseii den ttbervleienden Tbeil der Verwaltungsgeechifte endgiltig 
. «rledigen, aoadeni vielaehr, ob die Cttttralfegiersas antacblieselieb darah ibn 
rwk ihr ensaoten «ad abbingig^n Organe oder sseb durob relotiT aelbatla* 
dige Verbinde mit loeal besebrinkter WirkeanOteit die Venraltnng beeorcon 
liastk Die Qeesmmtbeit der von der Centralregierong direct abb&ngigen bnreau- 
' kratischen Verwaltung kano daher mit vollem Rechte als centralisirto d«r dnr^ 
• loeal tbfttige Verbände als deeentraliairter entgegeagestellt werden. 
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BinwirkuDg desselben auf das Volk ausgeschlossen ist, so bat 
sioli der Staat durch eine solche Einrichtang mechanisch in 
nur künstlich susammenzuhaltende Splitter zersprengt. Das 
ist der Staatenataat. Bewahrt sich jedoch der Staat ein 
direotes VerhSltniss za dem Volke, so daas er eich aelbat. nur 
in Beziehung auf einen Theil seiner Ennctionen zn Gunsten 
der Gliedstaaten ausser Kraft setzt, so ist ein also verfiRssungs- 
mässig gegliederter Staat ein Bundesstaat. 

EinBundesstaatistdahereinStaat, in welchem 
die souveräne Sta atsgewalt die Gesammtheit der 
in ihrem Herrschaftsbereich auszuübenden Func- 
tionen verfassungsmässig derart vertheilt, dass 
sie nur ein bestimmtes Quantum derselben sich 
zur eigenen Ausübung vorbehält, denBest jedoch 
ohneControle Über dieFestsetzung der regelnden 
Normen, sowie über die Art und Weise der Aus- 
übung selbst, insoferne nur die Terfassungsmäs« 
sigen Schranken eingehalten werden, den durch 
diese Terfassungsmässige Zuweisung von selb- 
ständiger staatl icher M acht geschaffenen nicht- 
souveränen Gliedstaaten tiberlässt. 

9. Indem der souveräne Staat sich derart zu einem 
zusammengesetzten gestaltet, indem er in seinem Innern eine 
Zahl nichtsouverüner Staatsgewalten schafft, Terleiht er auch 
seinem Volke eine doppelte staatliche Qnalification. Er unter- 
wirft das Volk in Beziehung auf die den Gliedstaaten zu- 
uncontrolirbaremBechte Überlassene Staatsmacht einer zweiten, 
der nichtsouverünen Staatsgewalt. Im Bundesstaate ist daher 
das Volk zuerst der Gewalt des Centralataates unterworfen und 
sodann in Beziehung auf die den Gliedstaaten zustehenden Func- 
tionen der Gliedstaatsgewalt. Daraus ergibt sich eine doppelte 
Staatsangehörigkeit: die Einwohner des Bundesstaates sind 
sowohl Angehörige des Bundes- als auch des Gliedstaates. 
Wenn es richtig ist, das der Bundesstaat durch seine Ver- 
üassung die Gliedstaaten schafft, wenn er als das rechtlich 
ursprünglich Ezistirende, die Gliedstaaten als das Abgeleitete 
zu betrachten sind, so ergibt sich daraus logisch, dass die 
Bundesstaatsangehörigkeit das Primftre, die Gliedstaatsauge- 
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böngkeit hingegen das Seoondäre ist, dass sowie der Bundesstaat 
seinen Gliedern den Staatsobarakter erst verleibt, er auch 
seine Angehörigen der nichtsonveränen Staatsgewalt dnreb eben 
denselben Act, durch welchen er die nichtsouveräne Gewalt 

hervorruft, siibjicirt.'«) Die Anfnahrae eines Fremden in rien 
Verband eines Bundesstaates müsste derart erfolgen, dass er 
zuerst die Bandes- und später er^t die Gliedstaatsangehörigkeit 
erwirbt. 

Diese logische Porderung aus der Natur des Bundesstaates 
ist nur in der Union verwirklicht. Man kann dort Bürger 
eines Gliedstaates werden erst nachdem man als Bürger in 
die Union aufgenommen worden ist.") Anders in der Schweis 
und im deutschen Retohe, wo nach der Yerfiusung die Eigen- 
schaft eines Kantons* beziehentlioh Gliedstaatsbürgers die 
eines schweizer, resp. eines deutschen Bürgers als Consequenz 
nach sich zieht. Aber auch im deutschen Reiche zeigt sich 
die Natur der Sache, indem dort eine Staatsangehörigkeit 
ohne Landesangehörigkeit möglich ist, denn die Elsass- 
Lothringer sind Keichsangehörige, ohne Landesangehörige zu 
sein , während umgekehrt eine Landesangehörigkeit ohne 
Beichsangehörigkeit nicht denkbar ist. Die schweizerischen 
und deutschen Bestimmungen über Bundes- und Gliedstaats- 
angehörigkeit sind indess dadurch su rechtfertigen, dass ein 
grosser Theil der der Bundesgewalt zustehenden Yerwaltungs- 
aufgaben von den Gliedstaaten als Selbstverwaltungskörpern in 
aufgetragenem Wirkungskreise vollzogen wird, derart, das die 
Bundesgewalt sich der Verwaltungsorgane der Gliedstaaten für 
ihre Zwecke bedient, und somit eine reine Bundesstaatsange- 
hörigkeit — mit Ausnahme der Angehörigkeit zu dem von JR.eichs- 
organen verwalteten Elsass-Lothringen — praktisch zu den 
grössten CJnzukömmlichkeiten führen würde. Die Gliedstaatsange- 
hörigkeit zieht daher hier zugleich eine direote Unterordnung 
unter die auch als Bundesanstalten zu qualifioirenden, weil 

»») A. A. Laban d I, S. 133. 

»*) U. V. Art. L, aoct. 8, 4. Amenclement XIV. sect. 1. Vgl. Story II, 
§.1102—1104; Kent I, p. 423; Rattimann I, §§.89, 90; besonders aber 
Sohlief BMdmhBtot Oapitel, 3. 191 C 

*^ n^Ynt AH. 3, Beridirto fiMiw. Tarf. Art 14a 
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Bundeastaatszwecke erfüllenden Kantons- oder Landeabehörden 
nach eich, während in der Union Bundes- und Grliedstaats- 
gewalt so viel als möglich gesondert sind, und deshalb selbst 
eine blos auf die Union beschränkte Staatsangehörigkeit einen 
praktischen Sinn hat, ninsomebr als die Union — hierin aller- 
dings dem Heiche in dessen Verhäitniss zu. Elsass-Lothringen 
nicht nnälinlich — nninitteibar die gesammte Verwaltung in 
dem District Colnrnbia und den Territorien anaiibt.'^ 

10. Indem ein Staat sieh als Bandesstaat organisirt, 
kann er von einem aweifaehen historisolien Thatbestand ani- 
gehen. Er kann als centralisirter oder decentralisirter Einheita- 
btaat bestanden haben und, sei es durch die Unmöglichkeit 
einer stricten Unterordnung der ihr histoririches Particular- 
dasein führenden Provinzen unter seine Gewalt, sei t^s durch 
den Charakter seiner Verfassung sich genöthigt sehen, seine 
Theile mit selbständiger staatlicher Gewalt auszustatten. Ein 
solches Bild böte Oesterreich dar, wenn die Vorsohläge der 
{öderalistisoben Partei verwirklicht würden.'^) Ebenso gehdri 
die Bildung von Gliedstaaten der Union ans den Territorim 
hieher, indem diese anr Union in dem Verhältnisse entweder 
eines staatlichen Verwaltungsbesirkes oder eines Selbstver- 
waltungskörpers im Einheitöstaate stellen.") Oder der Staat 
kann zweitens an die Thatsache . dass er die staatliche 
Verkörperung einer Nafirm ist, welche vor seiner Entstehung 
in mehrere Staaten gespalten war, derart anknüpfen, dass er 
die früheren Staatsgewalten nicht völlig beseitigt, sondern 
innerhalb gewisser Grenzen fortexistiren lässt, wie es bei der 
Schöpfung der drei gegenwärtig existirenden Bundesstaaten 
geschah. In ihnen findet wohl eine historische Continuität 
zwischen den früheren souveränen und jetzigen nichtaouveränen 

**) Story II, §.1223 über die Bürger von Colnmbia : ^They arenotind^ed 
«kiaem of any State, enHÜed t» tk$ pnnlege$ of such; hd tktg dMMM nf 
üuiud BtM^ ; besUgUch d«r Tarritorloi §§. 1322—1887 ; vgl B fl t tJaifttt a 
I, §|. 248-360, n. §§. 812-622; Sckllof, 8.362 

**) Vgl A. Vitebhof, Otfteimjeh und die BUrgsdutflm atiiiM Be- 
Blandes, 1870, bei. S. 74 ff. 

Der zweite Fall tritt «in, sobald daa Territoriom eine BeTftlkMUlg 
Toa Ittnftaasflnd Seelea errelclit. tsI- B^^ttimana II, §g. 813, 81i. 
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Stuten statt; nicbtttetowenfger ist aber die Gewalt der 
letateren jnristiseli als eine neue SehSpfiing aufzufassen — 
Bonst haben wir die getheilte Souveränetät , die vertrags- 
mässige Eutstehung des Bundesstaates, kurz die ganzeWaitz'eche 
Bundesstaatstheorie mit allen in ihr enthaltenen principieilen 
Widersprüchen in integrum restituirt. 

11« & findet bei der Constituirung eines solchen Bandes- 
•staates juristisch genau dasselbe statt, wie bei der Bestätigung^ 
einer Provinsialverfassnng eines abgetretenen Q^bietstheiles 
dnreh die neue Staatsgewalt, wovon wir oben in der Fort« 
daner der Verihssang Finnlands nnter der mssisohen Herr- 
sebaft ein Beispiel kennen gelernt baben. Wie bier die 
finnländische Verfassung inhaltlich dieselbe wie unter der 
schwedischen Herrschaft ist, aber trotzdem heute staatsrechtlich 
die russische Krone als ihr Auetor anzusehen Ist, so verhält es 
sich auch mit dem (xlicdstaate im Bundesstaat trotz aller 
sich etwa darbietenden historischen Continuität. Der (jlied- 
staat tritt nach seiner TJnterwerfans: unter die Bundesstaats» 
gewalt sogleich in alle ihm na(>h Constitnimng derselben zukom- 
menden Rechte nnd Pflichten , die er nun ans der Hand des 
souveränen Staates empföngt. Er ist dadurch Rechtsnachfolger 
der Souveränen Staatsgewalt geworden, die er früher besass. 
Deshalb l^bernimmt er s. B. sofort die ihm von friiberber 
obliegenden finanziellen Verpfiiehtungen gegen seine Gläubiger, 
nnd tritt als nichtsouveräner Staat in die früheien inier- 
nationalen Beziehungen, so weit sie nicht durch seine Unter- 
werfung unter die Bundesgewalt modificirt oder gelöst sind. 

Ist es juristisch notb wendig, die Gliedstaaten als durch 
die Bundesstaatsverfassung geschafl^en zu denken, und den 
staatliehen Charakter des Bundes und die Eiobeit der Son- 

Das hat snerat in aller Schärte erkannt uad ausgesprocUeu A. L i n c ui u 
angadcMs dtr terekttMns OnuMqueaan der Ldira fvn dar 8taai»M«v«rta0tll : 
„Our 8t»t»8hm9« n€ith9rmor%nor l€$»pow€rf thmn tkat r»88rved 
to thewt^ in the Union th^ OontitHution — no cna of thmm «oer 

httmng Ue» a State out of th» Union, 27k« Oimn it oldor Ätm any of 

At ShUo», and, in faet, it ereated them a« Stnto». Originalfi/ some de- 
pendenl eolonie$ nuuU the Union ^ and, in tum, the Union threw off iheir old 
d^^dence for thcni, and made them Statee, euek oi lA«y are.* SiaatMrehiv 
J. e. a 12^ ISa. Vsl. v. HolBt I, 8. 19. 
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▼erä&etät zu wahren, dann ergibt sieh eohon daraus die Unhalt- 
barkeit der Laban d'eelien Constmotion des Bandeestaatee, 
wonach der Bundesstaat die ans den Gliedstaaten sasammen- 
gesetzte jmistisehe Person des öffentlichen Rechtes ist, welche 
anf die Staaten direct als auf ihre Unterthanen wirkt, während 
das Volk der Bundesgewalt nnr mittelbar untersteht.*') In 
. dieser Theorie, w«?lche übrigens nur im Hinblick auf das 
deutsche Reich geschaffen worden ist, da sie sich bezüglich 
der Union und der Schweiz in keiner Weise durchführen 
läset sind noch die letzten Anklänge der Lehre von der 
vertragsmässigen Entstehung des Bundesstaates enthalten* 
Wenn die Staaten selbst Schöpfer des Bandes sein sollen, 
dann ist wenigstens die Schöpfang einer juristischen Person 
durch sie vc^hältnissn^^sig die mit den geringsten Wider- 
sprüchen behaftete JHction. Wenn man aber auch von ihrer 
begrifflichen Unhaltbarkeit absieht, so ist ihr zufolge der 
Bundesstaat nicht die Verwirklichung des nationalen Staates, 
denn nicht die Nation, sondern die Staaten haben sich in ihm 
ihren Staat geschaffen. In seinen näheren Ausführungen 
modificirt Laband seine Theorie freilich bedeutend, indem 
er für die von dem Reich unmittelbar ausgeübten Thätigkeiten 
die Länder als ausser Function gesetzt erklärt und damit 
allein schon die directe Unterordnung sammtlicher Landes« 
angehöriger unter das Reich zugibt. 

Mit dieser unvermittelten Wirkung der Bundesstaats- 
gewalt auf das Volk ist erst die Möglichkeit eines organisehen 
Lebens des Bundesstaates gesetzt. Für ein solches am 
wichtigsten ist die Stellung der Staatsgewalt zum Volke; 
nur da wo der Staatsgewalt ein Volk direct gegenüber- 
steht, ist ein störungsloses Functioniren des Staates möglich, 
denn einzelnen widerstrebenden Individuen gegenüber ist 



1, §.8. Anklänge an die Lab and 'sehe Theorie bei Welcker, Staata- 
lexicon s. v. Bund III, S. 133, Wichtige Urkunden für den Bechtazustaud der 
deutschen Nation 1844 S. 36 (vgl. Laband I. S. 76) und bei Oönaiges. Die 
dtnledie VeEfkirangafrafe und die desticlteii BiBniftMten 1848, TgL Bri« 
8« 80f 90« 

**) TgL Hfteael, AmuUeii des dentmhen Reidies 1876^ 8. 88. 
I, 8. W. 
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die Staati^ewalt überm&elitig. Wenn aber an Stelle der 
physischen Unterthanen GeaammtperaSnlichkeiten treten, dann 
ist die Erfüllung der oberstaatlichen Befehle immer zum 

grossen Theil in den guten Willen derselben gestellt, da 
ein Zwang gegen einen Staat niciit so häufig und nicht 
mit der Sicherheit walten kann, wie gegen einen Einzelnen. 
Selbst daun. wenn eine starke Centraigewalt vorhanden ist,, 
wird das Mechanische einer solchen vermittelten Herrschaft 
sich in steten Reibungen und Conflicten zeigen. Die Natur 
des Staates als einer nach grösstmöglicher Unabhängigkeit 
strebenden Persönlichkeit würde sich auch hier darin geltend 
machen, dass die Gliedstaaten ihre Unterwerfung unter den 
Oberstaat praktisch auf das geringste Maas sorückführen 
und so das Schauspiel dnes nur kfinstlich am Leben an 
erhaltenden Staatenstaates darbieten wfirden.«^) 

Einem Staate, der die ideale Einheit einer Summe von 
Staaten repräsentirt , würde als constitutionelles Organ Tür 
die Theiiuahme des Volkes an der Bildung des Staatswüleus 
nur eine Delegation der (rliedstaatsparlamente entsprechen. 
Die organische, auf der directen Wechselwirkung zwischen 
Staatsgewalt und Volk beruhende Natur des Bundesstaates 
verlangt jedoch ein aus unmittelbaren Volkswahlen hervor- 
gehendes Parlament, dessen Mitglieder sich nicht als Organe 
des Einzebtaates, in dem sie gewählt sind, sum Zwecke der 
Theilnahme an der Bildung des Oemeinwillens, sondern direct 
als Organe des öesamratstaates darstellen. In allen Bundesstaaten 
existiren solche aus unmittelbaren Volkswahlen hervorgehende 
parlamentarische Körperschaften. Von diesen Körperschaften 

**) Treffend bereits Haailton im Fedtraliit: |,~— • in eoerp poUtieal 
atwotiation iMuk i» formad vpon th» prindptt o/ umHng tn a common »Mtereaf 

* o tiumher of l etaer sovereitjftities, (here will he found a Und of exeattrie tcndenejf 
in the mlM>rdinate or inferior orbs, by the Operation of w/Ucfi, there will be a 
perpetval ejfort in earh to iiy off from the common eentre^, Nr. XV, p. 145. Vgl. 
feni»r T n c q u e v i i I e I, ch. XVIII, p. 446 : „ Tovfet les fois qu^im tiouvernemcnt 
d^Etat n'ndresite h ■'in komme ou a mie asHociation d'hontmes, non langage est 
elatr et impiratif ; il en eat de mime du gouKcrnement fdd^ral, qunnd il parle 
h det indiiridtu} nun* die qu'il te trouveenfaee d*un ^at^ ü commence hparla* 
«lenter-: U expliqae «et moH/i et jut^fie ea oondmUe; U nrgumtnU, U conMÜh, 
U n'ordtnme ffnir§,* 
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gilt im AligemeiH«!!^ w«i Zo'm vom dehtachen fieiolpstage 
0sgt» • das» in ilmeii der Gedanke d/er Einheit der Nation am 
ungetrübtesten und prägnantesten zvaa Aimdmcke kommt.*^) 
Nnr in der Abgrensnng der Wahlkreise wird auf die Glied« 

Staaten Rücksicht genommen ^^), und nnr in der Union tritt als 
singulare Bestimmung noch die Forderung hinzu, dass der ins 
Repräsentantenhaus Erwählte Einwohner des Staates sein muss, 
in dem seine Wahl stattgefunden hat.*^) M^it der Existenz 
des Repräsentantenhauses, des Nationalrathes , des Reichs- 
tages bat die Thatsache der directenWeohselwirkung zwischen 
Bundesstaat und Volk ihren consequentesten und deutlichsten 
Ausdruck gefonden. Denn in entschiedenerer Weise kann die 
direote Besdehnng der Individuen znr Staatsgewalt nickt diu> 
^than werden, als indem es in ihre ICaoht gelegt wird, dem 
Staate ein f&r seine Foncti^hen so wichtiges Organ anan* 
bilden, wie es eine parlamentarische Körperschaft ist. 

Der Bundesstaat erhebt sich daher nicht über den Glied- 
staaten als eine über mehrere Häuser gewölbte Kuppel **), 
welche an der Construction der ursprünglich bestehenden 
Gebäude nichts ändert, sondern vielmehr das bereits Vorhandene 
zu schützen scheint. Im Gegentheil durchbricht er den Bau 
. der Gliedstaaten, wühlt ihr Fundament um, setzt seine Qaadam 
an Steile ihrer Bausteine und läset die alten Mauern nur da 
stehen, wo der Nenbau keine Verandernoig erfordert. 

IS. Als ein wichtiges Moment für den Bnndes8taat8be|;riff 
ist neuerdings im Gegensatse au der von Waita geforderten 
vollständigen Trennung der Central- und Gliedstaatsgewalt, 
die Kothwendigkeit einer derartigen Organisation der Bundes- 
gowalt behauptet worden, dass den Gliedstaaten ein Antheil 
an dem Zustandekommen und der Bethätigung des Gesammt- 
staatswiilens zugestanden werden muss. Der Bundesstaat 
ist nicht nur nationaler, sondern auch iuderaler Staat, er ist 

*i) Staatsr. I, S. 168. 

**) Deutsches Reiohij Wahlgesetz Art. 5, Beichsv. Art. 20; Schw. T. 
Art. 72, 73 i ü. V. Art. 1, sett. 2, 6. 

«*) U. Y. Art I» Mck 2. 2; vgl. Bftttimaan I, §. 123. 
**) Labaad I, S. 134. 
^ PoUtik a 173. 
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nicht nur Staat, sondem auch Bund.*«) Für Laband, dem 
die Bundesstaatsgewalt als die ideale Einheit der Gliedstaats- 
gewalten erscheint, ist die Antheilnahme der Gliedstaaten an 
der Willensbildung des Bundesstaates eine nothwendige Fol- 
gerung ans seinem Bundesstaats begriff.*^) 

Ist es richtig f dass der Bundesstaat nicht durch die 
Staaten geschaffen, sondern eine That der Nation ist, dann 
swingt nichts zn der Fordernngf dass die Centralgewalt die 
Einheit der Gliedstaatsgewalten sein müsse. Ja, wenn man 
den ataatliehen Charakter der Bandesgewalt behauptet, eraolieint 
es vom streng foroial-jnristischen Standpunkte ans Überhaapt 
irrelevant, wie der Wille des Bundesstaates zu Stande kommt. 
Der Process der staatlichen Willensbildung, vom politischen 
und ethischen Standpunkt von der grössten Bedeutung, bat 
für eine formal-juristische Betrachtung nur insoferne Werth, 
als die Organe, in denen die Willensbildung sich zu vollziehen 
hat, durch JE&echtssätze bezeichnet sind und die Art und Weise 
der Aosübung ihrer Functionen rechtlich festgesetzt ist« Der 
Vorgang der Willensbildung selbst ist jedoch juristisch gar nicht 
au er&ssen. Die Gesetae entspringen faetisch in allen Staaten 
nieht einem individuellen Willen, sondern der Einigung von 
Willeneättsseningen verschiedener Personen undOollegien, seien 
dies nun im absoluten Staate die Regierung mit ihren Gesetz- 
gebungscommissionen, im constitutionellen Staate die Kammern, 
deren Beschlüsse vom Fürsten sanetionirt werden, oder in der 
Republik die verfassungsmässig vom Volke mit der staat- 
lichen Willensbildung betrauten Organe. Juristisch betrachtet 
ist jedoch das Gesetz nicht Wille der einzelnen Personen und 
Körperschaften, welche es beschlossen haben, sondem einheit- 
licher Wille des Staates, dem gegenüber Alles, was bis zu 
dem Zustandekommen des Gesetzes vorgegangen ist, keine 
rechtliche Bedeutung hat. So erlangt in der Monarchie durch 
dio Sanction des Fürsten*^, in der Republik durch die 

*•) Auerbach, Bas neue deutsche Reich. 1871. S 21 flF. : Wester- 
kamp, Ueber die Reicböverfassung, 1873,8.97; G.Meyer, Grandzüge S. 24, 
Erörterungen S. 18; Blantschli, Geschichte dei Schweis. Bandesr. S. 5öÖ. 

*') 1. S. 82. 

Laband II. §.56. Gegen die AllgemeingiltigkeitdiiwrAaifllinBt«» 
TgL H. Schulze, Lebrbneh 4. DeataclMB StantereehtB I, 8.527 Ann. 
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Zustimmang des letzten zur Mitwirkung an der Gesetzgebung 
berufenen Factors oder durch Ablauf einer bestimmten Zeit, 
binnen welober der su einem Veto Berechtigte keinen Ein- 
spruch erhoben hat, ein Gesetsentwurf Gesetseskraft. Alle 
Vorgänge von der Einbringung des Gesetsentwurfes in die 
erste ttber das Schicksal desselben entscheidende Kammer 
bis zu dem letzten Stadium, das er vor der definitiven Be- 
sehliessuug zu durchlaufen hat, sind für den Juristen nur 
innere Vorgänge der Staatspersönlichkeit, vergleichbar dem 
Hin und Wieder, dem Bedenken und Ueberlegen, welches im 
Individuum dem Entschlüsse und der That vorangeht, das 
ebenfalls juristisch von keiner Bedeutung ist, so grossen Ein- 
fluss es auch auf das Zustandekommen des Willens, auf die 
Art und Weise der Ausführung haben mag. Psjcbologisch 
zeigt sich Entschluss und Wille ab ein untheilbarer Act 
der von allen vorangegangenen psychischen Processen toto 
genere verschieden ist. Wenn aber juristisch das Wollen des 
Staates eine Reihe in sich untheilbarer Acte eines einheitbchen 
Subjects sein ninss, dann ist nur für die ethisch-politische 
Betrachtung ein Theilnehmen an der staatlichen Willens- 
bildung denkbar. Wenn eine Mehrheit von Personen zur 
Trägerschaft des Staatswiliens berufen ist, so ist der Staats* 
wllle nicht etwa die Summe der Einzelwillen, sondern der 
Wille einer von allen Einzelnen verschiedenen Persönlichkeit, 
nfimllch der Gesammtheit der Träger der Staatsgewalt als 
Einheit gedacht. An dem Znstandekommen des Willens dieser 
Persönlichkeit hat praktisch ein jeder Theilnehmer gewiss 
positiv und negativ Einfluss, aber der entscheidende Willens- 
act ist von dem Willen aller Theilnelimer ebenso unterschieden, 
wie der die Sanction aussprechendf und dadurch einzig und 
allein den parlamentarischen Beschlüssen die Rechtskraft 
verleihende Wille des Monarchen im constitutionellen Staate 
von den Willensäusserungen der Kammern. 

Von einer Theilnahme an derSouveränetät in welcher Form 
auch immer kann daher eigentlich nur im ethisch-politischen 
Sinne gesprochen werden. Wenn also in den Bundesstaats- 
verfassungen den Gliedstaaten eine Mitwirkung an dem Zu- 
standekommen des Staatswillens und an der Ausübung der 
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Staatsherraoliaft eingeräumt ist, so bat dito wohl eine hervor- 
ragende politische Bedentnng, ist aber von keinerlei specifischer 

Wirkung auf den Charakter des Staates. So wie es für den 
Begriff der Monarchie schlechthin gleichgiltig ist, ob der 
Monarch unbeschränkt regiert oder seinen Willen verfassungs- 
mässig eingeschT-iinkt hat, wie absolute und constitutionelle 
Monarchie innerhalb des Begriffes der Einherrschaft Raum 
haben, wie Monarchie und Republik trotz der Verschiedenheit 
des Trägers, der Staatsgewalt beide unter den Staatsbegriff 
fallen, und die allgemeinen Sätse von derNatnr des Staates 
und der Staatsgewalt anf beide gleichmSssig Anwendung finden, 
80 ist es anch für den Begriffdes Bandesstaates gleichgiltig, in 
welcher Weise sein von dem Willen der Glieder unterschiedener 
und ttber ihnen stehender Wille zn Stande kommt. Es ist nur eine 
Species des Genus Bundesstaat, in welchem eine Organisation 
durchgeführt ist, die die Grliedstaaten zu positivem Antheil 
an den Staatsthätigkeiten beruft. 

Politisch allerdings ist die juristisch nicht unbedingt noth- 
wendige Theilnahme der Gliedstaaten an der Bundesgewalt von 
der grossten Bedeutung. Die Gesundheit des Staatslebens ist 
davon abhängig, dass die im Volke wirkenden realen Mächte in 
den Dienst des Staates gezogen, an seiner Existenz betheiligt 
werden, sonst ist die Qefahr vorhanden, dass sie sich feind- 
selig dem politischen Ganzen entgegenstellen. So gebietet es 
die politische Klugheit, dass gesellschaftliche Classen, die 
Macht und Einfluss im Volke besitzen, vom Staate zum 
mindesten nicht zurückgedrängt werden. Sowie nun der Staat 
bei seiner Organisation auf die sociale Gliederung des Volkes 
Bedacht nehmen muss, so kann er es noch weniger ignoriren, 
dass er politische Verbände in sich befasst, die nicht nur 
mit weitgehendem Rechte der Selbstverwaltung, sondern 
überdies mit uncontrolirbarer staatlicher Macht ausgerüstet 
sind. Diese Verbände bei der Ordnung der Ausübung seiner 
Functionen gänalicb bei Seite zu schieben, wäre ein schwerer 
Verstoss gegen die ersten Gkbote der Staatsweisheit.**) 

*•) Tocqueville I, ch. VIII, p. 142 sagt treffend von den Staaten der 
Union: j^L'introdudion de Icurs furces individuelles dans les rouagea du gouver- 
nememt fidirtU n^avait rien d'extraordinaire. Elle ne faiaait que constater 
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Indüm der Boodesttaat aber den Gliedstaaten einen 
Antbeil an der Anifibiing der Staatsfonctionen einräiunt, 
wird er, wiederum nar den Geboten der Staateweiaheit folgend 
und nicht etwa durch die jurietiache Logik dasu geswungen. 
anknQpftBtt müssen an das historisch Gtegebene. Je nach der 
Stärke des nationalen in seinem Verhältnisse zum particularen 
Bewusätsf'ln, nach der Stellung der Träger der bisherigen 
Staatsgewalten, dem Masse der freien Bewegung, das er den 
Gliedstaaten überlassen hat, wird er die Art und Weise der 
Theilnebmerschaft derselben an der Bundesstaatsgewalt regeln. 
Er kann die ganze Staatsgewalt der Gesammtlieit der Glied* 
Staatsgewalten zuweisen, wie im deutschen Reiche ; die Glied- 
staaten nur als Wahlkreise für einen an der Gesetagebung und der 
Bestellung der Jbbsoutive theilnehmenden Standerath benutsen, 
wie in der Schweiz, oder ihnen die Bestellung eines zur Theilnahme 
an der Gesetzgebung sowohl als der Regierung berufenen 
Senates zuweisen ***). und sie bei dem Modus der PiMdenten* 
wähl berücksichtigen, wie in der Union, und ihnen ferner 
einen gewissen Einfluss auf Verfassungsänderungen gestatten, 
wie in der Union and der Schweiz.*"*) Es können allen Staaten 



un fait exuiaiiUt «dui d'uM fm9$mte§ reeomuM fitUait nUnager et man 

violmUr." 

Die Mitglieder des Sfauderaths stimmen ohne Instractionea (Verf. 
Art. 91), sind dalier de jure ebensowenig Vertreter der kantonalen Interessen 
als die des Nationalraths. lu der Union ist »war die Instraction der Senatoren 
anreh die Staaten hSofig geäbt (vgL Biitimftnn I. § 153), üide«eii siiid 
die Senntoren „keUeiiwegi veiplUditet, grundsiLtsUGh die ,Stantenrachte* sn 
wthreD, sondern vielmehr w sn stinmen , wie sie es i» Inteiene der .ünioa 
eraohtenf an deren Refiemnpgownlt sie nls Senntoren gekSren; nnd in der 
Thai hat der Senat sich oft genng 1>eroit gefanden, das Anselien der Central- 
rngiiining dem Particnlarismns gegenäber mit Entschiedenheit sn wahren oder 
sn erweitern." ch 1 i ef S. 447. Allerdings sollte nach der Ansicht der Ver- 
fasser dur Constitaiion durch die gleichen Stimmen der Staaten im Senate 
auch die Solbstandigkeit der Staaten anerkannt und gewahrt werden, doch 
wurde von ihnen das Hauptgewicht auf die Öteilung dua Senates als eines 
conservativen Gegengewichtes gegen das leicht bewegliche BeprftaentMltenhaaa 
gelegt. Vgl. Tk^ Fedetaiut Nr. LXXn, IiZXIII (Haaiilton). 

^ U. V.ArtY: „The Oongres», «lAeneMr two-OMU of hoth kaum 
thmU dtsm U neeesMfy, «An// propon amtnämmOa to Ai» OomÜMimi, er en 
tke mppUoaUon of two-iMrd$ of tke tenertU Aotos, «Aotf caU a convenCien /er 
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gleiche Rechte zuertheilt werden, oder einem oder mehreren 
von ihnen eine hervorragendere Stellung und ein grösserer 
Einfluss auf die Leitung der Bundesangelegenheiten eingeräumt 
sein. Wie bei allen politischen Fragen lassen sich weder über 
die Art noch das Mass der Betheiligang der Griiedataaten 
irgend welche feste Hegeln aufstt-Uen. 

Die föderale Organisation der Bundesstaatsgewalt gehört 
daher nicht zu den wesentlichen Merkmalen derselben. Mit 
Rücksicht auf ihre grosse Zweckmässigkeit jedoch und der 
hieraus sich ergebenden Wahrscheinlichkeit, dass in jeder 
Bandesstaats Verfassung dem föderalen Gedanken ein gewisser 
Spielraum eingeräumt sein wird, kannte man sie als ein 
Naturale des Bandesstaatsbegriffes bezeichnen, welches jedoch 
im Allgemeinen nur ganz vage dahin formulirt werden kann, 
dass den Gliedstaaten eine den coucreten Verliiiltui.ssen ange- 
]>asste Einflussnahme auf die Centralgewalt einzuräumen ist. 
Eine jede präcise Formulirung für die Verwirklichung des 
föderalen Princips im Bandesstaate würde das Schicksal so 
vieler Schablonen theilen, dass sie von den um Scholbegtiffe 
unbekümmerten historischen Mächten bald zersprengt werden 
würde. 

13. Koch weniger als für die Geltendmachung der föde- 
ralen Idee in der Bundesverfassung lassen sich, ausgenommen 
in einigen, allerdings wichtigen Punkten, die später erörtert 

werden, allgemeine Sätze aufstellen über den Kreis von Auf- 
gaben , die die Centralgewalt sich vorzubehalten hat , sowie 
iiht^r die Art und Weise der Durchführung derselben. Nur 
das Eine ist nothwendig, dass der Bundesstaat, da er eben 
Staat ist, auch staatlich organisirt sei, dass er daher die 
nothwendigen Functionen des Staatslebens: Gesetzgebung, 
Regierung, Verwaltung und Gerichtsbarkeit selbst ausübe. 

prcpodng amendmeni», which in ekher ca$e, thall be valid to idl intent« and 
purpo$es ag pari of this constii^ulon, when ratißed hy thc lejinlatures of three- 
fowrth» of the several States or m conventio7iif of fhree fuurtfts ihereof, as the one 
or the other mode of ralißj afion may he propused by the Oongresa.*^ Schweiz. 
V.Art. 121: „Die revidirt« BuudeaverfaBsung tritt in Kraft, wenn sie von 
der Mehrheit der an der Abstimmnng theilnehmendan Bftrger vaA von der 
Helurheit d«r Kanton« ansenamBM iti** Vgl. «aeh Art 86. 

Dr. J«llin«k, Dia Lehre von den StaatanvarUndvncen. 19 
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Für das Wae und das Wie der von ihm auszuübenden Thätig- 
keiten aber eröffiiet gick ihm ein weiter Spelraum« £r kann 
in allen Staateformen verwirklicht werden : er kann monarohiaoh 
orgtaimrt sein, wie Deateohland naok dar Beioheverfaeanng von 
1849 ; die FfiUe «aber Gewalt in die Hände einer Mehrheit von 
Pereonen legen, wie im dentsohen Beiohe ; endlich das ganse Volk 
alt Träger seiner SouyerftnetSt erklären, wie in der Union und 
der Schweiz. Es kann das Schwergewicht des staatlichen Lebens 
in die Gliedstaaten verlegt sein, derart, dass die Function dieser 
als die Regel, die der Centraigewalt als die Ausnahme erscheint, 
und umgekehrt können die nationalen Aufgaben in allen 
wichtigen Beziehungen der souveränen Gewalt zur Verwirk» 
lichung überlassen sein, so dass nur in die Lücken der Com- 
petenz des Centralstaatea die Thätigkeit der Gliedstaaten er- 
füllend einaugreifen hätte. Der Bandeeitaat kann bei der firfnllnng 
seiner Verwaltnngsanfgaben die Mitwirkung der Gliedstaaten 
so viel als üioglich vermeiden, derart, dass er com weitaas 
überwiegenden Theüe nnr mittelst seiner Organe verwaltet — 
wie dies in der Union der Fall ist, woraus die irrige Vor- 
stellung von den absolut getrennten Sphären der Bundes- 
und Gliedstaatsgewalt, die sich ignoriren, entstanden ist.*®) 
Oder der Bundesstaat kann die Gliedstaaten selbst zur 
Durchführung der ihm vorbehaltenen Aufgaben benutzen, er 
kann sie in dieser Hinsicht als Selbstverwaltnngskörper seinem 
Organismus einfügen, wie dies die Schweiz und das deutsche 
Aeioh zeigen.*^) Jede oonerete staatliche Bildung ist das Prodilet 
historischer, socialer und politischer Verhültaisse. Deshalb trSgt 
jede^ Staat neben den allgemeinen in ihm znr Ersoheinnng 
kommenden Merkmalea anob einen streng individnellen , nnr 
ihm angehörigen Charakter. So auch jeder Bundesstaat in Be- 
ziehung auf seine Form, Gestaltung und Vertheilung der 
Competenzen. Wie immer aber die Vertheilung der Compe- 
tenzen ausfallen möge, dem Bundesstaate bleibt der Charakter 
als souveräner Staat dadurch gewahrt, dass potentiell alle 

^ Zuerst ansgesprodiMi 1788 von X»ditoa, Vatoslbfe Nr, IZZIX, 

ptsw ao7. 

'0 ▼sL ^* GfgMtbeiitallvBf dtr Unimi ved dm telidMii lUUbm M • 
Hssnel, dlsUzioosvocIkiraiff. Aasslfs dm dsntsAteBtiflks 1818; 8. 806 t 
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Hobeitsreokte, aiioli die den Gliedstaaten siur selbetSndigen 
Innehabnng überwiesenen, in ibm enthalten sind, der Glied- 

etaat hingegen bleibt nichtsouverän, weil 3ein Wirkungskreis 
ihm als ein, wenn auch uncontrolirbarer , durch die Bundes- 
etaatsverfassung eingeräumt ist. 

Von den hier entwickelten Sätzen aus ergibt sich die 
Unhaltbarkeit der Lehre, welche in dem verschiedenen Inhalte 
der Competensen den speeifischen Unterschied swischen 
Staatenband und Bnndesstaat erblickt, nnd in dem nur 
naoii aussen gewendeten Bnnde den Staatenbnad, in dem 
aneh innere Zwecke des Staatslebens ^»rdemden den Bundes- 
staat erkennt*^) Niobt der üntersobied der Zwecke kann 
einen Unterseki^ in der recbtlieben Strnetnr der Staaten- 
Verbindungen hervorrufen, sondern nur der Unterschied in 
den Rechtsgründen. Vertragsmässige Gemeinschaft bei noch 
so weitgehender Central isation bringt keinen Staat hervor, 
verfassungsmässige Stellung der Gliedstaaten zur Bundes- 
gewalt verleiht bei der grdssten Einschränkung der Competens 
der Centralgewalt der Verbindung nicht den Charakter eines 
Bundes eelbdtändiger Staaten. 

Sowie der Staatenbund nur an der SonverSnetftt der Bundes- 
glieder, bat der Bundesstaat nur an der Souver&netSt der 
Gentraigewalt seine Grenze, so dass sich der weiteste 
Spielraum f&r seine Organisation nach aUen Rioktangen ent- 
wickelt. Nur drei Momente sind nothwendig, um seinen Begriff 
zu wahren. Souveränetät der Centralgewalt, directe 
Unterordnung des Volkes unter dieselbe und die 
£zistenz der Gliedstaaten. 

14. Aus der Souveränetät der Bundesgewalt ergibt sich» 
dass die Thätigkeiten, welche die Existenz dea G^sammtstaates 
unmittelbar ber&hren, ausschliesslioh der Centralgewalt su- 

»»•) P. A.Pfizer a.B.O. S. 44,45: Snell I,p. XXI; Blumerl. 143; 
Trendelenburg, Natarrcchts 2. Aufl. S 585; G. Meyer, Tjehrbnch S. 21 
sieht in dem nur nach aussen gewendeten Bunde stets einen Staatenbund 
wegen mangelnden Sobstrates für eine direote Herrschaft dtr Bundesgewalt 
über die Dntsribanen. Ein solches würde aber avch einem derartigen Bande 
atoht feblMi, wcaa ihm mn dai Bicht d«r Tvktadigang in m» ilim abg«- 
■■Mmma StaatoaTiiMst gtbttrti. 

19- 



Digitized by Google 



1 



292 

stehen müsaen. Das Recht über Krieg und Frieden, schon im 
Staatenbande ein gemeinsam auszuübendes, wird Im Bundes- 
staate ganz und ungetheilt der souveränen Gewalt vorbehalten 
sein müs«<en. Ebenso wird der Schwerpunkt des internationalen 
Verkehres in ihr liegen; aeibist da, wo den Gliedstaaten das 
JElecht internationaler Verträge nicht entzogen ist, wird es 
naturgemä<!R nur auf Verwaitungsverträge beschrankt sein. 
Politische Verträge, die doch nothwendig eine Wirkung auf 
die Stellung des Staates als solchen haben, sind, wenn dies 
anoh nicht ansdrticklich ansgesproohen ist, der Competens der 
Gliedstaaten gans entzogen, sonst würden diese in der Lage sein, 
doreh ihr Vertragsrecht dem Gesammtstaate Verpflichtungen 
aufzuerlegen , und damit wäre die Souveränetät in ihren und 
nicht in seinen Händen. Aus diesem (xrunde ist es auch un- 
zulässig, dass ein Gliedstaat zu anderen nicht zum Bunde 
gehörigen Staaten in das Verhältni.^g eines Staatenbundes oder 
einer Realunion ohne ausdrückliche Zustimmung des Gesammt- 
Staates tritt. Und wenn diese Zustimmung erfolgt, so involvirt 
sie den Abschlnss einer Defensivaliianz des Bundesstaates 
mit der Macht, zn welcher der betreffSsnde Gliedstaat in eine 
der erwähnten Verbindungen tritt, so dass das Bündniss eigent- 
lich vom Bundesstaate in Beziehung anf ^nen Theil seines 
Gebietes abgeschlossen wird. Ebenso kann Incorporation 
fremden Gel)ietes in einen Gliedstaat nur mit dem AVillen 
des Bundes stattfinden , da eine solche den ?^chutz des neu- 
erworbenen Staatsgebietes verlangt , den der Gliedst-aat aus 
eigener Macht nicht gewähren kann. 

15. Indem der Bundesstaat seiner Centralgewalt eine 
Beihe staatlicher Aufgaben vorbehält, erscheint es zweckmässig, 
dass er in seiner Verfassung znnSehst positiv nnr seinen 
Wirknngskreia festsetzt und demgemass diejenigen Functionen 
ansdrficküch an&ählt, welche er selbst ansahen wilL Dadurch 
gewinnt es anf den ersten Blick den Anschein, als ob 

V. Mo hl, Reidkwtaatsr. S.25; aMtyer, Lehflnieh S. 4S3 (i«doeli 

für Zalässigkeit von Unionen). A. Ä. La band S. 189. Fernere Literatur- 
angaben über die Punkte bei G. Meyer, 1. c. Pär die Union erledigen sich 
diese Fragen durch die U. V. Ai t I, eect. 10 aosgesprocbeaen Verbote, tUt die 
Sehweis durch Art. 8 der Verfaasaug. 
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die Gliedstaaten die nicht der Centraigewalt vorbehaltenen 
Rechte auch im Bunde als ui'sprUngliche, von der souveränen 
Gewalt in keiner Weise abgeleitete besässen , woraus denn 
leicht der Scliluss gezogen werden könnte, als wäre nicht 
nur, wie es die populäre Anschauung ist, der Bundesstaat 
das Product eines Vertrages, sondern auch eine Aenderung 
der bestehenden Bundesverfassung nur im Wege des Ver- 
trages möglioh. Damit hängt die so oft in der Literatur des 
Bandesstaates wiederkehrende, mit dem Wesen eines souveränen ' 
Staates unvereinbare Behaaptnng snsammen, dass im Zweifel 
die Vermuthung gegen die Competenz des Bundes und für die 
der Gliedstaaten spreche. Als eine legislatorische Grundlage 
dieser Anschauung gilt das zehnte Amendement zur Unions- 
verfassung und der ihm nachgebildete Artikel 3 der schweizer 
Bundesverfassung. •*) 

Bas Irrige, trotz gesetzlicher Bestimmungen auch praktisch 
Unhaltbare dieser Ansichten*^) zeigt sich deutlieh bei Er> 
wSgong der Möglichkeiten, wie ein souveräner Staat seine und 
der von ihm abhSngigen Verbände Gompetenzen festsetzen 
kann. Er ist nämlich keineswegs gezwungen, positiv die 

Die richtige Ansicht wurde indess bereits früher ausgesprochen von 
Held, System (1856) I. 0.^95 und 0. Mej e r (1861), Einleitang S. 6, Note 7. 

**) „ The powers not delegated to the United State» hy the comtUiUvm 
nor prohibited by it, are reseriyed to the states respectioeli/ ur to the penple.* 
Vgl. Story I, §. 410 fi\ gegen die anberechtigten Schlüsse auf die Interpretation 
der ünionsTer^Msaug , welch« Mit dieaem Aneiidaneiit gezogen irorden sind. 

**) „Die Kantone dnd Mmveiia, so weit ihre SonTerftnatftt nleht dnreh 
die Bondeeverüusnng beechrinkt ist, nnd ttben alt tolehe eile Rechte Mt, 
weldw nidit der Bmdeagevtlt ftbertracen afad.* 

***) Die jaristische Gonaeqnent der eitirttn gaeetsliehen Beitianranfss, 
wenn sie za Gunsten der Staaten- nnd Eantooalsouverftnetftt genommen 
würden, wäre die Unmöglichkeit der Einreihong der Union und der Schweiz 
unter die Bundesstaaten, da sich aus ihnen logixch nur der Schlnss ergibt, 
den factisch v. Marti tz, Betrachtungen, S. 41, bezüglich des norddeutschen 
Bundes ge/.ogeu hat, dass „die Bundesgewalt ihre rechtliche Grundlage nur 
in der Souveräoetät der eiuzelnen Baad^ssUaten findet". Vgl. die treffenden 
▲uanUirongen TOB Story §§. 445 — 447, der dietnf aUeBandeaataaten pastende 
BemwkBttg naeht: „/t co» «mmt 5e jirenMWif, ÜMt ih§ ßvman of Üe OnuU' 
IflrfMm, dedmd io he m^prm$, ^oM i»ltnd to put «ft pown ttt himtutd upon 
Hkt goad vnAet or good intmUhn mr duenlion tfte 8late$ tu Ifte emreite •/ 
tteir aektwohdgtd power«.* I, p. 880, 
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Oompetens dar in ihm enüialtfinen Verliaiide abBiigreiuteii, er 
kann diM auch negativ thnn , indem er in 'seiner Verfaason^ 
die G^egenetftnde anfsihlt, für welche er eioh die Competens 
vorbehält, und anadrücklich oder stillschweigend alte* anderen 

den Gliedstaaten zuweist. Allerdings wird sich selbst bei der 
gTÖssten legis latoriscten Meisterschaft nie eine scharfe, jeden 
Zweifel ausschliessende Grrenzlinie ziehen lassen, denn, wie 
schon erwähnt, widerapricht es dem organiBchen Zusammen- 
hang der Staatsfuncttonen, diese derart za zerlegen, dass die 
80 geaehaffenen Theüe in voUetändiger Getrenntheit neben- 
einander bestehen könnten. Zwdfel, oh im eoncreicn Falle- 
der Bnndes- oder der Gliedstaat oompetent sd, werden ent- 
stehen, und damit ist die Nothwendigkeit gegeben, Äir die 
Entacheidmig solcher Competenzstreitigkeiten zu sorgen, und 
da ergibt sich aus dem Wesen des Bundestaates , dasa nur 
er befugt sein kann , über seine Zuständigkeit durch seine 
Organe zu richten. Nicht etwa eine schiedsrichterlichen 
Charakter tragende Instanz ohne imperiutn^ sondern eine mit 
der vollen staatlichen Autorität ausgerüstete Instanz des 
Bundes hat durch inappellablen Spruch zu entscheiden. So 
hat die Union die Bntscheidung über ver&ssnngsreohtliohe 
Confliote ihrem Obergerichte**), die Schweis seit der lotsten 
Verfassnngsrevision dem Bandesgerichte das deutsche 
Boich dem Bnndesrathe **) übertragen. Daher erklSrt 0 a 1 h o n n 
sich entscbieden gegen das Becht des TTnionsobergerichtes, 
Acte der Gliedstaaten zu vernichten, das er als eine Usur- 
pation bezeichnet*»), denn durch Nichts manifestirt sich die 
Souveränetät eines Staates klarer, als durch die Fähigkeit, 
über seine Zuständigkeit zu entscheideu. 

16. Sowie nun der Bundesstaat innerhalb der bestehen- 
den Verfassung im ZweiÜBlsfalie über seine Competenz au 
richten hat, so kann auch nur er in den verfassungsm&ssigen 
Formen seine Competenz verengern und erweitern, nur er 

II. Wrf. Art. III, sect 2, 1; vgl. Kent I, 443; Story I, §. 375$ 
BSiiimann I. §8- 327 - 329. II, §. 399 

»'} Eevid. Schw. Verf. Art. 110, 1, Art. 113, 1. 
*^ Art. 19. 
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)iat> unabliängig von jedem anderen Factor, das Recht der 
Verfassungsänderung. So wie die ursprüngliche Verfassung 
des Bundesstaates Gesetz und nicht Vertrag ist, ao kann, 
wofern man den Begriff des Bundesstftatea logiach zu Ende 
denkt, anoli jede Aenderiing der Verfassung nur im eines 
von ihm gegebenen Gesetzes erfolgen. Gäbe man sa, dass 
für eine Aendening dtfentlieh-reofatUeher Verhältnisse stets 
ein Vertrag swiseben Glied« und Bundesstaat nöthig sei, dann 
mtlsste man die Lahre vioa der DoppelsonyerSnetftt ta mtegrum 
restitniren nnd es dem Wesen des Staates nicht wider- 
sprechend erklären , wenn die Gesammtheit der staatlichen 
Functionen in zwei selbständige, zusammenhangslose Theile 
zerlegt wird. Denn ein ausschliesslicher Verkehr mittelst 
Vertrag kann nur statthaben zwischen Solchen, welche sich 
in Besmg anf den Vertragsinhalt als vollständig geschiedene, 
gegen einander selbständige Persönlichkeiten darstellen. Der 
Vertrag ist die Farm des Verkehrs Gleichberechtigter,- wo 
aber rechtlioh ein Verhiltniss der Ueber- und ünterordnnng 
g^ben ist» ToUaiehen sich die Lebensverhältnisse nicht in 
einem sich Vertragen, soadem in Befehlen nnd Gehorchen. 
Grenst man daher irgend eine Sphäre ab, innerhalb welcher 
ein Gegenüberstehen von Bundes- und Gliedstaat als völlig gleich- 
berechtigter Personen statthat^ so spaltet man die Staats- 
functionen derart, dass damit die Staatsidee selbst gespalten 
und vernichtet wird. Nur insofern der Bundesstaat die ßege- 
lung einer specielien Angelegenheit durch Geseta verschmäht, 
kann er, wenn es sich um eine verfassungsmässig in die 
Competena des Gliedstaates fallende Angelegenheit handelt, 
mit diesem daräber in ein vertragsmässiges Verhältniss treten. 
Es ist jedoch Idar, dass solche Verträge nnr als Aasnahmen 
nnd nnr auf ein eng begreaates Gebiet beschränkt bestehen 
können. 

Verfossnngsändemngen sind immer die Folge einer in 

den Existenzbedingungen des Staates gelegenen Nothwendigkeit. 
Daher ist das Recht der Verfassungsänderung eine Consequenz 
des Begriffes des souveränen Staates. Ein Staat, dessen 
Existenzbedingungen dem guten Willen seiner Glieder anheim- 

^) Vgl. Haaäel, Ttitr. Eka. S. 843, SM; Dob* n. 8. 88. 
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gestellt sind,, ist nicht eonverfin, denn SoaverSnetftt echliesst 
die Unabhängigkeit in sich. Wo daher die Competenz 
eines Bandes nur dnroh den einhelligen Vertrags- 
willen der GMieder abgeändert werden kann, da 

ist kein Bundesstaat und überhaupt kein Staat, 
sondern nur eine mit delegirter und daher auch 
von dem Eigner zurückziehbarer Macht ausge- 
rüstete Socialgewait vorhanden.^*'') 

Aus dem Wesen der Souveränetät folgt, dass in ihr 
sämmtiiche Hobeitsrechte, das Recht der Ordnung der staat- 
liehen Functionen nach allen Seiten des staatlichen Lebens 
enthalten ist. Die sonveräne Gewalt kann awar ihre Aufgaben 
durch relativ selbständige Verbände unter ihrer Oberau&icht 
ausführen lassen und deren Erfüllung sogar su eigenem, das 
heisst nncontrollrbarem Rechte abtreten. Aber stets mnss 
es , falls sie ihrem Begriffe entsprechen soll , in ihrer Macht 
liegen, durch ihre Organe die Grenzen ihrer unmittelbaren 
Wirksamkeit zu bestimmen. Entzieht sie ihren Grliedern 
die ihnen übertragene oder überlassene Macht, so thut sie dies 
nicht kraft . des mit dem ihrigen übereinstimmenden Willens 
derselben, sondern kraft ihres eigenen, der keiner Ermäch- 
tigung von irgend einer anderen Gewalt bedarf. Verfassungs- 
änderungen im Bundesstaate erfolgen daher durch die hiesu 
berufenen Bundesorgane ebenso gut wie im Einheitsstaate 
auf dem Wege der Gesetzgebung. ' 

Die Negation des BundesstaatsbegrifFes läast sich auch 
durch die Thatsache, dass Einhelligkeit der Gliedstaaten zur 
Verfassungsänderung des Bundes nicht erfordert wird , nicht 



'^') Für 0. Meyer, Lehrbuch §§. 13, 14 ist selbst ein Roleber Bond 
noch Bnndesataat , gemäss seiner Ansicht , dass der Unterschied zwischen 
Staatenbund und Bnndf^sstaat in der Art der HerrRchaft der Bandesgewalt 
über die Unterthanen (dort vermittelt durch die Staaten, hier nnvermittelt) liege. 

*'^) Unionsv. Art. V. (a. oben Note 49") dazu Art. VI, 2: Thia Congtitu- 
llon, and the latos of ihe United State» which shall he made in pursuanee 

thereof, thall öe the s upr eme law of the land^ . Schweiz Art. 199 : »Die 

Eeyision der Bandes Verfassung geschieht auf dem Wege der B andesgesets« 
gab an g." Dtvtodies Baioi Ali 78: «Veriadicangni d«r Y«rflMniig «ifiilg«» 
im Wege der Oeteisg«biiiig." 
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als absolut haltlos hinstellen. Wenn in der Union dreiviertel 
der Staaten»**), in der Schweiz die Mehrheit der Kantone 
im deutschen Reich dreiviertel Majorität in dem die ver- 
bündeten itegierongen repräsentirenden Bundesrathe zur 
Verfassungsändernng nöthig sind, so kann sie auf die Con- 
federation der amerikanisolien Bebellenataaten hinweiseiii die 
nicht Bundesstaat, sondern, wie schon ihr Name besagt, 
Staatenbund sein und die angebrochene Sonveränetät der 
verbündeten Staaten im Bunde bewahren wollte. Aach in 
dieser war sur Aenderong des Bandesvertrages nicht die 
Zustimmung sämmtlicher Staaten erforderlich. •*) Wenn man 
ein Secessionsrecht der Bundesglieder zugibt, ist es in der 
That nicht abzusehen , weshalb nicht auch einer grösseren 
Majorität die Entscheidung über das Mehr oder Weniger der 
gemeinsamen Angelegenheiten zustehen sollte, der sich die 
etwa dissentir enden Staaten, sofern sie noch länger im Bunde 
verweilen wollen, za conformiren haben. Allerdings wird hiebei 
auf den moralischen Zwang gerechnet, der in den meisten 
PäUen aaf die disaentirenden Staaten geübt werden wird, 
indem die Nachtheile, welche einem oder wenigen Staaten 
durch den Austritt aus dem Bund erwachse würden, die 
Anpassung an den Majoritätswillen , die das fernere Ver- 
weilen im Bunde bedingt, herbeiführen wurden. Aber soviel 
i.«3t durch die Confederation der Seceasionsstaaten klar geworden, 
dass man aus der Thatsache allein, dass Majoritätsbeschlüsse 
zu Verfassungsänderungen innreichend sind, noch keinen 
stringenten Schluss auf die Gesetaesnatur der Verfassungs- 
änderung und auf die Staatsnatur des Bundes ziehen kann. 

17* Und damit tritt denn die Erage auf, an welchem 
Merkmale im concreten Falle der Bundesstaat vom 
Staatenbunde sicher zu unterscheiden ist. Das theoretische 

U. V. Art. V; vgl. die vorangehende Note. 

Vgl. Oalhonn II, 292; Sejrdel. BondesstMtonlMgrüf a. a. 0. 

s. m. 

Schw. V. Art. 121. 

R. y. Art. 78 erklärt Yerfassnogsäuderaogea für abgelehnt, wenn sie 
riemliii Stimmen In dem «clitimdfanfsig Mitglieder x&hlenden Bundesrathe 
gegen sich haben, 

8. obM S. 195. 
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Merkmal Hess sich leicht formniiren: dort Soinveränetät des 
Bundes, hier Souveränetät der Glieder. Aber praktisch lässt 
sich, im Zweifelsfalle der einen oder der anderen Bildung das 
geheischte Merkmal nur zuerkennen, indem man constatirt^ 
ob die Glieder ein Seoefisionsreoht besitzen oder 
nicht. Und wenn einmal ein solches Secessionsrecht behauptet 
wird, so hält es schwer , die Existenz desselben an der Hand 
irgend einer BundesyerfsMiiog «n widerl^pen. Das fid^ral 
gopermmeiii C a 1 h o n n*s sieht der ünion mmVerweehseln ttbnlieli. 

Die üebersengnng, dass der Gliedstaat dem Bundesstaat 
untergeordnet sei, dass er daher nicht das Recht habe, sieh aas 
dem nationalen Körper loazareissen , sie muss vor aller 
juristischer Deduction feststehen. Wir haben in 
der Einleitung bei aller Betonung der Nothwendigkeit einer 
streng juristischen Basis des Staatsrechts bemerkt, dass es 
ein absolut voraussetzungsloaes publicistiaches Denken, ohne 
bewnsste oder unbewusste politische Ansohaanngen über die 
Katar und Zwecke des Staates und eines concreten staat- 
lichen Gebildes nicht gebe. So anch bei dem Bondesstaate in 
ahtraeto^ wie tn eonertto. Die Änerkennnng der staatiiehen 
Katar des Bandes nnd einei Bandes hat die politische Vor- 
anssetanng, dass man in ihm die Verwirklichung des nationaleii 
Gedankens oder einer anderen historischen Kotbwendigkeit 
finden will. Der Gedanke, dass das Reich der nationale Staat 
der Deutschen sei, liegt den staatsrechtlichen Deductionen 
EaeneTs und La band's bereits zu Grunde"), und die 
particularistische Theorie vom „staatsrechtlichen Staatenbunde" 
hat nur deshalb so wenig Anklang gefunden , weil das 
nationale Gefühl in den Vertretern der Wissenschaft so 
lebendig ist, dass Kiemand anter ihnen das za vertheidigen 
vermiß, was zwar in der wenig selbstftndigen and überdto 
die änssersten Conseqaenzen vermeidenden Porm, in der es 
Seydel darbot, aber dnrchaas nicht seiner ganzen gefahr- 
vollen inneren Bedeatnng nach widerlegt ist. In der Union 

**) BasB anch die streng Joristiti^e Behandlaogsveise des dentschen 

Staatsrechts im Hintergrond politi!7che Bedeutung habe und beanspruche, hfti 
Baenel selb<;t betoot; vgl. Zur Kritik d«r BegriffabeatimmoDcen des Baade»> 
Staates a. U. S. 92. 
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hat das Resultat des Bürgertoriegee die Vertbeidiger der 
Staatenrechte, wenn auch nicht völlig zum Schweigen gebracht, 
so dficK ihre Stimmen und Forderangen wesentlich gedämpft; 
vor dem Kriege jedoch wäre es kaum möglich gewesen, durch 
einen unparteiischen, nur von juristischen Gesichtspankten 
ausgehenden Schiedaspniefa einer der Parteien Eeeht su geben, 
weil jede jurietisclie Dednetion von einer bestimmten Ansioht 
über die Natur der Union ansang, und das m Beiraisende 
immer sehen vorani^gesetst war.**) 

Nor wenn man in die Gksehiehte blid^, die bistorisobe 
Entwickelnog einer Nation beachtet, die Gefahren kennt, welebe 
dem nationalen Leben aus der particularistischen Zerrissenheit 
erwachsen, nur dann wird man mit völliger Sicherheit, wenn 
es eine Nation über den blossen Bund der Regierungen hinaus 
gebracht hat, in der mit direct auf das Volk wirkender Macht 
ausgestatteten Bundesgewait die Verwirklichung des nationalen 
Staates finden, ihm die wesentiieben Merkmale dee souveränen 
Staates auspreeben, und demgemfiss jede AuflSenng des Bundes 
sei es dureh Übereinstimmenden Willen der Gliedstaaten, 
sei' es dureb Secession derselben für reobtlicb unmöglich er- 
klären. Aber ein formal juristisebes Kriterium fttr den Bundes- 
staat, welches jeden Versuch partionlarii^tiseber AufiPassung 
desselben von Vornherein als gänzlich haltlos darstellte, ist 
wenigstens für die gegenwärtigen Repräsentanten desselben 
nicht zu finden und liegt auch nicht in der Möglichkoit tiiner 
Majorisirung eines Theiles der Gliedstaaten bei Verfassungs- 
änderungen. 

Aber trotz der Unzulänglichkeit des Majoritätsprinoipes, 
ab Kriterium des Bundesstaates ist man doch nicht, wie 
Haenel befürehtet, «der unbegründbaren und darum aueh 
unwiderlegliehen Willkür jedes GonstmetionsveTsnebes der 
Gemeinsobaftsyerhültnisse preisgegeben. Denn in Beziehung 

„Die Frage der NoUification und Secesnioii ist nicht erst von Cal- 
ho an und seinen Scbälern geschaffen woriien, sie ist so alt als die Consti* 
totion selbst nnd sie ist stets eine lebendige, wenngleich nicht immer eine 
brennende gewesen : ihre Wurzeln lagen in den gegebenen tha<sachlichen Ver- 
biiltnissen nod die CoiiBtitiitioii war der lebendige Ansdrnck dieser gegeboiia 
tb»talc1iUcliw TerbSItDlM«« y. Hot st I, 8. 69. 
«>) Tertr. Blas. 8. 60. 
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auf eine organiairte Staatenverhindan^ ist nur Eine Alter- 
native mSgflich. Entweder ist sie selbst ein Staat: dann 
duldet sie der Htaatlichen Natur gemäss kein wie imnier 
geartetes vertragsmäasiges Verhältniss der Glieder zu ihrer 
Centraigewalt, dann sind <)ie Glieder, insoferne sie an der 
Bildung des Willens dieser Centralgewait betbeiiigt sind, 
ihre Organe, dann setzt sie die Competenzen fest und 
nimmt Aenderangen derselben vor, dann sind die Einzel* 
Staaten der vollen Bedeutung des Wortes nach organische 
Oliede des Ganzen, nnd es gibt daher keine Möglichkeit Vertrags* 
mBseiger Lösnng des Bundes und keine Mdglichkeit einer 
rechtich begründeten Secession. Oder der Band beruht auf 
Vertrag: dann sind alle seine Functionen nur Ausübung ver- 
tragsiniissiger Verpflichtuno^en durch ein von den Contrahenten 
geschaffenes und von ihnen abhängiges Organ, wie immer 
auch die Bundesgewalt beschaffen sein mag, dann gibt es 
keine nothwendi^e and darum unlösliche Verbindung der 
Einzelstaaten zu einem Ganzen , sondern nur ein trotz aller 
noch so weitgehender Gemeinschaft mechanisches Nebeneinander- 
bestehen der Einzelstaaten, weil sowohl die HSglichkeit ver* 
tragsmässiger Auflösung, wie auch die der Secession zugegeben 
werden muss. Alle diese Folgerungen hSngeu so innig zu- 
sammen, dass. wer eine von ihnen von irgend einem Bundes- 
verhältniss aussagt, alle anderen auch in den Kauf nehmen 
muss. Die Ansichten der Halben, welche den Gliedstaaten ein 
Bischen Souveränetilt retten wollen oder für Verfassungs- 
änderungen wenigstens eine Schranke in einem den Rechtsgrund 
des Bundesstaates bildenden Vertrag zu finden behaupten 
können vor dem forum juristischer Logik nicht Stand halten. 

Die Gefahr für die Wissenschaft ist daher nicht so 

gross, da nur zwei von diametral entgegengesetzten poli- 
tischen Meinungen getragene Ansichten juristisch möglich sind : 



Der juristische Werth dieser Eichtong wird am besten beleuchtet 
durch (I^ri Ausspruch D u b 8 II, S.41, dass efae Biuide8verfat8iiiif eine MiBohons 

von Vertrag und Gesetz sei! 

*^") V Mo hl, BeiohMiaatsrecht S.11; G. Meyer, Lehrb«cli S.418 S,; 
Oabs IX, S. 31. 
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nationaler Staat mit relativ selbständigen Gliedern oder verbün- 
dete Partien larstaater» mit unauslöschlich particularen und daher 
natiunalfeindlichen Interessen. Und da in eiiif^r von ;^esundeni 
Geiste ertüUten Nation die weite Ansicht wenige vor den 
letzten Consequenzen derselben zurückschreckende Anhänger 
finden wird, so bat dort, wo nicht, wie in der Union yor 
dem !S«ces8ion8kriege, nnversöbnUdie Gegensätze einander gegen- 
überoteben, die dem Nattonalstute feindlicbe Vertragstlieorie 
geringe Anssicbtt eine der nationalen Tbeorie ebenbürtige 
Dnrcbbildung zn erfabren. 

18, Wer die Existenz vertragsmäsaiger Grundlagen des 
Bundesstaates behauptet, der mms in ihnen nothwendig eine 
Schranke für die Competenzer Weiterung de^^selben ans eigenem 
Rechte finden und denin;'t'inäss die Sonveränetät des Buniies 
leugnen. Wenn man hingegen de Bundesstaat als Staat und 
zwar als die zur souveränen Gesammtpersönlichkeit organisirte 
Nation erfasst, so lassen sieb üv seine Oompetenz nur die- 
jenigen Scbranken zieben, weicbe siesicb selbst gesetzt bat. Jeder 
souveräne Staat kann, wenn es seine Zwecke erfordern, jedes 
in ibm sieh voUziebende LebensverUUtniss seiner Ifacbt unter- 
werfen, aber jeder Staat mnss Sphären anerkennen, innerhalb 
welcher eine freie Bewegung der seiner Macht Unterworfenen 
statt hat. ]3aher hat jede Staatsgewalt, namentlich im modernen 
Rechtsstaate, Schranken, aber diese Schranken sind keine ab 
Bolnten, sondern sie müssen fallen, wenn die höh^^ren Zwecke 
desStaates es erfordern, oder vielmehr sie können weitergeschoben 
und verschoben werden, denn eine schrankenlose Staatsgewalt — 
die es factisch auch im absolutesten Staate nie gegeben hat — 
widerspricht der Idee des modernen Staates auf das Bnt- 
Schiedenste. !Für den alle Zwecke des Volkslebens zu erfüllen 
berufenen Rechtsstaat mnss es daher sowohl eine verfassungs- 
mässige Beschränkung seines Willens, als auch die Möglich' 
keit geben , die Art und Weise der Ausübung seiner Func- 
tionen und den Umfang seines Herrschaftsbereiches stets un- 
abhännjiij^ von jeder Macht ausser ihm zu normiren. Dem 
souveränen Staate ist daher bei aller Nöthigung zur Selbst- 
bescbränkung kein Lebens verhältniss seiner Glieder principiell 
entzogen, und es lässt sich daher nur die Existenz von 
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Scliraiiken f&r den Staats^len ttberhanpt, niobt aber die 
eoBcrefte Gestaltung dieser Sehranken ans dem Begriffe des 
Staates dedneiren. Kein wie immer geartetes Aeeht eines 

Mitgliedes des Staates gibt es, das ihm niobt dnreb den in 
den verfaösungsraässigen Formen geäusserten Staatswillen ent- 
zogen werden könnte. Ist der Bundesstaat daher souveräner 
Staat — und das wird Jeder zugeben müssen, der ihn über- 
haupt für möglich hält — so gibt es kein Recht seiner Glieder, 
au dem er eine Schranke fände, es sei denn, dass er sie Bich 
seihst gesetzt hätte. So kann der Bondeaetaat verfassungs- 
mässig die Zustimmung de$ GUed.staates zur Entsiehnng eines 
diesem anstehenden Aeehtes fordern, dann ist es aber anoh 
nur der Bundesstaatswille, der sieh diese fiescbränknng auf- 
erlegt hat. 

Wenn der Bundesstaat nnr selbstgesetste Besohrftnknngea 

seiner Competenz besitzt und diese Beschränkungen keine 
absoluten sind, dann sind auch die Mitgliedsrechte der Glied- 
staaten, nicht, seinem Willen entzogen. Allerdings hat man 
hier dem Staatswillen formelle Schranken ziehen wollen, inso- 
fern er nur eine alle Gliedstaaten gleichmässig treffende 
Umänderung oder Aufhebung der Mitgliedsrechte ohne die 
Zustimmung aller vornehmen dürfe. Wenn die Bundesstaats- 
▼erfassung dies bestimmt. Iftsst sich natürlich kein Einwand 
dagegen erheben. Aber ans dem Begriffe des Bundesstaates 
ergibt es sieh mit niohten als jnristisehe Con8eq[nens. Das 
Frineip der Reohtsgleiohheit ist ein materiales, 
kein formelles Beohtspri ncip. Und wenn es durch 
einen gesetzgeberischen Act verletst wird, so hat der Staat 
zwar materiales, insofern er sich jedoch nioht ausdrücklich zur 
Anerkennung des Principes verpflichtet hat, kein formelles, 
kein Unrecht im juristischen Sinne begangen. So verstösst 
eine bill of attainder, ein Gesetz, welches für eine straflose 
Handlung, nachdem sie begangen wurde, und nur für den 
betreffenden Einzelfall eine Strafe festsetzt, gewiss im höchsten 
Grade gegen die materiale Gerechtigkeit. Nichtsdestoweniger 
ist sie naeh englischem Bechte znlttssig, und sie hat gegebenen 
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Falls dieselbe recbtlicbe BedeutuDg, wie irgend ein anderer 
geeetzgebeiiscW Acfc des engliscben Parlaments.'*) Iii*den 
Vereinigten Staaten bingegen, wo solebe MU» verfkssnngs- 

mSssig untersagt sind^*), ist eine derartige Jadioatnr des 
Einzelfalles durch einen legislatorischen Act sowohl in der 
Union als in den Gliedstaaten nur durch einen Bruch des 
formellen Recht«? möglich. 

Die gleichiaässige Behandlung der Gliedstaaten bei Ver 
£u8nng8anderangen, die Unmöglichkeit, blos einem oder einigen 
von ihnen die selbständige Jnnehabung von Hoheitsrecbten 
gegen ibren Willen su entsieben, ist daber für die Competenz 
des Bnndesstaates nor insofern eine jnristiscbe Sobranke, 
als sie durob die BandesverfiMsung festgesetst ist. So sind 
in der Ünionsverfiissnng ansdrQcklicb die Mitgliedsreebte be* 
zeichnet, welche den Staaten nicht gegen ihren Willen ent- 
zogen werden können.^') Wo solche Verfassungsbestimmungen 
fehlen, wie in den bundesstaatlichen Verfassungsprojecten für 
Deutschland aus der Zeit 1848 — 1851 ^"), da ist nur ein 
moralischer Zwang für eine principielle Grieiobberechtignng 
der Bundesglieder vorhanden, der aber allerdings von solcher 
Stärke ist, dass er praktisch dennoob einem formellen Schutze 
dorob die Verfassung gleiobkonunt Denn scbon im Einbeits* 
Staate ist trots formaler Möglicbkeit eine Verilndening in 
der recbtlieben Stellnng bisber prineipieli gleiebbereebtigter 
Verwsltongsbesirke oder Commnnalverblnde sn Ungunsten, 
nioht ganzer Olassen, sondern einzelner von ihnen kaum m$glicb 
und nur unter Erschütterung des allgemeinen Rechtsbewasst- 
seins durchzuführen. 

Bei Beobachtung der Grleichberechtigung der Grliedstaaten 
jedoch gibt es für den Bundesstaat keine principielle Glrense, 

Vgl Fischel, Die Verf. Engbinda 8.451 t 

Unionsverf. Art. I, sect. 9, 3. 
'*) ü. V. Art IV. sect. 3, 1: „No new State thnll be forrned or crrrtfd 
viihin the Jurisdiction of any other State; nor any $tate be forrned hy the June- 
tion of lioo or more States, or part$ of $tatej, withotU the content of the legitla- 
tiutt of tke States coneemed, <m weU ot of Hu C<mgre»$ ; Art. V, vgl* oben 

^ Vi^ T. Kartiis, Batmütaiis» fi. U Aus. 
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die er bei VerfassaDgBfinderangeii einzuhalten Hätte, und alle 
Vereuohe, soldie Grenzlinien zu ziehen, beruhen auf der Ver- 
wechslung des politisch Unwahrscheinlichen mit dem juristisch 
Unmöglichen. Nur insofeme hierin die Verfassung selbst eine 
Ausnahme gemacht hat, gibt es eine Schranke fiir die Ver- 
fassungsänderung, die aber wie die verfassungsmässige Be- 
schränkung des souveränen Staatswillens keine absolute ist, 
da ja auch Jede principielle Festsetzung im Wege der Ver- 
fassungsänderung aufgehoben werden kann. Nur ein Aus- 
Stessen eines Gliedstaates ans dem Bundesstaat ist absolut 
unzulässig, aber nicht etwa, weil das gegen das Wesen der 
nvertragsm&ssigen Ewigkeit des Bnndes^^ ist'O» sondern weil 
der moderne Staat untheilbar ist, und nur dem stärksten 
von Aussen kommenden Zwange folgend ein Glied von sich 
loslösen darf. 

19. Die Existent der Gliedstaaten im Bunde als solcher 

jedoch ist keine absolute Schranke für denBundesstaatswillen 
ja in der Möglichkeit, die Gliedj»taaten in blosse Selhatvcr- 
waltungskörppr und sogar in ausschliesslich staatliche Ver- 
waltungsbezirke zu verwandein, offenbart sich am reinsten die 
souveräne Natur des Bundestaates. Denn dieser kann nur 
dann allen Zwecken des Volkslebens genfigen, wenn er unab- 
hängig von jeder ihn in seiner Bewegung hemmenden Macht 
ist. Wenn irgend eine Bestimmung in der Verfassung ein 
Ncli me ianger$ für den Staaiswillen bilden w8rde, so mfisste 
im Falle des äussersten Conflictes der Staat zu Gunsten jener 
VerfassuDgsbestimmung zu Grunde gehen — was der Idee 
des souveränen Staates als der höchsten Organisation eines 
Volkes widerstreitet. Nur indem dem Staate die Möglichkeit 
gegeben ist, seine Verfassung den jeweiligen politischen, 
socialen, rechtlichen, ökonomischen, ethischen Anforderungen 
des Volkslebens anzupassen, ist er in den Stand gesetzt, seine 
Zwecke zu erfüllen und daher sich und die Volksgemeinschaft 
intact zn erhalten. Daher moss jeder souveräne Staat die 
Fähigkeit besitzen, seine Verfassung derart ändern zu können, 

V. Mo hl, HeichssUatsr. S. 11. 

Hat sel^ Tertr. Elen. 8 177; Laban d I, S. 125; Zorn. SUaktr. 

I. S. 57 f. 
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dass er sich auch jede belieUge Form £u geben vermag — 
sonst wird er gegebenen Falles auf dem Wege der Revolution 
oder des Verfassuiigabruches das thun, was ihm das formelle 
Recht zu thun verwehrt. Ein souveräner Staat ist nicht an 
die monarchische oder republikanische Staatsform absolut 
gefesselt ; der Satz des Aristotelee, dass der Staat mit seiner 
Form auch sein Wesen ändere , hat für die moderne 
■taaiswiflsenechaftlicher Betrachtung keine Berechtigiing. Viel- 
mehr mnee die Znll&eeigkeit einer m ptrpdmm vaiUlma 
als dnrehaiis staatswidrig verworfen werden. Aach die auf 
die Staateform besfigliohen yerfaeeangebestimmnngen können 
somit keinen aheolnten Charakter beeitaen, nnd wo ihnen durch 
die Verftissnng ein solcher beigelegt wäre, wfirde sich im 
äussersten Falle das Nothrecht des Staates in Form der 
Revolution oder des Staatsstreiches offenbaren. Daher hat 
keine bestehende Form eines Staates einen charticter indelehüw, 
sondern ist gebunden an Bedingungen , die ihr durch ihre 
Vereinbarkeit mit der Existenz der Staates gesetzt sind. So 
wenig Frankreich durch die republikanische Staateform, die 
es jetct besitzt, gehindert ist, sich mit Zustimmung aller 
hiera h5thigen Faotoren in dne Monarchie zu verwandeln, 
so wie eine legale Umänderung der englischen Monarchie in 
eine Aristokratie keine reohtiiche ünmdglichkeit ist» so kann 
anch der Bundesstaat nicht, wenn in ihm die nationale Idee 
ihre Verkörperung gewonnen haben soll, für alle Ewigkeit daran 
gebunden sein, seine Glieder in dem vollen Besitze der ihnen 
zustehenden staatlichen Macht zn belassen. 

Eingreifende Verfassungsänderungen erfolgen aber stets 
nur unter dem Drucke einer zwingenden Nothwendigkeit. Es 
sind daher die Gliedstaaten durch die verfassungsmässige 
Möglichkeit ihrer Beseitigung durchaus nicht der Willkür des 
Bundesstaates preisgegeben, so wenig die Möglichkeit einer 
ver&ssungsmSssigen £inetag;ung der staatsbürgerlichen Bechte 
die Individuen der Willkfir der Staatsgewalt blossstellt. Viel- 
mohr bedeutet die Anerkennung des Satses, dass auch die 
IMri-f»"« der G-Iiedstaaten dem bnndesstaatliohen Willen an 

>^ Polit m, L 

Dr. Jelllatk, Dto Lekm tob Ami StMtaBTaiMiidaDfW. 20 
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Gebote sieht, nur die letzte Coneeqaens, die sich ane der 
Natur des souverftBen Staates ergibt, dass, wenn irgend einer 

anderen Persönlichkeit Interesse innerhalb seines Herrsehafba- 
bereichea mit dem seinigen collidirt, er sich als die höhere 
Macht kraft der ihm innewohnenden Zwecke erweisen muss. 
Die Negation der juristischen Möglichkeit der Verwandlung 
des ßuBdesstaates ia den Einheitsstaat auf dem "Wege der 
Yerfassiingsänderang sehliesst daher die Negation des sou- 
▼eräneo nnd damit des staatlichen Charakters des Bandes- 
staates in sieh, denn es ist nicht ahsnsehen, wie dem Bundes- 
staate überhaupt die staatliche Natnr ankommen soll, wenn 
er nicht souverän ist. 80 zeigt sich wieder der innige 
Zusammenhang aller aas dem Staatscharakter des Bundes- 
staates fliessenden Sätze. Bei welchem immer auch ein 
Widerspruch einsetzen will, er kann nicht einen einzigen aus 
der ganzen Reihe elidiren, ohne zugleich den Bundesstaats- 
begriff in seinem vollen Umfange zu negiren. 

C. Die staatliche Stetlung der Glieder. 

20. Das dritte wesentliche Moment im Bondesstaata- 
begriff neben der directen und souyeränen Herrsohaffc der 
Gentraigewalt ist das Vorhandensein yon Gliedem, welche 
staatlich organisirt und mit uncontroUrbarer staatlicher Macht 
ausgerüstet sind. So wenig sich nun juristisch Prftcises Über 
die Organisation der Bundesgewalt und den Umfang, sowie 
die Art und Weise der Ausübung ihrer Functionen aussagen 
liess, so wenig ist das bei der Frage nach der Organisirung 
der Gliedstaaten möglich. Wie viel staatliche Macht ihnen 
zur selbständigen Ausübung iberlassen ist, und in wie weit sie 
als Organe der Bundesgewalt zu verwenden sind, bleibt den 
concreten Bundesstaatsverfassungen überlag<?en. Nur so viel 
lässt sich allgemein behaupten, dass die Functionen, deren 
ausschliessliche Ausübung durch das Wesen des Bundesstaates 
der Geütralgewalt zustehen, das Recht über Krieg und IVieden, 
den Gliedstaaten selbstverständlich völlig entzogen und deren 
völkerrechtliches Vertragsrecht wesentlich auf das Eingehen 
von Verwaltungsverträgen eingeschränkt sein muss. Auch das 
Mass des Einflusbea, welchen der Bundesstaat auf die Art und 
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Weise der Organisiriingf der G-liedstaaten nimmt , lässt sich 
nicht in eine allgemeine Formel bringen. Es hebt den Begriff 
des Gliedstaates noch nicht auf, wenn durch die Bundes- 
verfassung eine bestimmte Organisation der Gliedstaaten vor- 
gesciirieben ist, wenn nur innerhalb dieser Organisation für 
genügend freie Bewegung Kaum ist. So garantiren die Union 
und die Eidgenossenschaft^^) ?hren Staaten, beziehungsweise 
Kantonan repnblikaniaohe Verfassungen, welche Garantie an- 
gleich das Verbot einer monarchischen oder aristokratischen 
Oigamsimng in sich schlieast. '*) Innerhalb des Rahmens der 
republikanischen Verfassung ist jedoch den Staaten der Union 
und den Kantonen der Schweiz der i^eieste Spielraum für 
die Modalitäten des Aufbaues der Verfassung gewährt. Diese 
Thatsache allein ist übrigens ein deutlicher Beweis für die 
Ableitung der Staatenrechte aus der Verfa?!3ung des Bundes- 
staates und gegen die Lehre von der Gliedstaatssouveränetät, 
in welcher Form sie auch auftreten mag. Ein souveräner Staat, 
der sich die Grundzöge seiner Organisation yorschreiben und 
sich verbieten lassen rouss, sie über eine gewisse Grrenze 
hinaus zu verändern , ist eine Vorstellung, wie sie wider- 
spruchsvoller nicht gedacht werden kann. 

21. Da die Gliedstaaten Staaten sind, so ist, wie 
schon frfiher gesagt wurde, so weit ihre staatliche Natur 
hervortritt, das Völkerrecht auf sie anwendbar. Sie können 
also, sofern die Bundesverfassung es nicht untersagt, Gesandte 
schicken und empfangen und Staatenverträge bezüglich der 
ihrer freien Disposition unterliegenden Angelegenheiten 
schliessen. Dieses internationale Verkehrsrecht besteht aber 

") ü. V. Art. IV, secl. 5. 

'*) Schw. Verf. Art. 6: «Die Kaaione sind verpfliektAt. flr Hin 
Yaffuatuifm die Gevihrlaisfeiiiic d«8 Bond«! naehsaneliMk Der Band fibeninint 

Gtovfthrleiitiuiff , insofern a. sie niehte den Yonehriften der Bundes- 
▼erfearanf ZawiderlnnfeDdes entiinlten; b. eie die AnsObnng der politiaehen 
Rechte nneh repnbUknniselien (repriientotiven oder demokratischen) Formen 
aiehetn; e. sie vom Volke angenommen worden sind und revidirt werden 
können, wenn die abtolate Mehrheit der Bfirger ea TerlaogL" YgL Blauer 
I, Kap. 1, §. 2. 

") Vgl. Federalist Nr. XXI (Hamilton) p. 179. 180; Büttimann 
IL §. 420—423; S tory book III, cn. XLI ; Schlief S. 346 ff. 

20* 
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nur mit solcHen Staaten, welche vom Bandeastaate anerkannt 
sind, und zu denen er in freundschaftlichen Beziehungen steht 
sonst würde es in die Macht der G-liedstaaten gelben sein, 
salbständig die Politik des Bundesstaates zu beeinflassen. 
Auoh kann das Vertragsrecht nnr innerhalb der Grenaen das 
Bundasraohtes «usgefibt werden, da die BandesverfaMm^g die 
absolnte Sobranka der Handlnngsfähigkeit dae Öliedataatas 
bildet. Der Bundetverfassnng wideisprediende Vertrags- 
bastunmnngen baben keine Eecbtakraft nnd sofern kein do!m 
▼on Seite des Gliedstaates verwaltet , hat der andere Con- 
trahent auch kein Recht, sich hierüber zu beschweren, da 
der Bundesstaat als Staat völkerrechtliche Anerkennung be- 
sitzt und daher den mit , den Gliedstaaten in Verkehr tretenden 
Staaten die verfassungsmässig eingeschränkte Position der- 
selben bekannt sein muss.*^) Da ferner der nicht souveräne 
Staat durch Acte des sonveränen verpflichtet werden kann, 
da anf allen Grebieten das Bnndesreoht dem Staatenrecbt 
▼orangeht, so werden darch einen Staatenvartrag das Bundes« 
Staates die demselben widerstraitendan Bastimmongon dar 
Gliadstaatavarträge tpBo fiuio aufgehoben, also ohne daas es 
eines biaranf basflglichan WiUansaetas der Gliedstaaten', ba- 
ziehentlioh der anderen Contrabenten bedarf. 

So wie es nicht gegen das Wesen des Bundesstaates ist, 
wenn den Grliedstaaten ein, wenn auch begrenzter Spielranm 
freier Thätigkeit nach Aussen eingeräumt ist — was indess 
politisch keineswegs zu billigen ist — so können die Glied- 

**) Vgl. Thvdicliiiiii, J>ieL«itsof der .saswIrtifMi Politik dwB«lcks 
in Holtsendorffa J«]irba«k t OmtUigblmg, Ytnraliuf «. BaditBplflf» 

dw deatRcben Reiches IV, S 340 ff. 

») Vgl. H Schulze, PnoM. Stuter. U, a981 i Laband IX, &196; 
G.Meyer, Lehrbuch S. 178. 

") Vgl. V. Mo hl, ReichBsUatsrecht S. 321 ff. Wahrend die deatschen 
Gliedstaaten freies Gesandtschafts- und Vertragsrecht unter Wahmug der daroh 
die Rwichsverfassang auferlegten Reatrictlonen besitaeo, können die schweizer 
K&ntone „ausnahmsweise'* über Gegenstände der Staats wirthschaft, des nachbar- 
lichen Verkehrs und der Polisei mit dem Analaode Vertrigi» MklieMvo, Yart 
Art. 7, di« QUadttastm dar Union Jedoeli nw mit GMohmiguig da OoagrMSM 
mit fremden Stantea aich in niehlpolitiMke UebaninUnfto einlanin {ü gm m mt 
oreompoe^nmUnttra^iedATon den sbielntviibotenentrMJIr» m Ui m u», er eei»* 
fetUratUm, V. Y. ArtI, seet 10, 1 n. 2. Story II, §. IdOfl). Y^ ik«r dl» 
Union ntd die Sohveis Rftttimnnn II, §§. dfiS, 37& 
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■teatea besflgUoh der ihnen snr selbständigen Verwaltung 
verbliebenen Angelegenheiten auch unter einander in Verkehr 
treten, sofern nicht ein Anderes verfassungsmässig bestimmt 
ist. Sie können daher gegcnneitig Gesandte schicken und 
empfangen und unter einander Verträge schliessen, wie die 
deutschen Gliedstaaten und die schweizer Kantone während 
die Staaten der Union zwar nicht ausdrücklich dee Gesandt- 
schaftsrecktes bemalet sind und auch fomiell befogt sind^ mit 
Genehmigiing des Congrmes VertriSge unter einander sa 
eeUieaeen"«), jedooh fiuMaeok nieht in die Lage kommen, Ton 
ibien Beobften Gebraneh an machen. Die von den Gliedstaaten 
nnterelnander geschlossenen ¥erMge sind, wenn nieht ans- 
drficklich das Gegentbeil festgesetzt worden ist, nicht naeh 
dem gemeinen Rechte des Bundesstaates, sondern naeh Völker- 
recht zu beurtheilen. ®') Nur können Streitigkeiten unter den 
Gliedstaaten nicht anders als auf friedlichem Wege aus- 
geglichen werden , wie es schon bezüglich der Streitigkeiten 
▼onün Staatenbunde befindlichen Staaten der Fall ist. Während 
aber im Staatenbunde ein Bundesgerioht immer nvr den. 
Charakter eines Schiedsgerichts an sieh triigt, mnss es im 
Bundesstaate eine riditerliehe Instans geben, deren Urtheil 
nnbedmgt Folge geleistet werden mnss, da die uUima ratio 
des sonveriinmi Staatea znr Darohsetanng seiner Ansprüche 
gegen einen andieren, die Selbsthilfe in Gestalt des Krieges 
entschieden gegen die staatliche Natur des Ganzen veretösst, 
dem die Einzelstaaten untergeordnet sind, und auch formell 
schon durch den Umstand ausgeschlossen erscheint, dass 
das Eecht über £ri^ und Frieden den Gliedstaaten gänzlich 

*^ IM« Ittstons mn Aber Q^ginMaä» dar GMttegebmiff, dw G«riekte- 
wvMBi «id dcrTcrwaltsagJ^doeh «iiter Onrtiole dM BimdM; Y«r£.Art7*9, 
TgL Blnaer J, 161 ff. 

•«) üiiMST. Axkl, MCt 10. ft: »Ih «tete Ml, wükma ÜU wmmi o/ 
MUfrsit — — — enter into any agreement or eompaet wUh «natker 4lal^ «r 
witk et/teiffu power." Vgl. Battimaiin II, §. 35^ 

•») S. oben S. 49- 

••) DubB II, 8.25; ebenso gelten bei ColliBiooen der Gesetze ver- 
«chiedener Gliedstaaten die Grundsätze des internationalen Privatrechta, welches 
gerade in einem Bandesataat — der Union — eine so reiche Anabildang 
•rfahren hat. 



Digitized by Google 



310 



entzogen ist. Diese richterliche Function kommt natnrgemäss 
der bundesstaatlichen Institution zu, welche die verfassungs- 
mässigen Grenzen sowohl zwischen Bundes- und Gliedstaat 
einerseits, als auch andererseits der Gliedstaaten untereinander 
sa wahren hat.") 

Sofern die Gliedstaaten ihre Yerfassongsmässigen 
Pflichten verletsen, tritt ihr staatlicher Charakter darin her- 
vor, dass sie nicht durch ein dem Einheitsstaate gegen 
sMne ünterthanen zustehendes civil- oder strafrechtliches 
Zwangsmittel zur Pflichterfüllung angebalten werden können, 
sondern dass eine in den Formen völkerrechtlichen Zwanges 
auftretende Gewalt zur Aufrechterhaltung der Verfassung 
nÖthig ist, ein Zwang, der zwar niemals den Charakter eines 
Krieges zwischen gleichberechtigten Mächten annehmen kann, 
aber doch gegen den Staat als solchen gerichtet iet. Schon 
im Staatenbande ist die Möglichkeit eines £xecationa*y er- 
fahrene, wenn auch nur eines vertragsmSssigen gegeben, das 
indess der Staat, gegen den es gerichtet ist, durch Bruch 
des Bundesvertrages in Krieg verwandeln kann, wie es Prenssen 
1866 gethan hat. Wo im Bundesstaate die Yerfassung ein 
solches Ezecutionsverfahren nicht vorgesehen hat, wie in der 
Union, da wird es gegebenen Falles als in der Natur der 
Sache liegend durch die Gewalt der Umstände herbeigeführt. 
Die Execution kann schliesslich keinen anderen Zweck 
haben« als die Herstellung des verfassungsmässigen Zustandes. 
Da sie nicht in den Rahmen der ordentlichen staatlichen 
Zwangsmittel gehört, so kann die Art und Weise ihres 
Vollzuges nicht genau durch richterliches ürtheil prädsirt sein, 
obwohl es der Rechtssicherheit entsprechend ist, wenn ihre 
Anordnung nicht dem freien Ermessen der Bitndesorgsiie 

„An ii\jury done hjf «IM Staft fo onoAtfr ßtai» er i» a Mtm of 
amtk» Slate ig tut a molter ^ kOtmatioiMl wnngi ü U a wttm hreacK 
ofth0 pgaee, to kertei^fied hg Aefedent Cäuirt$ or, ^netdbe, töUthatÜmd 
by iht fedwal army." Froeman ». a. O. p. 102. 

**) 0. y. Art. III, Met 2, 1; Sdhw. Y. Art. 118, 2; DwiMilit Rdeinn 
Art. 76. 

*^ YgI.o1>ena49— M; fenMrBlmnttchli, Mod. YSlknnebt Art.514; 

Dnbs U, S. 30. 
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«olieinigeBtellt» sondern dem nnparteÜBchen Sprnobe des 
Biehten .fiberwieaen ist **) 

Die Bnndesexeontion nnteraclieidet sieli von allen anderen 

staatlichen Zwangsmittel dadurch, dass sie nicht gegen Indi- 
viduen, sondern gegen den Staat als solchen gerichtet ist, ihr 
letzter Zweck ist es daher, ein bestimmtes staatliches Ver- 
halten herbeizuführen y während aller andere staatliche Zwang in 
letzter Instanz immer Individuen trifft. Aach da, wo ein 
Varband das nächste Object des Zwanges im Einheitsstaate 
iMtf tnftt dieser in letzter Instaus doch immer die den Yer* 
band oonatitnirenden Eincelpereönliofaketten. Eine Veieise- 
anflSsnng s. B. dnreh riehterliehen Befehl snc S tr af e ist nidht 
gegen den Verein als soloben, sondern yielmelir gegen die Ge- 
sammtbeit der Yereinsmitglieder geriebtet. Die Exeontlon bis- 
gegen, hierin dem Kriege nicht unähnlich, soll den Einzelnen 
nur insoweit treffen, als dies durch ihr Wesen als gegen 
einen Sta^t gerichteten Zwang unumgängliph noth^/endig ist. 

23. So lange die Gliedstaaten nneontrolirbare staat« 
liobe ICaobt besitaen, bleibt der Gbaraktw des Bandesstaates 
nnyerftndert. Da siob jedoeb dae Mass der den Gliedstaaten 
snr Anfrecbterbaltung ibres Typns eineorftomenden freien 
Bewegung niebt in eine allgemein giltige Formel bringen 
läset, so ist der Gegensatz von Bundesstaat zum Einheits- 
staat, die beide unter den gemeinsamen Begriff „Staat" fallen, 
kein so scharfer, wie der zwischen Staatenbund und Bundes- 
staat, die toto genere von einander verschieden sind. Wenn 
die Gliedstaaten eines Bundes nämlich sämmtliche ihnen 
zustehende fechte behalten, so dass an der Vertheilong der 
Competenzen nichts geändert wird, aber eine verfassungsmSssige 
Controle oder anob nnr die Mögliebkeit einer Controle der von 
den Gliedern alsStaaten aasgeübten Aote dorcbdie Oeniralgewalt 
gesobaffen wird» dann lässt neb begrifOicb ein solches Staats- 
gebilde Ton unem decentralisirten Einbeitsstaate nicbt mehr 
nntersobeiden. Bei dem grossen Einflüsse der DniensreifiMSsung 



**} üeber die Mängel der deatadien Verfassnng in dieser Hinsicht vgl. 
Haenel, Yertr. Eiern. S.267. 
•*) 8. oben S. 50. 
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auf die amerikanische Staatenorganisation suchten mehrere 
sftdamerikaniaohe Repnbitken nah eine föderative Yerfauimg zu 
geben. So auch Y enesnela, deaeen olfioieUer Titel lautet : Lo$ EUidm 
ÜnidoB de Veneguela, Jeder der yeneaaelieolieii G^Hedataaten 
liat ganz wie in dem nordamerikaniselien Kniterstaate 8«ine 
eigene Legialatnt Aber der Congrese Ton Venemela kann 
jeden Beschlues einer Stäatenlegislatur anniilliren. Die 
Staaten sind somit unter die Controle der Centralgewalt in 
Beziehung auf ihre gesetzgeberische Thätigkeit gestellt, und 
demgemäss ist trotz seines föderal klingenden Titels Venezuela 
kein Bundes-, sondern ein decentralisirter Einheitsataat. Wenn 
in einem der jetzt beatehenden fiundeaataaten eine älmliohe 
Beatimmung würde aoceptirt worden sein, dann mfiaate man 
ibm aelbat dana, wenn der Kreia der den Gliedataatm snr 
Yerwal inng .augewieaenen Angelegenbeiten noek ao aehr 
erweitert würde, den Charakter einea Einkeitaataatea zn- 
apreeheni dann würde die Anwendung dea Staatsbegriffea auf 
die Glieder nur historische, aber keine juristische Berechtigung 
haben, weil nun jeder Anhaltspunkt fehlen würde für einen 
begrifflichen Unterschied zwischen der als Gliedstaat bezeich- 
neten Körperschaft und einem Selbstverwaltungskörper. Durch 
einen einzigen Satz der Verfassung könnte demnach bei völliger 
Belaaanng der gegenwärtigen Organisation der Gliedstaaten ")| 
ja aogar der Bundeagewalt ein jeder der Bnndeastaaten in 
einen decentraliairten Einheitaataat flbergeken — dnrok die 
Featatellang dea Jti# «upremae inspectionü der Centralgewalt. 

Bei Betrachtung der ataatarechtliehen Stellung der eng- 
liaeben Colonien zum Mutterlande ist gezeigt worden, wie 
weit die Autonomie and Selbstverwaltung eines Staatstheilea 
gehen kann, ohne dass der einheitliche Bau des Staates da- 
durch verändert wird. Aber trotzdem wäre nichts unrichtiger 
als den Bundesstaat als einen Einheitaataat cum die in dem 

*') LoQis Gottard s. y. Venemela bei B 1 o ok, DictionDaire II, p. 1086. 

*<) P. 0. ▼. PUata, dl« Sdkwds in ihrer Batvickttang wm liabflito- 
stMto, £aiidi 1877, bmU alt BlakilQht vat 9!U voa ilin ab aofbiraidif 
bttraolMt üpwuidtmig dir Sohwefa im «ian dMmtndiiirtoB SialuftHtut 
8. 189 C YoiMlfllc« ftr dj* MafUse OtfaaiMlfoa. dtndbta, wdehia aa- 
Mie die Orsnisetiea der Kaatooe lunreriadect UeHiea wlbde^ 
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Sume n beMidmeii, da» der dit» du Mrfw «§ jfiiaiMfo 
wire. Die Annoht, dmss »othwendig dne Vevwuidliuig 
des Bundes In den deeentraHsirten EHnheitsstaat eintretsn 
müsse, lifttte nur dann eine Berechtigung, wenn der Bundes- 
staat rein dynamischer Natur wäre nnd demgemäss nur eine 
Episode des nationalen Lebens bezeichnete. Aber weder durch 
seinen Begriff, noch durch die Gesetze der Geschichte ist dies 
gefordert. Es ist allerdings möglich, dass er nur eine vor- 
äbergehende G^estaltung im Lebeneprocesse eines Volkes be- 
aeiehnei, aber es ist andererseits auch nicht die Möglichkeit 
ansgescblossen , daas keinerlei Umstände den Bundesstaat m 
einer Aendenmg seiner Verfassiing in dem Sinne nSthigen, dass 
er kraft seiner SonTerineiftt die von ihm seinen Gliedern über« 
lassenen Hoheitsreoliie seiner Controle nnterstellt. 

D. Das ZssasiMSBirirtieB tfM Sssitoeslsafsi sstf 4sr 8NMtatsalsa« 

24. Indem im Bundesstaate die Centraigewalt eine Reihe 
staatlicher Functionen den Gliedern zur selbständigen Inne» 
habnng fiberträgt und so in sieh eine Reihe nieht sonverSner 
Staaten aohsflt, wird die Gesammtheit der yom Staate an 
lösenden Aoigaben weder von der Bandes- noeh von den 
Einaelstaategewalten allein erfftUt. Das Znsammenwirken 
beider ist nöthig, nm alle dnreh den Staat an realisirenden 
Zwecke an erfOllen. In diesem h$heren, tlber den Kreis juri- 
stischer Betrachtungen hinausreichenden Sinne ist es richtig, 
dass erst die Totalität von Bundes- und Gliedstaat**) den 
Staat in der geschieh tsphilosophischen Bedeutung repräsentirt. 
Auch im Einheitsstaate werden die Staatszwecke nicht nur 
von der Staatsgewalt selbst gefördert und erfüllt. Die in 
den Staatsarganismns aufgenommenen öffentlioh-reohtlichen 
Verbände besorgen, wenn auch im staatlichen Auftrage und 
unter staatlicher Controle Staatqgesohfifte ; aneh hier ist der 
▼ollendete Staat die h5here Einheit der Staati^walt und 
der SdfistverwaltangakSrper. 

Die juristische Basis dieser höheren Auflkunnng liegt 
aber in der Erfassung der Buadesstaatssouveränetät als einer 

**) H»«a«l, y«rtr. SIml a 61 
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nntheilbaren, in der troti der Zuweisung uneontroHrlmror 

staatlicher Macht an die OTedei* principiell alle dem sonve- 
ränen Staate zustehenden Rechte enthalten sind. Hat man 
aber das Wesen der Souveränetät richtig erkannt, dann hin- 
dert auch nichts , den Gliedern den Staatscharakter in dem 
von ans entwickelten Sinne snzuspreohen und den realen 
Verhältnissen entsprechend anznerkenifteii , dass die Glieder 
im Bunde nicht nur politisch, sondern auch juristisch mehr 
sind als CommunalverbSade h5herer Ordnung. **) 



Kit dem Bundesstaate ist die Reihe der organisirten 
Staatenverbindungen abgeschlossen, die Kategorien, weiche 
sonst noch aufgestellt worden sind, s. B. das Bundesreioh 
und das Staatenreich sind als selbstündige juristische 
Begriffe nicht haltbar, als beseiehnen conorete politische 
Gestaltungen , welche ihrem rechtlichen Typus nafih unter 
den Staatenbund, die Reaiunion, den Bundesstaat oder den 
Einheitsstaat fallen. 



Einfach als letstere erscheinen sie in der AaflFassaag der oben S. 37 
Note 1 dtirtMi 8eluriftitdlir, fsraerbeiH. Treittcbke, Bnndind B«ioh. ZAm 
JtkM draftMhtrKiisplb S. 564— 571 und 8ekftffle, Bau u. Leb«BlV, S.d07. 

Blunttohli, BeBmrkingm tber die MWffem YorMhlife sar deotp 
•dm YMftMiuig 1848 (TgL Brio 8., 83), KodaniM Yailumoht Art. 70; 
Stahl, die deateche BaichsTerfMiiing 1849, 8.81 (Brie 8.88), v. Mar- 
titz, Betrachtungen S. 41 Note 35 und Treitacbke, a. a. 0. S. 579 C 
Stellea das „Reich** als eine eigene Form der Staatenverbindungen auf 
Sch&ffle XV, S. 409 die Kategorie des .Hegemonie-CreaaiiimtotMtes*'. 



1 
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Die Betrachtung der verschiedenen Corabinationen , in . 
denen Staaten mit einander vereioigt. sind, hat eine Reihe 
TÖlkerreohtlicher Verbindungen gezeigt, welche zwar alle 
den gemeinisamen TypuB ▼ertragsm&ssiger Einigung darbieten, 
aber inhaltlich die grösste Mannigfaltigkeit und politisch die 
grösste Verschiedenheit aufzuweisen haben, von dem oft nnr ein 
minimales Interesse der paoiscirenden Staaten regelnden ein- 
fachen Staaten vertrage und der flüchtigen Allianz bis zu der die 
engsten Beziehungen der T heile voraussetzenden und fördernden 
Realunion, Bei aller Verschiedenheit der juristischen Gestal- 
tung und der factischen Stellung der in vertragsmässiger 
Gemeinschaft stehenden Staaten, ist es die Souveränetät 
der Glieder, welche den obersten Grundsatz für die recht- 
liche Benrtheilnng der völkerrechtlichen Staatenverbindungen 
abgegeben hat. 

So zahlreich die völkerrechtlichen, so gering die Anzahl 
der staatsrechtlichen Formen der Staatenverbindnngen. 
Während bei den völkerrechtlichen Verbindungen — mit 
Ausnahme der die Voraussetzung engerer Verbindung bildenden 
Staatengemeinscliaft — der gemeinsame höchste Oberbegriff 
der S t a a te nv e r t r ag war, ist es die Kategorie des S t aa t es 
selbst, unter welche die staatsrechtlichen Verbindungen ein- 
zureihen sind, es sind Erscheinungsformen des Staates, die 
man als zusammengesetzte Staaten den einfachen 
Staaten, als Speeles Eines Genus ooordiniren kann. 

Das leitende Princip für die staatsrechtlichen Verbin- 
dungen ist die nicht souveräne Stellung der Glieder, 
welche von der souveränen Gentraigewalt dnrdi Ver- 
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IflOmiig luiooiitrolirbarvr staatlielter Maoht na Snlgeotoii von 
HoMMÜiiafttreoliten imd dadnreh sn iiieht soayerSnen Staaten 
crliobeii werden. 

Unter den völkerrechtlichen Verbindungen sind als organi- 
sirte und daher auf die Dauer berechnete politische Btind- 
niftse hervorgetreten der Staatenbund und die Realonion, 
welch' letztere nur eine Abart des ereteren bildet. 

Nur zwei Formen des zusammengesetzten Staates sind 
uns begegnet: der Staaienetaat mit indirecter Unterordnung 
der Individuen unter die souveräne Gewalt und der Bundes- 
staat mit directer Hecrschaft der Centralgewalt Uber das 
Volk. Als eine dem organisehen Wesen des modernen Staats* 
lebens entspreehende Porm kann nnr der Bundesstaat gelten.. 

So ersohSpfsn sieh Ar die moderne Staatenwelt die 
StaatenverMndnngen , sofeme sie sine bleibende Begelnng 
zwischenstaatlicher und staatlicher VerfaSltnisse bezwecken, 
in dem Gegensätze des Staatenbundes und des Bundesstaates. 




Digitized by Google 



Sachregister. 



(Die Ziffern bedeuten die Seitenzahlen.) 



Abgeleitetes Recht 41^ ^ 
Absoluter SUat 83, 210, 21ß. 
Admimstrfction.Vertragsmässige 113 IT., 

12L 

Aegypten 150, 15L Ißß^ 
Allgemeines Staatsrecht fi. 
Allianz 121 ff. 

— Defensiv-, 122, 292. 

— Friedliche 122. 

— Kriegerische, 1^ 

— Offensiv-, 122. 
Andorra 127, 1Ü2. 
Anerkennung 99, 124. 
Annexion 68 ff. 
Argentinische Republik ^ 
Ausgleich 219 ff. 

— Ungarns mit Oesterreich 240 H. 

Autarkie Iß, 

Autonomie 69, 70, 75, 28^ 

Barbareskenstaaten 125. 
Belgien 263. 

— Neutralität 13ß. 

— Verfassung 2fi7 ff. 
Benovent M6^ 
Besitzergreifung 79, 
Bosnien 53, 116. 15S« 
Bulgarien 30, 46, 134i 148= 
Bündnisse Iö8* 

— Nichtorganisirte 108. 

— Organiftirte 108. 

— Organisirte Verwaltangs- 158 fL 

— Politische 112, 123i 123. 

— Schutz- und Truts- 122i 
Bundesreich 314. 
Bundesstaat 143, 145, 263 C 

— Entstehung 253 ff. 

— Begriff 226. 
Yerfassung 280 ff. 

Oanada 66, 75- 
Castilien-Aragonien SIL 

Centralisation der Verwaltung 82. 
Centraiisirter Staat 247, 276, 2ÖQ^ 



Cession 79, 132, 153, 222. 
Gherokees 153. 
China 156. 

Colonien 43, 63, 64 ff. 

— Britische 65 ff., 129, 262. 
Commissionen 160, 161 ff. 
Oompeteuzänderung 3(1 ff-, 35 , 140 

141, 228, 292 ff., 311. 
Confederation der amerik. Sädstaaten 

18. 188. m ff. 205, m. 

Conföderatidn d. Ver. Staaten 185» 
Controle 4Q ff. 
Corfo 136. 

Croatien-SIavonien 30. 
Cypern HZ ff. 

Debellatio 79, 

Decentralisirter Staat 76^ 252^ 277^ 2SQi 

Delegationen 245 ff. 

Delegirtes Recht 41.177. 190, 236. 296. 

Deutscher Bund Ul. 185 ff., 201| 217. 

229, 23LL 
Deotsches Reich . 

— a) altes 48, 142. 146. 

— b) neues 52^ 119, 142, 188, 254. 
265 . 267 ff.. 270. 274. 275. 279. 
288, 290, 294i 297, 298, 308, 310x 
311. 3M 

Donaacommission, EuropÜsche 161 ff., 

250. 

— der üferstaaten 16L 102. 
Donanfttrstenthiuner 127. 134. 142 ff« 

Eigenes Recht 41 ff., 77, 130, 132 ff-, 
190, 272, 296, 

Einheitsstaat 53, 68, 70, 77, 78, 81, 
80, 142, m 210, 216, 232, 233, 
262. 253,m 303,"3ri. 312. 

EIsass-Lothringen 4L 279, 280. 

Englands Verh. zu ind. Fürsten 166. 

Bxecation 50, 176, 310, 31L 

Federal govcmment 182 ff-, 206. 
FeadalBtaat 139, 144 



Google 



318 



Finnland 70 ff., 2SL 
Flasacommissionen, Internationale 161. 

Föderales Princlp 2M ff. 
Frankfurt 79, 

Freie Städte, gemeinsames Gericht 

168. 2iÜL 
Frenndscbaftsvertrag 124. 
Förstensonveränetat 24 ff. 
Fusion ßS ff. 

Garantie 126 ff. 

— der Verfassung 307. 
• — accessorische 134. 

— «elbstindige ]M. 
Gemeinsames Gericht 168, 23Q. 
Genf 22. " 
Genna-Sardinien 75. 

Gesetz 106 ff., 230, 239. 243. 245. 248. 

249. 250. 258, 270, 285, 2^ m 
Gliedstaaten 3T7ll9j I2ö; 142, 144, 

153, 25S ff., 272 ff.. 277.^, 280, 

S 288, 290, 292. 293^ 

303, 304, m ff. 

— Entstehung 45, 2fiiJ ff.. 227 ff. 

— Snbjecte des Völkerrechts 48, 307 ff. 

— Staaten Verträge der 52i 307. 
GriechenUnd 263. 
Griechische Stüdtebünde 184, 253. 
Grossbritanien-Irland 52^ 
Grnndgesetzliche Verelnigong 198 ff. 

Hannover 79. 
Hannover-England 83, 21fi. 
Hansa 1S4. 

Herregowina 53. 116. 15h. 

Hessen-Kassel 79. 

Höchste Gewalt 2Ü. 

Hoheitsrechte 20, 27_, 35, liL 143, 

148. 176, 177, 192 , 200 . 236. 

242, 2477291. 296. 303.^. 311. 

Imperium 3L 
Incorporation ßfi ff-, 2S2, 
Indianer 152. 
lUlien ^63, 2fi4. 

Japan 15ß. 

Jonische Inseln 30, 79, 127, 129 ff. 
Jnristische Begriffe U ff., 210. 
Juristische Person 128 ff., 252, 252 ff.. 

282 

Kentuckybeschlüsse 194, 
Krakau 80, 127, 128, 136, 
Kriegsvölkerrecht ^77 



ILandeshoheit 48, 144. 
Lateinische Städtebände 184. 
Lanenburg-Preussen 79^ 222. 
Lehensband 125, 139, 145. 156, 
Liechteo stein 171. 
Lncca 146. 

Luxemburg, Neutralität 13ß. 
— -Niederlande 233. 

Mandat 171 f. 

Mecklenburg 17L 2D5 ff. 
Meterconvention 
Mexico 4, 

Moldau 147, 148, 
Monaco 127. 

Monarchie 83, 85, 86, 82, 212, 216. 

25L 252. 285, 282- — 

Mosqnitos IM ff. 

Vassau 29, 
Naxos IM. 

Nationale Staatenbildung 2ß2, 2ßE 

265 ff 
Nebenländer 63 ff. 
Neuenbnrg-Preussen 216. 
Nen-England 263, 
Neafchätel ]AiL 

Neutralitat, Ewige 126 ff., 135, 
Nicaragua L54 ff. 

Nichtsouveräne Staaten 3ß ff., 132 ff.. 

277. 278, 28L 291, 3Ü6 ff. 
Niederlande. Staatenbund der 184. 229 
Norwegen 263, 
Nuilification 175. 193^ 196. 

Oecupation 113 ff. 
Octroyirnng 'ML ff 
Oeffentliches Recht 5 ff. 
Oesterreichische Kronländer 43^ 22. 
Oesterreich-Ungarn 83, 87, 116, 214, 

216. 217. 219. 222. 226 ff. 
Ostseeprovinzea 25, 

Personal-Union 82 ff. 

Personalverträge 1Q4, 

Piombino 146. 

PoCommission 161 

Polen 56, 21 ff, 80, 208, 216. 

Pontecorvo 146. 

Politik 2 ff 

Postbureau, Internationales 1^ ff., 230. 
Postvertrag, Welt- 159, 163 ff^m 
Pragmatische Sanctio'nl34, 235,237ff., 

251. 253 

Protection 18^ 126 ff. 
Pmth-Commission IßL 



d by Google 



319 



Realimion 84} 137 ff. 

Realverträge 104^ . 
RechtsperMÖnlichkeit 82, 85| 212, 222. 

224. 239. 251. 27&. 
BechtBverhältnisä 178, 181, 252^ 
Reich 250, äM. 
Reservatrechte 142, 222. 
Rennionen SQ. 
Rheinbund 185, 25R. 
Rheincommission 160. 164. 
Rio Pango l2dL 
Romäoiea 149, 263^ 2ßS. 
Rnmelien 166. 

»achsen-Coburg-Gotha 208 ff. 
Schleswig-Holstein 204. 
Schottland -England 83, 8L 
Schweden-Norwegen 85, 199, 202, 214, 

217, 219 222 ff. 
Schweiz, BuödesRtaat 253, 265, 263 ff.. 

279. 288. 290. 293. 294. 297. 307. 

ai2. 

— Neutralität 136. 

— Staatenbund 185, 186, 191. 
Secession 188, iMff. 217, 258, 260 ff., 

297 ff 
Selbstverpflichtnng 32 ff. 
Selbstverwaltang 69, 70. 75. 77, TB. 
Selbstverwaltuogskörper 78, 158, 280. 

290, 304, 312, 
Serbien 142. 148. 149. 2fi4. 
Siam ISfi» 
Sonveränatät 1^ ff. 

— Factische 2L 

— Staatsrechtliche 22, 21 

— Völkerrechtliche 22, 23. 

— Staats- 23. 
St. Marino 127. 

Staatenbildung 254i ^ ff-i 263, 2fi5 ff. 
Staatenband 122 ff. 
Staatengemeinschaft äl ff. 
Staatenreich 314. 
Staatenstaat 132 ff., 278. 
Staatensystem Sl ff. 
Staatenvertrag LOQ ff, 
Staatsservitut 42, 47, 149. 
Ständischer Staat 85, 21L 
Suzerän Hl, 147. 

Telegraphenonion 163 ff. 
Träger der Souveränetät 25, 21L 216, 
m 224. 



Tribunale, Internationale 166. 
Tribut 125. 148, 149 ff. 
Türkei 115 ff-, 130i 141, 147, 148, 150, 
Tunis 150. 151. 152. 



Ungarn, s. Oesterreich-Ungarn. 
Unkiar-Iskeles^i, Tractat von 135* 
Union, Vollkommene ß8 ff., 84. 
— Entsteh ongsart 29 ff. 
Unrecht, Völkerrechtliches 49, UL 
Unterthan 3L 



Vasallenstaaten 37^ 141i 147, 148, 15Q. 

Venezuela 312. 

Verbindungen, Histor.-polit. ßQ» 

— mit jai istischem Charakter 60^ 
89 ff. 

— Nichtorganisirte 58 ff., 91 ff. 

— Organis irte 58 ff-, 158 ff. 

— Staatsrechtliche 58, 315. 316. 

— Völkerrechtliche 58, 315, 310. 
Verein 158. 

— Verwaltungs- 112, 15B ff. 
Vereiüigte Staaten von Nordamerika 

45. 50. 51. 52. 79, 152. 185. 253. 

256i 27i 274, 275, 279, 280. 288. 

290. 293. 294. 297. 298: 303. 307. 

308. 309. 
Verfassungsänderung .304 ff. 
Verpfändung 1 14. 
Verträge der Gliedstaaten 52, 307. 

— im engeren Sinne 107. 

— Permanente 10,5. 

— Persönliche 104. 

— Politische 1Q6. 

— Real- 104. 

— Verwaltungs- 106, 112. 
Vertrag 42, 101 ff., 226, 236^ 239. 

242, 25Ü. 254x 255, 256 ff., 258 ff., 
2bl. 262. 270. 291. 293, 295. 300. 
301. 

Völkerrecht 47,92. III, 124, 260. 27L 
Völkerrechtliche Einheit 181 ff. 
Volksso averänetät 24, 188i 192, 29Q. 



Wal deck 120 ff. 
Walachei 147, 14B. 



Zollverein, Deutscher 162 ff., 229. 



ZutttiM imd Beriehti^fuigen. 




Seit« 


• 10 


Note 9 


Zeile 1 T. ■. 


statt 


S. 10 lieg I., S. 10. 


n 


27 


, 33 


n 4 0. 


n 


G. XII 85 Ue» 0. Zn §. 5. 


1» 


90 






n 


AvIUfuiff Uee Yertafiiac. 


m 


44r 


. u 


« ■ • 


9 


Botto« 187t lies Bottoii 1871 p.2. 


• 


51 


» 25 


» 8 „ , 


9 


Augßh» Um Avegftb« tob Jokn 

0. Hamilton. 




«1 


,1 2» 


n 2 « n 


9 


H. Schnltse lies H. Schulze. 




7« 




el6ü.l7, , 


m 


des ScUnsaactet lie« der ScMnsi- 










acte. 




7« 




» 1 V. U. 


9 


Barop. Constitutionen lies Baroj^ 
y erf assang eo. 




72 


- 11 


N Inn 


» 


queiU Hee fit' eil«. 




8o 


■lad lifo HotM ^ Q. 4*) 


nun 


wtelkn. 




98 


Hute 5. 


Zell« 5 T. «. 




JSmI efs. IS* Ml, ist eiiBweiailHi H 


1» 


162 


• 82 




■fitt 


Vol. m, p. 831 ff. Um Yol. lU; 

p. 381 ff. 


j) 


152 


n 82 


]» ^ r» n 


9 


Schlief S. 400 ff. lies S chl i e f S. 200 IT. 








9 U V. 0, 


9 


die innerhalb der Grenzen lies 
die ehemals innerhalb der 
Grenzen. 


• 


IM 


Kot» 36 


. 3 „ u 


» 


des Präsidenten von Gnat lies des 
PritidoBten Orani. 




155 


Note 41. Dw ScUedipruak Ist utwdMM« ftbcadnekl vwdeii ia 








de« Wiesev JnrisftiMdMii BUttem 1881, Nr. 40 mad 6a 


• 


180: 




Zefl« 11 IL tM 














government. 


n 


192 




»ISiLlO» 0. 




Staatsideen lies Staatsid«». 




238 


Note 54 




n 


Caronam lies Coronam. 




240 


, 36. 


a 4 » n. 


9 


§. 11 lit c. lies §. 11 lit. 0. 


• 


256 


» 8 


II 89,, 


n 


con$9nHt lies consent it. 




28} 




» 1 ■•2 » y 


n 


nnd den staatlichen lies am den 



itaatlicbea. 



, 297 tM die Moton OLiud 61*) vasutellen. 



Digitized by Google 



• ^ b'rgiti^ed by Google 



